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Vorwort 



Ein Angebot nationaler Zeitungen und Zeitschriften an internationalen Verkaufsstellen 
ist heutzutage fur Leser eine Selbstverständlichkeit. Aus logistischer und produktions- 
technischer Sicht weist das extrem „verderbliche“ Gut insofern Besonderheiten auf, als 
dass der physische Vertrieb der Presseprodukte sehr aufwendig sein kann, insbesonde- 
re wenn kleine und kleinste Auflagen international zu distribuieren und jeden Tag flä- 
chendeckend-pünktlich an Kiosken und anderen Verkaufspunkten bereitzustellen sind. 

Die voranschreitende Integration Europas fährt dazu, dass die Funktionsfähigkeit und 
Rationalität der gewachsenen Strukturen im Bereich der Pressevertriebe in Frage gestellt 
werden. Es verschärfen sich Konflikte zwischen den von der EU angestrebten „Frei- 
heiten“ des Wirtschaftsverkehrs und der Märkte einerseits, den Sicherungsbedürfnissen 
für die Erhaltung der Vielfalt der Presse andererseits. 

Vor diesem Hintergrund zeigt die vorliegende Arbeit das gewachsene deutsche Pres- 
severtriebssystem mit seinen Besonderheiten und system-inhärenten Interdependenzen 
auf und liefert einen Vergleich mit anderen europäischen Ländern. In diesem Zusam- 
menhang wird untersucht, inwieweit dieses System auch im zusammenwachsenden Eu- 
ropa eine Zukunft hat. Weiterhin soll der Frage der Preisbildungsoptionen für internatio- 
nal vertriebene Presseprodukte anhand verschiedener Szenarien nachgegangen werden, 
um letztlich Zukunftsperspektiven für die international verbesserte Zugänglichkeit von 
Presseerzeugnissen aufzuzeigen. 

Die Arbeit wurde im Sommersemester 2001 an der Friedrich- Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg zur Promotion angenommen und basiert auf dem Gesetzes- und 
Literaturstand vom September 2001. 

Mein außerordentlicher Dank richtet sich an meinen Doktorvater Herrn Prof Dr. Win- 
fried Schulz, der sich stets Zeit für ausführliche Gespräche nahm, aber auch an Herrn 
Prof Dr. Peter Klaus für die Übernahme des Korreferates. Weiterhin möchte ich mich 
bei Herrn Gerd Leilich bedanken, der diese Arbeit jederzeit nachhaltig gefördert hat. 

Allen anderen Gesprächspartnern, die mich beim Entstehen der Arbeit mit interessan- 
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I. Einführung 



„EUROPA“ steht als Synonym für ein „Vereintes Europa“ und sorgt für Schlagzeilen in 
aller Welt. Mit diesem Begriff verbunden sind breit gefächerte Assoziationen, aber auch 
eine gesteigerte Erwartungshaltung der Bevölkerung. i Der Wegfall der Grenzen2 zwi- 
schen den Mitgliedsstaaten Deutschland, Österreich, Frankreich, Belgien, Niederlande, 
Luxemburg, Italien, Spanien, Großbritannien, Irland, Portugal, Griechenland, Däne- 
mark, Schweden und Finnland3 allein reicht noch nicht aus, um ein Zusammenwach- 
sen der verschiedenen Länder und unterschiedlichen Kulturen zu erreichen. 

Bei näherer Betrachtung ist schnell festzustellen, dass weniger von Harmonie, dafür 
um so mehr von Divergenzen und Differenzen zwischen den einzelnen Teilnehmer- 
staaten in unterschiedlichsten Bereichen die Rede ist.4 So ist es an der Tagesordnung, 
dass Gerichts- oder Kommissionsentscheidungen den Egoismus und Protektionismus 
der einzelnen Länder korrigieren, um das gewünschte Miteinander zu erzielen. 5 

Viele Unternehmen sehen sich bereits im angestammten nationalen Markt einer tur- 
bulenten Umwelt gegenüber. Sobald sich der heimische Markt nun um ein Mehrfaches 
erweitert, nehmen die Herausforderungen nicht ab, sondern eher zu. 6 Sich im Mitbe- 
werberumfeld erfolgreich zu positionieren und trotzdem den rechtlichen Anforderun- 
gen der EU gerecht zu werden, erscheint oft nicht einfach.7 

Dementsprechend gilt es auch für die in den weiteren Ausführungen im Fokus ste- 
hende Verlagsumwelt, neue Verhaltensweisen und Strategien zu definieren, um die 
gewachsenen Strukturen und nationalen Besonderheiten an die der anderen Mitglieds- 
staaten anzupassen, sie zu harmonisieren oder gänzlich neue Modelle zu entwickeln. 
Im Vergleich zu manch anderem Einproduktuntemehmen agiert ein Verlag in zwei 
getrennt voneinander ergebniswirksamen Geschäftsfeldem, nämlich im Anzeigen- und 
im Vertriebsgeschäft. 8 Eines setzen jedoch beide Erlösquellen voraus: sie benötigen 
ein redaktionell gutes Presseprodukt, das die notwendige Kundenakzeptanz findet. 
Diese journalistische Höchstleistung bleibt leider oftmals unberücksichtigt bei den 
Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes oder den Verkündigungen der Euro- 
päischen Kommission. 

Zwar ist den zuständigen Personen und Institutionen aller Mitgliedsstaaten der in 
unterschiedlichsten Formen und Ebenen definierte Sonderstatus der Presse als konsti- 
tutives Merkmal eines demokratischen Grundverständnisses bewusst, trotzdem gibt es 



1 Vgl. Noelle-Neumann (2001), S. 5. 

2 Vgl. WeidenfeldAVessels (1992), S. 7. 

3 Aufzählung der EU-Mitgliedsstaaten, Stand August 2001 . 

4 Vgl. Noelle-Neumann/Petersen (1999), S. 591. 

5 Vgl. Zuleeg (1997), S. 779. 

6 Vgl. Neue Währung - neue Strategie (1996), S. 7. 

7 Vgl. Meffert/Bolz (1994), S. 60. 

8 Vgl. Noelle-Neumann/SchulzAVilke (1994), S. 461. 
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Einführung 



des öfteren Entscheidungen, die sich mehr unter Befolgung der Wettbewerbsordnung 
oder eines Harmonisierungsdranges einordnen lassen.9 Dies wird insbesondere bei EU- 
Rechtsentscheidungen zu den Themen Werbeverbote und deutsches Presse- Vertriebs- 
system deutlich. 

Im Kern der Untersuchung gilt es, die historisch gewachsenen strukturellen und ver- 
trieblichen Ausprägungen des international hoch gelobten deutschen Pressevertriebssy- 
stems mit seinen Interdependenzen zu untersuchen, um sie in der nachfolgenden Darstel- 
lung der länderspezifischen Pressevertriebssysteme im Ganzen oder nur teilweise wie- 
derzufinden. Es soll weiterhin die Frage beantwortet werden, wie diese in Deutschland 
durch Rechtsprechungen legalisierten Strukturmerkmale auch in einem zusammen- 
wachsenden Europa weiterhin von Bestand sein können bzw. welche Risiken für den 
Erhalt des Gesamtsystems - insbesondere im Export von Presseerzeugnissen und der 
damit verbundenen Preisgestaltung - verborgen sind. 

Speziell der grenzüberschreitende Vertrieb von Zeitungen und Zeitschriften wird sich 
wie ein roter Faden in dieser Arbeit verfolgen lassen. Er macht den nicht unerheblichen 
Anteil 10 von durchschnittlich bis zu 10 Prozent des gesamten Vertriebsumsatzes eines 
Verlages ausn und resultiert aus dem im internationalen Vergleich überdurchschnittli- 
chen Reiseverhalten der Deutschen. Dabei stößt der eine oder andere Privat- oder Ge- 
schäftsreisende bei der Suche nach Lesestoff! 2 auf teilweise deutlich vom Inland nach 
oben abweichende Preisgestaltungen seiner bevorzugten Lektüre. 1 3 

Die Preisfindung für Verlagserzeugnisse mit ihren diversen Einflussgrößen bis hin 
zur verlagsproduktspezifischen Unterscheidung zwischen nationaler Preisbindung und 
grenzüberschreitender Preisempfehlung wurde in der Vergangenheit in unterschied- 
lichsten Verfahren der Europäischen Kommission und des Europäischen Gerichtshofes 
berührt. 14 So sind insbesondere unter dem Aspekt der Euro-Einführung und dem damit 
verbundenen grundsätzlichen Überdenken der Preisgestaltung! 5 die mit den unter- 
schiedlichen Modellen der Preisdifferenzierung bzw. Preisharmonisierung verbunde- 
nen Risikeni6 für den Systemerhalt des deutschen Pressevertriebs abzuwägen. 

Die hierzu erforderlichen einzelnen Szenarien analysieren die Ergebniswirksamkeit 
für die jeweiligen Handelsstufen. Sicherlich wird es in den Verlagsuntemehmen keine 
einheitliche Modellwahl der grenzüberschreitenden Preisgestaltung geben. Auch wird 
der Stichtag der Euro-Bargeld-Einführung, also der 1. Januar 2002, kein Datum sein. 



9 Vgl. Presse-Preise in Euro-Land (1999), S. 44. 

10 Vgl. Die Verleger trotzen dem Internet-Zeitalter (2000), S. 20. 

11 Vgl. Die synchronisierte Zeitung bleibt ein Phantasieprodukt (1993), S. 15. Der Durchschnitts- 
wert von bis zu 10% des Exportanteils am gesamten Vertriebsumsatz wurde durch eine interne 
Erhebung des Axel Springer Verlages festgestellt und hat nach diversen Rücksprachen auch für 
die Mehrheit anderer deutscher Verlage Gültigkeit. 

12 Vgl. Anders Lesen (1999), S. 27. 

13 Vgl. Urlauber wollen aktuelle Lektüre (2001), S. 70 ff. 

14 Vgl. Großhardt (1995), S. 3. 

15 Vgl. Verlage tun sich mit Euro-Preisen schwer (2001), S. 78 f 

16 Vgl. Das Phänomen des verlorenen Pfennigs (1998), S. 17 f. 
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an dem die Verlage von der bisher unterschiedlichen Verfahrensweise zu einer einheit- 
lichen Strategie kommen, jedoch können bereits hier Weichen gestellt werden, die das 
Risiko einer Infragestellung der deutschen Pressevertriebsstrukturmerkmale durch die 
Europäische Kommission minimieren. Empfehlungen, wie eine Preisgestaltung dies- 
bezüglich aussehen sollte, werden unter Zuhilfenahme der unterschiedlichen Szenarien 
erarbeitet. 

Abschließend werden Zukunftsperspektiven und -Visionen der international verbes- 
serten Erhältlichkeit von Presseerzeugnissen aufgezeigt. Dabei werden neben Harmo- 
nisierungstendenzen für die Realisierung eines einheitlichen Europas auch neue 
Techniken angesprochen und Weiterentwicklungstendenzen dargelegt. 




IL Der Einfluss europäischer Ordnungspolitik 
auf die Auslandsaktivitäten deutscher Verlage 



Um auf spezielle Probleme der EG-Gesetzgebung eingehen zu können, ist die Klärung 
einiger Grundbegriffe notwendig, die immer dann bedeutend sind, wenn Politik und 
Presse in Konflikt geraten und der Vertrieb von Presseprodukten gefährdet erscheint. 

1. Grundlagen der EG-Medienpolitik 

1.1 Pressefreiheit 

Den Stellenwert einer freien Presse im EG-Europa verdeutlichte Jacques Delors, sei- 
nerzeit Präsident der EG-Kommission, wie folgt: 

“The press is not an industry like any other. Any loss of ffeedom would be major. 

The Commission will do all it can to maintain as widely-read a press as possible. 

The Press is an indicator of democracy.”i7 

Die Manifestation der Meinungs- und Pressefreiheit wurde durch die Vorgänge der 
amerikanischen und französischen Freiheitsbewegungen im 18. Jahrhundert stark be- 
einflusst. Bereits in Artikel 11 der Verfassung der französischen Republik von 1789 
war der Grundstein für eine Formulierung der Garantie für Meinungs- und Pressefrei- 
heit! 9 gelegt worden: 

«La libre communication des pensées et des opinions est un des droits les plus 
précieux de l’homme: tout citoyen peut donc parler, écrire, imprimer librement; 
sauf à répondre de l’abus de cette liberté dans les ça déterminés par la loi. »20 

Richtungsweisend für die Formulierung der Menschen- und Freiheitsrechte in den 
westlichen Demokratien ist die internationale Menschenrechtskonvention (Internatio- 
nal Bill of Human Rights) der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1948. Für die 
vorliegende Arbeit ist besonders der Artikel 19 von Interesse: 

„Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäusserung; dieses 
Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen ungehindert anzuhängen sowie über 
Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf Grenzen, Informationen und Gedanken- 
gut zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten. “2 1 



17 Positionspapier der drei Organisationen „The European Publishers Council (EPC)”, „The Euro- 
pean Newspaper Publishers’ Association (ENPA)” und der „Federation of Associations of Peri- 
odical Publishers’ of the EC (FAEP)” (1992), S. 93. 

18 Vgl. Wilke (2000), S. 134. 

19 Vgl. Löffler (1969), S. 41. 

20 Beiträge und Dokumentationen aus dem Europa- Archiv (1976), S. 200 f 

21 Deutsche Gesellschaft für Vereinte Nationen <Hrsg.> (1990), S. 4. 
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Auch im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wird der Meinungs- und 
Pressefreiheit der hohe Status eines Grundrechtes eingeräumt.22 In Artikel 5 Absatz 1 
des Grundgesetzes vom 24. Mai 194923 heißt es: 

(1) „Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 
und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu 
unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rund- 
funk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.“24 

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes im sogenannten Spiegel-Fall un- 
terstreicht weiterhin die Wichtigkeit dieses Grundrechtes und macht in ihrer Formulie- 
rung deutlich, dass die freie Presse für den demokratischen Rechtsstaat „schlechthin 
konstituierende“ Bedeutung hat.25 Allerdings gilt das Grundrecht der Pressefreiheit 
nicht ohne Einschränkungen. Nach Artikel 5 Absatz 2 GG findet es seine Grenzen in 
den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, also u.a. dem Strafrecht, den gesetzlichen 
Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre . 26 

In der Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE) in Helsinki am 1. August 1975 wurde erstmalig EU-übergreifend eine Verbes- 
serung der Verbreitung von, des Zugangs zu und des Austausches von mündlicher und 
gedruckter Informationen festgeschrieben. Damit einhergehend wurde die Förderung 
der Verbreitung gefilmter und gesendeter Informationen, der Zusammenarbeit im Be- 
reich der Informationen auf der Grundlage kurz- oder langfristiger Abkommen oder 
Vereinbarungen und einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen für Journalisten in 
den Teilnehmerstaaten niedergelegt. 27 

Von besonderer Bedeutung für diese Arbeit ist der oben genannte Wille, die Ver- 
breitung, den Zugang und den Austausch von gedruckten Informationen zu verbessern. 
Er soll daher einer genaueren Betrachtung unterzogen werden. Explizit besagt die Ver- 
einbarung über gedruckte Informationen: 

„Die Teilnehmerstaaten beabsichtigen auf ihrem Territorium die Verbesserung der 
Verbreitung von periodisch und nicht periodisch erscheinenden Zeitungen und 
gedruckten Veröffentlichungen zu erleichtern. Zu diesem Zweck werden sie ihre 
kompetenten Firmen und Organisationen ermutigen, Abkommen und Verträge zu 
schließen, die auf eine schrittweise Erhöhung der Menge sowie der Anzahl der Ti- 
tel von Zeitungen und Veröffentlichungen gerichtet sind, die aus den anderen 
Mitgliedsstaaten eingeführt werden. Diese Abkommen sollen die Bedingungen für 
schnellste Lieferung sowie die Benutzung der in jedem Lande für den Vertrieb 
seinen eigenen Veröffentlichungen und Zeitungen bestehenden Vertriebswege er- 



22 Vgl. Wilke <Hrsg.> (1999), S. 17. 

23 Vgl.Löffler(1969), S. 57. 

24 Grundgesetz (1993), S. 13. 

25 Vgl. Kaufmann (1994), S. 2 und Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts <Hrsg.> (1967), 
S. 150 ff 

26 Vgl. Deutscher Bundestag <Hrsg.> (1998), S. 168. 

27 Vgl. Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (1976), S. 270 ff. 
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wähnen und zwischen den Partnern vereinbarte Zahlungsformen und -mittel nen- 
nen, die es ermöglichen, die Zielsetzungen der Verträge zu verwirklichen. “28 

Um den Zugang der Öffentlichkeit zu gedruckten, periodischen und nicht periodischen 
Publikationen zu verbessern, wurde vereinbart, dass eine Erhöhung der Stellen für den 
Verkauf dieser Veröffentlichungen neben einer Angebots Verbesserung für periodisch 
erscheinende Presseerzeugnisse, z.B. für Touristen an Urlaubsorten, gefördert werden 
soll. Außerdem soll die Möglichkeit zur Entwicklung von Abonnements gemäß landes- 
spezifischer Modalitäten unterstützt und die Zugänglichkeit zu Veröffentlichungen in 
herkömmlichen Bibliotheken und Universitätsbibliotheken verbessert werden. 

Die bereits im Jahre 1975 während der KSZE-Konferenz erklärte Selbstverpflich- 
tung der europäischen Mitgliedsstaaten, die Presse und das damit verbundene Recht 
der freien Meinungsäußerung - verbunden mit Überallerhältlichkeit - zu fördern und 
zu schützen, wurde jüngst neu bestätigt. Im Rahmen des EU-Gipfels wurde am 7 . De- 
zember 2000 die Charta der Grundrechte der Europäischen Union unterzeichnet. Zum 
ersten Mal in der Geschichte der Europäischen Union wurde in einem einzigen Text 
die Gesamtheit der bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen und sozialen Rechte der 
europäischen Bürger sowie aller im Hoheitsgebiet der Union lebenden Personen zu- 
sammengefasst.29 In der Präambel und im fortlaufenden Text wurde neben der Defini- 
tion der gemeinsamen Werte - unabhängig von den vorab dargestellten landesspezifi- 
schen Festschreibungen der Pressefreiheit - folgende Regelung für Kultur- bzw. Me- 
dienbelange auf EG-Ebene getroffen30; 

„Präambel: 

Die Union trägt zur Erhaltung und zur Entwicklung der gemeinsamen Werte unter 
Achtung der Vielfalt der Kulturen und Traditionen der Völker Europas sowie der na- 
tionalen Identität der Mitgliedsstaaten und der Organisationen ihrer staatlichen Ge- 
walt auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene bei. Sie ist bestrebt, eine ausgewo- 
gene und nachhaltige Entwicklung zu fördern und stellt den freien Personen-, Wa- 
ren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr sowie die Niederlassungsfreiheit sicher. 

Artikel 11 (2) 

Die Freiheit der Medien und ihre Pluralität werden geachtet.“3i 

Wie die Zitate zeigen, gilt die Pressefreiheit als eines der wichtigsten Bürgerrechte 
in den freiheitlichen Demokratien. Ist die Pressefreiheit bedroht, sind auch andere 
Freiheits- und Grundrechte einer Demokratie gefährdet. 

Beim Zusammenschluss der Länder auf EG-Ebene wurden das länderspezifische 
Verständnis der Pressefreiheit und die damit verbundene besondere Stellung von Pres- 
seerzeugnissen in unterschiedlichsten Bereichen aufgegriffen und als Prämisse für ein 
gemeinsames Europa festgeschrieben. Somit wurde der Grundstein für ein freiheitlich 



28 Vgl. Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (1976), S. 270 ff 

29 Vgl. Die Staats- und Regierungschefs verkünden in Nizza feierlich die Grundrechte der EU- 
Bürger (2000), S. 1. 

30 Vgl. Menschenwürde und Medienfreiheit (2000), S. 2. 

3 1 Charta der Grundrechte der Europäischen Union (2000), Präambel und Artikel 1 1 . 
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demokratisches Selbstverständnis der Medien innerhalb Europas unter Mitwirkung der 
einzelnen Mitgliedsstaaten mit der Unterzeichnung der Grundrechte-Charta gelegt, 
jedoch mit der Möglichkeit zu unterschiedlichsten Auslegungen. 

1 . 2 Entscheidungsprozesse in der E U 

Um sich ein Bild von den Beeinflussungsmöglichkeiten der medienspezifischen Ord- 
nungspolitik der EG machen zu können, ist es zunächst erforderlich, sich den Ablauf 
des Entscheidungsprozesses in der EG-Gesetzgebung vor Augen zu fuhren. 

Struktur und Verfahren legen bisher eine feste Rollenverteilung fest. Der fünfzehn- 
köpfige Ministerrat, das oberste Organ für die Zusammenarbeit zwischen den 15 EG- 
Staaten, fungiert als „Gesetzgeber“. Die Kommission ist die „Hüterin der Verträge“ 
und der „Motor der Integration“.32 

Das Europäische Parlament (EP) hat nur eine beratende Funktion und trifft im Ge- 
setzgebungsprozess keine Entscheidungen. Hier weicht das Gesetzesverfahren von der 
Prozedur in den meisten Mitgliedsstaaten ab. Eine parlamentarische Demokratie auf 
EG-Ebene ist bisher nicht erreicht worden. Wie schwierig es ist, ein legitimiertes Ent- 
scheidungssystem zu entwerfen, um das Europäische Parlament aufzuwerten, belegt 
allein die Frage des Abgeordnetenproporzes. 

Auch nach der Neuregelung zum 1. Januar 2005, die während des EU-Gipfels in Nizza 
im Dezember 2000 verabschiedet wurde, besteht weiterhin ein Ungleichgewicht in der 
Verteilung der Mandate zwischen bevölkerungsreichen und kleinen Staaten. Unter Be- 
rücksichtigung des demographischen Faktors verloren zwar u.a. Länder wie Frankreich, 
Spanien und Portugal entsprechend ihrer Bevölkerungsanzahl Stimmen im Parlament.33 
Betrachtet man jedoch Deutschland und Luxemburg, bleibt das Missverhältnis nationaler 
Mitwirkung weiterhin offenkundig. Demnach vertritt ein Abgeordneter aus Luxemburg 
ca. 67.000, einer aus Deutschland aber ungefähr 850.000 Einwohner seines Landes.34 

Trotz vieler Schwierigkeiten bei der Aufwertung der Kompetenzen des Europäischen 
Parlaments scheint es aus Gründen der Legitimation vor den EG-Bürgem sinnvoll, zu- 
mindest kleine Bereiche und Aufgaben dem Entscheidungsbereich des Parlaments zu 
überlassen. Der EG-Ministerrat und die EG-Kommission haben heute die Schlüsselfunk- 
tion inne, der EG-Gerichtshof dient der Rechtswahrung. Für das Zusammenwirken von 
Kommission und Ministerrat gilt, dass im Rahmen des EG- Vertrages die mit einem 
Präsidenten, 20 Kommissaren, 24 Generaldirektoren und 5.800 Beamten des höheren 
Dienstes ausgestattete Kommission35 jede Initiative ergreifen und der Rat der 15 Mini- 
ster jede Entscheidung treffen kann. 

In der EG galt über Jahrzehnte für alle Entscheidungen das Prinzip der Einstimmigkeit. 
Dies führte für den Prozess der europäischen Integration mehr und mehr zu einer Stagna- 



32 Vgl. Dietz/Fabian (1999), S. 6-13. 

33 Vgl. Die wichtigsten Beschlüsse des EU-Gipfels an der Cote d’Azur (2000), S. 6. 

34 Vgl. Der europäische Gedanke scheitert in Nizza (2000), S. 7. 

35 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung <Hrsg.> (1996), S. 65 f 
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tion. Mit dem Beschluss zur Schaffung eines gemeinsamen Binnenmarktes wurde das 
Abstimmungsverfahren geändert. So einigten sich die EG-Staaten darauf, dass alle 
Richtlinien Vorhaben, die ausdrücklich der Verwirklichung des Binnenmarktes dienen, 
auch mit qualifizierter Mehrheit verabschiedet werden können. Nur wenn das Europäi- 
sche Parlament in seiner zweiten Lesung einen Entwurf mit absoluter Mehrheit abge- 
lehnt hat oder wenn der Ministerrat in seiner Entscheidung vom Entwurf abweichen 
will, ist auch für Binnenmarktgesetze im Ministerrat Einstimmigkeit erforderlich.36 
Für die Stimmenverteilung im Rat wurde während des EU-Gipfels in Nizza eben- 
falls ein neuer Beschluss verabschiedet, der zum 1 . Januar 2005 in Kraft treten wird. 
Deutschland erhält statt der jetzt 10 dann 29 Stimmen, ebenso wie Frankreich, Italien 
und Großbritannien. Auch hier fand der demographische Faktor des jeweiligen Mit- 
gliedsstaates Berücksichtigung. Ferner müssen Mehrheitsentscheidungen bis zu einer 
eventuellen Erweiterung der Union mit mindestens 71 Prozent aller Stimmen getroffen 
werden bzw. die Bevölkerungsanzahl der zustimmenden Länder muss insgesamt min- 
destens 62 Prozent der Gesamtbevölkerung der EU ausmachen.37 

1 . 3 Ziele und Zuständigkeiten der E U 

Im Jahre 1985 legte die EG-Kommission ein „Weißbuch zur Vollendung des Binnen- 
marktes“ vor, auf dessen Basis im Februar 1986 die „Einheitliche Europäische Akte“ 
unterzeichnet wurde, die unter anderem folgende vier Freiheiten als Ziel bis 1992 pro- 
klamierte: 

(1) Die Freiheit für die Produktion von Gütern und den Handel mit ihnen, d.h. freie 
Niederlassung von Unternehmen an allen Orten der EG und keine Beschränkun- 
gen für den grenzüberschreitenden Handel. 

(2) Die Freiheit der Dienstleistungen, ebenso wie bei Waren, die durch keine natio- 
nalen Grenzen oder Regelungen eingeschränkte Möglichkeit, auf dem gesamten 
EG-Gebiet Dienstleistungen anzubieten. 

(3) Die Freiheit für Personen, d.h. Freiheit des Arbeitsplatzes und des Aufenthalts-, 
Wohn- und Niederlassungsortes für alle Bürger aus EG-Staaten auf dem gesam- 
ten Gebiet der EG. 

(4) Die Freiheit für Kapital, d.h. keine Beschränkungen innerhalb des EG-Bereichs 
für alle Formen von Kapitalbeteiligungen, Investitionen und Zahlungsverkehr.38 

Natürlich war klar, dass mit dem Datum des 1. Januar 1993 nicht alle Teile der , Ge- 
meinsamen Akte’ vollendet oder in vollem Umfang unmittelbar wirksam sein können. 
Die europäische Einigung wird daher als ein kontinuierlicher Prozess verstanden, der 
sich in zahlreichen Einzelschritten vollzieht. 



36 Vgl. Dietz/Fabian (1999), S. 26-29. 

37 Vgl. Die wichtigsten Beschlüsse des EU-Gipfels an der Cote d’Azur (2000), S. 6. 

38 Vgl. Europarecht (1990), S. 9 f und 413 ff. 
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Das Ziel der Gewährleistung des freien Warenverkehrs bedingt die Beseitigung aller 
bestehenden Handelshemmnisse. Diese Handelshemmnisse in Form nationaler Rege- 
lungen behindern oft mit eindeutig protektionistischen Zielen den grenzüberschreiten- 
den Verkehr. Der Ausgangspunkt für die Förderung von Wettbewerb durch den Abbau 
von Handelshemmnissen ist u.a. das Urteil des Europäischen Gerichtshofes über den 
„Cassis de Dijon“. Das Gericht hatte entschieden, dass die Einfuhr des französischen 
Johannisbeerlikörs (Cassis) nicht deshalb verboten werden dürfe, weil er nicht dem 
nach deutschem Recht erforderlichen Mindestalkoholgehalt für Branntwein genüge. 
Seit dem „Cassis de Dijon-Fall“ gilt in der EG der Grundsatz, dass ein Produkt, das in 
einem Mitgliedsland rechtmäßig hergestellt und in den Verkehr gebracht wurde, in- 
nerhalb des ganzen EG-Raumes verkauft werden darf 39 
Die EG versucht, zur Verwirklichung des freien Warenverkehrs Maßnahmen zu er- 
greifen, die dem Mittel der Deregulierung dienen sollen. Vor allem in der Vergangen- 
heit war das Zauberwort häufig die Harmonisierung, d.h. die Schaffüng gleicher Ge- 
setze in den Mitgliedsstaaten auf möglichst hohem Niveau. Dies bedarf jedoch wieder 
einer Form von Regulierung und widerspricht den Zielen der EG, ein Minimum an 
Regeln aufzubauen, die Vielfalt in den Staaten zu wahren und bei der Gesetzgebung 
dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit zu folgen.40 Der Widerspruch zwischen den poli- 
tischen Zielen und der Harmonisierungspraxis in vielen Bereichen ist eines der Haupt- 
probleme des Binnenmarktes. 41 

Als Reaktion auf die immer lauter werdenden Protestrufe gegen die Harmonisie- 
rungstendenzen der EG-Bürokratie haben die EG-Staaten die Forderung des Europäi- 
schen Parlaments von 1990 aufgenommen und in Maastricht das bisher nur für die 
Umweltpolitik im EG-Vertrag (Artikel 130r)42 enthaltene Subsidiaritätsprinzip als ge- 
nerelle Vorgehens weise in den Vertrag eingearbeitet. Der Artikel 3b43 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) regelt drei verschiedene rechtli- 
che Konzepte: das der Zuständigkeit der Gemeinschaft kraft Zuweisung und Befügnis- 
sen durch den EG-Vertrag, das der hilfs- und ersatzweisen Ausübung der konkurrie- 
renden Zuständigkeiten der Gemeinschaft durch deren Organe und das der Angemes- 
senheit der Mittel für das verfolgte Ziel. Im Wortlaut besagt der Artikel 3b: 

„Die Gemeinschaft wird innerhalb der Grenzen der ihr in diesem Vertrag zuge- 
wiesenen Befugnisse und gesetzten Ziele tätig. In den Bereichen, die nicht in die 
ausschließliche Zuständigkeit fallen, wird die Gemeinschaft nach dem Subsidiari- 



39 Vgl. Arnold (1993), S. 90. 

40 Vgl. Klaffke (1992a), S. 4 ff 

41 Vgl. Brummund/Müller (1992), S. 5. 

42 Artikel 130r EG-Vertrag in der Fassung von Maastricht (Artikel 174 EG-Vertrag in der Fassung 
von Amsterdam). Der am 2.10.1997 Unterzeichnete Vertrag von Amsterdam ist die überarbeitete 
Neufassung des am 7.02.1992 Unterzeichneten Unionsvertrages, bekannt als sogenannter Vertrag 
von Maastricht. Bedingt durch die Einarbeitung von Reformen und Vertragstextänderungen er- 
gaben sich Verschiebungen in der Nummerierung der Artikel. Die unterschiedlichen Nummeri- 
erungen werden jeweils in den Fußnoten bei erstmaliger Nennung des Artikels erwähnt. 

43 Artikel 3b EG-Vertrag in der Fassung von Maastricht (Artikel 5 EG-Vertrag in der Fassung von 
Amsterdam). 
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tätsprinzip nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen Maß- 
nahmen auf der Ebene der Mitgliedsstaaten nicht ausreichend erreicht werden 
können. Die Maßnahmen der Gemeinschaft gehen nicht über das für die Errei- 
chung der Ziele des Vertrages erforderliche Maß hinaus. “44 

Das von allen Mitgliedsstaaten der EG befürwortete Subsidiaritätsprinzip wendet 
sich gegen den Zentralismus und fordert die Wahrnehmung nationaler und regionaler 
Verantwortung. Probleme, deren Lösung auf lokaler Ebene nicht möglich ist, sollen 
auf regionaler Ebene gelöst werden, und nur was regional nicht möglich ist, darf na- 
tional geregelt werden. Einer gemeinschaftlichen Regelung der EG werden lediglich 
solche Fragen unterworfen, die wegen unterschiedlicher nationaler Gesetzgebungen 
nicht anders zu lösen sind. 

Der Subsidiaritätsgrundsatz legt also eine Handlungsebene fest; er liefert Kriterien 
dafür, ob und in welchem Umfang es bei einer konkurrierenden Zuständigkeit eher 
Sache der Gemeinschaft oder der einzelnen Mitgliedsstaaten ist, in einem Bereich tätig 
zu werden.45 Als Maßstab liegt dabei nicht der Sektor, der Sachbereich oder die Mate- 
rie zugrunde, sondern der Grad der Erreichbarkeit des der Gemeinschaft im Vertrag 
gesetzten Zieles (z.B. freier Waren- und Dienstleistungs verkehr). Je genauer eine Auf- 
gabe durch den Vertrag definiert wird, desto weniger Raum bleibt für die Subsidiarität, 
denn das Subsidiaritätsprinzip gilt nach Artikel 546 nicht für Ziele und Aufgaben, die 
in die ausschließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft fallen. 

Als Bereiche, die dem Kompetenzbereich der Gemeinschaft unterliegen, hat die 
Kommission u.a. folgende Zuständigkeitsgebiete ausgemacht: 

- Die gemeinsame Handelspolitik. 

- Die allgemeinen Wettbewerbsregeln, welche die Gleichheit der Marktanteile im 
Binnenmarkt gewährleisten. 

- Die Agrar-, Fischerei- und Verkehrspolitik.47 

Bei Problemen zwischen zwei EG-Handelspartnem wurden die Binnenmarkt-Richt- 
linien regelmäßig auf das Argument des Frei Verkehrs und auch das des unverfälschten 
Wettbewerbs gestützt, denn wenn eine Ware oder Dienstleistung in einzelnen Ländern 
verboten und in anderen erlaubt ist, schließt das den Handel zwischen den beiden Staa- 
ten aus. Zum anderen wird der Wettbewerb zwischen den Standorten der Erzeuger ver- 
fälscht. Insgesamt resultiert aus Artikel 5 folgende Typologie der Zuständigkeiten: 

(1) Es gibt weite Tätigkeitsbereiche, für welche allein die Mitgliedsstaaten zuständig 
sind. 

(2) Es gibt einige Tätigkeitsbereiche, für welche die Gemeinschaft von Anfang an 
allein zuständig ist, die also jenseits der Reichweite der Zuständigkeit der Mit- 



44 Schwartz (1993) S. 409 f 

45 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung <Hrsg.> (1997a), S. 158. 

46 Artikel 5 EG-Vertrag in der Fassung von Maastricht (Artikel 10 EG-Vertrag in der Fassung von 
Amsterdam). 

47 Vgl. Schwartz (1993), S. 413. 
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gliedsstaaten liegen. Dazu dürfte auch die Errichtung und das Funktionieren des 
Binnenmarktes in einzelnen Sektoren (z.B. den Medien) gehören. 

(3) Es gibt eine Reihe von Tätigkeitsbereichen, für welche sowohl die Gemeinschaft 
als auch die Mitgliedsstaaten zuständig sind. In diesen Bereichen, in denen sich 
die Zuständigkeiten überschneiden, liegt das Primat der Kompetenzausübung bei 
den Mitgliedsstaaten. Übt die Gemeinschaft ihre Kompetenz aus, wird sie allein 

zuständig.48 

Der Artikel 3b EGV49 regelt außerdem die Verhältnismäßigkeit der Ausübung der Zu- 
ständigkeiten. Dabei sind die Begriffe Verhältnismäßigkeit und Erforderlichkeit vonein- 
ander zu trennen. Zunächst muss ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich sein, 
erst dann bestimmt die Verhältnismäßigkeit das Ausmaß dieses Tätigwerdens. 

1.4 Bedeutung des Kulturbegriffs für die Medienpolitik der EG 

Die Bemühungen, eine europäische Gemeinschaft zu bilden, gründeten sich in der 
Vergangenheit meist auf die wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Probleme der 
Staaten. 

Der Vertrag über die Europäische Union (Vertrag von Maastricht EGV) enthält in 
Artikel 128 ein neues Kapitel, das die Kultur näher in den Kompetenzbereich der EG 
rückt.50 Die ersten vier Absätze, die in der Amsterdamer Fassung des EG-Vertrages in 
Artikel 151 umnummeriert wurden, beschreiben die Ziele und Bereiche der EG- 
Kulturpolitik wie folgt: 

Artikel 151 (1): 

Die EG will zum „Blühen der Kulturen“ in ihren Mitgliedsstaaten beitragen 
unter Beachtung der nationalen und regionalen Vielfalt. 

Artikel 151 (2): 

Die Mitgliedsstaaten sollen zur Kooperation in folgenden Bereichen ermu- 
tigt werden: 

- Verbesserung und Verbreitung von Kenntnissen der europäischen Ge- 
schichte und Kultur. 

- Wahrung kultureller Güter von europäischer Bedeutung. 

- Nicht kommerzieller Kulturaustausch. 

- Förderung von künstlerischem und literarischem Schaffen unter Einbe- 
ziehung des audiovisuellen Sektors. 

Artikel 151 (3): 

Förderung der kulturellen Zusammenarbeit mit Drittländern und internatio- 
nalen Organisationen, insbesondere mit dem Europarat. 



48 Vgl. Europäischer Unionsvertrag (1998), S. 262. 

49 Artikel 3b EG-Vertrag in der Fassung von Maastricht (Artikel 174 EG-Vertrag in der Fassung 
von Amsterdam). 

50 Vgl. Europäischer Unionsvertrag (1995), S. 151. 
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Artikel 151 (4): 

Die EG soll kulturelle Aspekte bei der politischen Arbeit auf anderen Sek- 
toren berücksichtigen. 51 

Obwohl der Bereich der Kultur prinzipiell in die Zuständigkeit der Mitgliedsstaaten 
fällt, leistet die Gemeinschaft einen Beitrag hierzu bzw. fördert die Zusammenarbeit 
der Mitgliedsstaaten in kulturellen Belangen. Insbesondere Artikel 151 Absatz 4 EG- 
Vertrag manifestiert, dass die Gemeinschaft nicht auf eine wirtschaftliche Betrach- 
tungsweise beschränkt ist, vielmehr kulturelle Aspekte zu berücksichtigen bzw. zu 
respektieren hat.52 

1.5 Konzentrationskontrolle im Medien-Binnenmarkt 

Neben der Sonderstellung von Kultur, die es aus Sicht der EU überwiegend auf natio- 
naler Ebene zu fördern gilt, gibt es Bereiche, wie z.B. die Konzentrationskontrolle im 
Medien-Binnenmarkt, die verstärkt im Fokus der europäischen Institutionen stehen. 

Angesichts des zunehmenden Verflechtungsgrades unter den europäischen Medienun- 
temehmen und der im Zuge der Verwirklichung des EG-Binnenmarktes noch zu erwar- 
tenden Konzentrationsschübe steht die EG vor der Frage, ob und, wenn ja, welche Maß- 
nahme sie ergreifen soll, um die Entwicklung kontrollieren und gegebenenfalls korrigie- 
ren zu können. Wie wichtig diese Problematik für die EG ist, zeigt auch die Tatsache, 
dass die Generaldirektion Binnenmarkt ein Grünbuch53 mit dem Titel „Pluralismus und 
Medienkonzentration im Binnenmarkt“ erarbeitet hat, das am 23. Dezember 1992 von 
der Kommission verabschiedet wurde.54 

Ein wettbewerbsrechtliches Vorgehen bzw. sonderrechtliche Konzentrationsrege- 
lungen stehen dabei oft im Gegensatz zu den bisher nur in Programmansätzen disku- 
tierten Begriffen wie Medienvielfalt55 und Pluralismus. Zunächst ist festzuhalten, dass 
das Prinzip des ökonomischen Wettbewerbs seit jeher einen hohen Rang einnimmt und 
eine der Hauptaufgaben der Gemeinschaftsorgane darstellt.56 Zum Spannungsfeld von 
Wettbewerbsrecht und freiheitlichem Wettbewerb ist zu vermerken, dass sich ein 
funktionierender Wettbewerb nicht erzwingen lässt und deshalb das Wettbewerbsrecht 
lediglich Spielregeln vorgibt, die Wettbewerbsbeschränkungen verhindern sollen, 
nicht jedoch eine „positive“ Wettbewerbsordnung vorschreiben. Das Risiko, im Wett- 
bewerb zu unterliegen - einhergehend mit der Ausdehnung der Marktanteile der Ge- 
winner - ist der Dynamik des Wettbewerbsprozesses immanent. Marktbeherrschende 
Stellungen von Unternehmen sind deshalb zwar nicht wünschenswert, aber um den 



51 Europäischer Unionsvertrag (1998), S. 312 f 

52 Vgl. Börsenverein des Deutschen Buchhandels <Hrsg.> (1997), S. 30. 

53 Ein „Grünbuch“ ist eine Diskussionsgrundlage für die Kommissionsmitglieder. 

54 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaft <Hrsg.> (1992), Dokument 480. 

55 Vgl. Heinrich (1994), S. 105. 

56 Vgl. Müller-Graff (1999), S. 788. 
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Preis eines möglichst freien Wettbewerbs doch hinzunehmen, und zwar solange die 
beherrschende Stellung nicht zu Lasten Dritter missbraucht wird 57 

Medienvielfalt und Pluralismus sind im Gegensatz zum Wettbewerbsprinzip nicht in 
den Gründungsverträgen der Gemeinschaft verankert. Dennoch sehen die Organe der 
Gemeinschaft und insbesondere der Europäische Gerichtshof es als ihre Pflicht an, 
Medien Vielfalt und Pluralismus zu gewährleisten. 5 8 Ohne einen Mindeststandard an 
Medienvielfalt kann sich die Rechtsprechung weder eine freie individuelle Meinungs- 
bildung noch die Bildung einer öffentlichen Meinung vorstellen. 

Geht es um die Leistungsfähigkeit des Wettbewerbsrechts zur Erhaltung der Medi- 
envielfalt bzw. zur Verhinderung der Medienkonzentration, so interessieren vor allem 
die Fusionskontrolle und die daraus resultierende Möglichkeit,59 die Entstehung 
marktbeherrschender Stellungen einzelner Unternehmen zu verhindem.60 Im Mai 2001 
scheiterten daran auch die Fusionsgespräche zwischen Bertelsmann und Emi. Eine 
geplante Fusion, die sie zur Nummer Eins hätte erwachsen lassen, wurde von den 
Wettbewerbshütem aus Brüssel durch erneute langwierige Prüfverfahren zum Schei- 
tern gebracht. 61 

Da die Fragen der Fusionskontrolle neben dem Printbereich überwiegend die elektro- 
nischen Medien betreffen, sollen hier nur einige wichtige Punkte herausgegriffen wer- 
den, die insbesondere für Presseerzeugnisse von Bedeutung sind. Gemäß Artikel 81 
EG-Vertrag62 (Kartellverbot) sind Unternehmens Vereinbarungen und abgestimmte 
Verhaltensweisen (z.B. Preisabsprachen, Aufteilung der Märkte), die wettbewerbsver- 
hindemd, -einschränkend oder verfälschend sind, verboten.63 

Das Missbrauchsverbot des Artikel 82 EG-Vertrag64 besagt, dass ein bereits markt- 
beherrschendes Unternehmen seine Stellung nicht durch Übernahme von oder durch 
Zusammenschlüsse mit den Restbewerbem ausbauen darf Keinen Missbrauch stellen 
jedoch Zusammenschlüsse dar, die erst zu einer beherrschenden Stellung fuhren. Auch 
das Behaupten einer solchen Stellung ist kein Verstoß gegen die geltenden Wettbe- 

werbsregeln.65 

Die Ansätze aus den Artikeln 81, 82 EWG-Vertrag sind nach Ansicht von Schwartz 
für die Konzentrationskontrolle im Medienbereich unbrauchbar. So zeigt ein Blick auf 
die wettbewerbsrechtliche Spruchpraxis der Gemeinschaft im Bereich der Medien, 
dass die Problematik der Medienkonzentration lange Zeit nur untergeordnete Bedeu- 



57 Vgl. Wagner, Ch. (1992), S. 1. 

58 Vgl. Erklärung der Grundrechte und Grundfreiheiten (1989), S. 51 ff. 

59 Vgl. Wittmann <Hrsg.> (1991), S. 7 ff. 

60 Vgl. Heinrich (1994), S. 1 15-134. 

61 Vgl. Bertelsmann und Emi beenden ihre Fusionsgespräche (2001), S. 7. 

62 Artikel 85 EG-Vertrag in der Fassung von Maastricht (Artikel 81 EG-Vertrag in der Fassung von 
Amsterdam). 

63 Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr <Hrsg.> (1992), S. 58-63. 

64 Artikel 78 EG-Vertrag in der Fassung von Maastricht (Artikel 82 EG-Vertrag in der Fassung von 
Amsterdam). 

65 Vgl. Schweizer/Hummer (1992), S. 333 f 
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tung hatte. Nur in einem Fall, nämlich der Übernahme des italienischen Verlagshauses 
Mondadori durch Fininvest Holding (Berlusconi), wurde eine Fusion näher geprüft, 
wobei sich die Unzulänglichkeiten des Wettbewerbsinstrumentariums deutlich offen- 
barten. Aufgrund der unterschiedlich betroffenen Märkte konnte selbst die in diesem 
Fall krasse intermediäre Verflechtung (cross ownership) zwischen Rundfunk- und 
Presseuntemehmen nicht unterbunden werden.66 

Der Bereich der Printmedien selber wurde von der gemeinschaftlichen Wettbe- 
werbspolitik, mit dem Ziel einer zentralen Funktion für den Aufbau und der Sicherung 
des gemeinsamen Marktes,67 bisher nur am Rande gestreift. Im Vordergrund standen 
hier die konzentrationsanfälligen Vertriebsstrukturen, die den Marktzutritt von Zeit- 
schriften und Büchern entscheidend beeinflussen können. So hat die Kommission im 
Jahre 1977 im Rahmen einer Untersuchung über die Vertriebsstruktur für Presseer- 
zeugnisse in Frankreich erfahren, dass Hachette und die Nouvelles Messageries de la 
Presse Parisienne mit den meisten französischen und ausländischen Verlagen Allein- 
auslieferungsvereinbarungen über Aus- und Einfuhr von Presseerzeugnissen getroffen 
hatten. Hierdurch wurde der Zugang anderer Unternehmen des Zeitungs- und Zeit- 
schriftenvertriebs zu diesem Markt verhindert oder zumindest sehr erschwert. Nach- 
dem die beklagten Unternehmen ihre Ausschließlichkeitsvereinbarungen aufgegeben 
hatten, wurde das Verfahren ohne förmliche Entscheidung eingestellt. 68 

Die Pressekonzentration selbst war für die Wettbewerbskontrolle der Kommission 
bisher nicht von vorrangiger Bedeutung, denn sie geht davon aus, dass die Unternehmen 
in den überregionalen oder nationalen Märkten keine beherrschende Stellung erreichen. 

Seit dem Inkrafttreten der Fusionskontrollverordnung vom 21. September 1990 steht 
der Kommission erstmals ein Instrumentarium zur Verfügung, mit dem sie Fusionen flä- 
chendeckend und ohne Beschränkung auf bestimmte Branchen überwachen und unter- 
sagen kann.69 Die vorher angewendeten Artikel 81, 82 EW'G-Vertrag wurden durch die 
Fusionskontrollverordnung weitgehend abgelöst. 

Eine explizite pressespezifische Regelung enthält die Fusionskontrollverordnung 
nicht.70 Im Gegensatz zu den Artikeln 81/82 EWG-Vertrag ist die Verordnung auch 
ohne weiteres auf Medienuntemehmen anwendbar, wobei jedoch aufgrund der beson- 
ders vielschichtigen Struktur von Medienuntemehmen auch hier Defizite der neuen 
Regelung sichtbar werden. 

Aufgmnd der bereits erwähnten Probleme einer gemeinschaftsrechtlichen Fusions- 
kontrolle im Medienbereich liegt die praktische Verantwortung für die Verhinderung 
extensiver Medienkonzentration zum Erhalt der Pluralität und Vielfältigkeit der Medi- 
enlandschaft vorrangig bei den Mitgliedsstaaten selbst. Eine für den Medienbereich 



66 Vgl. Wagner, Ch. (1992), S. 3. 

67 Vgl. Monar/Neuwahl/Noack (1993), S. 175. 

68 Vgl. Wagner, Ch. (1992), S. 4 f., vgl. dazu weiter Verordnung des Rats der EWG (1989), Stich- 
wort Fusionskontrolle. 

69 Vgl.Frey(1998), S. 986. 

70 Vgl. Rübenach (2000), S. 83. 
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verschärfte Fusionskontrolle, abgeleitet aus Artikel 5 GG, besteht lediglich in der 
Bundesrepublik Deutschland, insbesondere für Printmedien und Hörfunk. Da es im 
Medienbereich viele weniger umsatzstarke Unternehmen gibt, die nicht unter die Zu- 
sammenschlussklauseln der Gemeinschaft fallen, hat Deutschland unter anderem die 
Relevanzschwellenwerte auf ein Zwanzigstel abgesenkUi (50 Mio. DM Umsatz/Jahr 
statt 1 Milliarde DM). 72 

Im Ergebnis bietet auch das Wettbewerbsrecht der Mitgliedsstaaten nicht die Ge- 
währ, die konzentrationsbedingten Gefahren für die Meinungs- und Medienvielfalt im 
EG-Binnenmarkt zu bannen. Als negatives Beispiel ist hier der Aufstieg Berlusconi ’s 
in Italien zu nennen. 

Kritisch zu bewerten sind die Ansätze der Resolution des Europäischen Parlaments 
vom 16. September 1992 „Medienkonzentration und Medienvielfalt“, die eine Anti- 
Konzentrationsrichtlinie und die Bildung eines Medienrates forderten. Beide Punkte 
wurden von der Kommission im Grünbuch „Pluralismus und Medienkonzentration“ - 
zumindest vorübergehend - auf Eis gelegt.73 Lediglich die Harmonisierung des auf 
Medienkonzentrationen anwendbaren Rechts mit einer Festschreibung eines einheitli- 
chen Kontrollmaßstabes könnte Abhilfe schaffen. Es ist jedoch zu befurchten, dass 
insbesondere aufgrund kompetenzrechtlicher Kritik und politischen Widerstandes aus 
Deutschland kein entsprechender Rechtsakt in absehbarer Zeit erlassen wird. 74 

2. Bedeutung des EG-Rechts 

für die Europaaktivitäten deutscher Verlage 

Betrachtet man das Umweltsystem eines Verlages, wird deutlich, dass die Aktivitäten 
supranationaler Wirtschaftsgemeinschaften, wie der EG, in der Makro-Umwelt, also 
der weiteren Untemehmensumwelt, sehr wohl Auswirkung auf die aktuellen und po- 
tentiellen Absatzmärkte im Wirtschaftsraum haben können. 

Dazu gehören natürlich neben der Rechtsprechung der EG auch die Verordnungen 
der Kommission (z.B. Fusionskontrollverordnung) mit unmittelbarer rechtlicher Wir- 
kung und die Richtlinien, die in die nationalen Rechtsordnungen integriert werden 
müssen. Insgesamt üben sie einen großen Einfluss auf die europäischen Aktivitäten im 
Medienbereich aus. So sind es überwiegend Richtlinien bzw. Richtlinienentwürfe, die 
bei den europäischen Zeitungs- und Zeitschriftenverlagen Besorgnis auslösen.75 

Der Ursprung für Missverständnisse und Unstimmigkeiten liegt meist in Richtlini- 
enentwürfen, die jedoch erst eine Diskussionsgrundlage für ein Gesetzgebungs Vorha- 
ben darstellen. Alvin Sold, der frühere Präsident des Europäischen Zeitungsverleger- 



71 Vgl. Wittmann <Hrsg.> (1991), S. 7. 

72 Vgl. Verordnung des Rats der EWG (1989), Stichwort Fusionskontrolle. 

73 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaft <Hrsg.> (1992), Dokument 480. 

74 Vgl. Frey (1998), S. 1001. 

75 Vgl. Kuli (1993), S. 430. 
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Verbandes CAEJ, beanstandete deswegen, dass Brüssel zwar laufend Texte für Richtli- 
nien formulieren würde, die meist nicht branchenspezifisch seien, und dann erwarte, 
dass sich diejenigen melden sollen, die damit nicht einverstanden sind.76 
Die Verleger fürchten vor allem, dass durch irrationale Harmonisierungstendenzen 
einerseits und restriktive Regelungen unter dem Vorwand des Verbraucher- und Ge- 
sundheitsschutzes andererseits die Vorteile des Binnenmarktes aufgehoben und sogar 
ins Gegenteil gekehrt werden könnten. 77 

Die „Federation of Associations of Periodical Publishers“ (FAEP) sieht in einigen 
EG- Aktivitäten gar eine Bedrohung für die Pressefreiheit und die wirtschaftliche Exi- 
stenz der Zeitschriftenverlage. Explizit erwähnt die FAEP in ihrer Schrift „The Press 
under Threat“ u.a. folgende Eingriffsbereiche, die durch die EG-Gesetzgebung betrof- 
fen sind: 78 

- Werbebeschränkungen in Zeitschriften (z.B. Tabakwaren, Medikamente). 

- Werbeverbote für Zeitschriften Verlage (z.B. Einschränkungen im Bereich von Brief- 
und Telefon Werbung und bei der Weitergabe von Adressen für gewerbliche Zwecke 
wegen des Datenschutzes). 

- Einführung bzw. Erhöhung der Mehrwertsteuer für Presseprodukte. 

- Einschränkung subventionierter Postvertriebsdienste. 

- Verschärfung von Umweltschutzbestimmungen (z.B. Papierrecycling). 

- Zwang zur Veränderung nationaler Pressevertriebssysteme. 

Allein für den Fall, dass die diskutierten Werbebeschränkungen tatsächlich in eine 
EG-Gesetzgebung umgesetzt würden, prognostiziert die FAEP einen Verlust von etwa 
16.000 Arbeitsplätzen und über 1.700 Zeitschriftentiteln.79 
Deshalb plädiert die FAEP auch für das Prinzip der Subsidiarität, also der Problem- 
lösung auf der Ebene der einzelnen Mitgliedsstaaten, insbesondere bei Angelegenhei- 
ten, die nicht direkt den innergemeinschaftlichen Warenverkehr betreffen. 

Dass die EG aber nicht alle Probleme dem Subsidiaritätsprinzip unterstellen wird, 
zeigt sich bei den Versuchen einer Harmonisierung der Mehrwertsteuer in den Mit- 
gliedsstaaten. In der Bundesrepublik Deutschland gilt für Zeitungen und Zeitschriften 
auf die Vertriebserlöse ein reduzierter Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent statt 16 Pro- 
zent,80 während Anzeigenerlöse mit 16 Prozent besteuert werden.si 
Wie noch zu zeigen ist, werden in den anderen EG-Staaten Presseprodukte recht un- 
terschiedlich besteuert. So unterliegen Zeitschriften in Großbritannien keinem Mehr- 
wertsteuersatz, in Dänemark müssen jedoch 25 Prozent Mehrwertsteuer bezahlt wer- 

76 Vgl. ebd. 

77 Vgl. Die synchronisierte Zeitung bleibt ein Phantasieprodukt (1993), S. 15. 

78 Vgl. Federation des Associations d’Editeurs de Périodiques de la Communauté Euroopéenne 
(FAEP) (1992), S. 5. 

79 Vgl. Federation des Associations d’Editeurs de Périodiques de la Communauté Euroopéenne 
(FAEP) (1992), S. 5. 

89 Siehe Kap. IV. 2.2.2. Unterschiedliche Mehrwertsteuersätze in der EU. 

81 Vgl. Axel Springer Verlag (2001), S. 2 ff. 
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den. Selbst in den einzelnen Ländern variieren die Steuersätze zwischen Büchern, Zei- 
tungen, Zeitschriften und Anzeigenblättern sehr stark. 

Es gibt also zahlreiche Gefahren durch die EG-Gesetzgebung, die das Engagement ei- 
nes Zeitschriftenverlages im europäischen Markt wegen der höheren Kosten (Umwelt- 
schutz) oder Mindereinnahmen (Werbeverbote) sehr stark beeinflussen können. Die Zu- 
kunft wird zeigen, ob der Vorteil eines gemeinsamen europäischen Marktes durch die 
Nachteile einer alles regulierenden EG-Gesetzgebung nicht aufgezehrt wird. 

Einige, die Verlagsaktivitäten direkt tangierende Themengebiete, wie die Werbever- 
bote und eine etwaige Sonderstellung von Pressevertriebsfirmen, werden im folgenden 
einer genaueren Betrachtung unterzogen. 

3. Problemfeld Werbung 

Der Bereich, der die Wirtschaftlichkeit der Publikation von Zeitschriften am stärksten 
tangiert, ist das weite Feld des europäischen Werberechts. Die Werbeffeiheit ist inte- 
graler Bestandteil der Pressefreiheit und eine der wesentlichen wirtschaftlichen Grund- 
lagen der Presse.82 Ein Eingriff durch die EG-Gesetzgebung, z.B. durch Werbeverbote 
für Tabak etc., stellt demnach unweigerlich einen Angriff auf den europaweiten Ver- 
trieb von Presse und damit auch für die Pressefreiheit dar. 83 

Die EG-Politiker und Beamten führen als Argumente für Beschränkungen meist den 
Verbraucher- und Gesundheitsschutz an. Um konkreter Stellung zum EG- Werberecht 
zu nehmen, ist es erforderlich, sich einen Überblick über die verabschiedeten und ge- 
planten „EG- Werbegesetze“ zu verschaffen. 

3. 1 Verabschiedete und geplante EG- Werbegesetze 

Im Bereich Werbung wurden einige Maßnahmen der EG getroffen, um nationalem 
Wildwuchs entgegenzutreten und den Forderungen von Gesundheitsorganisationen 
Genüge zu leisten. 

Eine der ersten Maßnahmen war die EG-Richtlinie über irreführende Werbung vom 
10. September 1984.84 Mittels dieser Bestimmung wurde versucht, durch ein Regelwerk 
den Missbrauch durch irreführende oder unlautere Werbung zu verhindern. Dabei wurde 
Wert darauf gelegt, sowohl den Schutz des Wettbewerbs als auch den Schutz des Ver- 
brauchers zu berücksichtigen. Die Richtlinie wird im allgemeinen als positives Instru- 
ment beurteilt. Problematisch ist jedoch die unterschiedliche Sichtweise über irrefüh- 
rende Werbung in den europäischen Staaten. 85 



82 Vgl. Noelle-Neumann/SchulzAVilke <Hrsg.> (1994), S. 463 f. 

83 Vgl. Pressevertrieb mit Tabakwerbung gefährdet (1989), S. 14. 

84 Vgl. Rübenach (2000), S. 55. 

85 Vgl. Zentralverband der deutschen Werbe Wirtschaft (ZAW) <Hrsg.> (1993), S. 82 ff 
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Nachdem das Thema Irreführung im Fernsehen aus Sicht der EG-Organe geregelt war, 
wurden weiterhin mit der EG-Femsehrichtlinie vom 3. Oktober 1989 Menge und Inhalt 
für die TV- Werbung in Europa definiert. 86 Kritisiert wurde vom deutschen Werberat 
hierzu das Vorgehen der EG, einen europäischen Rechtsrahmen zu schaffen, statt im 
Sinne des Subsidiaritätsprinzips auf die Werbeselbstdisziplin in den Ländern zu setzen. 

Neben bereits verabschiedeten Richtlinien sind mehrere Arbeitspapiere bei der 
Kommission vorhanden, um die Werbung in den Mitgliedsstaaten mehr und mehr zu 
vereinheitlichen. So ist z.B. eine Liberalisierung der vergleichenden Werbung geplant. 
Bisher unterscheiden sich die nationalen Rechtsprechungen in den einzelnen Mit- 
gliedsstaaten erheblich. Zulässig ist vergleichende Werbung in Großbritannien, Irland, 
Portugal, Spanien, Frankreich und den Niederlanden. Verboten ist diese Werbeform in 
Belgien und Luxemburg. In den übrigen Mitgliedsstaaten (u.a. Deutschland) unterliegt 
die Beurteilung der vergleichenden Werbung der Rechtsprechung, wobei hier die 
Selbstkontrolle eine wichtige Rolle spielt. 87 Die EG-Kommission strebt eine europäi- 
sche Lösung an, die die Möglichkeiten vergleichender Werbung liberalisiert. Kritiker 
fürchten amerikanische Verhältnisse, die eine Grenzziehung zur unlauteren oder irre- 
führenden Werbung unmöglich machen. 88 

Zusätzlich sind neben den vielfach diskutierten Bereichen Tabak- und Pharmawer- 
bung weitere Werbeverbote bzw. Werberestriktionen geplant. So sind u.a. Bereiche 
der Werbung für Alkohol,89 Kosmetika, Süßwaren, Lebensmittel und auch Automobile 
durch europäische Werbebeschränkungen gefährdet.90 

Eine Beschränkung im Pharmabereich, die eine Werbung für nicht frei verkäufliche 
Arzneimittel in Publikumszeitschriften verbietet, leuchtet ein. Der Streitpunkt liegt 
dort, wo die Restriktionen frei verkäufliche Produkte betreffen. 

Insgesamt stellt sich somit die Frage, ob hier Verbote überhaupt den richtigen Weg 
weisen. Wenn es Sinn machen würde, im Zusammenhang mit Tabakerzeugnissen, al- 
koholischen Getränken oder Autos aus Rücksicht auf die Gesundheit oder den Um- 
weltschutz Restriktionen durchzusetzen, dann müssten sie die Produkte selbst oder 
ihren freien Vertrieb betreffen.91 Werden aber Werbeverbote für freiverkäufliche Pro- 
dukte gefordert, greift man - bewusst oder unbewusst - die wesentlichen Grundlagen 
der Marktwirtschaft an und setzt elementare Grundrechte, so auch die Pressefreiheit, 
aufs Spiel. 92 

Ein seit Jahren in Europa kontrovers diskutiertes Thema ist das bereits erwähnte Ver- 
bot der Tabakwerbung. Da es die Zeitschriften Verlage in ihrer Erlössituation besonders 



86 Vgl. Richtlinie des Rates vom 3.10.1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften der Mitgliedsstaaten über die Ausübung der Femsehtätigkeit (1989). 

87 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (2001), Punkt 17. 

88 Vgl. Zentralverband der deutschen Werbewirtschaft <Hrsg.> (1993), S. 84 f 

89 Vgl. Jetzt wird auch global an der Alkoholwerbung gerüttelt (1999), S. 7. 

90 Vgl. Klaffke (1992b), o. S. 

91 Vgl. Klaffke (1992c), S. 14. 

92 Vgl.Klaffke(1992d), S. 52. 
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hart treffen würde, soll dieser Bereich exemplarisch dazu dienen, die Problematik von 
Werberestriktionen für den Vertrieb von Zeitschriften insgesamt zu verdeutlichen. 

3.2 Diskussion um das EG-Werbeverbot für Tabakprodukte 

Interessanterweise begründet die EG-Bürokratie ihre Forderung für ein EG-weites Ta- 
bakwerbeverbot mit Binnenmarkt- Argumenten, d.h. mit der Notwendigkeit eines frei- 
en Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft. 93 Ursprung dieser Sichtweise waren 
die unterschiedlichen Werbe Vorschriften in der Gemeinschaft, die von der freiwilligen 
Selbstbeschränkung über alle möglichen Ausprägungen von Werberestriktionen bis 
zum totalen Werbeverbot reichten.94 Da sich die ersten Überlegungen aus dem Jahre 
1989 für ein Werbeverbot im Medienbereich auf das Fernsehen konzentrierten, fürch- 
tete die EG, dass die unterschiedlichen Werbe Vorschriften den freien Warenverkehr, 
hier also die grenzüberschreitenden Fernsehsendungen, behindern könnten. Resultat 
war die „Richtlinie zum Fernsehen ohne Grenzen“ vom 31. Oktober 1991, die die di- 
rekte und indirekte Fernsehwerbung untersagt.95 
Am 16. Mai 1991 sorgte die Kommission für Aufsehen, indem sie die Forderungen 
des Europäischen Parlaments aufhahm und selbst einen Kommissionsvorschlag vor- 
legte, der ein Totalverbot für Tabakwerbung vorsah. Darin wurde zur Verwirklichung 
des Binnenmarktes ein generelles Verbot für direkte und indirekte Werbung für Tabak 
und Tabakwaren gefordert, das zum 1. Januar 1993 in Kraft treten sollte, um damit das 
zum 31. Oktober 1991 geltende Verbot für Werbung im Fernsehen der Mitgliedsstaa- 
ten auf andere Werbemethoden zu erweitern. 96 

Seither stand dieses Thema auf der Tagesordnung jeder Ratssitzung der Gesund- 
heitsminister, doch auf eine Entscheidung wurde jeweils verzichtet, da eine Ablehnung 
durch die ausreichende Sperrminorität der Länder Großbritannien, Niederlande, Dä- 
nemark, Griechenland und Deutschland sicher war. Die ab Oktober 199797 im Amt 
befindliche luxemburgische EG-Präsidentschaft prüfte dann, ob ein Kompromiss oder 
ein Mindestkonsens gefunden werden könne, um das Thema endlich zu bereinigen. 

Eine entsprechende Richtlinie zum Verbot von Tabakwerbung, die ab 2001 in Kraft 
treten sollte, wurde am 6. Juli 1998 verabschiedet.98 Neben gesundheitspolitischen 
Argumenten stützte sich die Kommission bei ihrer Argumentation für ein totales Ta- 
bakwerbeverbot auf das Argument, dass in einem schrankenlosen Binnenmarkt, in 
dem Waren wie Zeitungen und Zeitschriften ohne Behinderung in andere Mitglieds- 
staaten geliefert werden sollen, einheitliche Bestimmungen gelten müssten.99 



93 Vgl. Tabakwerbung: ZAW und BDZV fordern Bundesregierung zur Klage auf (1998), S. 10. 

94 Vgl. Tabakanzeigen behindern Zeitungsvertrieb in EU (1996), S. 12. 

95 Vgl. Richtlinie des Rates vom 3. 10. 1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften der Mitgliedsstaaten über die Ausübung der Femsehtätigkeit (1989), Nr. C298/23. 

96 Vgl. Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften (1991), S. 4. 

97 Vgl. BDZV gegen Tabakwerbeverbot (1997), S. 2. 

98 Vgl. Kreile/Rahn (1998), S. 820. 

99 Vgl. Werbung für Tabakwaren soll verboten werden (1991), S. 17. 




Problemfeld Werbung 



21 



Vor allem die Tabakindustrie und die nationalen und internationalen Verbände der 
Verleger und Werbewirtschaft sprachen sich vehement gegen ein totales Tabakwerbe- 
verbot aus. Dabei wurden zwei sehr interessante Kritikpunkte genannt. Zum einen, 
dass die EG-Kommission ein Total verbot der Tabakwerbung durchsetzt, gleichzeitig 
aber den Tabakanbau in Europa mit Milliardenbeträgen fördert, und zum anderen, dass 
gerade die Regierungen ein totales Tabakwerbeverbot befürwortet haben (z.B. Italien, 
Frankreich), die in ihren eigenen Ländern ein Tabakmonopol besitzen. loo Somit liegt 
der Schluss nahe, dass weder die gesundheitspolitische Argumentation greift, noch 
andere protektionistische Motive der wahre Grund dieser Verfügung sind. 

Nach Erlass der Richtlinie forderte der Zentralverband der deutschen Werbewirt- 
schaft (ZAW) und der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) die Bun- 
desregierung öffentlich auf, vor dem Europäischen Gerichtshof gegen diese Maßrege- 
lung zu klagen. 101 Die Bundesrepublik Deutschland reichte im Oktober 1998 eine Klage 
eini02, u.a. mit der Begründung, dass unter Vorgabe der Beseitigung eines angeblichen 
Handelshemmnisses eine Regelungskompetenz der Gesundheitspolitik erwirkt wurde, 
die unter Subsidiaritätsaspekten nicht erforderlich gewesen wäre. 

Einige Mitgliedsstaaten, z.B. Großbritannien und die Niederlande, beabsichtigten 
bereits vor dem endgültigen Inkrafttreten der Richtlinie zum 1. Januar 2001 die Um- 
setzung, wobei ausländische Titel ausgenommen werden sollten. 103 In Frankreich ist 
die Tabakwerbung in nationalen Produkten bereits seit dem Jahre 1993 verboten. 104 

Im Oktober 2000 entschied der Europäische Gerichtshof in erster Instanz, dass die 
Richtlinie zum Verbot der Tabakwerbung aufgehoben werde, weil die EU keine Be- 
fugnis hat, die Gesundheitspolitik der Mitgliedsstaaten zu harmonisieren. 105 Die wei- 
terhin existierenden nationalen Tabakwerbe verböte mit jederzeit änderbaren Sonderlö- 
sungen für importierte Presse stellen ein Risiko für den grenzüberschreitenden Presse- 
vertrieb dar. Auch die Aufhebung der Richtlinie zum Verbot der Tabakwerbung, die, 
wie bereits von Seiten des Gesundheits- und Verbraucherschutzkommissars David 
Byrne angekündigt, eine Überarbeitung mit der Begründung des freien Verkehrs von 
Produkten erfahren soll, wirkt sich auf den Export von Presseerzeugnissen gefährdend 
aus. 106 Nachfolgend sollen die pressespezifischen Auswirkungen eines solchen Verbotes 
im Zusammenhang mit der Vertriebsfreiheit von Zeitschriften dargestellt werden. 



100 Vgl.Hippe(1993), S. 3. 

101 Vgl. Tabakwerbung: ZAW und BDZV fordern Bundesregierung zur Klage auf (1998), S. 10. 

102 Vgp Protokoll der Sitzung des Vertriebsausschusses des BDZV (1999), Anlage 1 1 - Top 6. 

103 Vgl. Tabakwerbeverbot findet Nachahmer (1999), S. 12. 

104 Vgl. Schlechte Geschäfte (1993), S. 4. 

105 Vgl. Sieg für Prof Dr. Burda beim Tabak-Werbeverbot (2000), S. 5. 

106 Vgl. Werbeverbot für Tabak: Diskussion noch nicht vom Tisch (2000), S. 2. 




22 



Der Einfluss europäischer Ordnungspolitik auf die Auslandsaktivitäten deutscher Verlage 



3.3 Auswirkungen eines Tabakwerbeverbotes für die Vertriebsfreiheit von 
Presseprodukten in Europa 

Die Vertriebsbehinderung bzw. das Vertriebs verbot für Zeitschriften aus einem ande- 
ren Land wird damit begründet, dass z.B. der Anzeigenteil einer ausländischen Zeit- 
schrift nicht in allen Teilen dem Recht des betreffenden Landes bzw. dem supranatio- 
nalen Recht entspricht. 

Formalrechtlich betrachtet mag dies vielleicht sogar der Fall sein. Aber solche Fälle 
gibt es bereits seit Jahrzehnten, und sie wurden bisher immer geduldet. Auch in 
Deutschland werden schließlich Zeitschriften aus dem Ausland vertrieben, die nicht in 
allen Teilen, wie im Bereich der vergleichenden Werbung, unseren nationalen Regeln 
entsprechen. In Portugal und in Frankreich kann man trotz eines dort bestehenden Ta- 
bakwerbeverbots deutsche Presse problemlos kaufen. Dauerhafte Behinderungen von 
ausländischer Presse waren bisher in den Ländern der freien Welt nicht bekannt. 

In der EG-Bürokratie gab es sogar Überlegungen, die Beachtung von Werbeverbo- 
ten auch von der Presse zu fordern, die nicht aus EG-Ländem stammt. Amerikanische 
Zeitschriften müssten dann in den Exemplaren für den europäischen Markt Zigaretten- 
anzeigen herausnehmen oder unkenntlich machen. Wegen des kaum zu leistenden 
Aufwands, mit hohen Extrakosten für den ohnehin teilweise schon defizitären Export, 
käme dies einer wesentlichen Einschränkung des internationalen Presseangebots 
gleich. Die Umsetzung eines Werbe Verbotes in Europa als Argument für einen grenz- 
überschreitenden freien Pressevertrieb legitimiert im zweiten Schritt eine Abschottung 
des gemeinsamen europäischen Binnenmarktes gegen Presse aus anderen Ländern von 
außerhalb der EG, wie z.B. Amerika oder Japan. Leser, die auf weltweite Informatio- 
nen und Meinungen der freien Presse nicht verzichten wollen, könnten diese dann nur 
illegal nach Europa „schmuggeln“ oder per Internet konsumieren. i07 

Brisant geworden ist das Thema mit dem Inkrafttreten des vollständigen Tabakwerbe- 
verbots in Frankreich, das nach Auffassung der französischen Behörden prinzipiell auch 
ausländische Publikationen umfasst. Das unter dem Namen „Loi Evin“ (benannt nach 
dem französischen Gesundheitsminister Evin) diskutierte Gesetz, sieht für Verstöße ge- 
gen das Werbeverbot Geldstrafen bis zur Höhe von 500.000 FF vor;i 08 im Wiederho- 
lungsfall kann das Gericht den Verkauf des Produkts, das Gegenstand der Zuwider- 
handlung war, bis zu 5 Jahre verbieten. Das Gericht kann ferner die Einziehung der 
verbotenen Werbung auf Kosten des Zuwiderhandelnden verfügen. i09 

Status quo ist, dass die französische Regierung es einerseits bisher ablehnt, über eine 
ausdrückliche Ausnahme ausländischer Presse im Rahmen des „Loi Evin“ zu verhan- 
deln, was signalisiert, dass sie an internationalen Auseinandersetzungen in dieser Frage 
derzeit nicht interessiert sei. Es wurden bereits Gespräche mit den Verbraucherschutz- 



107 Vgl. Hippe (1993), S. 7. 

108 Vgl. Rübenach (2000), S. 60. 

109 Vgl. Loi No. 91-32 relative à la lutte contre le tabagisme et 1’ alcoholisme (1993), S. 3. 




Problemfeld Werbung 



23 



verbänden in Frankreich geführt mit dem Ziel, ausländische Presse mit dem Gesetz 
nicht zu attackieren.no 

Bislang hat Frankreich noch keine rechtlichen Schritte gegen ausländische Presseer- 
zeugnisse mit Tabakwerbung eingeleitet. In der EG-Kommission ist die Meinungsbil- 
dung zu der Frage, was man unternehmen würde, wenn z.B. ein deutscher Verleger 
wegen einer Tabakanzeige von einem französischen Gericht mit einem Bußgeld belegt 
würde, noch nicht abgeschlossen. Der Europäische Gerichtshof behandelt gegenwär- 
tig, wie diesbezüglich weiter zu verfahren ist. 

Von den Kritikern des Tabakwerbeverbots wurden bisher zwei Gutachten in Auftrag 
gegeben, die sich ausführlich mit der Problematik beschäftigen: 

(1) Das Gutachten der Professoren Bruno Simma (München) und Joseph Weiler 
(Harvard) vom Oktober 1992 „Über die Vereinbarkeit des geänderten Vorschlags 
der Kommission für eine Richtlinie des Rates betreffend die Werbung für Tabak- 
erzeugnisse mit den Normen des EG-Rechts und des internationalen Rechts“. Die 
wesentlichen Aussagen dieses Gutachtens sind:in 

- Die EG hat nicht die Kompetenz für europaweite Werbeverbote, da durch 
die unterschiedlichen wettbewerbsrechtlichen Regelungen keine wesentli- 
chen Handelshemmnisse und damit auch keine Harmonisierungsnotwen- 
digkeit besteht. 

- Eine Begründung mit Argumenten des Gesundheitsschutzes ist unzulässig. 

- Werbeverbote verstoßen gegen wesentliche Grundrechte (Recht auf freie 
Information und Meinungsäußerung, Recht auf fi*eie Berufsausübung und 
auf Eigentum). 

(2) Das Gutachten von Prof Dr. Torsten Stein, Inhaber des Lehrstuhls für Europa- 
recht und europäisches öffentliches Recht an der Universität Saarbrücken vom 
30. Juni 1993 mit dem Titel „Rechtsgutachten zur europarechtlichen Zulässigkeit 
eines generellen nationalen Werbeverbotes für Tabakerzeugnisse“, das auch im- 
portierte Zeitungen und Zeitschriften aus anderen EG-Staaten einbezieht, in de- 
nen die Pressewerbung für Tabakerzeugnisse erlaubt ist. 1 12 Stein legte seinem 
Gutachten den Maßstab des EWG- Vertrages und der Europäischen Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheitenii3 zugrunde und kam zu- 
sammenfassend zu folgenden Ergebnissen: 

- Ein totales Werbeverbot für bestimmte, im gemeinsamen Markt als solche 
zugelassene Produkte in Zeitschriften oder Zeitungen schließt den Markt- 
zugang für solche ausländischen Presseerzeugnisse aus, die im Ursprungs- 
land mit derartiger Werbung erscheinen dürfen. Spezielle Ausgaben ohne 
die betreffende Werbung sind wirtschaftlich nicht realisierbar. 



HO Vgl. Klaffke (1993a), S. 2. 

1 1 1 SimmaAVeiler (1992), S. 14 f. 

H2 Vgl. Stein (1993). 

H3 Vgl. Kap. II. 1. 1.1. Pressefreiheit. 
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- Werbeverbote behindern den grenzüberschreitenden Handel, indem sie na- 
tionale Produkte vor ausländischen Wettbewerbern schützen (insbesondere 
in solchen Ländern mit nationalen staatlichen Tabakmonopolen). 

- Da eine gemeinschaftliche Regelung zur Tabakwerbung bisher keine Mehr- 
heit gefunden hat, steht es den Mitgliedsstaaten frei, nationale Regelungen 
zu erlassen. Folgt jedoch aus diesen nationalen Regelungen ein Vertriebs- 
verbot, wie in Frankreich für ausländische Presseerzeugnisse mit Tabak- 
werbung, ist die Freiheit des Warenverkehrs (Artikel 30 EWG- Vertrag) be- 
troffen. Beschränkungen des grenzüberschreitenden Warenverkehrs sind 
hier einschlägig nur zulässig zum Schutz der Gesundheit von Menschen 
(Artikel 36 EWG- Vertrag). 

- Einfuhrverbote bzw. -beschränkungen zum Schutz der Gesundheit sind nur 
zu rechtfertigen, wenn die beschränkende Maßnahme verhältnismäßig ist 
und nicht eine versteckte Diskriminierung ausländischer Produkte beinhal- 
tet bzw. sogar zum Ziel hat. Das Vertriebs verbot für ausländische Presseer- 
zeugnisse mit Tabakwerbung genügt dem Verhältnismäßigkeitserfordemis 
nicht. 

- Es ist umstritten, ob ein totales Werbeverbot den Tabakkonsum überhaupt 
mindern würde, denn vorhandene Statistiken sprechen eher dagegen. ^4 

- Es ist unverhältnismäßig, ausländischen Presseerzeugnissen mit Tabakwer- 
bung den grenzüberschreitenden Marktzugang zu untersagen, dem Produkt, 
das vom Werbeverbot betroffen ist (hier: Tabakwaren), aber zu erlauben, 
die Grenze weiterhin frei zu passieren. 

- Ein generelles nationales Werbe verbot verstößt gegen Artikel 30 EWG- 
Vertrag und auch gegen Artikel 10 der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention. 

In diesem Zusammenhang soll nicht unerwähnt bleiben, dass der Zentralverband der 
deutschen Werbe Wirtschaft sich ebenfalls sehr stark im Kampf gegen die Werbeverbo- 
te engagiert hat. Die Positionen der deutschen Werbe Wirtschaft wurden in der Bonner 
Erklärung „Leitsätze zur europäischen Werbepolitik“ vom 20. Mai 1992 manife- 
stiert, ns 

Solange kein endgültiger Entschluss oder ein Urteil des Gerichtshofes vorliegt, mit 
dem sich auch die Europäische Kommission identifizieren kann, schwebt das Tabak- 
werbeverbot weiterhin wie ein Damoklesschwert über den Köpfen der Verleger und 
der Werbe Wirtschaft, zumal veränderte Mehrheits Verhältnisse in den Ländern die 
Sperrminorität im Ministerrat sehr schnell aufheben könnten. Dieses Thema möglichst 
schnell vom Tisch zu bekommen, muss das Bestreben der Verleger sein, um nicht 
durch ein europaweites Tabakwerbeverbot irgendwann einen „Domino-Effekt“ auszu- 



1 14 Vgl. Service des Zentralverbands der Werbewirtschaft <Hrsg.> (1992), S. 10. 

115 Vgl. Zentralverband der deutschen Werbe Wirtschaft <Hrsg.> (1993), S. 21. 
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lösen und damit weitere Werbeverbotsfelder (z.B. Alkohol, Autos etc.) zur Diskussion 
zu stellen. 116 

Abschließend ist zusammenzufassen, dass selektive Werbeverbote den Vertrieb der 
Presse in anderen Mitgliedsstaaten behindern bzw. den grenzüberschreitenden Waren- 
verkehr blockieren. Umgekehrt würde für den Verlag bei einem europaweiten Tabak- 
werbeverbot eine wichtige Einnahmequelle fehlen, die, insbesondere durch die zwei- 
geteilte Erlössituation bei Verlagen, nämlich aus Vertrieb und Anzeigen erhebliche 
Einbußen bedeuten würde. H7 

4. Problemfeld Presse-Grosso 

Neben dem weiten Tätigkeitsfeld der Werbung hat sich die Europäische Kommission 
auch mit dem Thema Presse-Großhandel,! i8 auch Presse-Grosso genannt, eingehend 
beschäftigt. Hier ging die Initiative jedoch nicht von Gesundheitsschützem, vielmehr 
von Einzelhändlern in einzelnen Mitgliedsstaaten aus. 

Das Presse-Grosso hat in den jeweiligen EU-Ländem eine besondere Stellung im Ver- 
gleich zum Vertrieb herkömmlicher Markenartikel. Bedingt durch die überwiegend mo- 
nopolistisch geprägten Auslieferstrukturen in den jeweiligen Ländern, haben sich natio- 
nale Besonderheiten herausgebildet, die aus Sicht zweier Einzelhändler Anlass dafür 
gaben, sich bei der Europäischen Kommission bzw. beim Europäischen Gerichtshof zu 
beschweren, um eine EU-einheitliche Regelungsform zu erwirken. Die beiden Fälle ma- 
chen das weitgehende Unverständnis der EG-Kommission zur Einhaltung von Gebiets- 
grenzen und die damit einhergehende Manifestierung von monopolistischen Strukturen 
deutlich. 

4. 1 Der Fall Mattar-P ankert 

Der deutsche Presse-Grossist Gebrüder Stemmler aus Aachen hatte trotz eines Grosso- 
Vertrages mit klaren Gebietsgrenzen ohne Wissen seiner deutschen Lieferanten über 
20 Jahre „graue Lieferungen“ über die Grenze nach Belgien durchgeführt.n^ 

Nach Bekanntwerden des Exports ins angrenzende Belgien haben die deutschen 
Verleger eine weitere Belieferung untersagt. Ein belgischer Einzelhändler namens 
Mattar-Pankert aus Eupen-Malmedy erhielt deshalb mit Ende des Jahres 1979 keine 
Ware mehr. Daraufhin stellte dieser Händler am 2. Mai 1980 einen Antrag gegen deut- 
sche Verlage und Vertriebsfirmen bei der Europäischen Kommission zur Feststellung 
von Zuwiderhandlungen gegen Artikel 85 des EWG-Vertragesi20. 



1 16 Vgl. Werbeverbote: Droht nun der Domino-Effekt (1998), S. 3 f. 

1 17 Vgl. Rübenach (2000), S. 58. 

118 Definition der Vertriebsart Presse-Großhandel s. Kap. III. 1. Dimensionen des Pressevertriebs. 

1 19 Vgl. Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e.V. <Hrsg.> (1983), S. 1 f 

120 Artikel 85 EG-Vertrag in der Fassung von Maastricht (Artikel 81 EG-Vertrag in der Fassung von 
Amsterdam). 
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Zunächst konnte - aufgrund von zahlreichen Interventionen der deutschen Verlage - 
angenommen werden, dass die Kommission an einer förmlichen Eröffnung des Ver- 
fahrens nicht interessiert sei. Nachdem der Einzelhändler Mattar-Pankert jedoch im 
Januar 1983 eine Untätigkeitsklage beim Europäischen Gerichtshof gegen die Kom- 
mission erhoben hatte, leitete diese bereits wenige Tage später ein Verfahren gegen die 
betroffenen Verlage ein. 121 

Das Beschwerdeschreiben beklagt die Einschränkung des Wettbewerbs, bedingt 
durch Exportverbote und Verwendungsbindung für deutsche Grossisten und die Beein- 
trächtigung des Handels zwischen den Mitgliedsstaaten. Ursache sei der zwischen 
Verlagen und Grossisten vertraglich festgeschriebene Gebietsschutz. Die Kommission 
verurteilte die Abschottung des deutschen Pressevertriebsmarktes hinsichtlich Absatz- 
und Preisgestaltung. Dies diene der Auffechterhaltung eines höheren Preisniveaus in 
den angrenzenden Mitgliedsstaaten, welches Einzelhändler wie Mattar-Pankert durch 
einen preiswerteren Einkauf in Deutschland zu ihren Gunsten nutzen wollten. 

Die Kommission forderte alle beteiligten Verlage und Vertriebsfirmen auf, ihre Ver- 
träge mit Grosso und Einzelhandel dahingehend abzuändem, dass den Grossisten und 
Einzelhändlern künftig ein Export in EG-Länder erlaubt sei, jedoch ohne die für 
Deutschland vertraglich festgeschriebene Preisbindung. Bei Zuwiderhandlung drohte 
die Kommission mit der Verhängung von erheblichen Bußgeldern. 122 

Diese Forderung führte bei allen deutschen Verlagen zu größter Besorgnis, weil dadurch 
die Grundlagen des Pressevertriebs in Deutschland, aber auch in anderen Mitgliedsstaaten 
der EG in Frage gestellt wurden. In der Bundesrepublik Deutschland hat sich - ausgehend 
von den verfassungsrechtlich garantierten Rechten der Pressefreiheit - ein System zum 
Vertrieb von Presseerzeugnissen entwickelt, das durch die Überallerhältlichkeit der 
Produkte von großem Nutzen für die Verbraucher ist. 

Bedingt durch die förmliche Verschärfung des Verfahrens sahen sich die deutschen 
Verlage veranlasst, mit dem Beschwerdeführer Mattar-Pankert in Vergleichsverhand- 
lungen einzutreten. Die Vergleichsvereinbarung sah vor, dass der Grossist Stemmler in 
Aachen für Mattar-Pankert zum deutschen „Auslieferungslager“ seines belgischen Orts- 
grossisten Montfort in Verviers bestimmt wurde. 123 Eine beträchtliche pauschale Abgel- 
tung erleichterte die schnelle Unterzeichnung des Vergleiches der Parteien am 18. Ja- 
nuar 1984. Im Gegenzug verpflichtete sich Mattar-Pankert, binnen drei Tagen nach 
Unterzeichnung die Beschwerde bei der EG-Kommission mit der Bemerkung, die Be- 
schwerde habe sich sachlich und inhaltlich erledigt, zurückzunehmen. 124 Dies ist auch 
so geschehen. 

Auf eine weitere Anhörung der Verlage bzw. deren Rechtsvertreter hat die EG- 
Kommission nach Rücknahme der Beschwerde verzichtet. Allerdings fand sich die 

121 Vgl.Hahn(1992), S. 122f. 

122 Vgl. Verlagsgruppe Bauer <Hrsg.> (1989), S. 1 f. 

123 Vgl. Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e.V. <Hrsg.> (1984), S. 9 f 

124 Vgl. Vergleich zwischen der Firma Gruner+Jahr und der Presseeinzelhandelsfirma Mattar- 
Pankert (1984), S. 5f 
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EG-Behörde zu einer vom VDZ beantragten förmlichen Einstellung des Verfahrens 
nicht bereit. Stattdessen teilte die Kommission der deutschen Seite mit, dass man das 
Verfahren von Amts wegen einstweilen nicht fortfuhren werde, man sich jedoch eine 
jederzeitige Wiederaufnahme Vorbehalten würde. 

4. 2 Das AMP- Verfahren 

Das nur vorläufig im Frühjahr 1984 zum Ruhen gebrachte Verfahren Mattar-Pankert 
wurde in den Folgejahren von den mehrfachen Konflikten der belgischen Import- und 
Grossofirma AMP mit belgischen Einzelhändlern überschattet. ^ 25 Obwohl deutsche 
Verlage versuchten, über die Interessensverbände der deutschen Zeitungs- und Zeit- 
schriftenverleger zu einer gemeinsamen Meinungsbildung zu kommen, agierte die 
AMP mit ihren Rechtsvertretern allein. Unter anderem wandte sich die belgische 
Schreibwaren-, Büroartikel- und Lehrspielzeug-Einzelhändlerin Binon wegen der von 
AMP verweigerten Belieferung mit Presseerzeugnissen jeglicher Art und damit gegen 
die Zulässigkeit des quantitativ selektiven Vertriebssystems des belgischen Grossisten 
an die Europäische Kommission. 126 

Die Geschäftsbedingungen des belgischen Importeurs und National Vertriebes AMP, 
die eine den deutschen Grosso-Bedingungen entsprechende Preis- und Verwendungs- 
bindung 1 27 enthalten, wurden der Kommission vorgelegt. Es kam zu einer negativen in- 
nerbelgischen Gerichtsentscheidung, die dann zum grundlegenden „Binon“-Urteil des 
EUGH vom 21. Oktober 1983 führte, wonach Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertragi28 für 
das Ermessen der Zulassung von Verkaufsstellen zum Vertrieb von Zeitungen und Zeit- 
schriften Anwendung findet. Ferner wird ein Verbot eines selektiven Vertriebssystems 
ausgesprochen, wenn die Auswahl der Wiederverkäufer von qualitativen Gesichtspunk- 
ten abhängt, eventuell sogar noch einhergehend mit einer Preisbindung für die angebote- 
nen Produkte. 129 Jedoch hat die Kommission die Möglichkeit, im Rahmen eines Freistel- 
lungsantrags zu prüfen, ob solche Gesichtspunkte im Einzelfall gerechtfertigt sind.i30 

In der weiteren Entwicklung beantragte die AMP diese förmliche Freistellung nach 
Artikel 85 Absatz 3 EWGV vom grundsätzlichen Verbot wettbewerbsbeschränkender 
Absprachen gemäß Artikel 85 Absatz 1 EWGV. Dieses bei der EG-Kommission an- 
hängige Freistellungsverfahren berührt entscheidend und präjudizierend auch die deut- 
schen Verlage und Pressevertriebsfirmen. Dementsprechend wurden auch hier die 
deutschen Verlegerverbände bei der Europäischen Kommission vorstellig. 



125 Vgl.Hahn(1992), S. 122f. 

126 Vgl. Ascherfeld (1999), S. 1 17. 

127 Definition der Strukturmerkmale Preis- und Verwendungsbindung s. Kap. III. 1 .: Dimensionen des 
Pressevertriebs. 

128 Artikel 85 EG-Vertrag in der Fassung von Maastricht (Artikel 81 EG-Vertrag in der Fassung von 
Amsterdam). 

129 Vgl. Rübenach (2000), S. 253 f. 

130 Vgl. SA Binon et cie gegen SA Agence et Messageries de la Presse (1985), S. 2015. 
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Am 23. Juni 1987 erging die sogenannte AMP-Bekanntmachung, die im Grundsatz 
eine länderübergreifende Preisbindung anerkennt, im praktischen Endeffekt für die 
systemerhaltende Aufrechterhaltung der verlegerischen Preisbindung jedoch untaug- 
lich ist, da sie innerbelgische EH-Querlieferungen und rechtmäßige Parallelimporte 
von Presse, die dann nicht mehr preisgebunden ist, zulässt. 



131 Vgl. Verlagsgruppe Bauer <Hrsg.> (1989), S. 6 f. 




III. Status-quo: 

verschiedene Pressevertriebssysteme im Vergleich 



Eingangs wurden der Einfluss europäischer Ordnungspolitik und die daraus resultie- 
renden Verfahren bzw. EUGH-Rechtsprechungen auf Bereiche der übergreifenden 
Verlagsumwelt dargestellt. Fortan soll der Vertrieb von Presseprodukten in unter- 
schiedlich ausgestalteten Pressevertriebsstrukturen der EU-Mitgliedsstaaten in Zu- 
sammenhang mit der grenzüberschreitenden Preisgestaltung und den damit verbunde- 
nen möglichen Einwirken der Europäischen Kommission und Gerichtsbarkeit auf die 
deutschen Pressevertriebsstruktureigenheiten untersucht werden. 

Zur besseren Vergleichbarkeit der später dargestellten Pressevertriebssy sterne in 
Europa sollen vorab die Vertriebs formen und Struktureigenheiten allgemein aufgezeigt 
werden, um die unterschiedlich strukturierten, landesspezifischen Vertriebssysteme im 
Fortgang u.a. anhand dieser Kriterien zu bewerten. 

1. Dimensionen des Pressevertriebs 

1.1 Wesentliche Vertriebsformen 

In den einzelnen Ländern hat sich ein drei- bzw. vierstufiges Pressevertriebssystem 
herausgebildet, das sich in Verlag, National vertrieb/Importeur, Presse-Grosso und 
Einzelhandel untergliedern lässt. Der Vertrieb von Presseerzeugnissen erfolgt haupt- 
sächlich über Grossisten an den Einzelhandel, über Direktvertrieb an den Endabneh- 
mer in Form eines verlagseigenen Abonnements, über Abonnements des werbenden 
Buch- und Zeitschriftenhandels, über den Lesezirkel, bis hin zum direkten Absatz an 
den Bahnhofsbuchhandel. 132 Nachfolgend sollen die bedeutendsten Distributionswege 
für Presseerzeugnisse näher erläutert werden. 

1.1.1 Importeur /Nationalvertrieb 

Der klassische Importeur, der vor der Gründung der Europäischen Union bzw. vor 
Einführung des freien Warenverkehrs im Jahre 1968 zwischen den Mitgliedsstaaten 
mit den Einfuhr- bzw. Zollformalitäten betraut wari33, hat seine Funktion verloren. 
Vielmehr handelt es sich heute um Firmen, die zwar per Umsatzsteueridentifikations- 
nummer die Meldung und Verrechnung der Einführumsatzsteuer vornehmen, jedoch in 
der Funktion eines National Vertriebes aktiv sind. National vertriebe übernehmen in ih- 
ren nationalen Tätigkeiten normalerweise die vertriebliche Betreuung von Titeln aus 
Verlagen, die anstelle eigener Vertriebsabteilungen einen Dienstleister einschalten. 1 34 



132 Vgl. von Weizsäcker u.a. (1992), Punkt 742, S. 316. 

133 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung <Hrsg.> (1996), S. 16. 

134 Vgl. Vom Vertrieb zum Marketingservice (2000), S. 26. 
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In dieser Rolle fungiert auch der frühere Importeur, indem er die vertriebliche Betreu- 
ung für Titel aus anderen Mitgliedsstaaten hin zum Grossisten und teilweise direkt 
zum Einzelhandel übernimmt. 1 35 

1.1.2 Presse-GroßhandeU-Einzelhandel 

Der bedeutendste Absatzkanal für Presseprodukte ist gemäß Pressestatistik und Ver- 
breitungsanalysen der Einzelverkauf. 136 

Die Großhändler, auch Grossisten oder Grosso-Untemehmen genannt, füngieren als 
Bindeglied zwischen den Verlagen und dem Einzelhandel. 137 Die Geschäftsbezie- 
hungen zwischen Verlagen und Pressegrossisten beruhen in der Regel auf vertraglich 
festgelegten Vereinbarungen wie Preis- und Verwendungsbindung, Dispositionsrecht 
und anderen Strukturbesonderheiten des Pressevertriebs. 1 38 

Der Großhandel kauft in seinem Namen, auf eigene oder fremde Rechnung - von 
Land zu Land unterschiedlich - Waren vom Verlag und setzt diese entweder unverän- 
dert oder nach nicht nennenswerter Be- bzw. Verarbeitung in seinem Monopolgebiet 
an Wiederverkäufer ab. 

Die Grosso-Firmen übernehmen die Erschließung und Versorgung des Marktes mit 
Presseerzeugnissen. Weiterhin wickeln sie die Remission und den gesamten Zahlungs- 
verkehr ab. 1 39 

Der Einzelhandel ist das vorletzte Glied im Wirtschaftsablauf des Pressewesens. Er 
wird vom Pressegroßhandel beliefert, versorgt den Kunden mit Zeitungen und Zeit- 
schriften i40 und hat normalerweise das vertraglich zugesicherte Recht, alle nichtverkauf- 
ten Exemplare an den Grossisten zurückzugeben. 

Jeden Tag entscheidet der Käufer aufs Neue, ob er eine Zeitung, definiert als regelmä- 
ßig, meist täglich erscheinendes Druckerzeugnis, das neben der Periodizität durch Ak- 
tualität, Universalität und Publizität gekennzeichnet ist,i4i oder eine Zeitschrift, definiert 
als periodisch erscheinende Druckschrift, 142 aufgrund einer ansprechenden Schlagzeile 
oder einer Sensations-Story kauft und liest. 1 43 

Außerdem gibt es Sonderformen des Vertriebes über den Einzelhandel in einigen 
Mitgliedsstaaten. Dort bieten Einzelhändler ihren Käufern die Möglichkeit, per Haus- 
zustellung oder per Zurücklegung im Geschäft, Exemplare quasi in Form eines Abon- 
nements zu kaufen. 144 



135 Vgl. Gemeinsame Lösungen (2000), S. 24-26. 

136 Vgl. Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e.V. (1979), S. 1 1. 

137 Vgl. Gruner+Jahr (1985), Stichwort: Presse-Grosso, S. 46. 

138 Vgl. Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e.V. (1979), S. 15 und VDZ/Presse-Grosso/BDZV 
(1993). 

139 Vgl. Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e.V. (1979), S. 15. 

140 Vgl. Dreppenstedt (1969), S. 229. 

141 Vgl. Brockhaus (1999), Band 24, Stichwort: Zeitung, S. 503. 

142 Brockhaus (1999), Band 24, Stichwort: Zeitschrift, S. 501. 

143 Vgl. Pürer/Raabe (1994), S. 209. 

144 Vgl. Ascherfeld (1999), S. 34. 
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Für viele Titel ist der Einzelverkauf nicht die beliebteste Absatzform im Presse- 
vertriebswesen, da die Auflagendisposition sehr schwierig und oft von unvorherseh- 
baren Faktoren abhängig ist. Deshalb muss zum einen die Auflage hoch genug sein, um 
der laufenden Nachfrage zu entsprechen, zum anderen aber auch niedrig genug, um die 
Zahl der Remittenden in wirtschaftlich vertretbaren Grenzen zu halten. 145 

Auch für den Leser ist das Einzelverkaufsstück in finanzieller Hinsicht von Nachteil, 
wenn er bei einem Abonnement, einer anschließend erläuterten Vertriebsform, wesent- 
lich günstigere Konditionen erhält. 1 46 

1.1.3 Abonnement 

Die Vertriebsform des Abonnements gilt als die ursprüngliche Verkaufsform für Zei- 
tungen und Zeitschriften. 

Das Abonnement ist definiert als die laufende Abnahme der Ausgaben einer Zeitung 
oder Zeitschrift durch einen Bezieher (= Abonnenten) auf Basis einer entsprechenden 
Abonnement-Bestellung. 147 Wird das Abonnement zu einem bestimmten Termin nicht 
rechtzeitig gekündigt, verlängert es sich automatisch um eine vertraglich festgelegte 

Dauer. 148 

Der Abonnent bekommt jedes Exemplar des bestellten Presseerzeugnisses direkt bis 
zur Grundstücksgrenze geliefert, eine Verpflichtung bis zur Haustür besteht rein recht- 
lich nicht. 149 Die Berechnung des Abonnementpreises erfolgt auf unterschiedliche Art 
und Weise. Teilweise liegt der Preis des Abonnements unter dem kumulierten Ein- 
zelverkaufspreis, teilweise ist er identisch und manchmal liegt er aufgrund der vom 
Leser zu tragenden Versandkosten sogar höher. 150 

Für den Verlag ist die Stabilität eines Abonnementbestandes von bedeutendem Vor- 
teil. Er kann auf längere Zeit mit einem festen Leserkreis rechnen und demzufolge die 
Druckauflage sehr genau disponieren. i5i 

Man unterscheidet das Verlagsabonnement und das Abonnement des „Werbenden 
Buch- und Zeitschriftenhandels“ (WBZ). 

Das Verlagsabonnement wird durch den Verlag direkt geworben, meist durch Prä- 
mienaktionen, beispielsweise als sogenannte „Leser werben Leser“- Werbung, in den 
zu bewerbenden Objekten. 152 Der WBZ wirbt seine Abonnenten meist auf diesem 
Weg, aber auch oft durch Haustürwerbung. 1 53 Für beide Abonnementformen gilt das 
gesetzliche Widerrufsrecht. Bedingt durch das in Deutschland vom Bundesrat be- 



145 Vgl. Noelle-Neumann/SchulzAVilke (1994), S. 459. 

146 Vgl. Brummund (1985), S. 28. 

147 Vgl. Nußberger (1966), S. 1 19. 

148 Vgl. Noelle-Neumann/SchulzAVilke (1994), S. 458. 

149 Vgl. Löffler/Ricker (2000), S. 401. 

150 Vgl. Verband Deutscher Zeitschriften Verleger e.V. (1979), S. 32. 

151 Vgl. Noelle-Neumann/SchulzAVilke (1994), S. 459. 

152 Vgl. Bremenfeld/Kapalla/Knapp u.a. (1998), S. 51. 

153 Vgl. Gruner+Jahr (1985), Stichwort: WBZ, S. 64. 
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schlossenei54 und seit Juli 2001155 außer Kraft gesetzte Rabattgesetz und Zugabever- 
ordnung ist mit gravierenden Veränderungen hinsichtlich der Preisgestaltung bei der 
Abonnementwerbung zu rechnen. 1 56 

Der Versand der Abonnementzeitungen und -Zeitschriften findet entweder über die 
nationale Post oder über andere Zustellorganisationen statt, 1 57 wie lokale Zeitungsaus- 
träger, oder eine von Verlagen gegründete alternative Zustelldienstorganisation. 

1.1.4 Lesezirkel 

Der Lesezirkel ist eine der klassischen Vertriebssparten, deren Bedeutung nach Verla- 
gen und Titeln stark variiert. 

Lesezirkelfirmen beziehen ihre Zeitschriften direkt vom Verlag zu Sonderkonditio- 
neni58j heften sie in dafür gefertigte strapazierfähige Pappumschläge ein und stellen sie, 
je nach Lesergeschmack, 1 59 zu Lesemappen zusammen, die an Privathaushalte oder öf- 
fentliche Auslagen verliehen werden. i6o 

Diese Mappen werden gegen Gebühr vermietet. Erstmappen enthalten die aktuell- 
sten Zeitschriften, weshalb sie am teuersten sind.i6i Die Mappen werden über einige 
Wochen im wöchentlichen Rhythmus an diverse Leser ausgeliehen, wobei sich auf- 
grund schwindender Aktualität der Mietpreis verringert. 162 

In der Regel enthält die pro Woche ausgelieferte Lesemappe folgendes Sortiment: 3 bis 
4 Frauenzeitschriften, 1 bis 2 Wochenzeitschriften und 1 bis 2 sonstige Zeitschriften, 
also insgesamt 8 bis 10 verschiedene Titel. 163 Die Lesemappe wurde mit Stand 1994 
durchschnittlich ca. 3,5mal verliehen,! 64 wobei der Trend eher rückläufig ist. 1 65 

Zusätzliche Einnahmen erzielen Lesezirkeluntemehmen neben den Mietgebühren da- 
durch, dass sie die Umschläge der Lesemappen als Werbeträger zur Verfügung stellen. 
Etwa 15 bis 20 Prozent des Branchenumsatzes entfallen auf Werbung mit Aufklebern, 
Beiheftem, Warenproben und Umschlagreklame. 1 66 Die Marktidee, Zeitschriften ge- 
gen Entgelt zu vermieten, ist für den Verlag eine sichere Aufiagendispositionsgrundla- 
ge. Sie ist in den einzelnen Mitgliedsstaaten unterschiedlich verbreitet. 1 67 



154 Vgl. Kabinett beschließt Abschaffung des Rabattgesetzes (2000), S. 1 . 

155 Vgl. Nur noch wenige Tage Rabattbeschränkung, S. 13. 

156 Vgl. Reimer (2001), S. 106 f. 

157 Vgl. Dreppenstedt (1969), S. 222. 

158 Vgl. Westerhagen (1993), S. 12. 

159 Vgl. Lesezirkel: Medium mit vielen Unbekannten (2001), S. 4. 

160 Vgl. Brummund (1985), S. 69. 

161 Vgl. Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e.V. (1979), S. 28. 

162 Vgl. Noelle-Neumann/SchulzAVilke (1994), S. 458. 

163 Vgl. Brummund (1985), S. 69. 

164 Vgl. Trend zum Leasing von Zeitschriften (1994), S. 18. 

1 65 Vgl. Gespräch mit Herrn Hemmerling am 2 1 .05 .200 1 . 

166 Vgl. Salzmann (1980), S. 990 und Gespräch mit Herrn Hemmerling am 21 .05.2001 . 

167 Vgl. Mehlhom (1969), Band 3, S. 569. 
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1.1.5 Bahnhofsbuchhandel 

Der Bahnhofsbuchhandel ist eine Betriebsart des Zeitungs- und Zeitschriften- 
Einzelhandels, der mit Presseerzeugnissen teilweise nicht über den Großhandel, son- 
dern als eigenständige Vertriebssparte von den Verlagen direkt beliefert wirdri^s 
Eine Bahnhofsbuchhandlung erhält in der Regel nur dann eine Direktbelieferung 
vom Verlag, wenn sie durch einen Pachtvertrag als Nebenbetrieb der jeweiligen natio- 
nalen Bundesbahn gilt 1 69 und nachfolgende Kriterien erfüllt: 

Eine Bahnhofsbuchhandlung muss hinsichtlich Öffnungszeiten, Erscheinungsbild 
und Titelsortiment besondere Anforderungen erfüllen, die von Land zu Land unter- 
schiedlich definiert sein können. Die Öffnungszeiten sollten deutlich über denen des 
lokalen stationären Presse-Einzelhandels liegen. 

Da die Bahnhofsbuchhandlungen eine besondere Funktion innehaben, nämlich die 
Versorgung der Reisenden mit aktuellen Presseerzeugnissen, gewähren die Verlage 
hier in der Regel eine wesentlich höhere Handelsspanne als dem herkömmlichen Ein- 
zelhandel.! 72 

Aufgrund der großen Sortimentsbreite, die von top-special-Titeln über Tageszeitun- 
gen bis hin zu ausländischen Presseerzeugnissen reicht, werden Reisende oft zu Neu- 
gier- und Spontankäufen auch wenig verbreiteter, zum Teil sogar weitgehend unbe- 
kannter (Spezial-)Titel angeregt. 173 

1.1.6 Sonderhandel 

Der Sonderhandel oder auch ambulante Handel ist eine Sonderform des Einzelver- 
kaufs von Presseerzeugnissen. Er umfasst die sogenannten fliegenden Händler mit 
Straßenverkaufsblättem und den Haustürverkauf von Sonntagszeitungen. 

Meist sind die Straßenhändler an Schirmmützen, Jacken, Zeitungs- und Geldtaschen 
des jeweiligen Verlages deutlich zu erkennen. Sie postieren sich an verkehrsgünstigen 
Orten oder öffentlichen Gebäuden ohne festen Verkaufsstand. 

1.1.7 Zusammenfassung der unterschiedlichen Vertriebsformen 

Nachfolgend sollen in Abb. 1 die unterschiedlichen Vertriebs- und Absatzformen gra- 
phisch dargestellt werden. 



168 Vgl. Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e.V. (1979), S. 23. 

169 Vgl. Brummund (1985), S. 86. 

170 Vgl. Kaiser (1979), S. 20 f 

171 Vgl. Gruner+Jahr (1985), Stichwort: Bahnhofsbuchhandelskriterien, S. 14. 

172 Vgl. Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e.V. (1979), S. 24. 

173 Vgl. Gruner+Jahr (1985), Stichwort: Bahnhofsbuchhandel, S. 13. 




34 



Status-quo: verschiedene Pressevertriebssysteme im Vergleich 



Abb. 1 : Unterschiedliche Vertriebsformen 




Eigene Darstellung in Anlehnung an Brummund, Peter (1985), Struktur und Organisation des Presse- 
vertriebs, S. 50. 



1.2 Strukturmerkmale 

Zur Sicherung der freien Meinungsäußerung und Überallerhältlichkeit von Verlagser- 
zeugnissen wurden in allen EU-Mitgliedsstaaten unterschiedlichste Marktmechanis- 
men zugelassen, die gravierende Abweichungen zur Behandlung sonstiger Güter dar- 
stellen. Die nachfolgend definierten Strukturmerkmale des Remissions- und Dispositi- 
onsrechts in Verbindung mit der Vertikalen Preis- und Verwendungsbindung - einher- 
gehend mit dem Alleinauslieferungsrecht und der Neutralität - machen national wie 
auch international in teilweiser bzw. ganzheitlicher Ausprägung die Besonderheit des 
Vertriebs von Büchern und Presseerzeugnissen aus. Danach sollen noch die vorhande- 
nen Interdependenzen zwischen den Strukturmerkmalen untersucht werden. 

1.2.1 Remissionsrecht 

Das Rückgaberecht von unverkauften Presseerzeugnissen, das sogenannte Remissions- 
recht, stellt die erste und bedeutendste Struktureigenschaft des Presseabsatzsystems dar. 
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Die periodische Lieferung von Zeitungen und Zeitschriften findet ohne jedes Warenri- 
siko fur den Groß- und Einzelhandel statt. 174 Damit soll ein reduziertes Angebot über 
diese Absatzform vermieden werden. 

Für die Absatzmittler besteht nach Ablauf der Angebotsffist die Möglichkeit, unver- 
kaufte Exemplare an die vorgelagerte Handelsstufe gegen die volle Wiedererstattung 
des zuvor in Rechnung gestellten Einzelverkaufspreises zu remittieren.! 75 

Man unterscheidet zwischen zwei unterschiedlichen Formen der Remission, nämlich 
der körperlichen und der körperlosen. Bei der körperlichen Remission werden die 
Ganzstückexemplare an den National vertrieb oder an den Verlag zurückgegeben. Bei 
der körperlosen Remission erfolgt die Gutschrift des Verlages aufgrund des Nachwei- 
ses durch ein vom Großhandel eingereichtes Warenflussprotokoll. 1 76 

Potentielle Remissionsursachen können neben einer Instabilität des KaufVerhaltens 
der Leser auch vom Verlag bzw. Nationalvertrieb/Importeur falsch disponierte Lie- 
fermengen, unrichtige Verteilung der Exemplare an den Einzelhandel oder verspätete 
Nachlieferungen sein. 1 77 

Hätte der Handel das Absatzrisiko für die „leicht verderbliche“ Ware Presse selbst 
zu tragen, würde er immer nur so viele Presseerzeugnisse einkaufen, wie er glaubt, mit 
Sicherheit verkaufen zu können. 178 Niedrigauflagige Titel hätten dementsprechend 
keine Chance, ins Angebot zu gelangen und dies wäre mit dem Prinzip der Pressefrei- 
heit unvereinbar. 

Nur die Rücknahme aller unverkauften Exemplare und die Übernahme des gesamten 
Absatzrisikos durch den Verlag garantiert die Versorgung des Handels mit einer ausrei- 
chenden Menge, damit dieser alle Verkaufschancen nutzen kann. Die erreichte hohe 
Marktausschöpfung bildet die Basis für die aus den Anzeigen erzielten zusätzlichen Ein- 
nahmen, die neben den Vertriebserlösen für den Verlag eine wesentliche Bedeutung ha- 
ben. In erster Linie wird der Meinungs-, Presse- und Informationsfreiheit Rechnung ge- 
tragen, weil das Remissionsrecht dem Verkäufer das wirtschaftliche Risiko abnimmt. Er 
kann somit auch unrentable Zeitungen und Zeitschriften anbieten und eine flächendek- 
kende Verbreitung dieser Presseerzeugnisse gewährleisten.! 79 

1.2.2 Dispositionsrecht 

Nachdem der Verlag das volle Absatzrisiko trägt, steht ihm zwangsläufig das Recht zu, 
die Liefermenge festzulegen. i so 



!74 Vgl.Ipsen(1980), S. 80. 

175 Vgl. Brummund (1985), Teil 1, S. 126. 

176 Vgl. Gruner+Jahr (1985), Stichwort: körperliche und körperlose Remission, S. 31. 
!77 Vgl. ebd., Stichwort: Remissionsursachen, S. 49. 

!78 Vgl.Bühne(1991), S. 3. 

179 Vgl. Brummund (1985), Teil 1, S. 133. 

180 Vgl. Bremenfeld/Kapalla/Knapp u.a. (1998), S. 59. 
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Das Dispositionsrecht gibt dem Verlag die Chance für seine Titel, die Wahl des Ver- 
triebsweges und alle sonstigen, den Vertrieb betreffenden Fragen festzulegen, wie z.B. 
Menge und Angebotszeitraum. isi 

Außerdem ermöglicht das Dispositionsrecht dem Verlag, bei Einführung eines Presse- 
erzeugnisses Startauflage, Erscheinungszeitraum und Erstverkaufstag zu bestimmen. 
Nach Abschluss einer angemessenen Einführungsphase wird die Liefermenge von Ver- 
lag, Nationalvertrieb oder Grosso „einreguliert“. Anhand der erreichten Verkäufe wird 
mit Hilfe der marktorientierten Bezugsregulierung (MBR)i82 eine möglichst optimale 
Versorgung des Einzelhandels aufgrund der bisherigen Abverkäufe berechnet. 1 83 Dieses 
Verfahren, das die Bezugsmengen pro Angebotsstelle und Titel errechnet, hat das Ziel, 
die vom Verlag prognostizierten und disponierten Liefermengen eines Presseerzeugnis- 
ses unter Berücksichtigung einer Lieferreserve auf die vom Grossisten belieferten An- 
gebotsstellen zu verteilen. 184 

Ausgehend vom originären Dispositionsrecht, welches die alleinige Dispositions- 
entscheidung beim Verlag bzw. Importeur oder National vertrieb belässt, gibt es ein deri- 
vatives Dispositionsrecht, bei welchem der Grossist die Disposition auf sein jeweiliges 
Gebiet umsetzt. 185 

Die Weisungsmöglichkeiten des Verlages sind begrenzt durch die Neutralitäts- 
pflichti86 des Grossisten gegenüber den Presseerzeugnissen aller anderen Verlage. Dies 
bedeutet in der Praxis, dass keine unzumutbaren willkürlichen und missbräuchlichen 
Dispositionen zu Lasten anderer verkäuflicher Titel erfolgen dürfen. 

1.2.S Vertikale Preisbindung 

Die Preisbindung ist beim Vertrieb für Presseerzeugnisse die wichtigste Vorausset- 
zung für die Sicherung der Pressevielfalt und Angebotsdichte. 

Unter Preisbindung versteht man die vertragliche oder gesetzliche Verpflichtung der 
Abnehmer von Waren, beim Wiederverkauf einen bestimmten Preis beizubehalten und 
ihren Abnehmern die gleiche Verpflichtung aufzuerlegen. 1 87 Der Hersteller macht die 
Belieferung der Händler davon abhängig, dass sie sich ihm gegenüber vertraglich ver- 
pflichten, die vorgeschriebenen Preise einzuhalten. 1 88 Dies bedeutet insbesondere, dass 
die Verlage einerseits die Grossisten an Preise binden, zu denen sie den Einzelhandel 
beliefern müssen, und andererseits die Preise festlegen, zu denen der Endverbraucher 
sein Presseerzeugnis im Einzelhandel erwerben kann. 189 



181 Vgl. von Weizsäcker u.a. (1992), Punkt 743, S. 317. 

182 Vgl. Kaiser (1979), S. 33. 

183 Vgl. Schwindt (1985), Teil 2, S. 19. 

184 Vgl. Brummund (1985), Teil 1, S. 231. 

185 Vgl. ebd.,S. 136. 

186 Vgl. Kap. III. 1. 1.2.6. Neutralität, S. 38. 

187 Vgl. Gruner+Jahr (1985), Stichwort: Preisbindung, S. 45. 

188 Vgl.Hax(1961), S. 1. 

189 Vgl. von Weizsäcker u.a. (1992), Punkt 743, S. 317. 
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Ein aus Angebot und Nachfrage gebildeter Preis würde zu erheblichen örtlichen 
Preisunterschieden und damit zu einer Beschränkung des Vertriebs auf gewinnbrin- 
gende Objekte fuhren. Die Folge wären erhebliche Lücken in der flächendeckenden 
Versorgung des Marktes. Somit verhindert die Preisbindung den ruinösen Preis- 
Wettbewerb im Pressehandel und schafft die notwendigen Voraussetzungen für einen 
kontinuierlichen und flächendeckenden Absatz, verbunden mit einer bestmöglichen 
Pressevielfalt in einem engmaschigen Händlemetz.i^o 
Die Preisbindung stellt eine Besonderheit des Presseabsatzsystems dar, die in den 
meisten Ländern nur für Verlagserzeugnisse zulässig bzw. praxisüblich ist.i^i 

1.2.4 Verwendungsbindung 

Die Verwendungsbindung verpflichtet den Handel in den einzelnen Vertriebs sparten, 
die für einen bestimmten Preis eingekauften Produkte nur einer bestimmten Verwen- 
dung zuzuführen. 192 

Da die Vertriebssparten, wie z.B. Grosso, WBZ-Handeli93 und Lesezirkel, unter- 
schiedliche Einkaufspreise haben, ist die Einhaltung der Verwendungsbindung zur 
Sicherung der Preisbindung und Vermeidung von Wettbewerbs Verzerrungen durch 
Nutzung unterschiedlicher Vertriebskanäle mit unterschiedlichen Einkaufspreisen 
zwingend notwendig. Weiterhin erhält sie Vertriebssparten wie z.B. Lesezirkel oder 
die Sonderform des Bahnhofsbuchhandels mit ihren spezifischen Kosten- bzw. Erlös- 
strukturen. 

Die Verwendungsbindung muss zwischen den Vertragspartnern schriftlich nie- 
dergelegt sein, um sie zivilrechtlich wirksam durchsetzen zu können. 1 94 

1.2.5 Alleinauslieferungsrecht (Gebiets schütz) 

Das Alleinauslieferungsrecht für ein Presseprodukt und der damit verbundene Gebiets- 
schutz für den Grossisten ist eine weitere wesentliche Voraussetzung für die Presse- 
vielfalt und den flächendeckenden Vertrieb. 

Die Gebietstrennung hat sich in vielen Ländern vollständig durchgesetzt. 1 95 Der 
Großhandel beschränkt sich bei der Auslieferung von Presseerzeugnissen auf ein ab- 
gegrenztes Gebiet, das durch die Verlage exakt definiert wird. Es besteht eine vertrag- 
liche Vereinbarung zwischen dem Großhandel und dem Verlag mit dem Verbot, ande- 
re Händler außerhalb dieses festgelegten Gebietes zu beliefern. 1 96 



190 Vgl. Klaffke (1994a), S. 7. 

191 Vgl. Brummund (1985), S. 153. 

192 Vgl. Gruner+Jahr (1985), Stichwort: Verwendungsbindung, S. 61. 

193 WBZ-Handel ist die Abkürzung für Werbender Buch- und Zeitschriften-Handel. Unter dieser 
Vertriebssparte versteht man Firmen, die das Abonnementgeschäft durch Werbung und/oder Be- 
lieferung von Dauerbeziehem von Zeitschriften, Lexika o.ä. betreiben. 

194 Vgl.Roggen(1983), S. 79. 

195 Vgl. Gruner+Jahr (1985), Stichwort: Gebietstrennung, Alleinauslieferung, S. 26. 

196 Vgl. von Weizsäcker u.a. (1992), Punkt 743, S. 317. 
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Ein „Durcheinandergrossieren“i97 würde eine Konzentration des Vertriebs auf 
„Brotobjekte“ 198 und eine Vernachlässigung der für den Handel wirtschaftlich über- 
wiegend uninteressanten Titel nach sich ziehen. 199 
Nur das Alleinauslieferungsrecht und die damit verbundene Konzentration des gesam- 
ten Absatzpotentials eines Gebietes auf einen Großhändler schützen ihn vor Konkurrenz 
und versetzen ihn wirtschaftlich in die Lage, seine Vertriebs- und Versorgungsftmktion 
wahrzunehmen und auch Einzelhändler in entlegenen Gebieten zu beliefern, die nur 
kleine Mengen beziehen und deren Versorgung eigentlich unrentabel ist . 200 Somit wird 
eine Presse- und Informationsvielfalt auch in absatz- bzw. bevölkerungsschwachen 
Regionen garantiert. 

Das Alleinauslieferungsrecht für den Grossisten bedingt ein besonderes Vertrauens- 
verhältnis. Voraussetzungen sind u.a. eine korrekte und ordnungsgemäße Führung des 
Geschäfts, ein hoher professioneller Standard und das ständige Bemühen um die 
Marktausschöpftmg der Titel. 

1.2.6 Neutralität 

Die Neutralität verpflichtet den Grossisten bei Monopolstellung in seinem Gebiet zur 
Annahme und Verbreitung aller verkäuflichen Titel im Rahmen bestehender Gesetze. 

Da der Grossist gegenüber den Verlagen über ein Nachffagemonopol und gegenüber 
den Einzelhändlern über ein Angebotsmonopol verfügt, unterliegt er wegen seiner 
Marktbeherrschung dem Kontrahierungszwang.201 
Auch für den Einzelhändler besteht ein Abnahmezwang für alle Titel, die durch ihn 
verkäuflich sind und die ihm der Grossist liefert. Es obliegt ihm zwar die Entscheidung 
über das Angebot von Presseerzeugnissen, aber er kann keine „Vertriebszensur“ be- 
züglich der Titelauswahl oder der Präsentationen durchführen. 

Jede Bevorzugung oder Benachteiligung eines Objektes stellt eine Diskriminierung 
dar . 202 Das Verbot der Diskriminierung kommt überwiegend den klein- und mittel- 
auflagigen Titeln zu Gute, die ganz entscheidend zur Pressevielfalt beitragen. Dies 
führt zu einer strikten Gleichbehandlung vergleichbarer Titel. 

Der auf der Alleinstellung im Gebiet basierende Kontrahierungszwang ist damit eine 
weitere wesentliche Voraussetzung für Presse-, Meinungs- und Informationsfreiheit . 203 



197 Vgl. Schwindt(1985),S.24. 

1 98 Bei „Brotobjekten“ handelt es sich um Presseerzeugnisse, die den Verlagen konstante Gewinne ga- 
rantieren. 

199 Vgl.Bömer(1981), S. 50f 

200 Vgl. Brummund (1985), S. 205-210. 

201 Unter Kontrahierungszwang versteht man die Verpflichtung, mit einem Geschäftspartner eine 
vertragliche Beziehung eingehen zu müssen. Grundsätzlich kennt das deutsche Recht keinen 
Kontrahierungszwang. Ausnahmen von dieser Regel sind immer dann gegeben, wenn ein 
Unternehmen eine marktbeherrschende Stellung innehat. 

202 Vgl. Bühne (1991), S. 3. 

203 Vgl. Brummund (1985), S. 258-260. 
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1.2.7 Interdependenzen der Strukturmerkmale 

Nachdem die Strukturmerkmale des Pressevertriebs einzeln definiert wurden, sollen 
nunmehr die Abhängigkeiten untereinander geprüft werden, inwieweit also bei Weg- 
fall oder Fehlen eines Strukturmerkmales die anderen beeinträchtigt sind. 

In der folgenden Matrix werden die Strukturmerkmale in Beziehung zueinander ge- 
setzt. Die mit einem gekennzeichneten Felder schließen sich gegenseitig aus. Die 
mit einem markierten Felder sind nicht interdependent. Der Wegfall der Struktur- 
besonderheit hat dann keinerlei Auswirkungen auf das entsprechende Merkmal. 

Die mit Zahlen gekennzeichneten Zellen weisen Interdependenzen auf Sie werden 
einzeln erläutert. 



Tab. 1: Interdependenzen der Strukturmerkmale 
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Die 1 5 Interdependenzen stellen sich wie folgt dar: 

© Der Wegfall der vertikalen Preisbindung hat Auswirkungen auf die Verwendungs- 
bindung. Würde die Preisbindung vom Verlag zum Grosso und vom Grosso zum 
Einzelhandel aufgehoben, müsste die Verwendungsbindung weiterhin aufrecht er- 
halten bleiben, um Querlieferungen zwischen den einzelnen Vertriebssparten, wie 
Einzelhandel, Lesezirkel oder Bahnhofsbuchhandel, zu verhindern. Aufgrund der 
diversifizierten Vertriebssparten mit heute unterschiedlichen Verlagsabgabepreisen 
besteht das Risiko, dass Vertriebsformen mit günstigeren Abnahmekonditionen hö- 
here Auflagen beim Verlag bestellen. Die mehr georderten Exemplare könnten dann 
in Form einer Querlieferung an Vertriebskanäle mit derzeit schlechteren Konditio- 
nen ab gesetzt werden. Dies würde beim Verlag hohe finanzielle Einbußen verursa- 
chen. Man könnte verlagsseitig nur entgegenwirken, indem man einen einheitlichen 
Abgabepreis für alle Vertriebssparten einfuhrt und damit einige Sparten unzumutbar 
hoch belastet. 

© Führt der Wegfall der Preisbindung zu unterschiedlichen Preisen im Einzelhandel, 
ist das Remissionsrecht tangiert. Der Verlag kann dem Grosso und somit auch das 
Grosso dem Einzelhandel nur noch ein eingeschränktes Remissionsrecht gewähren. 
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da der Ab verkauf sehr stark vom Preis eines Produktes abhängt. Sobald die Preisge- 
staltung hin zum Leser in der Hand der jeweiligen Handelsstufe liegt, ist es dem Ver- 
lag nicht mehr zuzumuten, das wirtschaftliche Risiko durch Gewährung des Remis- 
sionsrechtes zu übernehmen. Um trotzdem eine produktspezifisch weite Verbrei- 
tung, insbesondere unter Anzeigengesichtspunkten, sicherzustellen, könnte man ein 
eingeschränktes Remissionsrecht in Form einer Remissionsobergrenze einfuhren, 
welches das wirtschaftliche Risiko der einzelnen Handelsstufen begrenzt. 

© Der Wegfall der Preisbindung hat ebenfalls Auswirkungen auf das Dispositions- 
recht. Weil die einzelnen Handelsstufen bei einem Wegfall der Preisbindung die 
Abgabepreise bzw. den Endverkaufspreis eigenständig festlegen, macht das Dis- 
positionsrecht des Verlages keinen Sinn mehr. Wie bereits unter @ beschrieben, 
hängt der Ab verkauf eines Produktes auch vom Verkaufspreis ab. Demzufolge 
wird eine vom Verlag disponierte Mengenpolitik unsinnig, weil sich Kaufströme 
in Abhängigkeit von der aktuellen Verkaufspreisgestaltung ausgabenspezifisch 
verändern können. Die Disposition muss in diesem Fall vom Endverkäufer aus- 
gehen, der dann ohne Gewährung des Remissionsrechtes mit einer Remissions- 
obergrenze auskommen muss. 

® Fällt die Preisbindung, sind die Handelsspannen der einzelnen Stufen frei verhan- 
delbar, bzw. der Verlag kann den Endverkaufspreis nicht festlegen. Somit können 
pro Grosso-Gebiet unterschiedliche Abgabepreise hin zum Verlag bzw. zum Han- 
del definiert werden. Diese Verhandelbarkeit der Konditionen könnte zu einem 
Neutralitätsverlust im Grosso fuhren. Verlage mit hohen Auflagen Volumina könn- 
ten im Vergleich zu ihren Mitbewerbern, oder auch kleineren Verlagen, mit ver- 
gleichsweise günstigen Abgabekonditionen locken und damit einen Anreiz zum 
bevorzugten Angebot ihrer Titel im Grosso bzw. im Einzelhandel schaffen. 

® Der Wegfall der Verwendungsbindung hat keine direkte Auswirkung auf die 
Preisbindung. Jedoch besteht die Gefahr, dass Exemplare mit vergleichsweise 
günstigen Einstandskonditionen an andere Vertriebspartner geliefert werden. Da 
der Verlag mit der Bedienung einzelner Vertriebskanäle unterschiedliche Marke- 
tingziele verfolgt, entstehen nur dann keine Problemzonen, wenn alle Abgabe- 
preise nahezu gleich sind (siehe auch ®). 

® Sobald die Verwendungsbindung entfällt, ist das Remissionsrecht tangiert. Die 
bisherige Markttransparenz ist durch eventuelle Querlieferungen nicht mehr ge- 
geben. Kann der Verlag den Vertrieb der Produkte nicht in die einzelnen Absatz- 
kanäle bestimmen bzw. nachverfolgen, ist ihm die Übernahme des wirtschaftli- 
chen Risikos, nämlich des Remissionsrechtes, nicht zuzumuten. 

® Auch das Dispositionsrecht funktioniert nur unter transparenten Marktgegebenhei- 
ten, die bei einem Wegfall der Verwendungsbindung fehlen. Die Verlags- bzw. gros- 
soseitige Ausübung des Dispositionsrechtes macht lediglich Sinn, wenn aufgrund 
von Vergangenheits werten pro Absatzkanal detaillierte Daten vorhanden sind, an- 
hand derer unter Zuhilfenahme definierter Remissionsrichtwerte die Liefermengen 
disponiert werden. Sobald diese Prämissen durch fehlende Marktkenntnis nicht ge- 
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geben sind, versagt das Prinzip des Dispositionsrechtes und damit die optimale 
Marktausschöpfung. 

® Hier spielt die fehlende Markttransparenz wiederum die entscheidende Rolle. 
Wenn die Verwendungsbindung fällt und somit die einzelnen Vertriebsarten 
bzw. -kanäle fur den Verlag intransparent werden, spielt das Risiko von Querlie- 
ferungen zwischen den einzelnen Vertriebssparten eine entscheidende Rolle. Ei- 
ne dann mögliche Belieferung des Einzelhandels, z.B. durch Lesezirkelfirmen, 
würde die heute definierte Grosso-Funktion unterlaufen und dementsprechend 
das Alleinauslieferungsrecht angreifen. 

® Auch wenn der Verlag kein Remissionsrecht gewährt, kann die vertikale Preis- 
bindung aufrecht erhalten bleiben. Es besteht jedoch die Gefahr, dass das Titel- 
sortiment von Seiten der Einzelhändler erheblich reduziert wird, sollte sich das 
wirtschaftliche Risiko vom Verlag auf den Endverkäufer verlagern, der aber an 
den Endverkaufspreis des Verlages gebunden ist. 

@ Gewährt der Verlag kein Remissionsrecht, wird der Handel selbst disponieren 
wollen. Dies wiederum fuhrt zu einer geringeren Anzahl eingeschalteter Einzel- 
händler, zu höheren Ausverkäufen im Einzelhandel und damit zu einem geringe- 
ren Absatz und einer schlechteren Marktausschöpfung. 

® Bei einer verlagsseitig fehlenden Ausübung des Dispositionsrechtes kann der 
Verlag das Remissionsrecht nicht mehr gewähren. Hat der Verlag nicht mehr die 
Möglichkeit, die Bezugsmengen des Grosso bzw. des Einzelhandels festzulegen, 
wird er diesen beiden Handelsstufen auch kein Remissionsrecht mehr gewähren. 
Der Einzelhandel könnte nämlich überdimensionierte Mengen bestellen, ohne 
dass er das wirtschaftliche Risiko zu übernehmen hätte. 

® Wird verhindert, dass der Verlag mit der Alleinauslieferung die Grosso-Gebiete 
festschreibt, ist das Remissionsrecht gefährdet. Zusätzliche Marktteilnehmer in 
einem Gebiet liefern dieselben Titel. Die fehlende Zuordnung der Warenströme 
fuhrt zu unkontrollierbarer Remission. 

® Wenn der Verlag das Gebiet nicht mehr festlegen darf, kann er die Disposition der 
miteinander im Wettbewerb stehenden Auslieferer nicht strikt umsetzen, ohne da- 
bei wirtschaftlichen Schaden zu nehmen. Somit ist beim Wegfall des Alleinauslie- 
ferungsrechtes das verlagsseitige Dispositionsrecht aufgrund fehlender Markt- 
transparenz in den Gebieten tangiert. Das Dispositionsrecht hin zum Verlag müsste 
auf das Grosso übertragen werden. In diesem Fall müsste verlagsseitig dann über 
eine weitere Gewährung des Remissionsrechtes nachgedacht werden. 

@ Wird der Grossist nicht zur Neutralität gezwungen, kann der Verlag sein Disposi- 
tionsrecht nicht mehr durchsetzen. Dies könnte die Pressefreiheit und eventuell 
die wirtschaftliche Stabilität des einzelnen Verlages ins Wanken bringen, weil 
das Grosso dann nach anderen Maßstäben als heute handeln müsste. 

® Muss der Grossist die zugesicherte Neutralität gegenüber den Verlagen nicht ein- 
halten, werden sich Verlage bei Mängeln in der Marktausschöpfung ihres Titelport- 
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folios eventuell für zusätzliche alternative Vertriebskanäle entscheiden und damit 
die Alleinauslieferung beenden. 

Abschließend lässt sich zusammenfassen, dass es verschiedene Abhängigkeiten zwi- 
schen den sogenannten „6 Säulen“ des Pressevertriebs gibt, die mehr oder minder sy- 
stemmanifestierend wirken. Insgesamt kann man festhalten, dass v.a. die vertikale 
Preis- mit der Verwendungsbindung und das Remissions- mit dem Dispositionsrecht 
interdependent wirken, d.h., wenn ein Kriterium der beiden „Paare“ fällt, hat es gravie- 
rende Auswirkungen auf das weitere Strukturmerkmal und kann dementsprechend das 
Gesamtsystem ins Wanken bringen. 

2. Pressevertriebssysteme innerhalb der EU 

Nachdem die verschiedensten Arten des Pressevertriebs allgemein erläutert wurden, soll 
nun auf die nationalen pressevertriebsspezifischen Gegeben-heiten in den jeweiligen Mit- 
gliedsstaaten eingegangen werden. Neben den wichtigsten Verlagen der jeweiligen Län- 
der sollen auch die im grenzüberschreitenden Einzel- bzw. Abonnements verkauf bekann- 
testen Titel erwähnt werden.204 Weiterhin werden pro EU-Mitgliedsstaat das Vorhanden- 
sein der Strukturmerkmale geprüft, die landesspeziftschen Vertriebsstrukturen aufgezeigt 
und ein prozentualer Anteil der für Tageszeitungen und Zeitschriften benutzten Absatz- 
wege benannt. Zuletzt findet neben der Nennung der landesspezifischen Mehrwertsteuer 
eine Bewertung der Exportaktivitäten unter Nennung der Hauptabsatzmärkte statt. 

2 . 1 Deutschland 

Der deutsche Zeitungsmarkt gilt trotz rückläufiger Tendenzen^os mit 1582 Ausgaben 
regionaler und überregionaler Tageszeitungen206 und einem täglichen Verkaufs Volu- 
men von 24,565 Mio. Exemplaren pro Tag als der größte innerhalb der EU.207 Zu den 
auflagenstärksten nationalen Zeitungen zählen „Bild“, „Bild am Sonntag“, „Die Zeit“ 
und die „Süddeutsche Zeitung“.208 Weiterhin gibt es in Deutschland 1.465 Zeitschrif- 
ten mit mindestens vierteljährlicher Erscheinungs weise. 209 Zu den auflagenstärksten 
Zeitschriften zählen „Das Beste“ im General Interest, „TV Movie“ und „TV Spielfilm“ 



204 Die außerhalb des jeweiligen Ursprungslandes verkaufte Auflage der einzelnen Titel wird von 
den Verlagen nicht veröffentlicht. Bei Tageszeitungen aus Deutschland fließt sie IVW-technisch 
in die Inlandsauflage ein. Bei den Zeitschriften wird sie in der IVW gesondert als Auslandsau- 
flage ausgewiesen, jedoch ohne Aufteilung auf die einzelnen Auslandsmärkte. Somit können 
nachfolgend keine länderspezifischen Auflagen der einzelnen Titel benannt werden. 

205 Vgl. Verbreitung von Medien (1998), S. 491. 

206 Vgl. Schütz (1999), S. 130; Stand 1997. 

207 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff 

208 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Germany GER_G1/G2. - exakte Auflagenzahlen 
siehe Anhang 1 dieser Arbeit. 

209 Vgl. Bundesverband Deutscher Buch-, Zeitungs- und Zeitschriften-Grossisten e. V. <Hrsg.> (2000), 
S. 142. 
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im Bereich Programmzeitschriften, „Bravo“ im Jugendsegment, „Stern“ und „Spiegel“ 
bei den Nachrichtenmagazinen und „Bild der Frau“ bei den Frauenzeitschriften .210 
Das Pressevertriebssystem in Deutschland verfugt über ca. 118.000 Einzelhändler, 
die eine Bevölkerung von ca. 82 Mio. Menschen mit nationaler und internationaler 
Presse versorgen .211 Diese Einzelhändler werden exklusiv von dem für ihr Gebiet als 
Monopolist zuständigen Grossisten bedient. Im Jahre 2001 gibt es in Deutschland 89 
Grosso-Betriebe, 76 ohne und 13 mit Verlagsbeteiligungen .212 Die Grossisten werden 
vom Verlag direkt oder über Nationalvertriebe mit Presseerzeugnissen beliefert. Neben 
den großen Verlagshäusem wie dem Axel Springer Verlag, Gruner+Jahr, Bauer, Burda 
sollen hier noch die wichtigsten Nationalvertriebe angesprochen werden. 

Nationalvertriebe wie MZV213, ASV Vertriebs GmbH2i4, IPS215 oder Saarbach2i6^ 
um nur einige der insgesamt zehn Firmen zu nennen, kann man als Mittler zwischen 
Verlag und Grosso bezeichnen, die als Serviceuntemehmen die Vertriebsarbeit von 
kleineren bzw. internationalen Verlagen bis hin zum Grosso übemehmen.2i7 
Über den National vertrieb bzw. Grossisten werden 40 Prozent der Tageszeitungen 
und 57 Prozent der Zeitschriften der Auflage vertrieben. Die restlichen 60 Prozent der 
Tageszeitungen bzw. 43 Prozent bei Magazinen gehen direkt in die Haushalte, entwe- 
der über spezielle Zustellnetze oder über die Deutsche Post AG .218 
Eine Besonderheit des deutschen Pressevertriebssystems ist die Direktbelieferung der 
Bahnhofsbuchhändler2i9 durch die Verlage. Im Jahre 2001 gibt es in Deutschland ca. 380 
dieser Verkaufsstellen, die - auf die Gesamtheit der Angebotsstellen bezogen - nur einen 
geringen Prozentsatz ausmachen, jedoch einen Verkaufsanteil in Exemplaren von ca. 10 
Prozent generieren . 220 Neben dem Vertrieb über Bahnhofsverkaufsstellen gibt es in 
Deutschland Vertriebsarten wie das Abonnement und den Lesezirkel. Dem Lesezirkel 
gelang es insbesondere im Jahr 2000, sowohl die Titelzahl als auch die Gesamtauflage 
weiter zu steigem .221 Weiterhin besitzen einige Grossisten eigene Verkaufsstellen, die 
eine Vorbildfunktion unter Präsentationsaspekten für Presse einnehmen sollen. 



210 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Germany GER_G1/G2. - exakte Auflagenzahlen 
siehe Anhang 1 dieser Arbeit. 

21 1 Vgl. Pressevertrieb in Deutschland (1998), S. 60-68. 

212 Vgl. Bundesverband Deutscher Buch-, Zeitungs- und Zeitschriften-Grossisten e.V. <Hrsg.> 
(2000), S. 143. 

213 Vgl. Ein bewegtes Portal (2001), S. 22 f ; MZV steht für Moderner Zeitschriften Vertrieb. 

214 Vgl. Auf dem Weg zur Spitze (2001), S. 16 f; ASV Vertriebs GmbH steht für Axel Springer Verlag 
Vertriebs GmbH. 

215 Vgl. Zentrale in Meckenheim (2001), S. 12 f. 

216 Vgl. Expo, Olympia und . . . (2001), S. 24 f. 

217 Vgl. Bloß nicht zu speziell (2000), S. 16-20. 

218 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 71. 

219 Definition eines Bahnhofsbuchhändlers siehe Kap. II. 1.2. 5. Bahnhofsbuchhandel. 

220 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 78. 

221 Vgl. Vielfältig und stabil (2001), S. 24 und Verband Deutscher Lesezirkel e.V. <Hrsg.> (2001), 
S. 15 ff 
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Die in den Strukturmerkmalen festgelegten Dimensionen des Pressevertriebs sind in 
Deutschland voll ausgeprägt. So ist die Möglichkeit zur Preisbindung für Pressepro- 
dukte gesetzlich geregelt. 

Im KVM 222 ist das Dispositionsrecht verankert, das den Verlagen das Recht der 
Auflagenmitgestaltung bis hin zum Einzelhandel ermöglicht.223 Das Remissionsrecht 
ist lückenlos vorhanden. Weiterhin erhält jeder Titel einen ungehinderten Marktzutritt, 
bedingt durch die Neutralität der Grossisten gegenüber den Verlagen als Konsequenz 
des zugesicherten Gebietsschutzes. 

Importierte Titel machen ca. 10 Prozent des im Grosso befindlichen Titelportfolios 
aus, auch wenn sie nur 1 Prozent des Umsatzes darstellen .224 Häufig werden die Titel 
als bloße ausländische Presse betrachtet, obwohl sie aus Sicht der Verlage vielfach 
auch für die deutsche Leserschaft erachtet werden. Aus diesem Grund war es in der 
Vergangenheit notwendig, mit den Grossisten Maßnahmen zu verabreden, wie die E- 
tablierung exklusiver Ansprechpartner für internationale Presse, um eine verbesserte 
Transparenz und Effizienz internationaler kleinauflagiger Titel zu gewährleisten .225 
Unter Mehrwertsteuergesichtspunkten hat die Presse in Deutschland einen Sonder- 
status gegenüber herkömmlichen Konsumgütem. Den Erhalt der Pressevielfalt und die 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe garantiert ein reduzierter Steuersatz von 7 Pro- 
zent für Presseprodukte statt der üblichen 1 6 Prozent .226 
Abschließend ist festzuhalten, dass Deutschland aufgrund des sehr gut fünktionie- 
renden Grosso-Systems mit den angesprochenen Strukturbesonderheiten im Durch- 
schnitt über die größte Titelauswahl pro Einzelhändler innerhalb der Mitgliedsstaaten 
verfügt. Aus Sicht der Bundesregierung hat sich das bestehende Pressevertriebssystem 
hinsichtlich Ubiquität und Pressevielfalt bewährt .227 

2.2 Österreich 

Von Deutschland ausgehend soll mit dem benachbarten deutschsprachigen Ausland 
fortgefahren werden. Österreich wird maßgeblich mit Titeln aus Deutschland bedient. 
In Zahlen dargestellt, bedeutet dies, dass nur 17 einheimische regionale und überre- 
gionale Tageszeitungen mit einem täglichen Gesamtverkauf von 2,896 Mio. Exempla- 
ren existieren.228 Von den 3.000 in Österreich vertriebenen Zeitschriften stammen ca. 
80 bis 85 Prozent aus Deutschland .229 



222 KVM = Koordiniertes Vertriebsmarketing - von Verlagen und Grossisten unterschriebenes Re- 
gelwerk zur Definition der Geschäftsbeziehung. 

223 Vgl. Usancen im Pressevertrieb (1998), S. 48-53. 

224 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 80. 

225 Vgl. Gemeinsame Lösungen (2000), S. 24. 

226 Vgl. Pürer/Raabe (1994), S. 140 f 

227 Vgl. Deutscher Bundestag <Hrsg.> (1998), S. 90. 

228 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff 

229 Vgl. Distripress <Hrsg.> (1997), S. 38. 
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Die auflagenstärksten Tageszeitungen, wie die „Neue Kronen Zeitung“ oder „Kurier“, 
werden vom Verlagshaus Mediaprint herausgegeben. Als gut verkaufende Qualitätszei- 
tungen sind „Die Presse“ und „Der Standard“ zu nennen.230 im Bereich der Zeitschriften 
gilt es, „Die ganze Woche“ und „News“ aus dem Nachrichtensegment, „Format“ bei den 
Wirtschaftstiteln und „TV Media“ bei den Programmzeitschriften als hochauflagige Ti- 
tel des österreichischen Marktes hervorzuheben.23i Neben dem Import deutscher Presse- 
erzeugnisse halten große Verlagshäuser wie Gruner+Jahr, die WAZ-Gruppe als auch 
der Axel Springer Verlag nennenswerte Beteiligungen an österreichischen Verlagen.232 

Das Einzelhändlemetz besteht aus über 12.000 Verkaufsstellen, von denen jedoch nur 
ca. 3.000 mit Tageszeitungen bedient werden. Die wichtigsten Absatzstellen sind die 
sogenannten „Trafiken“. Hierbei handelt es ich um Tabakwarenfachgeschäfte, die über 
ein relativ reichhaltiges Pressesortiment verfugen. Für Österreich besonders hervorzu- 
heben sind die filialisierten EH-Ketten, wie z.B. Billa und Spar, die nur ein sehr be- 
grenztes Titelsortiment akzeptieren und somit die Pressevielfalt unter wirtschaftlichen 
Aspekten zum Leidwesen der Verlage stark einschränken. Insgesamt ist der Presseab- 
satz, insbesondere der deutschen Presse, in Österreich leicht rückläufig, bedingt durch 

sinkende Touristenzahlen.233 

Die Einzelhändler werden von insgesamt fünf Grossisten beliefert, von denen jeder 
mit Titeltrennung das gesamte österreichische Gebiet bedient. Die Grosso-Betriebe 
Morawa, Pressegroß vertrieb Salzburg, Mediaprint, Arnos und Fröhlich sind sowohl als 
Grossist und Nationalvertrieb für nationale und importierte Titel tätig. Die Firma Mo- 
rawa verfügt über ca. 50 eigene Verkaufsstellen, die sich neben Presse auf ein umfang- 
reiches Buchsortiment spezialisiert haben. Weiterhin gehören zu Morawa 18 Kioske in 
Bahnhöfen, die unter der Tochterfirma Schmelzer-Bettenhausen zusammengefasst 
sind. Der Pressegroß vertrieb Salzburg wurde von der Burda Familie gegründet und 
handelt mehrheitlich mit deutschen Zeitschriften. Die Firma Mediaprint ist die Grosso- 
Tochter der gleichnamigen Verlagsgruppe, die sich aufgrund ihres Netzwerkes insbe- 
sondere mit der Hauszustellung und dem Vertrieb von Tageszeitungen befasst. 

In der Betrachtung des gesamten Absatzmarktes lässt sich feststellen, dass ca. 32 
Prozent der Zeitungsauflage über Grosso bzw. EH vertrieben werden. Die restlichen 
68 Prozent gehen per Hauszustellung. Bei regionalen Tageszeitungen liegt der Anteil 
des Direktvertriebes sogar bei über 90 Prozent. Im Zeitschriftenbereich sieht es anders 
aus. Hier werden ca. 80 Prozent über Grosso vertrieben und lediglich 20 Prozent gehen 
per Abonnement direkt an die Haushalte.234 Neben dem Absatz von Zeitungen und 



230 Vgl. Gespräch mit Herrn Leitner am 7.05.2001 - exakte Auflagenzahlen siehe Anhang 1 dieser Ar- 
beit. 

231 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Austria AUS Gl. - exakte Auflagenzahlen siehe 
Anhang 1 dieser Arbeit. 

232 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 17-18. 

233 Vgl. Saisonmarkt in Österreich (2000), S. 32-43. 

234 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 18 f 
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Zeitschriften im Einzel- und Bahnhofsbuchhandel gibt es in Österreich auch die Ver- 
triebsart des Lesezirkels und die beim Abonnement besondere Form des WBZ. 

Sieht man sich die Dimensionen des Pressevertriebs an, ergibt sich für Österreich, 
dass die Preisbindung lediglich durch österreichische Verlage für den Vertrieb ihrer 
Produkte im Inland gesetzlich festgeschrieben ist. Deutsche oder auch Verlage anderer 
Mitgliedsstaaten der EU können die Preise in Österreich nicht binden, sondern dürfen 
nur Preisempfehlungen aussprechen, die wiederum auch von den Grossisten lediglich 
als solche an den Einzelhandel weitergegeben werden dürfen.235 Die weiteren Struk- 
turmerkmale wie Remissionsrecht, Dispositionsrecht, Neutralität236 und Gebietsschutz 
sind in gewohnter und bereits definierter Form ausgeprägt. 

Ein Export von österreichischen Publikationen findet überwiegend in Tourismusge- 
biete wie Italien, Deutschland und die Schweiz statt. Der Anteil liegt unter 10 Prozent. 

Der für Österreich gültige Mehrwertsteuersatz beträgt für Tageszeitungen und Zeit- 
schriften einheitlich 10 Prozent. 

2.3 Belgien 

In Belgien gibt es im Vergleich zu anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union 
keine wirkliche nationale Zeitung. Stattdessen werden 28 regionale Titel mit nationalen 
Beilagen mit einer insgesamten Auflage von 1,585 Mio. Exemplaren pro Tag verlegt. 
Ein Grund hierfür sind die zwei unterschiedlichen Sprachgruppen flämisch und franzö- 
sisch. Die größten Tageszeitungen für die flämisch sprechende Bevölkerung sind „Nie- 
uwsblad“ und „Het Laatste Nieuws“ aus der RÜG bzw. Persgroep Verlagsgruppe. Als 
französische Tageszeitung steht der Titel „Le Soir“ aus dem Hause Rossel an erster Stel- 
le.237 Die dritte nennenswerte Verlagsgruppe für französische Zeitungen ist Medi@bel, 
die - bedingt durch einen Zusammenschluss vieler regionaler Tageszeitungen - eine be- 
sondere Stellung im belgischen Markt einnimmt.238 

Ferner gibt es derzeit 5.787 Zeitschriften, von denen jedoch ungefähr 74 Prozent im 
Ausland publiziert werden.239 im General Interest Bereich sind Titel wie „Knack“ bzw. 
„Le Vif/L’Express“ aus dem Roularta Verlag und „Libelle“ bzw. „Femmes d’Au- 
jourd’hui“ als Frauentitel aus dem VNU Persgroep Verlag, der seit kurzem unter dem 
Dach der Mediaxis Holding angesiedelt ist, von nennenswerter Bedeutung.240 Hervor- 
zuheben sind im Zeitschriftenbereich die zwölf Programmtitel mit einer Gesamtaufla- 
ge von 1,6 Mio. Exemplaren pro Woche.24i 



235 Vgl. Polak (1998). 

236 Vgl. Blanke (1987), S. 1 f. 

237 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 24 f. - exakte Auflagenzahlen siehe Anhang 1 
dieser Arbeit. 

238 Vgl. Gespräch mit Frau Prof De Bens am 22.0 1 .200 1 . 

239 Vgl. Gespräch mit Herrn Wuillaume am 22.01.2001. 

240 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Belgium BEL Gl. - exakte Auflagenzahlen siehe 
Anhang 1 dieser Arbeit. 

241 Vgl. Distripress <Hrsg.> (1997), S. 18 f 
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In Belgien gibt es drei Vertriebsorganisationen, die insgesamt ca. 6.600 Einzelhändler 
fur eine Bevölkerung von ca. 10 Mio. bedienen.242 Allerdings gibt es keine unabhängi- 
gen Grossisten, wie wir es aus anderen EU-Mitgliedsstaaten kennen. Stattdessen findet 
eine Direktbelieferung zum Einzelhändler über sogenannte regionale Depots statt, die 
einer Grosso-Funktion gleichkommen. 243 

Die Firma AMP als Tochter des französischen Konzerns Hachette verfügt hierbei über 
15 eigene Depots mit einer Verteilung von ca. 1 Mio. Zeitungsexemplaren pro Tag. Hin- 
zu kommen Importtitel und nationale Zeitschriften. Weiterhin gehören 300 eigene Ver- 
kaufsstellen an zentralen Verkehrsknotenpunkten zu dieser den Markt dominierenden 
Vertriebsorganisation.244 Der überwiegend auf Zeitschriften spezialisierte Mitbewerber 
im belgischen Markt ist die Firma Tondeur, die insgesamt 5 Depots zur Auslieferung 
unterhält und mehrheitlich in Wallonien aktiv ist. Die Firma Imapress, eine Tochter der 
niederländischen Audax-Gruppe, bedient überwiegend Einzelhändler in Flandern mit 
Zeitschriften. Eine Außenseiterrolle von relativ geringer Bedeutung nimmt die Firma 
Good Press ein, die lediglich englische Tageszeitungen parallel zu AMP aus Großbritan- 
nien importiert und in einigen Gebieten Belgiens direkt an den Einzelhandel liefert.245 
Der Vertrieb von Zeitungen findet zu 60 Prozent über den Einzelhandel statt, 40 Pro- 
zent über Abonnements per Hauszustellung. Bei Zeitschriften werden 75 Prozent der 
Auflage direkt am Point of Sale vertrieben und ca. 25 Prozent über Abonnement. Der 
Abonnements-Anteil für Zeitschriften in Belgien resultiert fast ausschließlich aus der 
Abo-Absatzstrategie des Roularta Verlages.246 
Die Preisbindung ist in Belgien nicht gesetzlich festgeschrieben und somit nur fakti- 
scher Natur. Neutralität ist bei den einzelnen Vertriebsfirmen gegeben. Das Dispositi- 
onsrecht wird von nationalen Verlegern durch die Nennung einer Minimum Liefer- 
menge, die nicht unterschritten werden darf, ausgeübt. Es besteht ein Remissionsrecht 
auch für Einzelhändler. Der freie Marktzutritt ist gewährleistet.247 
Der Export belgischer Presse ist mit ca. 1 Prozent in einer zu vernachlässigenden 
Größenordnung. 

Die für Presse gültige Mehrwertsteuer beträgt für Zeitschriften normalerweise 6 Pro- 
zent, außer für Publikationen mit Extras, wie CD’s, Disketten o.ä., die dann für den 
Mehrwert der Zugabe einen Mehrwertsteuersatz von 21 Prozent tragen. Zeitungen un- 
terliegen keiner Mehrwertsteuer. 248 



242 Die 7000 Einzelhändler insgesamt teilen sich wie folgt nach Sprachregionen auf: ca. 4.300 Ein- 
zelhändler für 5,9 Mio. Flamen und ca. 1.300 Einzelhändler für 3,1 Mio. Wallonen. Die noch 
verbleibenden Einzelhändler werden der deutschen Sprachgruppe zugerechnet. 

243 Vgl. Fragenkatalog des VDZ - Projektgruppe Export, Belgien, S. 1-2. 

244 Vgl. Gespräch mit Herrn Wuillaume am 22.01 .2001 . 

245 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 27 f 

246 Vgl.DeBens(2001), S. 155. 

247 Vgl. Fragenkatalog des VDZ - Projektgruppe Export, Belgien, S. 1-4. 

248 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (2000), S. 5. 
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2.4 Niederlande 

Die Niederlande als direkter Nachbar von Belgien verfugen über eine sehr konzentrierte 
Verlagslandschaft, die sich gerade in den letzten Jahren durch weitere Übernahmen auf 
einige wenige Verlagskonzeme reduziert hat. So steht die PC-Media mit Abstand auf 
Platz 1 mit der Herausgabe von „Algemeen Dagblad“ und „NRC Handelsblad“.249 Der 
mit der höchsten Auflage ausgestattete Titel „De Telegraaf‘ stammt aus einem ver- 
gleichsweise kleineren Verlagshaus. 250 Insgesamt gibt es in den Niederlanden 35 Tages- 
zeitungen mit einer Verbreitung von 4,482 Mio. Exemplaren pro Tag.25i Ein weiterer 
bekannter, überwiegend regional ausgerichteter Tageszeitungs Verleger, die VNU, publi- 
ziert außerdem auch Zeitschriften wie „Libelle“ und „Panorama“, wöchentliche Titel im 
Frauen- bzw. General Interest- Segment. 252 Programmzeitschriften wie „Veronica“ wer- 
den direkt von den Fernsehsendern herausgegeben und nicht, wie in anderen Mitglieds- 
staaten üblich, von Verlagen.253 

Die ca. 9.000 Verkaufsstellen in den Niederlanden, die u.a. zu zwei nennenswerten 
EH-Ketten, nämlich zur Firma AKO als Tochter der Audax Gruppe mit ca. 155 Ver- 
kaufsstellen254 und zur Firma Bmna mit 400 Verkaufsstellen gehören, werden von den 
beiden National vertrieben Aldipress und den Tochtergesellschaften Betapress und van 
Gelderen der Audax Gruppe beliefert. Die Firma Aldipress ist gesellschaftsrechtlich mit 
der VNU Verlagsgruppe verbunden und hat sich auf nationale Zeitschriften speziali- 
siert255^ während van Gelderen internationale Zeitungen und Nachrichtenmagazine so- 
wie Betapress nationale und internationale Zeitschriften zu ihren Geschäftsfeldem zäh- 
len.256 Die Firma Betapress fällt seit dem Jahr 2000 im Rahmen einer umfangreichen 
Strukturanalyse durch einen restriktiven Marktzugang auf, was vielfach den freien 
Marktzutritt internationaler Titel erschwert. Grossisten gibt es in den Niederlanden 

nicht.257 

Bei den Tageszeitungen verteilen die Verlage 89 Prozent in Form von Abonnements 
über Zeitungszusteller in den frühen Morgenstunden. Die verbleibenden 11 Prozent 
der Auflage werden direkt über den Einzelhandel angeboten. Auch bei den Zeitschrif- 
ten ist der Abonnement- Anteil mit 54 Prozent sehr hoch. Nur 46 Prozent werden über 



249 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Netherlands NET_G1. - exakte Auflagenzahlen 
siehe Anhang 1 dieser Arbeit. 

250 Vgl. Gespräch mit Herrn Alberts am 6.02.2001 . 

251 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff. 

252 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Netherlands NET Gl. - exakte Auflagenzahlen 
siehe Anhang 1 dieser Arbeit. 

253 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 1 17 f - exakte Auflagenzahlen siehe Anhang 1 
dieser Arbeit. 

254 Vgl. Gespräch mit Herrn Alberts am 6.02.2001 . 

255 Vgl.Palmer(1999), S. 10. 

256 Vgl. Aktenvermerk des Bundesverbandes Presse Grosso (2000) - Niederlande - ohne Seiten- 
nummerierung. 

257 Vgl. Waardhuizen (2000), S. 1. 
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die Nationalvertriebe und den Einzelhandel vertrieben.258 Weiterhin gibt es die Ab- 
satzform des Lesezirkels und des WBZ-Abonnements in den Niederlanden. 

Die Strukturmerkmale des Pressevertriebs beinhalten ein uneingeschränktes Remis- 
sionsrecht. Die Verwendungsbindung ist vertraglich geregelt. Die Preisbindung für 
Zeitschriften und importierte Presse wurde zum 1 . Juli 2000 per Gesetz aufgehoben.259 
Somit gilt die gesetzliche Preisbindung nur noch für nationale Tageszeitungen.260 Seit 
diesem Zeitpunkt wurde die Neuregelung insbesondere für nationale Zeitschriften 
durch Abweichungen von dem vom Verlag empfohlenen Verkaufspreis, vor allem von 
großen Handelsketten, umgesetzt. 

Importierte Titel sind in den Niederlanden von großer Bedeutung. Neben dem klas- 
sischen Import werden einige Titel, wie z.B. „IHT“, „Time“ und „Economist“ in den 
Niederlanden gedruckt und dann ähnlich wie die nationale Presse verteilt. Ein Problem 
der Verteilung hin zum Einzelhandel ist die für Importtitel aufgrund unterschiedlicher 
Ankunftszeiten erforderliche logistische Flexibilität, da die relativ kleinen Mengen 
keine eigenen Touren pro Ankunftszeit rechtfertigen und bis zum Jahre 2001 noch 
keine gemeinsamen Auslieferstrukturen für nationale und internationale Titel ausge- 
handelt werden konnten.26i 

Der Export niederländischer Presseerzeugnisse unterliegt starken saisonalen Schwan- 
kungen, abhängig vom Reiseverhalten der Einheimischen. Weiterhin beschränkt er sich 
im Wesentlichen auf Tageszeitungen, die jedoch aufgrund relativ später Andruckzeiten 
im Ausland überwiegend erst am sogenannten B-Tag, einen Tag nach dem Erstver- 
kaufstag, erhältlich sind. 

Die Mehrwertsteuer für Tageszeitungen und Zeitschriften beträgt in den Niederlan- 
den einheitlich 6 Prozent.262 

2.5 Luxemburg 

Das an Deutschland angrenzende Luxemburg kann trotz der Sprachenvielfalt unter 
Presseaspekten zum deutschgeprägten Ausland gezählt werden, insbesondere durch 
die vielen Pendler, die in Grenzorten leben und in Luxemburg arbeiten. 

In Luxemburg gibt es im Gegensatz zu den restlichen Mitgliedsstaaten eine sehr limi- 
tierte Auswahl an landesspezifischen Presseerzeugnissen. Die vier nationalen Tageszei- 
tungen und die luxemburgische Regionalausgabe einer französischen Tageszeitung dis- 
tribuieren pro Tag zusammen 124.000 Exemplare.263 Die größte und bekannteste luxem- 
burgische Tageszeitung ist das „Luxemburger Wort“, das von der Erzdiözese Luxem- 
burg herausgegeben wird. Auch die größten nationalen Zeitschriften, wie „Telecran“ 



258 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 120 f 

259 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (1999), S. 8. 

260 Vgl. Bundesverband Presse Grosso (2000a), S. 1 f. 

261 Vgl. Fragenkatalog des VDZ - Projektgruppe Export, Niederlande, S. 1-3. 

262 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (2000), S. 5. 

263 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff. 
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und „Letzeburger Sonndesblad“ kommen aus diesem Verlag.264 Lediglich der Zeit- 
schriftentitel „Revue“ stammt aus einem weiteren Verlag, nämlich aus dem Hause Edi- 
tions Revue SA.265 

Der maßgebliche Anteil des luxemburgischen Presseportfolios setzt sich aus deut- 
scher und französischer Presse zusammen. Erwähnenswert in diesem Zusammenhang 
ist, dass die deutsche „Bild-Zeitung“ die am meisten verkaufte Tageszeitung im Ein- 
zelverkauf in Luxemburg ist. 

Der Vertrieb der nationalen und internationalen Presse wird über die Firma Messagerie 
Paul Kraus (MPK) sichergestellt. MPK übernimmt in Luxemburg neben dem Presseim- 
port die Funktion des National Vertriebs und des Grosses als Monopolist .266 Weiterhin 
betreibt MPK eine eigene Filialkette mit ca. 54 Geschäften von insgesamt 300 Presse- 
Einzelhändlern in Luxemburg, mit denen MPK ca. 60 Prozent des gesamten Presseum- 
satzes selbst realisiert. Die sogenannten MPK- Shops befinden sich in exponierten La- 
gen, wie Bahnhöfen, Verkehrsknotenpunkten, bzw. in der Innenstadt. Die internationa- 
le Presse wird vorwiegend in den Innenstadt- Shops von MPK verkauft. 

Die Firma Kraus war bis 1998 im Familienbesitz. Sie wurde zum 1 . Januar 1999 an die 
Valora AG verkauft und wird als Tochterfirma des schweizerischen Konzerns geführt.267 

Ca. 20 Prozent der Tagespresse werden durch die Firma Kraus vertrieben und 80 
Prozent gehen durch verlagseigene Hauszustellungen direkt an die Leser. Bei den Zeit- 
schriften teilt sich das Verhältnis EH- Verkauf und Abonnement mit 50/50 auf .268 Ei- 
nen weiteren wichtigen Vertriebs weg in Luxemburg stellt neben dem Einzel verkauf 
und dem Abonnement der Lesezirkel dar. 

Wirft man einen Blick auf die strukturbedingten Besonderheiten des Pressevertriebs, 
kann man auch hier feststellen, dass es lediglich eine faktische Preisbindung für Pres- 
seerzeugnisse gibt. Die Verträge zwischen der Firma MPK und den Einzelhändlern 
geben vor, dass sich die Wiederverkäufer verpflichten, zu den von MPK vorgeschrie- 
benen Preisen zu verkaufen. Da sich die Firma MPK wiederum an die von den Verla- 
gen vorgegebenen Verkaufspreisempfehlungen hält, gibt es bisher keine erkennbaren 
Abweichungen. Weiterhin verpflichten sich die Endverkäufer, alle Titel exklusiv von 
MPK abzunehmen, wodurch das Monopol stabilisiert wird. Bei einer Zuwiderhand- 
lung für bestimmte Titel ist die Lieferung des Restportfolios gefährdet.269 Die weiteren 
Merkmale wie Dispositionsrecht, Remissionsrecht, ungehinderter Marktzutritt sind in 
Luxemburg wie in den vorgenannten Mitgliedsstaaten gegeben. 



264 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Luxemburg LUX_G1. - exakte Auflagenzahlen 
siehe Anhang 1 dieser Arbeit. 

265 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 1 13-1 14 - exakte Auflagenzahlen siehe Anhang 1 
dieser Arbeit. 

266 Vgl. Aktenvermerk des Bundesverbandes Presse Grosso (2000), Luxemburg - ohne Seitennum- 
merierung. 

267 Vgl. Hartmann/Walser (2000). 

268 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 115. 

269 Vgl. Lieferungs- und Zahlungsbedingungen der Firma MPK als Muster - siehe Anhang 2. 
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Der Exportumfang luxemburgischer Presse ins Ausland ist - bedingt durch ein rela- 
tiv kleines landesspezifisches Angebot - eher zu vernachlässigen. 

Der Mehrwertsteuersatz für Presseerzeugnisse ist in Luxemburg auf 3 Prozent fest- 
gelegt. 

Insgesamt kann man das Leistungsprofil der luxemburgischen Vertriebsfirma Mes- 
sagerie Paul Kraus dem eines Grossisten in Deutschland gleichsetzen. 

2 . 6 Großbritannien^^o 

Auch das englische Pressevertriebssystem gilt als äußerst leistungsfähig. Es ist mit den 
Auslieferstrukturen in Deutschland und Luxemburg vergleichbar, jedoch mit einigen 
landestypischen Modifikationen. 

Die größten Tageszeitungen in Großbritannien sind „The Sun“, „The Mirror“ und 
„Daily Mail“, neben Qualitätszeitungen wie „The Daily Telegraph“, „The Times“, „Fi- 
nancial Times“ und „The Guardian“. 27i Zu den größten Verlagshäusem zählen News 
International und die Mirror Gruppe. Insgesamt gibt es 106 Tageszeitungen mit einer 
Gesamtauflage von 18,939 Mio. Exemplaren pro Tag.272 Der Trend der letzten Jahre 
zeigt eine rückgängige Anzahl der Tageszeitungstitel mit insgesamt rückläufigen Auf- 
lagenzahlen - trotz aggressiver Preispolitik. 273 

Weiterhin verfügte das britische Vertriebsnetz im Jahr 2000 über ca. 4.500 Zeitschrif- 
tentitel. 274 Die nennenswerten Magazine erscheinen bei Verlagen wie IPC mit „Woman“ 
und „Woman’s Weekly“, Bauer mit „Take A Break“ und „Bella“, Time Warner mit 
„Time Magazine International (UK)“ oder The Economist Newspaper Ltd. mit „The 
Economist“.275 Deutsche Verleger, wie Bauer und Gruner+Jahr haben englischspra- 
chige Titel in Großbritannien herausgebracht. 

Das Pressevertriebssystem in Großbritannien verfugt laut Stand 1997 über ca. 45.000 
Verkaufsstellen, die eine Bevölkerung von 59 Mio. Menschen mit nationaler und inter- 
nationaler Presse versorgen.276 Insgesamt liefern 250 Großhändler Presse an die Einzel- 
händler. Ca. 70 meist kleinere Betriebe arbeiten bisher nur im Zeitungs vertrieb. Die 
verbleibenden 1 80 Grosso-Betriebe gehören zu rund 80 Prozent den drei Großhandels- 
ketten W.H. Smith, John Menzies und Surridge Dawson. Die restlichen 20 Prozent set- 
zen sich aus unabhängigen Familienuntemehmen (Independents) und Freelancern zu- 



270 Aufgrund des zu Großbritannien kongruenten Pressevertriebssystems in Irland wird auf eine ge- 
sonderte Ausführung verzichtet. 

271 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), United Kingdom UK_G1. - exakte Auflagen- 
zahlen siehe Anhang 1 dieser Arbeit. 

272 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff. 

273 Vgl. Drei Jahre Preiskrieg verdoppeln die Auflage der „Times“ (1997), S. 7. 

274 Vgl. Aktenvermerk des Bundesverbandes Presse Grosso (2000), Großbritannien - ohne Seiten- 
nummerierung. 

275 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), United Kingdom UK_G1. - exakte Auflagen- 
zahlen siehe Anhang 1 dieser Arbeit. 

276 Vgl. Distripress <Hrsg.> (1997), S. 20. 
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sammen, die mehr oder weniger in der Großhandelsvereinigung organisiert sind.277 
Grossisten wie W.H. Smith, John Menzies und Surridge Dawson haben neben ihren 
Grosso-Aktivitäten eigene EH-Ketten über die Presse ins Angebot gelangt.278 Die über 
zwanzig vorhandenen Nationalvertriebe sind neben internationaler Presse auch für den 
Vertrieb nationaler Zeitschriften zuständig. Nennenswerte Firmen sind hier Frontline, 
Comag, Bauer und IPN279 mit unterschiedlicher Bedeutung in den einzelnen Segmen- 
ten. Die Tageszeitungsverleger bedienen das Grosso direkt.280 

Der Absatzmarkt für nationale Zeitschriften wurde Mitte 2000 aufgeschreckt, als die 
Supermarktkette Tesco eine exklusive Direktbelieferung durch W.H. Smith bekannt ge- 
geben hat.281 Diese gravierende Strukturveränderung konnte verhindert werden, indem 
der britische Zeitschriftenverlegerverband (PPA) seine Planungen für das sogenannte 
Blueprint, ein System, das entwickelt wurde, um das derzeitige Ausliefermodell durch 
verbesserte Titel-Betreuung, vereinfachte Remissionseinholung, standardisierte Zeit- 
schriftenauslieferung und zentralisierte Abrechnung mit vereinheitlichten Formularen 
und einer Neudefinierung der Grosso-Gebiete mit monopolistischer Struktur, für das 
Jahr 2001 in Aussicht stellte.282 Nachdem der öffentliche Druck auf W.H. Smith zunahm 
und die Realisierung des Blueprint-Modells ab Ende Januar 2001 begonnen hat, sah sich 
W.H. Smith gezwungen, die ausschließliche Tesco-Belieferung einzustellen.283 

Das heutige Angebot für Zeitungen findet zu 99 Prozent über den Einzelhandel statt. 
Ca. 59 Prozent der Auflage erreichen den Leser am Kiosk. Bei den weiteren 40 Pro- 
zent wird eine für Europa wenig übliche Form des Verkaufes realisiert. Diese Exem- 
plare werden entweder beim Einzelhändler in Form eines Abonnements hinterlegt oder 
vom Einzelhändler per Hauszustellung ausgetragen. Lediglich 1 Prozent wird über den 
Postweg versandt. Ähnlich verhält es sich bei den Zeitschriften. Hier werden 75 Pro- 
zent über den Einzelhandel in klassischer Form abgesetzt und weitere 20 Prozent in 
Form von Abonnementhinterlegung bzw. -Zustellung. Die restlichen 5 Prozent werden 
mit der Post versandt.284 

Auch für Großbritannien sollen die Strukturmerkmale beleuchtet werden. Noch vor ca. 
20 bis 30 Jahren gab es kein Remissionsrecht. 285 Mittlerweile findet dies für die Mehr- 
zahl der Titel Anwendung. Lediglich hochpreisige nationale Zeitschriften unterliegen 
einer Remissionsobergrenze. Das Dispositionsrecht liegt nicht beim Verlag, sondern 
beim Grossisten bzw. im Einzelhandel. Eine gesetzlich festgeschriebene Preisbindung 



277 Vgl. Aktenvermerk des Bundesverbandes Presse Grosso (2000) - Großbritannien - ohne Seiten- 
nummerierung. 

278 Vgl. Key Indicators on the UK Magazine Market (2000), S. 3. 

279 Umbenennung der Fa. IHT Distributors in IPN - zum 1 .04.200 1 . 

280 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 24 f 

281 Vgl. Großbritannien: Kein Sieg der großen Ketten (2001), S. 108. 

282 Vgl. Periodical Publishers’ Association - PPA <Hrsg.> (2000), S. 1-4. 

283 Vgl. WH Smith PLC <Hrsg.> (2001), S. 1 f. 

284 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 159. 

285 Vgl. Klaffke (1996a), S. 57. 
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gibt es nicht, sie ist vielmehr untersagt.286 Jedoch werden die aufgedruckten Preise ein- 
gehalten.287 Ein Alleinauslieferungsrecht kann durch die teilweise immer noch überlap- 
penden Grosso-Gebiete nicht eindeutig gewährleistet werden und wird deshalb zwischen 
Verlag und Grossisten vertraglich festgeschrieben.288 Die Tendenz der Zusammen- 
schlüsse von Grossisten geht in diese Richtung. Ein freier Marktzutritt ist nicht immer 
gewährleistet, da die übermächtigen Einzelhandelsketten maßgeblich die Listung und 
somit den Marktzutritt der Titel beeinflussen.289 Weiterhin ist die Gleichbehandlung 
aller Titel durch die Einzelhändler in der Praxis nicht immer sichergestellt. 290 

Der Export englischer Publikationen verteilt sich überwiegend auf Zeitschriften und 
kleinauflagige Zeitungen. Die großen Zeitungstitel wie „The Sun“, „The Times“, „Daily 
Mirror“ etc. sind vermehrt zu dezentralen ausländischen Druckorten übergegangen, um 
tagesaktuell in den wichtigsten Touristikgebieten, wie z.B. Spanien und Italien, im 
Angebot zu sein.29i 

Abschließend sei noch die Mehrwertsteuer erwähnt. Zeitungen und Zeitschriften un- 
terliegen in Großbritannien keiner Mehrwertsteuer. 

2. 7 Frankreich 

In Frankreich werden Presseerzeugnisse - insbesondere Tageszeitungen - durch staat- 
liche Subventionen unterstützt. Spezielle Fonds der Regierung, Sonderkonditionen bei 
den Posttarifen bzw. verminderte Logistikkosten bei der Nutzung des Schienennetzes 
zur Beförderung der Titel sollen eine diversifizierte Presse sicherstellen. 

Bei den Tageszeitungen sind Qualitäts- bzw. Sportzeitungen wie „Le Figaro“, „Le 
Monde“, ,,L’ Equipe“ und Boulevardtitel wie „France-Soir“ neben diversen Regional- 
zeitungen wie „Le Parisien“ die Umsatzbringer.292 Der Abverkauf der insgesamt 81 
Tageszeitungen bleibt im Gegensatz zu manch anderem EU- Mitgliedsstaat mit einer 
Druckauflage von 8,799 Mio. Exemplaren relativ stabil.293 Normalerweise sind die 
Verlagsaktivitäten entweder auf Tageszeitungen oder auf Zeitschriften beschränkt. 
Ausnahmen bilden die Verlage Groupe Amaury und Hachette Filipacchi, die ein brei- 
tes Portfolio haben. So erscheint bei Hachette Filipacchi neben diversen Regionalzei- 
tungen „Télé 7 Jours“- eine der größten Programmzeitschriften, aber auch „Elle“ und 
„Paris-Match“.294 Prisma Presse, eine Tochter des Bertelsmann Konzerns, publiziert 



286 Vgl. Klaffke (1995a), S. 8. 

287 Vgl. Usancen im Pressevertrieb (1998), S. 48-53. 

288 Vgl. Gespräch mit Heim Feder am 3.05.2001 . 

289 Vgl. Ascherfeld (1999), S. 33 f 

290 Vgl.Haller(2000), S. 8. 

291 Vgl. Commission Europeene <Hrsg.> (1997), S. 166 f 

292 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), France FRA_G1. - exakte Auflagenzahlen siehe 
Anhang 1 dieser Arbeit. 

293 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff. 

294 Vgl. Die Hachette-Gmppe (1997), S. 74-80. 
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Titel wie „Femme Actuelle“, „Voici“ und „Télé Loisirs“, um hier nur einige Beispiele 
für auflagenstarke Zeitschriftentitel zu nennen. 295 

In Frankreich gibt es ca. 33.000 Einzelhändler für ca. 59 Mio. Einwohner. Der Ver- 
trieb von Presseerzeugnissen wurde im sogenannten „Loi Bichet“ vom 2. April 1947 
festgeschrieben.296 Inhalt dieses Gesetzes ist die Pressevertriebsfreiheit, die Gleichbe- 
handlung aller Presseerzeugnisse, die Neutralität der Handelsstufen gegenüber allen 
Titeln und die Kooperation auf dem Logistiksektor. 297 

Bedingt durch diese festgeschriebenen Anforderungen haben sich zwei Nationalver- 
triebe gebildet, die in Form einer Genossenschaft von Einzelverlagen fünktionieren. 
Zum einen gibt es die Firma Nouvelles Messageries de la Presse Parisienne (NMPP), 
die zu 51 Prozent den Verlagsgenossen und zu 49 Prozent der Hachette Gruppe gehört, 
welche auch das Management bestellt.298 Neben 20 NMPP-eigenen Grossisten, den 
sogenannten S.A.D. Filialen, die sich in den größten Provinzstädten befinden, existie- 
ren weitere ca. 400299 Depositäre, die durch ihre Logistikfünktionen die Verteilung der 
Presse hin zum Einzelhandel übemehmen.300 Darüber hinaus verfügt die NMPP über 
ein eigenes Franchise Konzept für Presse-Händler, das sie in den ca. 800 Maison de la 
Presse umsetzt. Daneben betreibt Hachette über seine Vertriebsfirma HDS weitere ca. 
800 Einzelhandelsgeschäfte mit dem Logo „Relay“ an Verkehrsknotenpunkten.30i Be- 
dingt durch zu erwartende Konkurrenz und wachsenden Kostendruck sieht sich insbe- 
sondere die NMPP gezwungen, die Vertriebskosten in Form einer Neuordnung des 
Untemehmens302 zu senken, um der zunehmend lauter werdenden Kritik der nationa- 
len Verleger an den Auslieferstrukturen der NMPP entgegenzuwirken.303 Die Firma 
Messageries Lyonnaises de Presse (MLP) ist neben der NMPP als ein weiterer Natio- 
nalvertrieb zu nennen. Sie hat sich mit wachsendem Marktanteil bisher auf Zeitschrif- 
ten spezialisiert. 304 

Nationale Tageszeitungen werden zu 21 Prozent über den National vertrieb und das 
Grosso im Einzelhandel angeboten, 54 Prozent gehen direkt über das Grosso und bei 
den verbleibenden 25 Prozent handelt es sich um Abonnements, die per Hauszustel- 
lung bzw. per Post zum Leser gelangen. Ungefähr 67 Prozent der Zeitschriftenauflage 
erreicht den Einzelverkauf über Nationalvertriebe, 33 Prozent werden per Abonnement 



295 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 53 ff. - exakte Auflagenzahlen siehe Anhang 1 
dieser Arbeit. 

296 Vgl. Klaffke (1994b), ohne Seitennummerierung, Stichwort: Vertriebssystem. 

297 Vgl. Ascherfeld (1999), S. 31. 

298 Vgl. Das französische Pressevertriebssystem (1997), S. 20-25. 

299 Die Anzahl der Depositäre wird in den kommenden Jahren stark zurückgehen, da aufgrund klei- 
nerer und wenig profitabler Gebiete bzw. Einzelhändler Zusammenschlüsse erfolgen werden. 

300 Vgl. Wie funktioniert der Pressevertrieb in Frankreich (1997), S. 64. 

301 Vgl. Eine Weltmarke im Dienst der Presse (2000), S. 107 f 

302 Vgl. Steht der französische Pressevertrieb vor einer Neuordnung (2001), S. 13 f 

303 Vgl. Amaury künftig ohne „ Aujourd’hui“ (2001), S. 14. 

304 Vgl. Portrait Messageries Lyonnaises de Presse (1997), S. 58-60. 
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zugestellt.305 in Frankreich existieren zwar die Vertriebssparten Lesezirkel und WBZ, 
jedoch kann man ihnen nur eine marginale Bedeutung zurechnen. 

Bei den Strukturmerkmalen gibt es in Frankreich einige Besonderheiten. Neben den 
bereits erwähnten Subventionen für Presse liegt das Dispositionsrecht beim Verlag. 
Das Remissionsrecht ist zwar gegeben, doch besteht eine sogenannte Remissionsober- 
grenze, die bei nationalen Titeln 25 Prozent und bei internationalen Titeln 50 Prozent 
beträgt. Darüber hinaus remittierte Exemplare unterliegen einer sogenannten Remissi- 
onsrückholungsgebühr. Der freie Marktzutritt ist durch die genossenschaftliche Rege- 
lung in Frankreich gesichert. Den Verkaufspreis für ein Presseprodukt legt der Verlag 
fest. Die Preisbindung ist durch ein Gesetz aus dem 19. Jahrhundert definiert.306 

Importierte Titel werden überwiegend über eine Tochterfirma der NMPP, die Comp- 
toir Commercial des Exportateurs et Importateurs (CCEI) gehandelt. Daneben gibt es 
noch die Firma Media Vitesse, eine Tochter der Johnsons Gruppe aus Großbritannien, 
die neben Hauszustellung und Hotelbelieferung auch die Bedienung des Einzelhan- 
dels, jedoch ohne die Hachette-eigenen Verkaufsstellen ermöglicht. Die Größenord- 
nung der importierten Presse insgesamt ist nicht veröffentlicht, kann aufgrund der ho- 
hen touristischen und wirtschaftlichen Attraktivität Frankreichs nicht vernachlässigt 
werden. Bei der NMPP macht der Umsatz an Importtiteln ca. 2,6 Prozent des Gesamt- 
umsatzes aus. 307 

Der Export findet ebenfalls über die NMPP-Tochter CCEI statt. Die wichtig- sten 
Absatzgebiete für französische Presse sind - neben französischsprachigen bzw. fran- 
zösischassoziierten Destinationen wie Belgien, Luxemburg und Korsika - einige 
ehemalige Kolonien und Länder wie Deutschland und Großbritannien. 

Die Mehrwertsteuer für Presse beträgt in Frankreich 2,1 Prozent für Zeitungen und 
Zeitschriften. Sie werden von der sogenannten Commission Paritaire308 als Pressepro- 
dukte in den mehrmals jährlich stattfindenden Sitzungen bestätigt. Ansonsten beträgt 
der Mehrwertsteuersatz 20,6 Prozent.309 

2.8 Italien 

Italien hat trotz der im Vergleich zu anderen Ländern relativ unzuverlässigen Hauszu- 
stellung und der unregelmäßigen Lesegewohnheiten 88 Tageszeitungen mit einer ver- 
breiteten Auflage von 5,937 Mio. Exemplaren pro Tag.3io Qualitätszeitungen wie „II 
Corriere della Sera“, „La Republica“, „La Stampa“ oder die Sportzeitung „La Gazzetta 
dello Sport“ sind mit beträchtlichen Auflagen im Markt, allerdings zeigen sie eine 



305 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 58 f. 

306 Vgl. Usancen im Pressevertrieb (1998), S. 48-53. 

307 Vgl. Pressevertrieb in Frankreich (1997), S. 34-48. 

308 Die Commission Paritaire besteht aus insgesamt 10 Vertretern der öffentlichen Verwaltung, wie 
z.B. der Post, der Bahn, dem Minister für Information, dem Finanzpremierminister und Ver- 
legern. Die Sitzungen finden in zweimonatlichen Abständen statt. 

309 Vgl. Basics zum französischen Pressevertrieb (1997), S. 80. 

310 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff. 
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rückläufige Tendenz.^n Die Herausgeber sind Verlage wie Editoriale L’Espresso, 
Grupo RCS oder auch Mondadori, dieser operiert jedoch mehrheitlich im Zeitschrif* 
tensegment. Von den ca. 5.000 im Markt befindlichen Zeitschriften sind Titel wie „TV 
Sorrisi e Canzoni“, „Gioia“, „Gente“ oder „Oggi“ und „Donna Modema“ die über die 
Grenzen Italiens hinaus absatzstärksten Zeitschriften.3i2 

Die im Jahre 1999 existierenden ca. 37.500 Einzelhändler, die überwiegend von den 250 
Grossisten zur Versorgung der 57 Mio. Einwohner bedient wurden, benötigten aufgrund 
von Gesetzen aus den Jahren 1981/85 eine Lizenz zum Verkauf von Presseprodukten.3i3 
Dieses Vorgehen sollte die Pressefreiheit gewährleisten, indem nur ausgesuchte, unab- 
hängige Einzelhändler das Privileg des Presseverkaufs erhielten und somit dem Grossisten 
die Auswahlmechanismen für ein Presseangebot genommen wurde. Auf das Drängen ita- 
lienischer Verleger und bedingt durch eine sinkende Gesamtauflage der Tageszeitungen 
lief seit Mitte 1999 ein Test zur Liberalisierung der Presseverkaufsstellen.3i4 Dadurch 
konnte das Angebotsnetz auf alternative Geschäftsarten, wie Supermärkte, Tankstellen 
oder Buchhandlungen, ausgedehnt werden.3i5 Die eindeutigen Gewinner sind Supermärk- 
te, die auch weiterhin als Angebotsstellen erhalten bleiben. Die wirtschaftliche Universität 
von Parma hat im Auftrag des Amtes für Information und Verlagswesen in einer wissen- 
schaftlichen Studie die Auswirkungen dieses Tests auf den Gesamtmarkt überprüft. Als 
Ergebnis lässt sich zusammenfassen, dass ein Mehrverkauf von insgesamt 1,7 Prozent 
erzielt wurde, wobei die Verkäufe in Supermärkten zu Lasten des traditionellen Fachhan- 
dels gingen und die ebenfalls im Test befindlichen Tankstellen eher bescheidene Umsätze 
mit Presseerzeugnissen verzeichnen konnten.3 16 

Wie bereits erwähnt, werden lediglich 7 Prozent der Tageszeitungen aufgrund von 
großen Unsicherheiten im Zustellnetz per Hauszustellung zum Leser gebracht, 5 Prozent 
der Titel gehen über einen National vertrieb, 85 Prozent direkt zum Grosso und 3 Pro- 
zent zum Einzelhandel direkt. Bei den Zeitschriften werden 30 Prozent der Auflage 
über den Nationalvertrieb in die Handelsstufen eingespeist, 52 Prozent über das Gros- 
so und die restlichen 18 Prozent sind Abonnements über die Post.3i7 Die Vertriebsart 
des Bahnhofsbuchhandels ist auch in Italien vorhanden, jedoch mit einer Gleichbe- 
handlung zum normalen Einzelhändler. 

Die Preis- und die Verwendungsbindungen sind in Italien handelsüblich, doch nicht 
gesetzlich festgeschrieben. Das Remissionsrecht ist in vollem Umfang garantiert. Der 
Verlag bzw. National vertrieb disponiert die Menge für das Grosso, der Grossist wie- 
derum die Menge pro Einzelhändler. Somit wird auch das Dispositionsrecht auf den 



311 Vgl. Die Zeitungskrise (1999), S. 40-49 - exakte Auflagenzahlen siehe Anhang 1 dieser Arbeit. 

312 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Italy ITA_G1. - exakte Auflagenzahlen siehe 
Anhang 1 dieser Arbeit. 

313 Vgl. Haller (2000), S. 7. 

314 Vgl. Tageszeitungen aus dem Supermarkt (1997), S. 7. 

315 Vgl. Liberalisierung des Presseverkaufs II (1999), S. 58-64. 

316 Vgl. Interorbis <Hrsg.> (2001), S. 1-3. 

312 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), 104 ff. 
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einzelnen Handelsstufen eingehalten. Das Alleinauslieferungsrecht ist zwar pro Titel 
realisiert, aber es gibt insbesondere in Ballungszentren mehrere Grosso-Betriebe.3i8 

Die bestehenden National vertriebe wie Marco, SODIP und Mepe kümmern sich um 
kleinere italienische Verlage mit fehlenden Ressourcen zum Aufbau einer eigenen Logi- 
stik.319 Zusätzlich betreuen einige National vertriebe wie Interorbis, Messagerie Intema- 
zionali. Intercontinental und auch SODIP importierte bzw. internationale Zeitungen und 
Zeitschriften.320 Diverse ausländische Zeitungen wie „Bild“^ „Financial Times“ und „In- 
ternational Herald Tribüne“ drucken aufgrund der relativ schwierigen Presselogistik in 
Italien vor Ort und werden auf dem Land- und Luftweg über Grossisten zum Einzelhan- 
del transportiert.321 

Der Export italienischer Presse findet im klassischen Sinne überwiegend für Zeit- 
schriften statt. Tageszeitungen wie „Corriere della Sera“ oder „La Republica“ drucken 
u.a. in Belgien bzw. Frankreich ihre Auslandsausgaben. 

Der Mehrwertsteuersatz für Zeitungen und Zeitschriften in Italien beträgt 4 Prozent.322 

2.9 Spanien 

Ebenso wie in Italien werden auch in Spanien viele ausländische Titel wie „The Sun“, 
„The Times“, „Bild“ oder „Die Welt“ vor Ort gedruckt, da aufgrund des hohen touristi- 
schen Aufkommens auf dem Festland und den Inseln beste Absatzmöglichkeiten für Tou- 
risten und Residenten bestehen. Von vorrangiger Bedeutung für die einheimische Bevöl- 
kemng sind jedoch die 135 nationalen Tageszeitungen mit einer Gesamtauflage von 4,3 
Mio. Exemplaren pro Tag.323 Tageszeitungen wie „El Pais“, „El Mundo“ und „ABC“, die 
größte Sportzeitung „Marca“ sowie spanische Wochenzeitschriften wie „Hola!“, „Pronto“ 
und „Tele Programa“ stehen den Spaniern neben Monatstiteln wie „Muy Interessante“ 
oder „Quo“ als Lektüre zur Verfügung.324 Viele deutsche Verlage haben eigene Tochter- 
firmen vor Ort gegründet, wie z.B. Grupo Axel Springer, G+J Espana sowie Bauer Espa- 
na, die zum Teil deutsche Konzepte auf dem spanischen Markt umsetzen.325 

Die ca. 27.000 Einzelhändler werden von insgesamt ca. 120 Grossisten beliefert.326 
Aufgrund der weitläufigen Verteilung der Einzelhändler bzw. Grossisten auf dem Fest- 
land und den anhängigen Inseln, wie Mallorca327^ Gran Canaria, Teneriffa und Ibiza, um 



318 Vgl. Fragenkatalog des VDZ - Projektgruppe Export, Italien, S. 1-4. 

319 Vgl. Schroeder (1994), S. 86. 

320 Vgl. 50 Jahre Intercontinental (1999), S. 80-86, Importeur und Agentur (1999), S. 74-78 und Por- 
trät Messagerie Intemazionali (1999), S. 50-56. 

321 Vgl. Presselogistikmarkt Italien (1999), S. 102-105. 

322 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (2000), S. 5. 

323 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff 

324 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Spain SPA_G1. - exakte Auflagenzahlen siehe 
Anhang 1 dieser Arbeit. 

325 Vgl. Deutsche Verlage erzielen in Spanien weiter gute Ergebnisse (1995), S. 70. 

326 Vgl. Spanien: Komplexe Strukturen, verdichtetes Einzelhandelsnetz und starke Konkurrenz im 
Vertrieb (2001), S. 103. 

327 Vgl. Urlaub und Vertrieb auf Mallorca (2000), S. 52 ff 
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nur die wichtigsten zu nennen, ist ein sehr effektiv organisiertes Logistiknetzwerk erfor- 
derlich, um landesweit Erstverkaufstage zu garantieren.328 Hierbei kommt den National- 
vertrieben für Tageszeitungen etwas weniger, für Zeitschriften um so mehr Bedeutung 
zu. Zu den Nationalvertrieben zählen: 1. Sociedad Espanola de Distribucion y de Libre- 
ria (SGEL) - eine Hachette Tochter, 2. Midesa - deren Inhaber die spanische Tabakfirma 
Tabacalera aus der französischen Altadis Gruppe ist, 3. Comercial Atheneum - ein Fami- 
lienuntemehmen und 4. Dispana329 - ein Gemeinschaftsunternehmen der spanischen 
Töchter des Bauer und Axel Springer Verlages, zusammen mit dem spanischen Verlag 
America Iberica.330 in Spanien besitzt der Nationalvertrieb SGEL über seine Mutterge- 
sellschaft Hachette eigene Verkaufsstellen: 196 Boutique de la Prensa und 90 Relay Ein- 
zelhändler. 33 1 Daneben hat der Grossist Rotger auf Mallorca ebenfalls ein eigenes Ver- 
kaufsstellennetz mit 85 eigenen Geschäften.332 

Betrachtet man den spanischen Markt in seiner Gesamtheit, so kann man feststellen, 
dass 91 Prozent der Tageszeitungsauflage entweder über den Nationalvertrieb, jedoch 
mehrheitlich direkt ins Grosso zum Einzelhandel geliefert wird und nur 9 Prozent als 
Abonnement per Post die Haushalte erreichen. Bei den Zeitschriften gelangen 95 Pro- 
zent der Titel über den Einzelhandel an die Leser, mehrheitlich über National vertriebe 
betreut, teilweise aber auch direkt vom Grosso. Das Abonnement hat einen Anteil von 
5 Prozent und wird wie bei den Zeitungen per Post distribuiert.333 Die Vertriebssparten 
Bahnhofsbuchhandel und Lesezirkel gibt es in Spanien nicht. 

Auch für Spanien soll ein Blick auf die Strukturmerkmale des Pressevertriebs ge- 
worfen werden. Trotz anderer Lesegewohnheiten der Spanier, einer geringeren Alpha- 
betisierung der Bevölkerung und einer fehlenden Boulevardzeitung, die ein tragfähiges 
Vertriebsnetzwerk wesentlich stützt,334 kann man festhalten, dass alle wesentlichen 
Merkmale vorhanden sind. So gibt es in Spanien ein uneingeschränktes Remissions- 
und Dispositionsrecht. Die Preisbindung ist gesetzlich verankert.335 Das Alleinauslie- 
ferungsrecht findet pro Titel Anwendung. In einigen Gebieten stehen mehrere Grossi- 
sten mit unterschiedlichen Profilen zur Auswahl.336 

Der Import internationaler Titel spielt für Spanien eine übergeordnete Rolle, aller- 
dings haben sich englische und deutsche Verlage für hochauflagige Titel zu einem 
Druck vor Ort sowohl auf dem Festland als auch auf den Inseln entschieden. 

Der Export spanischer Presse hält sich mit ca. 1 Prozent der Gesamtverkäufe in 
Grenzen. Als Hauptabsatzgebiete gelten Länder wie Frankreich, die Schweiz sowie 



328 Vgl. Distripress <Hrsg.> (1997), S. 27 f 

329 Vgl. Salamanca (1996), S. 217. 

330 Vgl. Fragenkatalog des VDZ - Projektgruppe Export, Spanien, S. 1-4. 

33 1 Vgl. Gespräch mit Herrn Castanos am 20.02.200 1 . 

332 Vgl. Gespräch mit Heim Rotger am 1 1.04.2001. 

333 Vgl. Commission Europeene <Hrsg.> (1997), S. 136 ff. 

334 Vgl. Hoffmann (1996), S. 17. 

335 Vgl. Spanien: Komplexe Strukturen, verdichtetes Einzelhandelsnetz und starke Konkurrenz im 
Vertrieb (2001), S. 103. 

336 Vgl. Ascherfeld (1999), S. 35 f 
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Nord- und Südamerika. Dort leben viele Emigranten, die sich für spanische Presse in- 
teressieren. Insgesamt ist festzuhalten, dass sich viele spanische Verleger vorwiegend 
aus Imagegründen für den Export entscheiden, selbst wenn sich dies in den meisten 
Fällen nicht als rentabel erweist.337 

Die Mehrwertsteuer für den Verkauf von Presseprodukten in Spanien beträgt ein- 
heitlich 4 Prozent für Zeitungen und Zeitschriften.338 

2.10 Portugal 

Portugal weist im Vergleich zu allen EU-Mitgliedsstaaten den höchsten Anteil von An- 
alphabeten und dementsprechend das durchschnittlich geringste Leseaufkommen auf 339 
Insgesamt verfügt Portugal über 28 Tageszeitungen mit einer Gesamtauflage von 
686.000 Exemplaren pro Tag.340 Die beiden absatzstärksten Tageszeitungen sind „Jour- 
nal de Noticias“ und „O Record“. Die Zeitschriften „Maria“ und „Ana“, zwei wöchent- 
lich erscheinende Frauentitel, und „TV Guia“ bzw. „Telenovelas“ als Programmzeit- 
schriften finden in der Bevölkerung gute Absatzchancen.34i Die Hauptabsatzgebiete für 
einheimische Presseerzeugnisse liegen in Lissabon und Porto342^ für internationale Pres- 
se vermehrt an der Algarve.343 

Ungefähr 7.000 Einzelhändler werden überwiegend von den vier Nationalvertrieben 
mit Presseerzeugnissen beliefert. Portugal hat keine Grossisten.344 Stattdessen haben die 
Nationalvertriebe regionale Depots als Umschlagplätze bzw. Zwischenlager. Zwei von 
vier Nationalvertrieben, die Firmen VASP und Deltapress, sind Joint Ventures verschie- 
dener Verlage zum Vertrieb ihrer eigenen Titel bzw. Servicetitel. Daneben besteht Elec- 
troliber, ein ehemals unabhängiges Familienuntemehmen für nationale und internationa- 
le Presse, das am 1 . Januar 2001 zu 90 Prozent von H-Form einer Tochter der portugiesi- 
schen Finanzholding SERVIDIS SGPS übernommen wurde. 345 Weiterhin operiert seit 
einigen Jahren ein Ableger des aus Spanien bekannten Nationalvertriebes Midesa in Por- 
tugal, der ebenfalls nationale und über eine Tochterfirma internationale Servicetitel 

handelt.346 

Betrachtet man den Zeitungs- und Zeitschriftenmarkt hinsichtlich seiner Verfügbarkeit 
beim Leser, so stellt man sehr schnell fest, dass die Auflage der Zeitungen mit 92 Prozent 
und bei Zeitschriften mit einem Anteil von 94 Prozent über Nationalvertriebe oder direkt 
an den Einzelhandel geliefert werden. Lediglich 8 Prozent der Zeitungen und 6 Prozent der 

337 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 141 f. 

338 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (2000), S. 5. 

339 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association <Hrsg.> (1996), S. 39-44. 

340 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff. 

341 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Portugal POR_Gl . - exakte Auflagenzahlen siehe 
Anhang 1 dieser Arbeit. 

342 Vgl. GustafssonAVeibull (1997), S. 258. 

343 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 125 ff 

344 Vgl. Distripress <Hrsg.> (1997), S. 46. 

345 Vgl. Vasconcelos (2000), S. 1. 

346 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 127 f 
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Zeitschriften laufen als Abonnements per Post. Landesweite alternative Zustellorganisa- 
tionen gibt es nicht. Viele Portugiesen können sich wegen zu geringer Durchschnittsein- 
kommen und relativ hoher Abonnement-Preise kein Abonnement leisten. 

Wie in Spanien ist auch in Portugal die Preisbindung gesetzlich festgeschrieben. Das 
Remissionsrecht wird gewährt, das Dispositionsrecht liegt beim Verlag und der freie 
Marktzutritt ist gesichert. Er findet seine Grenzen am PoS, da in vielen Verkaufsstellen 
ein wahres Chaos herrscht, was die Visibilität bzw. Ordnung der Titel im Regal oder in 
anderen Verkaufshilfen angeht. 347 

Der Import internationaler Presse fur die Portugiesen ist unbedeutend, da ein breites 
Titelsortiment von nationalen Verlegern angeboten wird. Für die Bedienung der Touri- 
sten sieht es eher umgekehrt aus. Aufgrund der zunehmenden Attraktivität als Reise- 
land zeigt der Import von Jahr zu Jahr steigende Zahlen. 

Portugiesische Presseerzeugnisse werden überwiegend nach Brasilien exportiert. 
Der Nationalvertrieb Electroliber hat dort eine Tochterfirma, die sowohl den Import 
vor Ort als auch den Vertrieb im Land übernimmt. Ferner werden Emigranten in USA, 
Kanada und Frankreich mit portugiesischer Presse versorgt. 

Die Mehrwertsteuer für Zeitungen und Zeitschriften in Portugal beträgt einheitlich 5 

Prozent.348 

2.11 Griechenland 

Griechenland hebt sich mit dem Zeitpunkt der Erscheinung von Tageszeitungen zu den 
meisten EU-Mitgliedsstaaten dahingehend ab, dass es nur zwei hochauflagige Titel am 
Morgen gibt, nämlich „Kathimerini“ und „Rizospastis“.349 Alle anderen gutverkäufli- 
chen Tageszeitungen, wie „Ta Nea“, „Eleftheros Typos“350 u.a. erscheinen abends, denn 
die Griechen hören am Morgen bevorzugt Radio, statt in der Tageszeitung zu blättem.35i 
Insgesamt sorgen in Griechenland 29 Tageszeitungen für eine Gesamtauflage von 
672.000 Exemplaren pro Tag.352 Große Verlagshäuser wie Lambrakis und Boblas sind 
im Familienbesitz und verlegen Zeitungen und Zeitschriften. Bei den Zeitschriften fallen 
die hochauflagigen General-Interest-Titel wie „National Geographie“ und „Out“ im 
Vergleich zu anderen Segmenten mit sehr hohen Abverkäufen auf 353 Weiterhin spielt 
die Programmpresse wie „TV Zapping“ und „7 Days TV“ eine bedeutende Rolle im 
griechischen Markt.354 



347 Vgl. Fragenkatalog des VDZ - Projektgruppe Export, Spanien, S. 1-4. 

348 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (2000), S. 5. 

349 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 108 f. 

350 Vgl. Medienlandschaft Europa: Teil I (1997), S. 40. 

351 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 83. 

352 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff 

353 Vgl. Gespräch mit Herrn Samaras am 23.04.2001 . 

354 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Greece GRE_G1. - exakte Auflagenzahlen siehe 
Anhang 1 dieser Arbeit. 
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Presse wird über ca. 10.000 Einzelhändler verkauft. Die beiden großen Nationalver- 
triebe ARGOS S.A. und Europa haben in großen Städten eigene Filialen zur Direktbe- 
lieferung des Einzelhandels. Daneben werden ca. 900 Grossisten mit Exklusivgebieten 
bzw. Exklusiveinzelhändlem bedient. Davon befinden sich 450 Betriebe in Athen.355 
Teilweise verfugen die Grossisten über eigene Einzelhandelsgeschäfte, die allerdings 
nicht als EH-Ketten organisiert sind.356 

In Griechenland kann nicht jedermann eine Verkaufsstelle für Presse eröffnen. Per 
Lizenz war dieses Privileg ehemaligen Kriegs Veteranen Vorbehalten. Mit diesem ver- 
brieften Recht wird heute teilweise Missbrauch betrieben, da die Geschäfte zweckent- 
fremdet untervermietet werden. 357 

Der Vertrieb der Zeitungs- und Zeitschriftenauflage erfolgt zu 98 Prozent über den 
Einzelhandel. Lediglich 2 Prozent der Titel werden per Postversand als Abonnement 
verschickt. Bedingt durch die relativ hohe Einzelhändleranzahl entstehen vergleichs- 
weise hohe Remissionsquoten. Das Dispositionsrecht liegt beim Grossisten bzw. Na- 
tionalvertrieb. Ein freier Marktzutritt ist gewährleistet.358 

Die Firma Hellenic Distribution Agency - ein Familienbetrieb mit einer Minderheits- 
beteiligung der französischen Hachette Gruppe - kümmert sich exklusiv um den Ver- 
trieb internationaler Titel in Griechenland. Deutsche und englische Titel sind für das Im- 
portgeschäft von großer Bedeutung. Der Einzelhandel wird direkt beliefert. Mit Hilfe 
von Filialen wird die optimale logistische Abdeckung der wichtigsten Gebiete sicherge- 
stellt.359 Hellenic verfügt derzeit über eine eigene Verkaufsstelle am Flughafen.360 

Der Export griechischer Presse ist zu vernachlässigen. Wenn überhaupt, werden über- 
wiegend Abonnements per Post ins Ausland verschickt. 

Die Mehrwertsteuer für Presseerzeugnisse beträgt einheitlich 4 Prozent für Zeitun- 
gen und Zeitschriften.361 

2.12 Dänemark 

In Dänemark stellt der Umkreis von Kopenhagen mit einem Verkaufsanteil von bis zu 80 
Prozent das Hauptabsatzgebiet für die ingesamt 34 Tageszeitungen mit einer verbreiteten 
Auflage von 1,528 Mio. Exemplaren pro Tag dar.362 Die bekanntesten Titel sind „Ekstra 
Bladet“ und „BT“ als Boulevardtitel. Daneben gibt es die Qualitätszeitungen „Politi- 
ken“, „Berlingske Tidende“ und „Jyillands-Posten“, wobei letztere ihr Hauptverbrei- 



355 Vgl. Argos International Press S. A. (2001), S. 10. 

356 Vgl. Distripress <Hrsg.> (1997), S. 31-33. 

357 Vgl. Gespräch mit Herrn Samaras am 23.04.2001 . 

358 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 88 ff. 

359 Vgl. Griechenland: Die Eigenheiten des internationalen Pressemarktes (2000), S. 58-65. 

360 Vgl. Gespräch mit Herrn Samaras am 23.04.2001. 

361 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (2000), S. 5. 

362 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff. 
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tungsgebiet in Jütland hat.363 Die Tageszeitungs Verkäufe sind seit 1990 rückläufig.364 
Bei den Zeitschriften liegt der Verlag Allers Press mit „Familie Journalen“, „Sondag“ und 
„Femina“ an der Spitze, gefolgt von Egmont mit dem General Interest Titel „Hjemmet“.365 
In Dänemark erstaunt ein überdurchschnittlich hohes Angebot an Wirtschaftstiteln.366 

Für den Vertrieb über den Einzelhandel stehen in Dänemark ca. 9.500 Verkaufsstellen 
zur Verfügung, die eine Gesamtbevölkerung von 5,3 Mio. Menschen mit Presse versor- 
gen. 3 67 Die Einzelhändler werden direkt vom Verlag oder von den vier National vertrie- 
ben bedient. Die Nationalvertriebe haben unterschiedliche Ausprägungen. So ist die 
Firma UBD ein Joint Venture zwischen den Zeitschriften- Verlegern Allers Press und 
Egmont, die Firma Bladkompagniet ein Joint Venture von untereinander konkurrieren- 
den Tageszeitungs Verlagen wie Politiken, De Berlingske und Aktuelt für die Abonnen- 
ten und die Einzelhandelsbedienung.368 Dansk Centralagentur (DCA), die seit 1 . April 
2001 zur norwegischen Narvesen Gruppe gehört,369 ist spezialisiert auf importierte 
Presse und nationale Zeitschriften, wohingegen der Mitbewerber IPDD nur importierte 
Titel, vor allem Zeitungen, vertreibt.370 

Aufgrund fehlender Grosso-Betriebe, der Weitläufigkeit des Landes und des hohen 
Hauszustellungsanteils per Post von ca. 89 Prozent des Gesamtverkaufes, decken die 
National vertriebe bzw. Verlage ihre höheren Logistikkosten in Form einer Anlieferge- 
bühr pro Stop beim Einzelhändler ab.37i 

Während bei den Tageszeitungen 37 Prozent der Auflage über den Nationalvertrieb 
und davon 33 Prozent per Hauszustellung, neben 7 Prozent Direktbelieferung an den 
Einzelhandel und 56 Prozent per Abonnement in der direkten Zustellung vom Verlag 
aus gehandelt werden, läuft der Vertrieb von Zeitschriften zu 100 Prozent über die Na- 
tionalvertriebe. Davon werden 15 Prozent vom Nationalvertrieb direkt an den Leser 
versandt und 85 Prozent werden über den Einzelhandel abverkauft.372 

In Dänemark ist das Remissionsrecht gängige Praxis, die Preisbindung allerdings 
nicht gesetzlich festgeschrieben, sondern nur faktischer Natur. Das Alleinausliefe- 
rungsrecht ist in vollem Umfang gegeben. Die Neutralität ist gesichert und der freie 
Marktzutritt überwiegend gewährleistet, jedoch fällt bei DCA seit der Übernahme 
durch die Firma Narvesen eine wesentlich restriktivere Auswahl bei kostenintensive- 
ren Importtiteln auf. 



363 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (200 1 ), Denmark DNK_G 1 . - exakte Auflagenzahlen siehe 
Anhang 1 dieser Arbeit. 

364 Vgl. Review of Europe’s newspaper business (1996), S. 7. 

365 Vgl. Medienlandschaft Europa: Teil 1 (1997), S. 37 Gl - exakte Auflagenzahlen siehe Anhang 1 
dieser Arbeit. 

366 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 34 f. 

367 Vgl. Distripress <Hrsg.> (1997), S. 44. 

368 Vgl. Klaffke (1994c), ohne Seitennummerierung, Stichwort: Vertriebssystem. 

369 Vgl. Kröger/Olsen (2001), S. 1. 

370 Vgl. Fragenkatalog des VDZ - Projektgruppe Export, Dänemark, S. 1 f 

371 Vgl. Gespräch mit Herrn Adler am 1 9.03 .200 1 . 

372 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 36 f 
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Importiert werden nach Dänemark vorwiegend englische und deutsche Presseer- 
zeugnisse. Die Exportmärkte dänischer Produkte sind mehrheitlich die skandinavi- 
schen Länder Schweden, Norwegen und Finnland. 

Presseprodukte werden in Dänemark höchst unterschiedlich besteuert. Tageszeitun- 
gen mit keinem, Zeitschriften mit einem im Vergleich zu anderen Ländern sehr hohen 
Mehrwertsteuersatz von 25 Prozent. 3 73 

2.13 Schweden 

In Schweden liegt der Ursprung des Phänomens der kostenlosen Zeitungen.374 Dieser 
Typus Zeitung - bekanntester Vertreter ist die Metro-Zeitung - wird vorwiegend an 
Verkehrsknotenpunkten frei verteilt.375 Sie finanziert sich lediglich über die Anzeigen- 
erlöse. Dies ist sicher auch ein Grund, weshalb die verkaufte Tageszeitungsauflage der 
insgesamt 98 Titel mit einer Gesamtauflage von 3,721 Mio. Exemplaren pro Tag (Stand 
von 1999) in den letzten Jahren starke Rückläufe zu verzeichnen hatte.376 Selbst das 
mehrmalige tägliche Erscheinen der Titel wie „Expressen“ und „Aftonbladet“ mit hoch- 
aktuellen Ausgaben konnte dem Rückgang der verkauften Auflage keinen Einhalt gebie- 
ten. Qualitätszeitungen wie „Dagens Nyheter“ und „Svenska Dagbladet“ sind klassische 
Morgenzeitungen. 3 77 Zeitschriften wie „Amelia“ und „Damemas Värld“ erscheinen wö- 
chentlich bzw. monatlich in der Verlagsgruppe Bonnier, die neben Zeitschriften auch im 
Zeitungs- und Buchgeschäft große Erfolge erzielt. Weiterhin gibt es im General Interest 
Bereich hochauflagige Titel wie „Var Bostad“, „Hemmets Journal“ und „Allers“.378 

Im schwedischen Markt sind Grossisten lediglich für Zeitschriften tätig. Der größte 
Anbieter ist die Firma TISDAM, ein Joint Venture der Bonnier Gruppe, des Allers 
Verlages und zwei weiterer kleinerer Mitbewerber. Daneben gibt es die Press- Stop 
Gruppen. Sie beliefert lediglich die namensgleiche eigene EH-Kette. TISDAM verfügt 
über diverse Umschlagplätze im Landesinneren. Bei Tageszeitungen ziehen es die 
Verlage vor, die insgesamt ca. 17.000 Einzelhändler direkt zu beliefern. 

Etwa 95 Prozent der Qualitätszeitungen werden im Abonnement über vier große Zu- 
stellorganisationen zum Leser gebracht. Die restlichen 5 Prozent der Auflage gehen 
direkt an den Einzelhandel. Die Boulevardtitel werden als Gesamtmenge durch das 
eigene Logistiknetz der beiden größten Boulevardblätter direkt an den Einzelhandel 
geliefert. Bei den Zeitschriften gehen 50 bis 60 Prozent per Postzustellung an die 
Haushalte, die restlichen 50 bis 40 Prozent werden über das Grosso zum Einzelhandel 
distribuiert. Besonders hervorzuheben ist, dass die Hauszustellung für Tageszeitungen 



373 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (2000), S. 5. 

374 Vgl. Gratis gegen Gratis: In Stockholm bekämpfen sich vier kostenlose Blätter (2000), S. 12. 

375 Vgl.Leselust(1998), S. 17. 

376 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff 

377 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 144 f 

378 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Sweden SWE_G1. - exakte Auflagenzahlen siehe 
Anhang 1 dieser Arbeit. 
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staatlich subventioniert wird. Auf diese Weise wird die Versorgung der Bevölkerung 
mit Qualitätszeitungen sichergestellt. 3 79 

Die Preisbindung für Presse ist in Schweden handelsüblich, die Verwendungsbin- 
dung hingegen vertraglich geregelt. Das Dispositionsrecht liegt grundsätzlich bei den 
Verlagen, jedoch beeinflussen die Grossisten die Liefermengen für Zeitschriften hin 
zum Einzelhandel maßgeblich. Das Remissionsrecht ist in vollem Umfang gegeben.380 
Importiert werden insgesamt ca. 2.500 meist englische Titel. Hierauf hat sich 
Svenska Interpress spezialisiert, ein Tochterunternehmen der norwegischen Narvesen 
Gruppe. Titelbeschränkungen in den jeweiligen Segmenten aufgrund des starken Ren- 
tabilitätsbewusstseins sind an der Tagesordnung und behindern somit den freien brei- 
ten Marktzutritt für internationale Titel.38i 
Der Export schwedischer Presse findet vorwiegend im skandinavischen Raum statt. 
Der Mehrwertsteuersatz für Zeitungen beträgt 6 Prozent, für Zeitschriften gilt ein 
erhöhter Satz von 25 Prozent. 3 82 

2.14 Finnland 

Finnland verfügt über insgesamt 56 Tageszeitungen mit einer Gesamtauflage von 273 .000 
Exemplaren pro Tag.383 Die Qualitätszeitung „Helsingin Sanomat“ und der Boulevardtitel 
„Ilta Sanomat“ erscheinen im größten Tageszeitungsverlag Finnlands Sanoma Osakeyh- 
tiö.384 Neben vielen, meist lokalen Wochenzeitungen, die insgesamt mehr als 1 Mio. Ex- 
emplare pro Woche verkaufen, gibt es noch weitere hochauflagige Regionalzeitungen, 
u.a. „Aamulehti“ und „Turun Sanomat“.385 Der finnische Zeitschriftenmarkt zählt ca. 
2600 Titel. Zeitschriften wie „Suera“ und „Kotiliesi“ bzw. „Kodin Kuvalehti“ und „Me 
naiset“ erscheinen in den Zeitschriftenverlagen Sanoma bzw. United Magazines.386 
Die beiden National vertriebe Rautakiija und das kleinere Unternehmen Akateeminen 
Kiija Kauppa garantieren den Vertrieb in Finnland zu 8.000 Einzelhändlern. Rautakiija 
liefert nationale Zeitungen, den überwiegenden Anteil nationaler Zeitschriften und die 
Importtitel aus. Weiterhin betreibt Rautakiija 700 eigene Verkaufsstellen, Akateeminen 
Kiija Kauppa lediglich 15. Somit ist Rautakiija im finnischen Pressemarkt durch seine 
zentrale Rolle auf allen Stufen des Vertriebsnetzes von besonderer Bedeutung.387 



379 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 146 ff. 

380 Vgl. Fragenkatalog des VDZ - Projektgruppe Export, Schweden, S. 1-4. 

381 Vgl. Wehtje (2000), S. 1. 

382 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (2000), S. 5. 

383 Vgl. World Association of Newspapers <Hrsg.> (2000), S. 8 ff 

384 Vgl. Medienlandschaft Europa: Teil I (1997), S. 39 - exakte Auflagenzahlen siehe Anhang 1 
dieser Arbeit. 

385 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 44 f - exakte Auflagenzahlen siehe Anhang 1 
dieser Arbeit. 

386 Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001), Finland FIN_G1. - exakte Auflagenzahlen siehe 
Anhang 1 dieser Arbeit. 

387 Vgl. Fragenkatalog des VDZ - Projektgruppe Export, Finnland, S. 1-4. 
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Qualitätszeitungen werden fast nur im Abonnement vertrieben, 80 Prozent davon 
per Hauszustellung durch die Verlage und lediglich 19 Prozent per Post. Das verblei- 
bende Prozent geht über Grosso, ebenso wie 33 Prozent der Boulevardtitel. Zwei Drit- 
tel der Auflage von Boulevard-Zeitungen werden vom Verlag direkt im Einzelhandel 
angeboten. Bei den Zeitschriften gehen 10 bis 20 Prozent über die Grosso-Schiene, 
wohingegen 90 bis 80 Prozent per Hauszustellung über die finnische Post laufen.388 

Remissions- und Dispositionsrecht sind vorhanden. Die Preisbindung ist ähnlich wie 
in den anderen Mitgliedsstaaten lediglich faktischer Natur, also nicht per Gesetz gere- 
gelt. Der freie Marktzutritt ist gesichert. 

Der Export finnischer Presseprodukte ist minimal. Importiert werden überwiegend 
schwedische und englische Presseerzeugnisse, da diese Sprachen neben Finnisch von 
der breiten Bevölkerung gesprochen werden. 

Die Mehrwertsteuer fur Zeitungen und Zeitschriften in Finnland beträgt 22 Prozent. 
Presseerzeugnisse, die per Abonnement abgesetzt werden, sind von der Mehrwertsteuer 

befreit.389 



3. Tabellarische Gegenüberstellung 

3. 1 Quantitative Betrachtung 

In den folgenden tabellarischen Darstellungen werden Bevölkerung bzw. Fläche pro 
Land mit der jeweiligen Anzahl der Presseverkaufsstellen und der Leserdichte390 ins 
Verhältnis gesetzt, um die länderspezifische Abdeckung zu vergleichen. Weiterhin soll 
die Anzahl der Verkaufsstellen für internationale Titel gegenübergestellt werden. 

Dabei lässt sich feststellen, dass die relativ dünn besiedelten skandinavischen Mit- 
gliedsstaaten - gefolgt von Deutschland und Österreich - eine hohe Anzahl von Ver- 
kaufsstellen im Verhältnis zu einer vergleichsweise geringen Bevölkerung aufweisen. 
Bei der Betrachtung des Einzugsgebietes pro Einzelhändler sind Länder wie Deutsch- 
land, Großbritannien, Belgien, Niederlande und Dänemark augenfällig, die über eine 
relativ dichtbesiedelte EH-Landschaff verfugen. 

Weiterhin fällt auf, dass die Anzahl der verkauften Zeitungsexemplare pro 1000 
Einwohner in den nördlichen Mitgliedsstaaten der EU, nämlich insbesondere in Finn- 
land und in Schweden, deutlich höher liegen als vergleichsweise in südlicheren Regio- 
nen wie Portugal, Spanien, Italien und Griechenland. Je niedriger die Einwohnerab- 
deckung pro Einzelhändler, um so höher die Leserdichte im Ländervergleich, mit 
Ausnahme der Niederlande, die ca. 89 Prozent der Tageszeitungen über Abonnements 
per Direktzustellung in die Haushalte liefern, dementsprechend weniger Einzelhändler 
hierfür benötigen und dadurch den aufgestellten Vergleich zwischen Einwohnerabdek- 



388 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 45 f 

389 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 5 1 . 

390 Der Begriff Leserdichte ist definiert als Zahl der verkauften Zeitungsexemplare pro 1 .000 Einwohner . 
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kung pro EH und Leserdichte umdrehen. Zusätzlich korrespondiert die Korrelation 
zwischen Einwohner pro EH und Leserdichte auch noch mit den relativ kurzen We- 
gen, die der Leser zum nächsten Einzelhändler zurücklegen muss und somit scheinbar 
öfter die Gelegenheit nutzt, Tagespresse zu kaufen. Ausnahmen hiervon stellen die 
Länder Schweden und Finnland dar, die trotz einer geringen Anzahl von Einwohnern 
pro EH und einer hohen Leserdichte vergleichsweise über hohe Flächenanteile pro EH 
verfugen. Der Grund für die relativ hohe Fläche pro EH in diesen beiden Ländern er- 
gibt sich aus der Vermischung des überwiegend aus der Weitläufigkeit des Landes mit 
relativ dünn besiedelten Gegenden resultierenden Zahlenmaterials, verbunden mit den 
relativ kleinen, dann aber einwohnerstarken Ballungszentren. 

Das bisher noch nicht ländereinheitlich vorhandene Optimum einer relativ geringen 
Einwohner- und Flächenabdeckung pro EH, verbunden mit einer möglichst hohen Le- 
serdichte pro Mitgliedsstaat, würde dem demokratischen Anspruch der Überallerhält- 
lichkeit von Presse innerhalb Europas in höchstem Maße entsprechen. 

Betrachtet man die gesamte Vertriebsstruktur in den jeweiligen Mitgliedsstaaten, so 
schlagen sich länderspezifische Signifikanzen, wie u.a. in Luxemburg, Frankreich, Spa- 
nien, Portugal und Griechenland, mit einer vergleichsweise geringen Einzelhandelsab- 
deckung und einem großen Einzugsgebiet pro Einzelhändler in der Struktur der Presse- 
landschaft nieder. Ein Land wie Deutschland hebt sich bei der Betrachtung dieser Prä- 
missen positiv davon ab. Intensive Bemühungen der Verlage und Grossisten führten 
dazu, dass eine große Anzahl von Presse- Verkaufsstellen im Verhältnis der Bevölke- 
rungszahl und zur Größe des Landes dafür sorgen, dass die schnelle Erreichbarkeit mit 
einer relativ geringen Einwohnerabdeckung pro Einzelhändler gewährleistet ist. 

Bei der Anzahl von Verkaufsstellen für internationale Titel nimmt Deutschland eben- 
falls eine herausragende Stellung ein. In 17.600 Verkaufsstellen ist internationale Presse 
erhältlich, obgleich Deutschland über eine vergleichsweise zu Spanien oder Frankreich 
geringere Fläche verfügt. Dies lässt sich u.a. auf die Akzeptanz internationaler Presse 
bei der deutschen Leserschaft zurückführen. Daneben spielt die hohe Attraktivität 
Deutschlands im Touristiksektor eine bedeutende Rolle. 

Zu berücksichtigen gilt jedoch, dass es in südlichen Ländern wie Spanien und Por- 
tugal sogenannte „unterbelieferte“ Einzelhändler39i, wie Hotelrezeptionen oder Tank- 
stellen, für internationale Presse gibt, die bei der folgenden Betrachtung aufgrund von 
fehlender Registrierung keine Berücksichtigung findet und das Verhältnis der Mit- 
gliedsstaaten untereinander geringfügig verändern könnte. 

Abschließend bleibt anzumerken, dass sich die Anzahl der Verkaufsstellen für Inter- 
nationale Presse überwiegend auf die Erhältlichkeit deutscher Presseerzeugnisse im 
EU- Ausland bezieht. Lediglich im Falle von Deutschland steht die genannte Zahl für 
die am weitesten verbreitete Präsenz englischer Presse. 



391 Bei sogenannten „unterbelieferten“ Einzelhändlern handelt es sich um Personen, die ein be- 
grenztes, meist auf die jeweilige Zielgruppe angepasstes Titelsortiment von einem aus dem 
Grosso belieferten und registrierten Einzelhändler beziehen bzw. selbst abholen. 
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13.2 Qualitative Betrachtung 

Die qualitative Betrachtung stellt in tabellarischer Form das Vorhandensein bzw. die 
Umsetzung der bereits definierten Strukturmerkmale in den jeweiligen Mitgliedsstaa- 
ten dar. Dabei wird teilweise zwischen „gesetzlich“, „vertraglich geregelt“, „handels- 
üblich“ und „verboten“ unterschieden. Während es sich bei der gesetzlichen Manife- 
stierung von Strukturbesonderheiten um Paragraphen oder Artikel der in den Mit- 
gliedsstaaten festgeschriebenen Gesetzestexte handelt, stellt die handelsübliche Vari- 
ante lediglich historisch gewachsene Besonderheiten dar. Diese können zudem zur 
Untermauerung auch zwischen den Handelspartnern vertraglich fixiert sein. Das Ver- 
bot eines Merkmals zeigt den ausdrücklichen Verzicht bzw. eine Unterlassung zur 
Anwendung eines Strukturmerkmals an. 

Weiterhin verdeutlicht die Darstellung die Existenz von eigenen Einzelhändlern des 
Importeurs bzw. National Vertriebs oder Grosses. Das Existieren von umsatzstarken 
eigenen Einzelhändlern, verknüpft mit einer Monopolstellung der Firma in einer vor- 
bzw. nachgelagerten Handelsstufe wie in Luxemburg, Frankreich, Belgien, Niederlan- 
de und Finnland, erschwert den Aufbau bzw. die Auswahl alternativer Vertriebspart- 
ner. In diesem Fall besteht das Risiko, dass der Zugang zu den Verkaufsstellen als 
Vergeltungsmaßnahme bei einem Wechsel zu einem alternativen Vertriebspartner in 
einer vorgelagerten Handelsstufe verwehrt wird. 

Somit ist das Vorhandensein eigener Verkaufsstellen zwar kein klassisches Struk- 
turmerkmal, doch beeinflusst es die Qualität eines nationalen Vertriebssystems bzw. 
den ungehinderten Marktzugang für Presseerzeugnisse. 




Tab. 3: Strukturmerkmale des Pressevertriebs im Ländervergleich 



Tabellarische Gegenüberstellung 



69 



Finnland 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


Schweden 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


Dänemark 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


1 1 


Niederlande 


X 


X 


X^x 


X 


X 


X 


X 


Belgien 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


Griechenland 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


Portugal 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


1 1 


Spanien 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X X 


Italien 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


1 1 


Frankreich 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


Großbritannien 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


Luxemburg 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


Österreich 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


Deutschland 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


Merkmale 


Remissionsrecht 

100% 

nur teilweise 


Dispositionsrecht 
durch Verlag/ND 
durch den Handel 
einvemehmlich 


Preisbindung 

gesetzlich 

handelsüblich 

verboten 


V erwendungsbindung 
vertraglich geregelt 
handelsüblich 


Alleinausliefemngsrecht 
vertraglich geregelt 
handelsüblich 


Neutralität 

vertraglich geregelt 
handelsüblich 


Existieren eigene EH 
des Importeurs / ND's 
des Grosses 



l nationale Zeitungen; 2 nationale Zeitschriften, internationale Zeitungen und Zeitschriften 

Vgl. Axel Springer Verlag (2000), Marktspezifische Datenblätter Vertrieb Ausland.; vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997); vgl. Fragenkatalog der 
VDZ-Projektgruppe Export (2000). 



IV. Preisfindung und Preisbindung 
im europäischen Binnenmarkt 



Nach der Darstellung der pressespezifischen Besonderheiten in den einzelnen Mit- 
gliedsstaaten der Europäischen Union und der Beschreibung der Auswirkungen euro- 
päischer Ordnungspolitik, insbesondere auf die Export- Aktivitäten deutscher Verlage, 
soll nun das in Deutschland für den Systemerhalt herausragende Strukturmerkmal der 
Preisbindung auf die Vereinbarkeit mit der Gesetzgebung der Europäischen Union im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr untersucht werden. 

Hierzu ist es erforderlich, zunächst die Preiskalkulation allgemein für Markenartikel 
aufzuzeigen, um dann im weiteren auf die möglichen Einflussgrößen einzugehen, die 
beim Verkauf von Presseerzeugnissen außerhalb des Ursprungslandes zur Höherprei- 
sigkeit führen. Maßstab für den Presseexport hinsichtlich Preisgestaltung ist der Ver- 
gleich mit dem Inlands vertrieb. Nachdem das Thema Preisbindung bzw. Preis findung 
in diversen Verfahren mehrfach von der Europäischen Kommission fokussiert wurde, 
soll dieser Aspekt vor dem Hintergrund der Euro-Einführung und der damit einherge- 
henden neuen Preisfestlegung im Einklang mit gültigem EG-Recht und dessen Auswir- 
kung auf die wirtschaftliche Situation von Verlegern, Grossisten/National vertrieben 
und Einzelhändlern untersucht werden. 

Die Einführung des Euro ist lediglich ein konzentrierter Anlass dafür, dass - bedingt 
durch die neuen Währungseinheiten - die Preisgestaltung aller Titel sowohl im Inland 
als auch im Ausland neu überdacht werden muss und somit das alte Thema der vom 
Ursprungsland abweichenden Preisgestaltung erneut in den Fokus von Verbraucher- 
schutzorganisationen und den entsprechenden Institutionen der EU gerät. Prinzipiell ist 
davon auszugehen, dass die Aufrechterhaltung der in Deutschland vertraglich geregel- 
ten Preisbindung für Presseprodukte von den Marktteilnehmern angestrebt wird. Es 
wird deshalb nun im weiteren Fortgang überprüft, ob und wie dies durch eine modifi- 
zierte Preisgestaltung erreicht werden kann. 

1. Allgemeine Preiskalkulation bei Markenartikeln 

Bei der Markteinführung bzw. Neupositionierung von Markenartikeln, die als standardi- 
sierte Erzeugnisse für den differenzierten Massenbedarf mit gleich bleibend hoher Pro- 
duktqualität definiert werden,392 sollte jedes Unternehmen nach der sogenannten klassi- 
schen Preistheorie den gewinnmaximierenden Absatzpreis für ein Produkt bestimmen. 
Hierzu sind sowohl betriebsinteme Daten aus der Kostenrechnung als auch marktspezi- 
fische Informationen erforderlich. 



392 Vgl. Diller <Hrsg.>(1994), S. 640. 
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Die marktspezifischen Informationen sind relativ schwierig zu erhalten. Wichtig ist 
die Struktur von Angebot und Nachfrage, also insbesondere, ob ein Angebotsmonopol, 
ein Angebotsoligopol oder vollkommene Konkurrenz vorliegt. Ferner ist das Markt- 
verhalten der Konkurrenz von Bedeutung, da der Erfolg von Preisveränderungen von 
der Reaktion der Mitwerber abhängt. So ist eine Gewinnerhöhung durch eine Preis- 
senkung nur möglich, wenn die Konkurrenz nicht gleichzieht, da daraus sonst eine 
Verschlechterung für alle Anbieter resultiert. Weiterhin muss das Marktverhalten der 
Nachfrager bekannt sein. Von besonderem Interesse ist hierbei die Reaktion der Kon- 
sumenten auf Preis Veränderungen. 3 93 Dies lässt sich unter dem Stichwort Preiselastizi- 
tät zusammenfassen und beschreibt das Verhältnis der relativen Änderung der Nach- 
fragemenge zu der sie verursachenden prozentualen Preisänderung.394 

Mit Hilfe dieser Informationen lassen sich verschiedene Szenarien aufzeigen, die 
sich in der sogenannten Preis- Absatz-Funktion graphisch darstellen lassen. Unter Ver- 
änderung der Variablen Preis oder Menge kann eine hierzu korrelierende Gewinnma- 
ximierung ermittelt werden. 

Die Festlegung des Preises eines Produktes hängt von verschiedenen Marktgegeben- 
heiten ab. Die Preisbildung im Monopol, mit einem einzigen Anbieter und vielen Nach- 
fragem,395 stellt vom Prinzip her die beste Möglichkeit für Unternehmen, ihre Preise re- 
lativ hoch festzusetzen. Für den Konsumenten besteht dann jedoch die Chance, auf soge- 
nannte Substitutionsgüter auszuweichen. So bleibt es z.B. dem Leser eines Printproduk- 
tes freigestellt, bei einer eventuellen Verteuerung seiner Zeitung bzw. Zeitschrift auf al- 
ternative Medien, wie TV oder Internet, umzusteigen. Bei der Preisbildung im Oligopol, 
mit wenigen großen Anbietern und einer Vielzahl von Nachfragern, muss neben der ei- 
genen Preis-Absatz- und Kostenflmktion auch die Preis-Absatz-Funktion der Konkur- 
renten, einhergehend mit deren Reaktion auf Veränderungen, in die Preisfindung einbe- 
zogen werden.396 

Die Preisbildung bei vollkommener Konkurrenz lässt die eigene Gewinnsituation 
nicht durch Preiserhöhungen, sondern lediglich durch Kostensenkungen erreichen. Da 
es dem Unternehmen an Marktmacht fehlt, wird der Preis durch die zahlreichen Mit- 
anbieter bestimmt. Die einzige Chance für aktive Preispolitik liegt darin, den Markt 
durch Produktveränderungen in Form von Produktdifferenzierungen in einen unvoll- 
kommenen Markt zu transferieren. 

Aufgrund von Bewegungen im Markt - sei es durch weitere Marktteilnehmer, sei es 
durch unvorhersehbare Ereignisse - sind Preisänderungen in der Praxis unvermeidbar. 
So bei Kostenänderungen, Nachffageverschiebungen, Preisänderungen der Konkurrenz 
oder Preisfestsetzungen im Zusammenhang mit Markteinführungen neuer Produkte.397 



393 Vgl. Albach (2000), S. 69. 

394 Vgl. Sellien/Sellien <Hrsg.> (1988), Band 4, S. 971. 

395 Vgl.Diller(1991), S. 63. 

396 Vgl. Wöhe (1993), S. 703 ff 

397 Vgl. Thommen (1998), S. 250 f 
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Die reine Preisfestlegung kann nach unterschiedlichen Prämissen geschehen. Die ko- 
stenorientierte Preisbildung basiert auf Vollkosten- bzw. Teilkostenbasis. Sie ist einfach, 
vor allem weil sie mit geringem Informationsbedarf verbunden ist. Jedoch werden die 
Gemein- bzw. Fixkosten oft willkürlich verteilt, ebenso wie der Gewinnzuschlag. Eine 
Einbeziehung der Mitbewerber erfolgt lediglich in modifizierter Form.398 

Anders ist es bei der nachfrageorientierten Preisbildung. Sie befasst sich maßgeblich 
mit der Frage, welchen Preis der Konsument für ein bestimmtes Produkt bereit ist zu 
zahlen. Neben Umlagen der im Unternehmen vorhandenen Kosten werden Reaktionen 
von Nachfragern auf mögliche Preis Veränderungen u.a. mit Hilfe von Marktfor- 
schungsinstituten benötigt.399 

Zuletzt gibt es die konkurrenzorientierte Preisbildung. In diesem Fall verzichtet das 
Unternehmen auf eine aktive Preispolitik. Die Preisforderungen der Mitbewerber oder 
der Branchendurchschnittspreis sind die Basis für eine Preisfestlegung. 

Neben den aus der Lehre bekannten und ansatzweise beschriebenen unterschiedlichen 
Ansätzen zur Preisfindung bzw. Preisgestaltung stellt man überwiegend fest, dass in der 
Praxis eine Mischform unterschiedlicher Theorien zur Anwendung kommt. Die im Unter- 
nehmen anfallenden Gemeinkosten, die häufig in Form von Kostenträgerrechnungen pro- 
duktspezifisch festgehalten bzw. umgelegt werden,400 sind bei der endgültigen Preisfest- 
legung nicht unbedeutend. Daneben spielen auch das Verhalten der Konkurrenz, die Re- 
aktion der Konsumenten, die Entwicklung der länderspezifischen Kaufkraft, aber auch 
Marketinggesichtspunkte wesentlich mit hinein. Insgesamt kann man die Preisbildung 
nur mit der Kenntnis einer Fülle von unterschiedlichsten Einflussgrößen realisieren.^oi 

Da auch Presseerzeugnisse überwiegend als Markenartikel definiert werden, kom- 
men die vorab beschriebenen Kalkulations verfahren und -modelle zur Festlegung des 
Verkaufspreises im Inland entsprechend zur Anwendung. Bei herkömmlichen Marken- 
artikeln gelten im Gegensatz zu Presseerzeugnissen die Preisangaben des Herstellers als 
unverbindlich empfohlene Endverkaufspreise für den Händler, da seit dem Jahre 1973 
die vertikale Preisbindung gemäß § 14 GWB verboten ist. Ausgenommen hiervon sind 
lediglich Verlagserzeugnisse gemäß § 15 GWB. 402 

2. Preisbildung beim Export von Presseerzeugnissen 

Neben einem wegen der Preisbindung in Deutschland flächendeckend einheitlichen 
Verkaufspreis für ein Presseerzeugnis gibt es heute eine Vielzahl unterschiedlicher 
Verkaufspreise in den einzelnen Exportmärkten. Der Preis in Deutschland ist zulässi- 
gerweise preisgebunden; hinsichtlich der im grenzüberschreitenden Verkehr angewen- 



398 Vgl. Jung (1994), S. 611. 

399 Vgl.Thommen(1998), S. 255. 

400 Vgl. Mellerowicz (1977), S. 186 ff. 

401 Vgl. Stumpp(1999), S. 67ff 

402 Vgl. Jung (1994), S. 616. 
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deten Preise ist das Europäische Wettbewerbsrecht zu beachten. Darin sind als wich- 
tigste Punkte das Verbot von Kartellen und der Missbrauch einer marktbeherrschenden 
Stellung, einhergehend mit der Kontrolle staatlicher Beihilfen, verankert.403 

Die Exportpreise sind länderspezifisch jeweils verschieden und berücksichtigen die im 
Vergleich zu Deutschland unterschiedlichen Handelsspannen, Handelsstrukturen, 
Mehrwertsteuersätze, Logistikkosten, aber auch die höheren Remissionssätze, fehlenden 
Anzeigenerlöse und bei ausländischen Druckorten auch die veränderten Druckkosten.404 
Aufgrund der Abweichungen ergibt sich ein differenziertes Preiskalkulationsmodell 
zum Inland unter Berücksichtigung der nachfolgend erläuterten Einflussgrößen. 

2. 1 Einflussgrößen zur Preisflndung im Presse-Export 

2.1.1 Handelsspannen 

Die Handelsspanne, die als Differenz zwischen dem Verkaufs- und Einstands wert der 
von einem Handelsbetrieb umgesetzten Ware in Prozent oder in Geldeinheiten defi- 
niert wird, beschreibt das der jeweiligen Handelsstufe verbleibende Entgelt fur die zur 
Verfügung gestellte Dienstleistung aufgrund indirekt gewählter Absatzwege des Pro- 
duzenten. 405 

Da eine Besonderheit beim Verkauf von Presseerzeugnissen in der Gewährung des Re- 
missionsrechts liegt, verbleibt dem Händler natürlich nur das aus der vereinbarten Han- 
delsspanne resultierende Entgelt pro verkauftem und nicht pro geliefertem Exemplar. 

Die Handelsspanne ist in den jeweiligen Ländern verschieden. Sie variiert auch für 
die einzelnen Handelsstufen. Einflussgrößen sind die Erscheinungsweise, die Herkunft 
des Titels, z.B. national oder international. In einigen Ländern ist die Handelsspanne 
pro Titel frei verhandelbar, in anderen Märkten, wie z.B. Deutschland, werden die Ra- 
batte zwischen den einzelnen Handelsstufen nach Verkaufs- und Umsatzgrößenklassen 
überwiegend einheitlich festgelegt. 

So wurden in Deutschland letztmalig zum 1. Januar 1998 für den Zeitraum von fünf 
Jahren, also bis zum 31. Dezember 2002, die Konditionen des Presse-Großhandels für 
periodisch erscheinende Zeitschriften und Zeitungen neu zwischen Verlagen und 
Grosso vereinbart. Die Handelsspannenvereinbarung nutzt eine zweistufige Berech- 
nungsgrundlage, bei der zunehmende Verkaufsgrößenklassen mit abnehmenden Pro- 
zentsätzen definiert werden und nachträglich eine prozentuale Ermäßigung, abhängig 
von der Umsatzgröße pro Heftausgabe, gewährt wird.406 

Die Zeitungskonditionen unterliegen bilateralen individuellen Verhandlungen. Han- 
delsspannenvereinbarungen gibt es wiederum auch hin zum Einzelhandel. Hier legt 
der Verlag ebenfalls die Handelsspanne fest, die sich zwischen 18,31 Prozent bis 20,24 



403 Vgl. ProskeWieser (1992), S. 62. 

404 Vgl. Urlauber wollen aktuelle Lektüre (2001), S. 70 ff. 

405 Vgl. Sellien/Sellien <Hrsg.> (1988), Band 3, S. 2329. 

406 Vgl. Hirsch (1997), S. 1, sowie Rabatt-Tabelle Presse-Grosso in Deutschland im Anhang 3 dieser 
Arbeit. 
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Prozent bewegt und individuell pro Titel entschieden wird. Verlage und Einzelhändler 
haben vereinbart, das bestehende Vergütungsgefüge mittelfristig unverändert zu las- 
sen. Gutverkäufliche Titel gewähren in ihren nationalen Märkten dem Grosso und Ein- 
zelhandel oft Handelsspannen, die deutlich unter 50 Prozent liegen. Für die Tageszei- 
tung „Bild“ gilt mit Stand 2001 eine Rabattregelung für das Grosso von 13,30 Prozent 
und für den Einzelhandel von 18,31 Prozent vom Endverkaufspreis abzüglich Mehr- 
wertsteuer. Dies ergibt eine Gesamtvergütung von 31,61 Prozent. 

Obwohl z.B. die Boulevardzeitung „Bild“ in vielen Auslandsmärkten eine der ab- 
satzstärksten internationalen Tageszeitungen ist, erhält sie nicht die für Deutschland 
geltenden günstigen Handelsspannen. Dies hat mehrere Ursachen. Vielfach sind die 
Regelungen für Handelsspannen der einzelnen Handelsstufen in den jeweiligen Mit- 
gliedsstaaten historisch gewachsen und somit zu Deutschland völlig unterschiedlich. 
Zudem setzen einzelne Marktteilnehmer im jeweiligen Land sich wegen anderer Ver- 
hältnisse als in Deutschland mit ihren Forderungen nach höheren Vergütungen durch. 
Da die Handelsspanne einen maßgeblichen Faktor bei der Errechnung des Verkaufs- 
preises pro Destination darstellt, ist leicht erklärbar, dass aufgrund abweichender Han- 
delsspannenregelungen in den jeweiligen Mitgliedsstaaten gegenüber dem Ursprungs- 
land individuelle Verkaufspreisempfehlungen entstehen, um es dem Verlag zu ermög- 
lichen, einen ähnlichen Erlös pro verkauftem Exemplar zu generieren. 

Spricht man von einer Standardhandelsspanne, so kann man im Presse-Export, bis 
auf wenige Ausnahmen, wie z.B. die CCEI in Frankreich, mit 54 Prozent für Tageszei- 
tungen, von 50 Prozent Handelsspanne des empfohlenen Verkaufspreises abzüglich 
landesspezifischer Mehrwertsteuer ausgehen. Allerdings sind die Konditionen indivi- 
duell verhandelbar, abhängig von der Portfolio-Zusammensetzung des Exporteurs, von 
seiner Marktmacht bzw. der Marktstellung des Importeurs, von der Erscheinungsweise 
und von den Logistikanforderungen des einzelnen Objektes. Zusätzlich ist die Han- 
delsstufenebene des Markteintritts entscheidend für die Verhandlung der Konditionen. 

2.1.2 Handelsstrukturen 

Sobald sich ein Verlag gegen die Direktbelieferung des Lesers mit seinen Presse- 
erzeugnissen, z.B. in Form eines Abonnements, entscheidet, muss er eine Handelsstufe 
nutzen, die als Anfangsglied einer vertikalen Absatzkette fungiert, um die Erhältlich- 
keit des Produktes im Einzelhandel sicherzustellen.407 

Der vom Verlag gewählte Einstieg in die Handelskette ist von den nationalen Gege- 
benheiten abhängig. So ist es in Deutschland üblich, dass hochauflagige Titel direkt 
mit dem Grosso Zusammenarbeiten. Kleinere Verlage nutzen jedoch häufig einen Na- 
tionalvertrieb, der als externe Vertriebsabteilung den Vertrieb der betreuten Titel über 
das Grosso zum Einzelhandel verantwortet. Die in Deutschland üblichen Handels- 
spannen greifen für die Dienstleistung des Grosses bzw. Einzelhandels. Die Vergütung 



407 Vgl. Diller <Hrsg.> (1994), S. 410. 
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des Nationalvertriebes, entweder pauschal oder umsatzabhängig, inklusive oder exklu- 
sive der Transportkosten, muss im Verlag gesondert in Ansatz gebracht werden. 

Sehen wir uns die Nutzung der landesspezifischen Handelsstrukturen für die interna- 
tionale Presse an, kann man feststellen, dass dies sehr unterschiedlich geschieht. Meist 
beauftragt der Verlag einen Importeur, um die Nutzung der klassischen Handelsstruk- 
tur zu erreichen. Waren in der Vergangenheit noch umfangreiche Zolldeklarationen 
etc. über den Importeur zu erledigen, fungiert dieser heute als Nationalvertrieb, jedoch 
ohne pauschale Vertriebsprovision. Die zusätzlich in Anspruch genommene Service- 
leistung dieser zwischengeschalteten Handelsstufe findet in der Handelsspanne ihren 
Niederschlag.408 Es gibt auch die Möglichkeit, das Grosso direkt zu bedienen. Dies ist 
oft der Fall, um bei zeitkritischen hochauflagigen Publikationen eine schnelle Vertei- 
lung zu gewährleisten. Außerdem erzielt der Verlag so mehr Marktinformationen in 
Form von Abverkaufsdaten aus erster Hand. 

Ein weiterer Vorteil liegt darin, dass beim Übergehen einer Handelsstufe, wie z.B. 
eines Importeurs bzw. Nationalvertriebs, die ausgesparte Serviceleistung selbst er- 
bracht wird und somit nicht vergütet werden muss. Dies kann zu erheblichen Kosten- 
reduzierungen fuhren. 

In anderen Märkten, z.B. Griechenland, nutzt der Importeur bzw. Nationalvertrieb 
oder auch Verlag nicht das Grosso, sondern bedient den Einzelhandel direkt. Aufgrund 
der Größe und räumlichen Trennung des Landes, bedingt durch die Inseln, wird trotz 
einer fehlenden Handelsstufe keine gravierende Kostenreduzierung fur Lieferanten 
erreicht, da die zusätzliche Logistikleistung u.a. wegen eigener Filialen vergleichbar 
höhere Kosten verursacht. Einsparungspotentiale wären nur dadurch zu erzielen, in- 
dem in Griechenland oder auch in den Niederlanden die heute exklusiven Ausliefer- 
strukturen der nationalen Titel auch für Importtitel zur Verfügung stehen würden. 

In Deutschland bedienen sich importierte Titel des ausgefeilten Logistiknetzes der 
Gebietsgrossisten, das auf die Anforderungen der nationalen Titel ausgerichtet ist. Im- 
portierte Presse kann somit das vorhandene Feinverteilungsnetzwerk als quasi Trittbrett- 
fahrer kostengünstig mitnutzen. In anderen Mitgliedsstaaten, z.B. in den Niederlanden, 
bedient jeder überregionale Tageszeitungsverlag den Einzelhandel direkt. Da die impor- 
tierte Presse im Vergleich zu nationaler Presse mit einer geringeren Auflage und einem 
kleineren Händlemetz operiert, dürfen die Verlagsausliefertouren bisher nicht mitbe- 
nutzt werden. Die deshalb erhöhten Logistikkosten machen sich in der Handelsspanne 
für Importtitel bemerkbar. 

Bisher wurde nur auf die Verhandelbarkeit der Handelsspanne - bedingt durch ver- 
tikale Handelsstrukturen - eingegangen. Natürlich gibt es zusätzlich horizontale Effek- 
te. Wenn die Handelsstrukturen mehrere Anbieter in den jeweiligen Handelsstufen 
aufweisen, sind niedrigere Rabatte erzielbar. Sowohl auf der Ebene der Importeure 
bzw. Nationalvertriebe als auch im Grosso führt Konkurrenz zum gegenseitigen Un- 
terbieten, häufig allerdings einhergehend mit reduzierter Leistung. Jedoch gibt es einige 



408 Vgl. Klaffke (1993b), S. 3. 
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monopolistisch geprägte Mitgliedsstaaten, z.B. Luxemburg, in denen keine Alternati- 
ven vorhanden sind und deshalb die vom Vertriebspartner vorgegebene Handelsspanne 
wie ein Diktat erscheint. 

2. LS Mehrwertsteuer 

Neben den bereits angesprochenen Einflussgrößen fuhren die unterschiedlichen Mehr- 
wertsteuersätze in den jeweiligen Mitgliedsstaaten zu differenzierten Verkaufspreis- 
empfehlungen. 

In der Beschreibung der jeweiligen Pressevertriebssysteme wurden die länderspezi- 
fischen Mehrwertsteuersätze für Zeitungen und Zeitschriften bereits genannt. Aus die- 
sem Grund soll hier auf eine ausführliche Beschreibung verzichtet werden. 



Tab. 4: Mehrwertsteuer in Europa 



Mehrwertsteuer 




alle Werte in% 


Länder 


Zeitungen 


Zeitschriften 


Standardrate 


Deutschland 


7,0 


7,0 


16,0 


Österreich 


10,0 


10,0 


20,0 


Luxemburg 


3,0 


3,0 


15,0 


Großbritannien / Irland 




- 


17,5 


Frankreich 


2,1 


2,1 


20,6 


Italien 


4,0 


4,0 


20,0 


Spanien 


4,0 


4,0 


16,0 


Portugal 


5,0 


5,0 


17,0 


Griechenland 


4,0 


4,0 


18,0 


Belgien 


- 


6/21 


21,0 


Niederlande 


6,0 


6,0 


17,5 


Dänemark 


- 


25,0 


25,0 


Schweden 


6,0 


25,0 


25,0 


Finnland 


22,0 


22,0 


22,0 



Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (2000), Brief an die Direktoren der Vereinigung, die 
Mitglieder des Mehrwertsteuerausschusses und an die Mitglieder der Neue Medien Arbeitsgruppe zum 
Thema: Communication of the European Commission on the VAT System; Draft Directive on VAT 
Applicable to Electronically Delivered Services, vom 1.08.2000. 

Die Tabelle enthält eine Zusammenfassung der Mehrwertsteuersätze pro Mitglieds- 
land nach Presse-Gattungen im Vergleich zur Mehrwertsteuer für herkömmliche Güter. 

Die Angaben in der Tabelle verdeutlichen, dass die Besteuerung von Presseprodukten 
in den Mitgliedsstaaten sehr unterschiedlich gehandhabt wird.409 So gibt es Länder, wie 



409 Vgl. Rübenach (2000), S. 272. 
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Großbritannien, in denen Presse von der Mehrwertsteuerregelung ausgenommen ist, bis 
hin zu Dänemark mit einer Besteuerung von 25 Prozent. Dies führt u.a. zu erheblichen 
Verkaufspreisunterschieden bei gleicher Ausgangsbasis. Ferner ist zu entnehmen, dass 
nicht überall wie in Deutschland Zeitungen und Zeitschriften einheitlich einen vermin- 
derten Mehrwertsteuersatz erhalten. Stattdessen wird, wie in Dänemark und Schwe- 
den, mehrwertsteuertechnisch nach Erscheinungsweise unterschieden. 

Abschließend soll noch erwähnt werden, dass es unterschiedliche Richtlinien zur Ein- 
stufung eines Presseproduktes in den jeweiligen Mitgliedsstaaten gibt. So entscheidet 
z.B. in Frankreich die Commission Paritaire in ihren vierteljährlichen Sitzungen für neu 
auf den Markt kommende Titel deren sogenannte Pressewürdigkeit. Erst bei einem posi- 
tiven Entscheid kommt der verminderte Mehrwertsteuersatz von 2,1 Prozent zur An- 
wendung. Bis zu dieser Abstimmung sind 20,6 Prozent Mehrwertsteuer an den französi- 
schen Staat abzuführen.410 

2.1.4 Logistikkosten 

Die Logistikkosten, auch Vertriebskosten^n genannt, bewerten den Einsatz von Pro- 
duktionsfaktoren für alle logistischen Prozesse, die für die logistische Leistung anfal- 
len. Hierzu zählen Kosten für die Auftragsabwicklung, den Transport und die eventu- 
elle Lagerhaltung.412 Unterschieden werden zwei grundlegende Arten von Logistik- 
dienstleistungen, die mit den Abkürzungen FOB und CIF weltweit definiert sind. 

So bedeutet die Verfügbarkeit von Gütern auf FOB-Basis, dass in diesem Falle auf Ko- 
sten des Verlages Zeitungen und Zeitschriften lediglich von der Druckerei bis zum Flug- 
zeug oder zur Bahn befördert werden, nämlich „Free On Board“.4i3 Die weitreichendere 
Logistikleistung beschreibt die CIF-Kondition, die neben der Erbringung der Transport- 
leistung von der Druckerei zum weiteren Beförderungsmittel ebenfalls Kosten für Luft- 
fracht, Transportversicherung,4i4 Spesen etc. bis zum endgültigen Bestimmungsort ab- 
deckt und somit der Verlag für „Cost, Insurance and Freight“ aufkommt.4i5 Innerhalb 
der EG-Mitgliedsstaaten wird fast ausschließlich die CIF-Kondition verwendet. 

Eine optimale Logistik ist der wichtigste Faktor für das zeitkritische und damit leicht 
verderbliche Wirtschaftsgut Zeitung bzw. Zeitschrift.4i6 Während für Zeitschriften der 
Transport im Inland überwiegend auf dem Landwege und somit per Lkw stattfindet, muss- 
te man bei den Zeitungen, insbesondere durch fortschreitende Aktualisierungstendenzen 
teilweise auf regionale Druckorte oder auf den Transport per Flugzeug übergehen.4i7 



410 Vgl. Fragenkatalog des VDZ - Projektgruppe Export (2000), S. 3. 

411 Vgl. Balmer/Siegwart (1991), S. 67 ff. 

412 Vgl.Richter, S. (1997), S. 7ff. 

413 Vgl. Ohling(1981), S.44ff. 

414 Vgl. Wundrack (1999), S. 158 f 

415 Vgl.Diller(1994), S. 143. 

416 Vgl. Jung (1994), S. 626. 

417 Vgl. Getting them there (2000), S. 17. 
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Zwischen dem letzten redaktionellen Beitrag, den damit auslösenden Druckbeginn 
und den ersten produzierten Exemplaren aus der Rotation, bleibt den Logistikuntemeh- 
men meist wenig Zeit bis zum Erreichen der sogenannten Deadlines der Grossisten bzw. 
Importeure oder Nationalvertriebe zum tourengerechten Vertrieb unter Berücksichti- 
gung der oftmals schon frühen Öffnungszeiten einiger Einzelhändler.4i8 Somit sind Lie- 
ferschnelligkeit, -Zuverlässigkeit und -flexibilität von besonderer Bedeutung.4i9 

Erschwerende Einflussfaktoren sind u.a. schlechte Wetterverhältnisse, Streiks, Staus, 
gesetzlich vorgeschriebene Standzeiten, Falschverladungen, Off-Loads wegen Überge- 
wicht beim Flugzeug oder Verzögerungen bei der Enteisung. Sie beeinflussen die Trans- 
portzeit ins Ausland oft sehr stark. Da es nur begrenzte alternative Transportmöglichkei- 
ten gibt, findet der Leser manchmal nicht wie gewohnt seine Tagespresse morgens früh 
am Kiosk. 

Da die Exemplare im Inland, wie bereits erwähnt, vor allem per Lkw transportiert wer- 
den, fallen hier erheblich günstigere Transport-Kosten im Vergleich zur Auslandsaufla- 
ge an. Bei naheliegenden Destinationen wie Österreich oder Luxemburg stimmen die 
Lkw-Kilogramm-Raten weitgehendst mit den Inlandskonditionen überein. Der Trans- 
port in weiter entfernte Mitgliedsstaaten wie Spanien, Portugal oder Griechenland verur- 
sacht aufgrund unregelmäßiger Flugpläne mit unterschiedlichen Fluggesellschaften ei- 
nen hohen Koordinationsaufwand. Unterschiedliche Abflughäfen sowie Direktanliefe- 
rung in Touristikzentren treiben die Kosten nach oben. So liegen innerdeutsche Trans- 
portkosten per Lkw meist unter 1,- DM, wohingegen für Flugraten ins Ausland bis zu 
fünf Mark pro Kilogramm kalkuliert werden müssen. Dies verteuert den Transport er- 
heblich und schlägt sich entsprechend bis zum Preis des verkauften Exemplars durch. 

Obwohl die Spediteure in der Vergangenheit durch ihr hohes und regelmäßiges Volu- 
men meist günstigere Einkaufskonditionen bei den Carriern aushandeln konnten,42o ha- 
ben Kerosinzuschläge im Luftfrachtbereich, steigende Fähr- bzw. Autobahngebühren 
und erhöhte Bunkerzuschläge - für Container auf Fähren - wegen des Wegfalls der Ein- 
nahmen aus dem Duty-Free- Verkauf die Transportkosten weiter steigen lassen. 

Um die teuren Transportkosten zu entfernteren Destinationen zu sparen und um Un- 
wägbarkeiten im Transport zu vermeiden, gehen Verlage dazu über, größere Auflagen 
direkt im Ausland zu drucken.42i So produzieren Titel wie „Bild“, „Die Welt“, aber auch 
Objekte wie „The Sun“, „The Times“ oder auch der „International Herald Tribune“422 
Teilauflagen in Auslandsdruckorten423 wie Madrid, Gran Canaria, Mallorca oder Vero- 
na. Eine solche Entscheidung erfordert eine entsprechend hohe Druckauflage, um die für 
die Logistik eingesparten Kosten nicht für höhere Druckkosten, bedingt durch kleinere 
Losgrößen, auszugeben. Trotz des Drucks im Ausland sind individuelle Transporti ösun- 



418 Vgl, Presse ist unser Kemgeschäft (2000), S. 23. 

419 Vgl. Wagner, V. (1989), S. 152. 

420 Vgl. Pressetransporte de Luxe (1999), S. 53. 

421 Vgl. Bücker/Schmidtke (1992), S. 166. 

422 Vgl. The Titles that Travel (1996), S. 45. 

423 Vgl. Die ausländische Presse im Einzelhandel (1999), S. 16. 
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gen zum Weitertransport ins Landesinnere bzw. auf die benachbarten Inseln nötig, um 
dem Käufer aktuelle Ware zu bieten. 

Abschließend soll noch das Problem der Reklamationsanalyse bei komplizierten 
Transportverbindungen erwähnt werden. Je komplizierter oder zeitkritischer eine Lo- 
gistiklösung gestaltet wird, um so häufiger kommt es durch verspätete Anlieferung 
bzw. fehlerhafte Umladevorgänge zu Reklamationen. Diese müssen durch ein Back- 
Office des Spediteurs zeitnah festgestellt werden, um dann kurzfnstig über eventuelle 
Nachlieferungen zur verspäteten Versorgung von Gebieten zu entscheiden.424 Diese 
Dienstleistung ist im Export besonders aufwendig. Sie verursacht erhebliche Mehrko- 
sten, die sich ebenfalls in der Transportrate niederschlagen. 

2.1.5 Remissionswerte 

Die Differenz zwischen gelieferten und verkauften Exemplaren wird, wie bereits er- 
wähnt, als Remission bezeichnet. Sowohl dem Einzel- als auch dem Großhändler wird 
das Recht zugestanden, nicht verkaufte Exemplare innerhalb einer bestimmten Frist an 
den Verlag zurückzugeben. Der Verlag trägt im Pressevertrieb das alleinige wirtschaft- 
liche Risiko.425 

Im Inland wird versucht, unter Zuhilfenahme entsprechender Regulierungssysteme 
wie MBR426 und BASIS eine möglichst niedrige Remissionsquote zu erzielen, ohne 
dabei Verkäufe zu verlieren. Die Bezugsregulierung wurde mittels modernster EDV- 
Verfahren in den letzten Jahren verbessert, um eine optimale Marktausschöpfung zu 
gewährleisten. Die Projektgruppe Bezugsregulierung, in der Experten deutscher Gros- 
sisten vertreten sind, hat in einer umfangreichen Auswertung den Zusammenhang zwi- 
schen dem Verkaufsdurchschnitt, der sich aus der Anzahl verkaufter Exemplare divi- 
diert durch die Anzahl der eingeschalteten Händler pro Gebiet ergibt, der Ausver- 
kaufsquote, definiert als das prozentuale Verhältnis aus verkaufter Händler zu den ein- 
geschalteten Händlern, und der Remissionsquote nachgewiesen.427 

Im Ausland, wobei man hier noch zwischen deutschsprachig und fremdsprachig un- 
terscheiden muss, treten deutlich höhere Remissionsquoten auf als im Inland.428 Die 
Hauptzielgruppe fur deutsche Presseprodukte in den jeweiligen Mitgliedsstaaten stel- 
len Touristen, Residenten, Geschäftsleute und die nationale Bevölkerung der deutsch- 
sprachigen Mitgliedsstaaten dar.429 Durch mengenmäßig geringere Auflagen, mög- 
lichst breite Verteiler zur Image-Präsenz430 und national unterschiedliche Handels- 
strukturen ergeben sich im Vergleich zu Deutschland geringere Lieferdurchschnitte. 



424 Vgl. Pressetransporte de Luxe (1999), S. 52. 

425 Vgl. Heinrich (1994), S. 196. 

426 Vgl. Kaiser (1979), S. 33. 

427 Vgl. Die Axiome des Pressevertriebs (1993), S. 70-80. 

428 Vgl. Ahlert <Hrsg.> (1981), S. 398; die Höhe der Remissionsabweichung zum Inland hat sich 
seither auch nicht gravierend verändert. 

429 Vgl. Tourismus und Zeitschriftenexport (2000), S. 44. 

430 Vgl. Auflagen im Import/Export (2) (1995), S. 33. 
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Aus einer Tabelle der oben erwähnten Studie, 43 1 die den Zusammenhang der drei Pa- 
rameter Verkaufsdurchschnitt, Ausverkaufsquote und Remission ins Verhältnis setzt, 
kann man ablesen, dass im Ausland, bedingt durch geringere Verkaufsdurchschnitte, 
eine höhere Remission entsteht, die den Verlag, der allein das wirtschaftliche Risiko 
trägt, erheblich belastet.432 

Betrachtet man die Daten im Detail, so kann man für das Geschäftsjahr 1999 festhal- 
ten, dass die Remissionsquote in Deutschland für Zeitungen und Zeitschriften unter- 
schiedlichster Segmente eine Remissionsquote von insgesamt ca. 33,33 Prozent be- 
trug.433 Für den Vertrieb deutscher Presse in den EU-Mitgliedsstaaten gibt es hierzu kei- 
ne veröffentlichte Quelle. Betrachtet man jedoch das Gesamtportfolio des Axel Sprin- 
ger Verlages mit insgesamt ca. 300 ins Ausland exportierten Titeln, so lässt sich eine 
durchschnittliche Remissionsquote über alle Länder von ca. 63 Prozent ausmachen.434 

2.1.6 Anzeigenerlöse 

Die Anzeigenerlöse, definiert als Anzeigenpreis multipliziert mit der Anzeigenmenge, 
stehen in direktem Zusammenhang mit dem Remissionsrecht für Presseerzeugnisse. 
Würde man nämlich die Höhe der Anzeigenerlöse nicht an der verkauften Auflage 
messen, hätte der Verlag ein wesentlich geringeres Interesse für eine möglichst flä- 
chendeckende Verteilung, einhergehend mit einem möglichst hohen Verkauf und der 
Gewährung eines Remissionsrechts. 

Die Erlös situation einer Zeitung oder Zeitschrift setzt sich aus den beiden Kompo- 
nenten Anzeigen- und Vertrieberlös zusammen.435 Je nach Publikationstypus über- 
wiegt eine Erlösart.436 So lässt sich für Kaufzeitungen eine eher vertriebslastige Erlös- 
situation mit einem Anteil von ca. 50 bis 60 Prozent feststellen, bei Abonnementtiteln 
hingegen überwiegt der Anzeigenerlös mit bis zu 80 Prozent. 

Der Anzeigenpreis bemisst sich u.a. an der verkauften Auflage eines Titels unter 
Verwendung des sogenannten Tausenderpreises, als Relation zwischen dem effektiven 
Anzeigenpreis und der Höhe der in Betracht gezogenen Auflage.437 Daneben spielt die 
Reichweite und die Zielgruppe in der Definition der Nutzerschaft bzw. Erreichbarkeit 
einer Publikation eine wichtige Rolle für die Festlegung des Anzeigenpreises. 43 8 
Der Verkauf eines jeweiligen Titels in den einzelnen Sparten, wie z.B. Einzelver- 
kauf, Abonnement, sonstiger Verkauf, wird unter Einhaltung bestimmter Kriterien in 
der IVW-Statistik festgehalten. Diese Informationsgemeinschaft zur Feststellung der 

431 Siehe Zusammenhang zwischen VD, AVK und Remission (Ist-Situation) im Anhang 4. 

432 Vgl. Auflagen im Import/Export (3) (1995), S. 33 f 

433 Vgl. Bundesverband Deutscher Buch-, Zeitungs- und Zeitschriften-Grossisten e.V. <Hrsg.> 
(2000b), S. 140. 

434 Vgl. Remission-Auswertung der beim Axel Springer Verlag Vertrieb Ausland befindlichen Titel 
im Jahre 1999. 

435 Vgl. Wolff,V. (1998), S. 262. 

436 Vgl. Noelle-Neumann/SchulzAVilke (1994), S. 463. 

437 Vgl. Klosterfelde (1980), S. 158 f 

438 Vgl. Axel Springer Verlag <Hrsg.> (1999), S. 69, S. 365, S. 394. 
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Verbreitung von Werbeträgern e.V. ist ein fester Bestandteil im Werbegeschäft.439 Sie 
liefert mit den ermittelten Daten einerseits die objektive Grundlage für einen fairen 
Leistungswettbewerb der erfassten Medien untereinander, andererseits aber auch eine 
Basis für das Werbegeschäft zwischen Werbungstreibenden, Werbeagenturen und 
Medien.440 Einrichtungen solcher Art gibt es auch in anderen Mitgliedsstaaten, dort 
bekannt als ÖAK für Österreich, CIM in Belgien oder ABC in Großbritannien. Ferner 
ist die deutsche IVW-Gesellschaft Gründungsmitglied der International Federation of 
Audit Bureaux of Circulations (IFABC), die seit 1963 ein weltweites Diskussionsfo- 
rum zu Fragen der länderübergreifenden Vereinheitlichung der Kontrolle von Werbe- 
trägern bietet sowie Neugründungen nationaler Prüforganisationen fördert und bera- 
tend begleitet.441 

Die Meldung erfolgt in den Kategorien Gesamtverbreitung, Verkauf, Abonnements, 
EV- Verkauf, EV-Lieferung, Remittenden, sonstiger Verkauf, davon Bordexemplare und 
Druckauflage. Bei Zeitungen wird die Inlands- und Auslandsauflage als Gesamtauflage 
auf die einzelnen Vertriebssparten aufgeteilt.442 Die Zeitschriften hingegen weisen in 
einer weiteren Zeile den Auslandsanteil der Gesamtauflagendarstellung der ersten Zeile 
mit dem Vermerk „davon Ausland“ aus. 443 Bedingung für die Auslandsauflage in beiden 
Kategorien ist, dass die verbreiteten Exemplare nur dann in die Auflagenmeldung mit 
einfließen dürfen, wenn der Anzeigenteil der Auslandsauflage mit dem der Inlandsaufla- 
ge vollständig übereinstimmt.444 in regelmäßigen Abständen werden die aus den teil- 
nehmenden Verlagen an die IVW gemeldeten Daten nach Auflagenstärke überprüft. 

Wird eine vom Verlag garantierte Auflage nicht erreicht und liegt sie weiterhin unter 
der vereinbarten Bandbreite von normalerweise 5 Prozent, so verpflichtet sich der Ver- 
lag teilweise gegenüber dem Anzeigenkunden bzw. gegenüber der Agentur zur pro- 
zentualen Rückerstattung des in der Anzeigenliste definierten Anzeigenpreises. 445 

Da die Anzeigenkunden einer Publikation vorrangig die Käuferansprache im Inland, 
sozusagen im Heimatmarkt einer Zeitung oder Zeitschrift im Fokus haben, sind sie an 
einer verkauften Auflage im Ausland weniger interessiert. 446 Die Verlage können bei 
der Argumentation der Anzeigenpreise oft lediglich die sogenannte „harte“ Inlandsauf- 
lage nutzen. Bei den Zeitungen hilft der fehlende gesonderte Ausweis der Aus- 
landsauflage. Für Zeitschriften Verlage liefert die verkaufte Auflage im Ausland meist 
kein Argument für einen höheren Anzeigenpreis. 

Dementsprechend kann man aufgrund der normalerweise zweigeteilten Erlösstruktur 
eines Verlages für die Auslandsauflage festhalten, dass die Höhe des Anzeigenpreises 



439 Vgl. Wollemann (1979), S. 6. 

440 Vgl. Diller (1994), S. 490. 

441 Vgl. Zentralverband der deutschen Werbe Wirtschaft (ZAW) <Hrsg.> (2000), S. 202. 

442 Vgl. Gespräch mit Herrn Helmke am 14. 1 1 .2000. 

443 Vgl. IVW: Grundlagen und Technik der Auflagenmeldung (1999), S. 15-19. 

444 Vgl. Richtlinien für die IVW- Auflagenkontrolle (1998), S. 2. 

445 Vgl. Axel Springer Verlag (2001), Anzeigenpreisliste HÖRZU. 

446 Vgl. Auflagen im Import/Export (1) (1995), S. 80. 




Preisbildung beim Export von Presseerzeugnissen 



83 



zwar den Auslandsverkauf bei den Zeitungen berücksichtigt, bei den Zeitschriften je- 
doch keinerlei Ansatz hierfür stattfindet. Vor allem Zeitschriften Verlage sind in der 
Situation, dass zur Finanzierung des Auslandsgeschäftes lediglich Vertriebserlöse zur 
Verfügung stehen, da ihnen die zusätzlichen Anzeigenerlöse durch ein Heranziehen 
der verkauften Auflage im Ausland für die Anzeigenpreisermittlung fehlen. 

2.1.7 Druckkosten 

Die Druckkosten sind eine weitere Einflussgröße bei der Festlegung des Verkaufspreises 
eines Presseproduktes. In die Druckkosten werden neben der Dienstleistung des Lohn- 
drucks auch die Kosten für Papier, Sortierung, Heftung und Verpackung eingerechnet. 

Die großen Verlagshäuser verfügen meist über eigene Druckereien. Dezentralisie- 
rungstendenzen aus Aktualitätsgründen und der kostengünstigere Druck im Verbund 
führen dazu, dass Druckaufträge teilweise als Lohndruck an fremde Druckereien ver- 
geben werden.447 

Die Druckkosten gliedern sich in fixe und variable Kosten. Man kann jedoch fest- 
halten, dass die Druckkosten pro Exemplar in erster Linie von der Höhe der Auflage 
abhängen.448 Dies bedeutet, dass höhere Druckvolumina pro Stück wesentlich geringere 
Kosten aufweisen. Kleine Druckaufträge verhindern die Verteilung der fixen Kosten 
auf viele Exemplare und führen somit zu einer Verteuerung pro Exemplar. 449 

Werden die Exemplare für Auslandslieferungen zusammen mit der Inlandsauflage 
produziert, weichen die Druckkosten, sofern keine besonderen Umhefter oder Beila- 
gen der Auslandsausgabe hinzugefügt werden, der für die Belieferung des Auslandes 
geplanten Auflage nicht von der des Inlands ab. 

Anders sieht es bei der Produktion von deutschen Zeitungen bzw. Zeitschriften in 
ausländischen Druckstandorten aus. Diese Möglichkeit wird mittlerweile zunehmend 
gewählt, um sowohl die Aktualität zu verbessern als auch um eventuelle Unwägbarkei- 
ten bei Umladungen auf dem Transportwege zu vermeiden. 

Beim Druck im Ausland werden aufgrund der enger definierten Zielgruppe von Lesern 
kleinere Druckaufträge als im Inland vergeben. Zwar ist der Druck im Ausland aufgrund 
von oft geringeren Lohn- und Materialkosten günstiger als im Inland, doch richten sich die 
Druckkosten, wie schon erwähnt, maßgeblich nach der Anzahl der gedruckten Exemplare. 

Ferner entstehen dem Verlag beim Druck im Ausland oft höhere Kosten durch die 
Datenübermittlung und die Bereitstellung von titelspezifischen Belichtungseinheiten in 
den Druckerein vor Ort. Erschwerend kommt hinzu, dass es im Ausland nicht unzähli- 
ge Druckereien gibt, die internationale Standards, wie durchgängige Farbigkeit, erfül- 
len. Weiterhin sind die begehrten „Druckfenster“ oft bereits vergeben. Über den Preis 
erfolgt häufig ein Verdrängungs Wettbewerb. 450 



447 Vgl. Gespräch mit Herrn Schubring am 1 .06.2001 . 

448 Vgl. Stumpp(1999), S.69ff 

449 Vgl. Noelle-Neumann/SchulzAVilke (1994), S. 467. 

450 Vgl. Gespräch mit Herrn Böhm am 19.07.2001. 
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Dementsprechend liegen die Druckkosten, also die Kosten für Papier, Farbe, Energie 
und buchbinderische Verarbeitung insbesondere wegen des zusätzlichen Rüstens der 
Maschinen pro zusätzlich gedrucktem Exemplar,45i für im Ausland produzierte Exem- 
plare in der Regel vergleichsweise höher als im Inland. 

2.2 Preiskalkulationsmodell 

Die genannten Einflussgrößen stellen die gängigen Parameter zur Kalkulation von Ab- 
gabe- bzw. Verkaufspreisen zum Export von Presseprodukten ins Ausland dar. 

Die Berechnung des Preises erfolgt notwendigerweise länderspezifisch, d.h., jedes 
Land hat seinen eigenen Abgabe- und Verkaufspreis, der wie folgt berechnet wird: 
Addiert man die Druck- und Transportkosten, die Spanne für die jeweiligen Handels- 
partner mit der landesüblichen Mehrwertsteuer für Presseprodukte, so erhält man den 
sogenannten kalkulatorischen Endverkaufspreis. 

Dies ist der Preis, der vom Leser verlangt werden müsste, um sämtliche Kosten die- 
ses Produktes zu decken, ohne dabei die Fortdruckkosten der Remission mit den dafür 
anfallenden Transportkosten in Ansatz gebracht zu haben. 



Abb. 2: Preiskalkulationsmodell 
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Eigene Darstellung in Anlehnung an Preiskalkulationsmodell Axel Springer Verlag. 

Nach der Errechnung des kalkulatorischen Endverkaufspreises wird der Verlag eine so- 
genannte Anpassung an die Münzeinheit vornehmen. Dies bedeutet in der Praxis, dass bei 
einem rechnerisch entstandenen Verkaufpreis von z.B. 1 1,43 österreichischen Schillingen 



451 Vgl. Gruner+Jahr <Hrsg.> (1985), S. 24. 
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(ATS) bzw. 0,83 EUR eine Auf- bzw. Abrundung auf die nächsthöhere (12 ATS bzw. 0,85 
EUR) oder nächstniedrigere (1 1 ATS bzw. 0,80 EUR) Münzgröße vorgenommen wird. 

Weiterhin spielt für die endgültige Gestaltung des Verkaufspreises eines Produktes ins 
Ausland neben der rein rechnerischen Kalkulation des Preises die Vertriebsintention oder 
Marketingstrategie des jeweiligen Verlages eine entscheidende Rolle.452 Hierbei wird die 
Verkaufspreisgestaltung der Konkurrenz analysiert und die Zielgruppe definiert. Möchte 
man sich z.B. neben dem touristischen Leser auch an die einheimische Bevölkerung wen- 
den, so müssen neben internationalen Gegebenheiten auch die lokalen Preiselastizitäten 
der Leser und die Verkaufspreise der nationalen Konkurrenztitel berücksichtigt werden. 

Nach Einbeziehung der unterschiedlichen Parameter bzw. Münzeinheiten und der ab- 
schließenden Bewertung des unter Konkurrenz- und Marketingaspekten bzw. Monopol- 
oder Oligopolgesichtspunkten entstandenen Verkaufspreises wird dieser auf der Zeitung 
oder Zeitschrift, sofern länderspezifisch erforderlich, vom Verlag aufgedruckt. Bedingt 
durch die unterschiedlichen Währungskürzel kann sowohl der Einzelhändler als auch der 
Leser den landesspezifischen Verkaufspreis erkennen. Es bestehen jedoch unterschiedli- 
che Auffassungen bei den Verlagen über die Verwendung von Währungskürzeln. Manche 
Produkte verwenden die ISO-Codes der Banken (z.B. DEM, ATS, GBP), andere nutzen 
die handelsüblichen Abkürzungen der jeweiligen Landeswährung (z.B. DM, öS, £). 

Im pressespezifischen EAN-Code453 ist nur der Preis für Deutschland, nicht aber in der 
jeweiligen Landeswährung hinterlegt.454 Wird unter Zuhilfenahme des Codes im Aus- 
land der Verkaufspreis erfasst, handelt es sich um das sogenannte Price-Look-up- 
Verfahren. In diesem Fall wird - ausgehend vom EAN-Code als Abbild - der im Land 
gültige Verkaufspreis von den Scanner-Kassen zugeordnet.455 

2.3 Preisdifferenzierung anhand drei beispielhaft aus gewählter Titel 

Beim Export von Presseprodukten findet unter Berücksichtigung der vorgenannten 
Parameter, einhergehend mit der Betrachtung der Preisgestaltung des Konkurrenz- 
umfeldes im jeweiligen Mitgliedsstaat, eine sogenannte Preisdifferenzierung statt. 

Anhand des Nachrichtenmagazins „Der Spiegel“, der Tageszeitung „Die Welt“ und 
der Frauenzeitschrift „Brigitte“ soll die aktuelle Preisdifferenzierung in den jeweiligen 
Mitgliedsstaaten mit prozentualer Abweichung zum deutschen Verkaufspreis darge- 
stellt werden. 



452 Vgl. Timmendorfer Strand im Zeichen des Euro (1997), S. 1 14. 

453 Der EAN-Code ist der Balkencode auf Produkten im Einzelhandel, der über einen stationär im Kas- 
sentisch eingebauten Scanner mit einem Laserstrahl abgetastet und gelesen wird. In sich ist die 
13stellige Europäische Artikelnummer (EAN) vercodet, aus der unter anderem der Verlag, das Her- 
stellungsland, die individuelle Artikelnummer des Titels und der Verkaufspreis ersichtlich sind. 

454 Vgl. Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e.V. (2001), S. 3. 

455 Vgl. Gespräc mit Herrn Hurtl am 7.05.2001. 
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Wegen der unterschiedlichen prozentualen Abweichung der Landespreise zum deut- 
schen Verkaufspreis ist keine Systematik der Preisabweichung pro Land zu erkennen. 

Allerdings ist festzustellen, dass Länder wie Österreich, Luxemburg und Belgien als 
direkte Nachbarn zu Deutschland, die auf dem Landwege zu erreichen sind, wesentlich 
geringere Abweichungen aufweisen als vergleichsweise zu Großbritannien, Spanien 
oder Portugal. 

Diese Preisdifferenzierung wird dem Leser derzeit durch den länderspezifischen 
Preisaufdruck nicht sofort deutlich. Er kennt die Umtauschverhältnisse zwischen den 
jeweiligen Landeswährungen der Mitgliedsstaaten nicht auswendig und kann somit die 
umgerechneten DM-Gegenwerte nicht vergleichen. Mit der Einführung des Euro wird 
das erheblich erleichtert und somit für alle transparent. 

Trotzdem hinterffagen auch heute einige interessierte Leser die höheren Preise deut- 
scher Presseprodukte im Ausland. Die Verlage erhalten vereinzelt Leserbriefe, in de- 
nen der Unmut über den im Ausland abweichenden Verkaufspreis ausgedrückt wird. 
Teilweise wird hinterfragt, wie es zu diesen Abweichungen kommt, da man doch in 
Deutschland gewohnt ist, flächendeckend den selben Verkaufspreis zu bezahlen.456 



3. Preisbindung für Presseerzeugnisse 

Auf der Titelseite eines Presseproduktes findet man neben dem Verkaufspreis des 
Herkunftslandes, der meist optisch herausgestellt ist, weitere vom Verlag aufgedruckte 
Verkaufspreise, die für die jeweiligen Exportmärkte gelten. 

Diese vom Verlag vorgegebenen Verkaufspreise kommen in der Praxis fast überall 
zur Anwendung. Aufgrund der Gesetzeslage im jeweiligen Mitgliedsstaat reicht die 
Preisdefinition von „unverbindlich“, „empfohlen“ bis „preisgebunden“. 

Die bisherige EU-Rechtsprechung manifestiert, dass die nationalen Preisbindungssy- 
steme, sofern vorhanden, nur innerhalb des jeweiligen Landes gelten. Sobald ein Presse- 
exemplar die Grenze überschreitet, verliert es die Preisbindung und erlangt sie auch beim 
Reimport nicht wieder.457 Die EG-Kommission sieht weiterhin ein Handelshemmnis 
darin, wenn Verlage in ihren Verträgen mit ausländischen Importeuren vereinbaren, dass 
die gelieferten Exemplare nur im Importland vertrieben werden dürfen.458 
Exportverbote und Preisbindung verstoßen nach Meinung der EG-Kommission im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr gegen Artikel 81 Absatz 1 des EG- Vertrages. 
Das Verbot der wettbewerbsbehindemden Vereinbarungen und Beschlüsse nennt ex- 
plizit Verhaltensweisen wie u.a. die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung der An- 
oder Verkaufspreise oder sonstige Geschäftsbedingungen, neben einer Aufteilung der 
Märkte oder Versorgungsquellen bzw. der Anwendung unterschiedlicher Bedingungen 
bei gleichwertigen Leistungen gegenüber Handelspartnern, wodurch diese im Wettbe- 

456 Vgl. Gespräch mit Frau Lähndorf am 2.05.2001 . 

457 Vgl. Heißes Eisen Preisbindung (1996), S. 6 ff. 

458 Vgl. Klaffke (1992a), o. S. 
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werb benachteiligt werden, als ein Handelshemmnis und somit als mit dem gemeinsa- 
men Markt unvereinbar und verboten.459 

Aus diesem Grund handelt es sich im grenzüberschreitenden Warenverkehr mit Presse 
bei den von den Verlagen vorgeschlagenen Preisen lediglich um unverbindliche Preis- 
empfehlungen, solange keine grenzüberschreitende Preisbindung zur Absichemng der 
nationalen Preisbindung EU- weit gesetzlich festgeschrieben ist, die dann im jeweiligen 
Mitgliedsstaat entsprechend der nationalen Gesetzgebung umgesetzt wird.460 Bis zu die- 
sem Zeitpunkt kann lediglich der Importeur bzw. Nationalvertrieb oder Grossist im ein- 
zelnen EU-Mitgliedsstaat den Preis laut der im Verwaltungsschreiben vom 3. Juni 1999 
erteilten Freistellung gemäß Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag46i binden.462 Auch können 
die Verlage mit denjenigen Vertriebsfirmen Verträge abschließen, die den empfohlenen 
Verkaufspreisen der Verlage entsprechend nationalem Recht Rechnung tragen.463 

3. 1 Preisbindung in Deutschland 

Im Jahre 1973 wurde in Deutschland mit der 2. GWB-Novelle die Preisbindung für 
Markenartikel abgeschafft. Lediglich die Preisbindung für Verlagserzeugnisse konnte 
mit „kulturpolitischen Gründen“ gerechtfertigt und in § 1 5 GWB festgeschrieben wer- 
den. Zwar wird unter rechtspolitischen Aspekten die Preisbindung fast ausschließlich 
für das Buch diskutiert, doch zweifelt niemand daran, dass sie hier auch für Pressepro- 
dukte, die ebenfalls als Verlagserzeugnisse definiert sind, rechtswirksam ist.464 

Am 29. November 2000 wurde in Deutschland dem § 15 Absatz 1 GWB ein Zusatz 
zur Sicherung der nationalen Buchpreisbindung angefügt, welcher die grenzüber- 
schreitende Preisbindung gestattet^ös^ soweit sie den Schutz einer im Inland zulässigen 



459 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung <Hrsg.> (1997b), S. 64. 

460 Vgl. Gespräch mit Herrn Dr. Waldenberger am 25.04.2001. 

461 Artikel 81 EG-Vertrag in der Fassung von Amsterdam (Artikel 85 EG-Vertrag in der Fassung von 
Maastricht). 

462 Vgl. Europäische Kommission <Hrsg.> (1999), S. 181-183. Aufgrund einer Prüfung der Ver- 
triebsverträge zwischen der Importeurs- und Grosso-Firma AMP und den belgischen Einzel- 
händlern wurde die Zulässigkeit der Preisbindung durch eine nationale Vertriebsorganisation 
gemäß Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag freigestellt. Somit ist es dem Importeur bzw. der lan- 
desweiten Vertriebsorganisation überlassen - dem nationalen Recht entsprechend -, den Verkauf- 
spreis für ein Presseprodukt festzulegen und zu binden. 

463 Vgl. Gespräch mit Herrn Dr. Waldenberger am 6.07.2001 . 

464 Vgl. Preisbindung für Presse (1996), S. 82 f 

465 Vom Grundsatz her folgen Presseprodukte den gesetzlichen Regelungen für Bücher bzw. Ver- 
lagserzeugnisse (s. § 15 GWB). Die Verabschiedung des o.g. Gesetzes erfolgte ausschließlich zur 
Absicherung der deutschen Buchpreisbindung nach der Entscheidung der Europäischen Kommis- 
sion Anfang 2000, keine grenzüberschreitende Buchpreisbindung zuzulassen. In der Beurteilung 
des deutschen Presse-Großhandels beurteilt Ascherfeld eine Freistellung nach Art. 81 Abs. 3 
EGV für Presse und Bücher jeweils unterschiedlich. Obwohl eine Freistellung für Bücher von 
Seiten der Kommission versagt wurde, sieht er gute Gründe für die Erteilung einer Freistellung 
für Presseerzeugnisse. Es ist nicht unbedingt davon auszugehen, dass das Gesetz zur Sicherung 
der nationalen Buchpreisbindung auch für Presseerzeugnisse seine Gültigkeit findet, und weiter- 
hin gilt es zu bedenken, dass dieses Gesetz noch nicht hinsichtlich seiner Vereinbarkeit mit EU- 
Recht auf den richterlichen Prüfstand gelangt ist. 
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Preisbindung gegen Umgehungen erwirkt.466 Anlass dafür war eine Entscheidung der 
Europäischen Kommission, keine Freistellung nach Artikel 81 Absatz 3467 zur grenz- 
überschreitenden Preisbindung für Bücher zu erteilen. 

Bereits bestehende Bedenken des Börsenvereins, dass die in § 15 Absatz 1 GWB 
neu festgeschriebene eingeschränkte grenzüberschreitende Preisbindung zum Erhalt 
der nationalen Preisbindung unterlaufen werde, wurde nach Erlass des Gesetzes durch 
Reimporte von Intemetanbietem mit bis zu 20-prozentigen Preisnachlässen in der Pra- 
xis bestätigt.468 Nun wird in Abstimmung mit der Bundesregierung und dem Kultur- 
staatsminister Nida-Rümelin ein Preisbindungsgesetz mit dem Börsenverein469 unter 
eventuellem Einbezug der Interessen des Zeitungs- und Zeitschriftenverlegerverbandes 
diskutiert,470 welches noch vor der im Herbst 2002 anstehenden Bundestagswahl ver- 
abschiedet werden soll.47i 

Demnach sollen Abgabepreise nicht wie bisher fakultativ durch Verträge zwischen 
Verlagen, Großhändlern und Endverkäufem geregelt werden, vielmehr sollen Verlage 
und Einzelhändler dann zwingend per Gesetz zur Preisbindung des Endverkaufspreises 
verpflichtet werden.472 Ob die Preisbindung der sogenannten zweiten Hand, also hin 
zum Großhändler, wie es heute bei der Presse erfolgreich gehandhabt wird, noch auf- 
recht erhalten werden kann, ist bisher fraglich. Laut derzeitigem Stand der Gesetzes- 
entwürfe, die sich bisher maßgeblich auf die Belange der Buchverlage beziehen, geht 
es in erster Linie darum, den Endverkaufspreis gesetzlich zu binden.473 

Es stellt sich weiterhin die Frage, was passieren würde, wenn die Interessen der Zei- 
tungen und Zeitschriften in einem neuen Preisbindungsgesetz nicht explizit berück- 
sichtigt werden und bei einer Verabschiedung eines Preisbindungsgesetzes lediglich 
für Bücher § 15 GWB mittelfristig zu Fall käme. Dieser Paragraph sichert heute neben 
der Preisbindung des Endverkaufspreises für Verlagserzeugnisse zusätzlich die festge- 
schriebenen Konditionen der einzelnen Handelsstufen zwischen Verlag und Leser 
rechtlich ab. 474 Der Preisbindung für Presseerzeugnisse wäre somit dann der rechtliche 
Schutzrahmen entzogen. 

Betrachtet man die Auswirkungen eines Verlustes der Preisbindung für Presseprodukte 
in Deutschland, ist es erforderlich, sich die mit dem Presse-Grosso verbundenen Beson- 
derheiten etwas näher anzusehen, da sie Bezüge und Verknüpfungen zu allen weiteren 
systemimmanenten Merkmalen des in Deutschland einmaligen Presseabsatzsystems 
aufweist. Die in Kapitel III. 1. aufgeführten Strukturmerkmale (s. S. 29 ff.) - das Re- 



466 Vgl. Gesetz zur Sicherung der nationalen Buchpreisbindung (2000). 

467 Artikel 81 EG-Vertrag in der Fassung von Amsterdam (Artikel 85 EG-Vertrag in der Fassung von 
Maastricht). 

468 Vgl. Monti geht erneut gegen Buchpreisbindung vor (2001), S. 4. 

469 Vgl. Zementiert (2001), S. 7. 

470 Vgl. Gespräch mit Herrn Leilich am 3.07.2001. 

471 Vgl. Preisbindung in Deutschland soll Gesetz werden (2001), S. 11 f. 

472 Vgl. Gespräch mit Herrn Kaufmann am 3.07.2001 . 

473 Vgl. Gespräch mit Herrn Leilich am 3.07.2001 . 

474 Vgl. Gespräch mit Herrn Kaufmann am 3.07.2001 . 
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missions- und Dispositionsrecht, die Preisbindung, die Verwendungsbindung und der 
Gebietsschutz - leiten sich voneinander ab und sind eng miteinander verbunden. Die- 
ses System garantiert eine Presseversorgung mit Überallerhältlichkeit der Produkte für 
die Verbraucher, Marktzutritts- sowie Verbreitungschancen für alle Presseerzeugnisse 
und Verlage sowie eine neutrale, dabei wirtschaftlich geschützte Funktion der Ab- 

satzmittler.475 

Würde das Element der Preisbindung partiell oder ganzheitlich herausgelöst und so- 
mit die Verhandelbarkeit der Konditionen auf den einzelnen Handelsstufen eventuell 
bis hin zum Endverkaufspreis zugelassen, würden sich nicht nur neue Formen des 
Grosses herausbilden, vielmehr kämen gleichzeitig Strukturmerkmale wie das Dispo- 
sitions- und Remissionsrecht zu Fall.476 Die Verlage könnten nicht länger das wirt- 
schaftliche Risiko übernehmen, ohne den Abgabe- bzw. Verkaufspreis und damit den 
Abverkauf direkt zu beeinflussen und so die Bezugsregulierung aus der Hand zu ge- 
ben. Ebenso kann das System einen Wegfall des Gebietsschutzes nicht verkraften, oh- 
ne dass dabei wiederum Merkmale wie das Remissions- und Dispositionsrecht in Fra- 
ge gestellt würden, da dann jeder Grossist überall in Deutschland oder im Ausland die 
in seinem Angebotsportfolio befindlichen Titel weltweit anbieten dürfte. Somit würde 
für den Verlag aus mangelnder Kenntnis der ständig wechselnden Absatzkanäle eine 
Bezugsregulierung unmöglich und die Übernahme des wirtschaftlichen Risikos für 
unverkaufte Exemplare unzumutbar. Bei fehlendem Remissionsrecht würden die 
Grossisten weniger Menge bestellen, da das Absatzrisiko von ihnen selbst zu tragen 
wäre. Dies wiederum würde dann zu einer Pressekonzentration auf bestimmte Titel in 
bestimmten Verkaufsstellen führen und in letzter Konsequenz keine Überallerhältlich- 
keit von Presse garantieren.477 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass jede Maßnahme, die sich gegen einzelne 
Elemente des heutigen Pressevertriebssystems richtet, die Umstrukturierung des ge- 
samten Systems nach sich zieht. Bezogen auf die Preisbindung, würde ein Wegfall 
bzw. die Eliminierung der rechtlichen Grundlage dieses Merkmals den Fortbestand des 
deutschen Grosso- Systems in seinen Grundfesten erheblich erschüttern und gefähr- 
den.478 Der Verlust der freien Presse als konstitutives Merkmal der Demokratie wäre 
in Gefahr. Die Aufgabe der Preisbindung würde dem deutschen Staatsbürger die Mög- 
lichkeit nehmen, sich in jedem Ort in Deutschland zum selben Preis zu informieren. 

Neben der viel diskutierten Preisbindungsthematik selbst gilt es festzuhalten, dass bis- 
her die kartellrechtliche Zulässigkeit des in der Bundesrepublik Deutschland vorhande- 
nen Grosso-Systems in seiner gegenwärtigen Form mit Preisbindung und Alleingebiets- 
grossisten verfahrensrechtlich grundsätzlich nicht umstritten ist. Jedoch droht dem Sy- 
stem seit Beginn der achtziger Jahre Gefahr aus Brüssel. 

475 Vgl. Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e.V. <Hrsg.> (1983), S. 6. 

476 Vgl. Preisbindung muß bleiben (1996), S. 36. 

477 Vgl. Gleiche Preise für deutsche Zeitschriften in München und Lissabon, auf Norderney und Martin- 
ique (1995), S.63 f. 

478 Vgl. Ascherfeld (1999), S. 27 ff. 
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Es stellt sich hier zunächst die Frage, ob für das deutsche Grosso- System das Verbot der 
wettbewerbshindemden Vereinbarungen oder Beschlüsse des Artikel 81 Absatz 1 des EG- 
Vertrags479 überhaupt Geltung hat? Die Konstruktion des deutschen Pressevertriebssy- 
stems folgt national dem Kommissionärsrecht.^so Die Europäische Kommission hat in 
ihrer sogenannten Weihnachtsverlautbarung vom 14. Dezember 1962 festgestellt, dass 
Exklusivverträge mit Handelsvertretern nicht unter Artikel 81 fallen.48i Nach Ansicht der 
Verleger ist der Grossist kein Eigenhändler, vielmehr handelt er im Interesse der Verlage 
und befolgt auch deren Weisungen. Der Absatz der Presseerzeugnisse über die Grossisten 
und Einzelhändler findet auf Risiko und auf Rechnung der Verlage statt (Dispositions- und 
Remissionsrecht). Die Grossisten sind in das Vertriebssystem der Verlage eingegliedert 
und entziehen sich daher dem Geltungsbereich des Artikel 81 Absatz 1 EG- Vertrag. 

Nach Ansicht der deutschen Verlage müssten Preisbindung, Verwendungsbindung 
und Gebietsschutz auch für den grenzüberschreitenden Pressevertrieb gelten. Nur so 
kann zum einen dem Erfordernis der theoretischen und praktischen Lückenlosigkeit der 
Preisbindung für Deutschland in der heutigen Form Rechnung getragen werden,4S2 zum 
anderen würde das Absatzrisiko für die Verlage kalkulierbarer werden. Durch Parallel- 
und Reimporte würde die Gebiets- und Verwendungsbindung neben dem Dispositions- 
und Remissionsrecht durchbrochen. Jegliche Liefermengensteuerung wäre dann prak- 
tisch unmöglich.483 

Als Ausweg wird ein innerhalb Europas einheitlich geltendes Preisbindungsrecht für 
Presse mit grenzüberschreitendem Charakter vorgeschlagen. Die Generaldirektion 
Wettbewerb der EG hat die Auffassung der Verleger bisher noch nicht nachvollzogen. 
Für sie bedeutet die Preisbindung zuallererst einen Eingriff in den freien Wettbewerb. 
Die Kommission sieht die Grossisten, im Gegensatz zu den Verlagen, als selbständige 
Händler und geht daher von einem Handel aus, der nach Artikel 81 EG- Vertrag nicht 
beschränkt werden darf 

Unabhängig von Artikel 81 berufen sich die Verleger gegenüber der Kommission aber 
auch auf einen grundrechtlichen Schutz in dem von ihnen gewählten Vertriebs weg. Nach 
einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs sind nämlich Maßnahmen der EG rechts- 
widrig, wenn sie unvereinbar mit den von den Verfassungen der Mitgliedsstaaten ge- 
schützten Grundrechte sind.484 Das deutsche Grundrecht der Pressefreiheit (Artikel 5 
GG), das die Verlage auch in der Wahl ihres Vertriebsweges schützt, ist damit Bewer- 
tungsmaßstab für die Rechtmäßigkeit der Maßnahmen der EG-Kommission, die den 
Grosso- Vertrieb der Verlage behindern oder gar zerstören. 



479 Artikel 81 EG-Vertrag in der Fassung von Amsterdam (Artikel 85 EG-Vertrag in der Fassung von 
Maastricht). 

480 Vgl. Schiwy/Schütz <Hrsg.> (1994), S. 473. 

481 Vgl.Hahn(1992), S. 123. 

482 Vgl. Schiwy/Schütz <Hrsg.> (1994), S. 472. 

483 Vgl.Wolff,D. (1991), S. 14. 

484 Vgl.Hahn(1992), S. 123. 
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Bereits im Jahre 1985 hat sich die deutsche Bundesregierung in ihrem Medienbe- 
richt 1985 für den Erhalt des deutschen Presse-Grosso- Systems im EG-Binnenmarkt 
wie folgt ausgesprochen: 

„Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Praxis des Pressevertriebs in 
der Bundesrepublik Deutschland den Wettbewerbsregeln des EWG-Vertrages ent- 
spricht. Die Erhaltung der Funktionsfähigkeit des Vertriebssystems liegt darüber 
hinaus im Interesse des Verbrauchers an einer vielfältigen Presselandschafl, die 
der verfassungsrechtlich garantierten Presse- und Informationsfreiheit Gehalt ver- 
leihen kann.“485 

An dieser Meinung hat sich vom Grundsatz her bis zum heutigen Tage nichts geändert. 
Somit gilt es in Bezug auf die in der Entstehung befindliche Neuregelung der Preisbindung 
per Gesetz unter Einbezug der Interessen der diversen Verbände darauf zu vertrauen, dass 
die daraus resultierende, für das Jahr 2002 vorgesehene Gesetzeseingabe nicht aufgrund 
divergierender politischer Interessen im Sinne der Pressefreiheit Schaden nehmen könnte. 

3.2 Preisbindung in den restlichen EU-Mitglieds Staaten 

In den restlichen EU-Mitgliedsstaaten findet man Preisbindungssysteme unterschiedli- 
cher Ausprägung bis hin zum Preisbindungsverbot für Verlagserzeugnisse. Eine ähnli- 
che Form wie in Deutschland, wo die Möglichkeit der Preisbindung für Verlagsprodukte 
explizit aus dem Verbot der Preisbindung per Gesetz ausgenommen ist, wird innerhalb 
der EU in Österreich, Spanien und Portugal praktiziert. 

In Österreich ist die Preisbindung grundsätzlich gemäß § 13 Kartellgesetz wie auch in 
Deutschland gemäß § 14 GWB verboten. Unter Berücksichtigung kulturpolitischer 
Aspekte und internationaler Usancen im Verlagswesen ist jedoch die Bindung des Letzt- 
verkäufers an einen vom Verleger festgesetzten Verkaufspreis im Buch-, Kunst- und Mu- 
sikalien- sowie Zeitschriften- und Zeitungshandel gemäß § 5 Absatz 2 Kartellgesetz zuläs- 
sig. Dies bedeutet allerdings, dass ebenso wie in Deutschland die österreichischen Verle- 
ger die Endverkaufspreise für ihre Druckerzeugnisse nur in Österreich binden dürfen.486 
In Frankreich wird die gesetzliche Regelung für Presseerzeugnisse und Bücher unter- 
schieden. Für Bücher wurde im Jahre 1981 das sogenannte LOI LANG-Gesetz erlassen, 
das die vorher zugelassene Preisempfehlung in eine Verpflichtung zur Endverkaufspreis- 
festlegung durch den Verleger ersetzte.^87 Die Regelung der Preisbindung für Presseer- 
zeugnisse lässt sich auf ein Gesetz aus dem 19. Jahrhundert zurückverfolgen, das dem Ver- 
leger das Recht einräumt, seine Preise für Zeitungen und Zeitschriften zu binden.488 
In Spanien und Portugal ist die Preisbindung ebenso wie in den vorgenannten Mit- 
gliedsstaaten gesetzlich geregelt, allerdings hier immer nur innerhalb des jeweiligen 
Landes und nicht für den grenzüberschreitenden Warenverkehr. 



485 Hahn(1992), S. 123. 

486 Vgl.Polak(1998), S. 1 f 

487 Vgl. Börsenverein des Deutschen Buchhandels <Hrsg.> (1997), S. 16. 

488 Vgl. Usancen im Pressevertrieb (1998), S. 50. 
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Außer den Niederlanden, verfugen die restlichen EU-Mitglieds Staaten über eine prak- 
tizierte bzw. faktische Preisbindung. In Luxemburg, Großbritannien, Italien, Griechen- 
land, Belgien, Dänemark, Schweden und Finnland werden die Verkaufspreise ebenfalls 
wie in den restlichen Ländern auf die Presseerzeugnisse aufgedruckt, die in der täglichen 
Praxis eingehalten werden. Mehrheitlich haben die einzelnen Handelsstufen Verträge 
unterschrieben, die eine Verpflichtung zur Einhaltung des aufgedruckten Verkaufsprei- 
ses vorschreiben. Ein Gesetz zur Preisbindung bzw. zur Freistellung der Preisbindung 
für Presseerzeugnisse gibt es in diesen Ländern nicht. 

In den Niederlanden existierte bis zum 1 . Juli 2000 ebenfalls eine faktische Preis- 
bindung, die ab diesem Zeitpunkt per Gesetz verboten wurde. Seitdem ist die Preisbin- 
dung nur noch für nationale Zeitungen erlaubt.489 
Insgesamt lässt sich feststellen, dass es zwar gesetzliche bzw. faktische Preisbin- 
dungs-modelle in der Mehrzahl der Mitgliedsstaaten gibt, diese jedoch keinen grenz- 
überschreitenden Charakter für sich in Anspruch nehmen können. Die Zuständigkeit 
für grenzüberschreitende Sachverhalte liegt bei der Europäischen Gemeinschaft.490 
Die Kommission definiert die grenzüberschreitende Preisbindung als eine Behinde- 
rung des freien Wettbewerbs und wird somit als untragbar erachtet. 49 1 Die Preisbin- 
dung der Verleger wird durch Artikel 81 EGV als eine ausdrücklich verbotene Wett- 
bewerbsbeschränkung definiert, die auf nationaler Ebene aufgrund des Subsidiaritäts- 
prinzips bisher stillschweigend akzeptiert wird, auf grenzüberschreitender Ebene be- 
reits mehrfach bei der Kommission in die Kritik geraten ist. Die Kommission könnte 
eine Freistellung gemäß Artikel 8 1 Absatz 3 gewähren, insofern die drei erforderlichen 
Voraussetzungen492 hierzu gegeben wären. Nach eingehender juristischer Prüfüng die- 
ser Freistellungskriterien von Ascherfeld bietet die Pressepreisbindung keinen sachlich 
gerechtfertigten Grund für ein Versagen dieser Freistellung. Selbst die Entscheidung 
zur Aufhebung der grenzüberschreitenden Buchpreisbindung macht eine Anerkennung 
der Pressepreisbindung mit entsprechender Freistellungsklausel nicht unmöglich.493 
Die Gefahren der für Presseerzeugnisse fehlenden bzw. nicht explizit definierten 
grenzüberschreitenden Preisbindung für Deutschland liegen in der Handhabung der 
theoretischen und praktischen Lückenlosigkeit der Preisbindung,494 die bei einem even- 
tuellen Unterlaufen der Aufrechterhaltung einer fünktionierenden Preisbindung in 
Deutschland entgegensteht. Das Pressevertriebssystem mit den ineinandergreifenden 
Strukturmerkmalen wäre in seiner Gesamtkonstellation gefährdet. Problematisch ist 
daher jeder Fall des unkontrollierten Eindringens verbilligter Exemplare in den Han- 



489 Vgl. European Newspaper Publisher’s Association (2000), S. 8. 

490 Vgl.Zuleeg(1997), S. 780. 

491 Vgl. Europa: Ein Markt ohne Grenzen oder grenzenloser Wettbewerb für den internationalen 
Pressevertrieb? (1993), S. 57. 

492 Ascherfeld (1999) definiert die drei erforderlichen Voraussetzungen wie folgt: 1. Verbreiterung 
des Angebotes, 2. Kostenvorteile, 3. Kulturpolitische Vorteile. 

493 Vgl. Ascherfeld (1999), S. 122 ff und S. 157. 

494 Vgl. Schiwy/Schütz <Hrsg.> (1994), S. 472. 
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del.495 Diese Form der Gefährdung sollte durch das am 30. November 2000 erlassene 
Gesetz zur Sicherung der nationalen Buchpreisbindung im Falle einer bestätigenden 
nationalen bzw. EU-Rechtsprechung fur Presseerzeugnisse eliminiert werden. Hervor- 
gerufen durch Zuwiderhandlungen von Intemetanbietem im Buchbereich einherge- 
hend mit Lieferboykotts deutscher Buchverlage, die erneut von der Europäischen 
Kommission als Verstoß gegen geltendes EU- Wettbewerbsrecht verfolgt werden, 496 
wird deutlich, dass dieses Gesetz die grenzüberschreitende Preisbindung zum Erhalt 
der nationalen Preisbindung nicht ausreichend schützt. 

In der heutigen Konstellation können unkontrollierte Parallel- oder Reimporte497 in- 
folge höherer Mehrwertsteuer- Sätze und eines andersartigen Handelsspannengefuges 
mit verlagsseitig niedrigeren Abgabepreisen an den ausländischen Nationalvertrieb bzw. 
Grossisten im Vergleich zu deutschen Grossisten passieren. Jede Preisdifferenz für ein 
gleiches Produkt an verschiedenen Orten weckt die Begehrlichkeit, diese Preisunter- 
schiede zu nutzen.498 

Bis zum Jahre 2001 spielt der Reimport von Printprodukten eine eher untergeordne- 
te Rolle. Dies ist auf relativ geringe Verdienstmöglichkeiten ausländischer Vertriebs- 
partner bedingt durch zusätzliche Transport- und Handlingkosten zurückzufuhren.499 
Weiterhin wird versucht, jedem „unautorisierten“ Warenfluss verlagsseitig entschieden 
entgegenzutreten, allerdings mit dem Risiko der wettbewerbsrechtlichen Verfolgung 
durch die Europäische Kommission. 

4. Überprüfung der Preisbindungs- und Preisbildungsthematik 
durch die Europäische Kommission 

Begonnen hat die Überprüfung der Preisbindungs- und Bildungsthematik durch die Eu- 
ropäische Kommission damit, dass einzelne EU-Politiker aufgrund eigener Erfahrungen 
die aus ihrer Sicht überhöhten Auslandspreise nationaler Presse kritisierten. Außerdem 
wiesen zahlreiche Verbraucherschutzverbände aus einzelnen Mitgliedsstaaten auf die 
Beschwerden ihrer Mitglieder zum Thema Preisgestaltung fur Auslandspresse hin. 

Aufgrund der generellen Untersagung einer Preisbindung für Markenartikel im Ge- 
gensatz zur Presse wurden die unterschiedlichen EU-Instanzen durch verschiedenste 
Gegebenheiten auf die Sonderstellung von Verlagserzeugnissen in einigen Mitglieds- 
staaten aufmerksam. 

Nachfolgend sollen die bereits abgeschlossenen bzw. noch anhängigen Verfahren zu 
diesem Thema mit aktuellem Stand 2001 aufgezeigt werden. 



495 Vgl.Großhardt(1995), S. 5. 

496 Vgl. Monti geht erneut gegen Buchpreisbindung vor (2001), S. 4. 

497 Vgl. Meffert/Bolz (1994), S. 233 f. 

498 Vgl.Pühler(1998), S. 3f. 

499 Vgl. Börsenverein des Deutschen Buchhandels <Hrsg.> (1997), S. 42. 
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4.1 EG-Verfahren gegen deutsche Verlage und Vertriebsfirmen 

Das Verfahren gegen deutsche Verlage und Vertriebs verfahren hatte seinen Ursprung 
in der Klage des belgischen Einzelhändlers Mattar-Pankert beim EUGH auf Beliefe- 
rung mit deutschen Presseerzeugnissen von dem deutschen Grossisten Stemmler. Im 
Zuge dieses Verfahrens Ende der 70er Jahre war deutlich geworden, dass die Preisbin- 
dung national zunächst geduldet wurde, die Kommission dies jedoch an Bedingungen 
knüpfte, die zu einem unauflösbaren Konflikt mit dem Erfordernis der theoretischen 
und faktischen Lückenlosigkeit der Preisbindung in Deutschland geführt hätte. 

Die Kommission hatte seinerzeit die deutschen Verlage aufgefordert, ein Vertriebs- 
system zu schaffen, das mit europäischem Recht in Einklang steht. Dies hätte sozusa- 
gen eine Quadratur des Kreises bedeutet. 

Da die Kommission einerseits nicht bereit war, das deutsche Vertriebssystem ff eizu- 
stellen, um eine Präjudiz für andere Branchen zu vermeiden, und es andererseits zu 
keiner für beide Seiten akzeptablen Lösung kam, wurde das Verfahren zum Ruhen 
gebracht und der Konflikt dadurch beigelegt. 

Von der Kommission wurde betont, dass es sich hierbei nicht um die förmliche Ein- 
stellung des Verfahrens handle, sondern lediglich um eine Zusage der Kommission an 
die Verlage, vorerst nicht aktiv zu werden. 

Ein weiterer Vorstoß des VDZ bei dem Verantwortlichen der Generaldirektion IV- 
Wettbewerb, das Verfahren endgültig abzuschließen, wurde zwar prinzipiell bejaht, 
doch ein Fortschritt hierzu ist aufgrund von sich immer wieder änderndem Personal 
nicht erzielt worden.500 

Die EG-Kommission ist zwar der Meinung, dass die bestehenden nationalen Preisbin- 
dungssysteme für Presse in Europa einen wesentlichen Beitrag zur Titel- und Angebots- 
vielfalt sowie Angebotsdichte leisten, sie ist sich jedoch unschlüssig, ob diese positiven 
und erwünschten Effekte nicht eventuell auch mit anderen Mitteln zu erreichen wären. 

Außerdem ist die EG-Kommission grundsätzlich bereit, die nationalen Preisbin- 
dungssysteme zu respektieren, solange sie den grenzüberschreitenden Handel nicht 
behindern. Eine paneuropäische Preisbindungsregelung ist aber wegen der bestehen- 
den Zweifel nicht in Arbeit.^oi 

4.2 Studie der Europäischen Kommission 

Durch die vielen Beschwerden von Verbraucherschutzverbänden wurde die Verkaufs- 
preisgestaltung von Presseerzeugnissen in Mitgliedsstaaten außerhalb des Ursprungs- 
landes ein Tagesordnungspunkt auf der Agenda der Europäischen Kommission.502 

Als Ergebnis dieser Diskussion bereitete die Generaldirektion XV - Binnenmarkt 
und Finanzdienste - im Herbst 1995 eine offizielle Ausschreibung vor für eine Unter- 



500 Vgl. Klaffke (1994d), S. 1 f 

501 Vgl. Die Zukunft des Pressevertriebs in der EG (1992), S. 2. 

502 Vgl. EU-Kommission will Auslandspreise von Zeitschriften untersuchen (1995), S. 5. 
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suchung zum Thema Auslandspreise für Presse bzw. deren Distribution in den nationa- 
len Vertriebssystemen innerhalb der EU.503 Das kommissionsinteme Controlling bean- 
standete hierzu diverse Verfahrensmängel, so dass der gesamte Abstimmungsprozess 
neu in Gang gesetzt werden musste und sich entsprechend verzögerte. 5 04 

Die Untersuchung sollte vorerst nichts mit der in den Verlagen bereits diskutierten 
grenzüberschreitenden Preisbindung zu tun haben, sondern vielmehr der Frage nach- 
gehen, ob bestehende Preisunterschiede bei Presse Handelshemmnisse innerhalb der 
Europäischen Union darstellen. Die Kommission vermutete, dass von internationaler 
Presse in Europa wesentlich mehr verkauft werden könnte, würden die Preise jeweils 
denen des Ursprungslandes entsprechen.505 Die Gefahr, dass mit einer solchen Unter- 
suchung, wenn sie erst einmal vorliegt, von interessierter Seite auch andere als die ur- 
sprünglich beabsichtigten Ziele verfolgt würden, ist nicht auszuschließen. Das Thema 
wurde deshalb in der Branche mit besonderer Sorgfalt beobachtet und aktiv begleitet. 

Im Herbst 1996 wurde die Studie von der Europäischen Kommission offiziell ausge- 
schrieben. Diverse nationale und internationale Organisationen und Verbände, wie 
beispielsweise ICDA, DISTRIPRESS^oö und der VDZ, boten umgehend ihre Hilfe an, 
um die Aufarbeitung des Themas kompetent und umfassend zu unterstützen. 

Mit der Erstellung der Studie beauftragte die Kommission die NOP Research Group 
in Zusammenarbeit mit den EuroStrategy Consultants. Verlage, Vertriebsorganisatio- 
nen, Grossisten, Zustellorganisationen, Direct Mail Firmen und Einzelhändler wurden 
in allen Mitgliedsstaaten per Fragebogen hinsichtlich der Behandlung internationaler 
Titel innerhalb der landesspezifischen Vertriebsstrukturen bzw. der damit einherge- 
henden Kostensituation befragt. Einige interviewte Firmen bzw. Personen äußerten die 
Vermutung, dass die Kommission auf diesem Wege eine Intervention zur grenzüber- 
schreitenden Preisgestaltung mit dem Ziel der Preisharmonisierung vorbereite.507 

Die Komplettauswertung der Befragung blieb unveröffentlicht. 508 Das eingesehene 
Teilergebnis zeigt, dass insbesondere deutsche, englische und französische Titel einen 
hohen Exportanteil in andere Mitgliedsstaaten aufweisen. Für deutsche Titel spielen 
Länder wie Spanien, Österreich und Italien eine bedeutende Rolle. Französische Ta- 
geszeitungen werden durch die Sprachgleichheit insbesondere in Belgien und weiter- 
hin in Deutschland und Italien vertrieben. Die englischen Titel haben ihre Hauptab- 
satzgebiete in Schweden, Spanien und Frankreich. 

Die Untersuchung ergibt ferner, dass die Preisabweichungen beim Export ausge- 
suchter Zeitungen zwischen 150 bis 500 Prozent vom landesspezifischen Verkaufs- 
preis betragen. Bei Zeitschriften liegt die Abweichung zwischen 1 10 bis 300 Prozent. 



503 Vgl. Klaffke (1996b), S. 4. 

504 Vgl. Verband deutscher Zeitschriftenverleger e.V. <Hrsg.> (1996), S. 4. 

505 Vgl. Klaffke (1995b), S. 1 f 

506 Vgl. Sautel (1996), S.l. 

507 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 1-3. 

508 Vgl. Der Pressevertrieb in der Europäischen Union (1998), S. 8 f 
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Als Gründe für Preisunterschiede bei Presseerzeugnissen fern vom Heimatmarkt wer- 
den in der Studie unterschiedliche Mehrwertsteuersätze innerhalb der EU, landes spezifi- 
sche Vertriebskosten und Handelsspannen, höhere Transport- und Handlingkosten so- 
wie höhere Remissionssätze angeführt. Um einen Vergleich der Deckungsbeiträge ein- 
zelner Titel in den jeweiligen Exportmärkten herzustellen, werden Szenarien mit unter- 
schiedlichen Remissionssätzen und Vertriebs- bzw. Handlingkosten gerechnet. Als 
mögliche Handelserschwemisse werden monopolistische Vertriebsstrukturen, höhere 
Vertriebskonditionen für Importtitel und ein fehlendes Dispositions- und Preisfestset- 
zungsrecht genannt. 5 09 

Abschließendes Ergebnis der Untersuchung ist, dass keine schwerwiegenden Han- 
dels-hemmnisse festgestellt werden konnten, denen es aus Sicht der Kommission Einhalt 
zu gebieten gilt. Die unterschiedlich hohen Preise in den einzelnen Mitgliedsstaaten 
spiegeln aus Sicht der Studie die differenzierten Kostenstrukturen wider und stellen 
insofern keine Barriere für den freien Handel mit exportierter Presse dar.5io 

4. 3 Entscheidung zur grenzüberschreitenden Preisbindung bei Büchern 

Ein weiterer Fall, bei dem die Preisgestaltung grenzüberschreitend auf den Prüfstand der 
Europäischen Kommission gelangte, ist die Preisbindung bei Büchern. Sie wird ebenso 
wie bei Zeitungen und Zeitschriften, die man im Genre „Verlagserzeugnisse“ zusammen- 
fassen darf, über die bereits angesprochene Sonderstellung im Hinblick auf die Untersa- 
gung jeglicher Vereinbamngen über Preisgestaltung aus § 14 GWB unter Einbezug der 
Ausnahmeregelung des § 15 GWB verfügt. Die Berücksichtigung der Preisbindung im 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), das zum 1. Januar 1958 in Kraft 
trat, gewährt dem preisgebundenen Buch den besonderen Charakter von Wirtschafts- 
und Kulturgut in einem.5H 

Die Definition bzw. Auslegung der Preisbindung innerhalb eines EU-Mitgliedsstaates 
unterliegt auch bei Büchern der Entscheidungsbefugnis der jeweiligen nationalen Institu- 
tionen. Werden jedoch Sachverhalte offenkundig, die den innergemeinschaftlichen Han- 
del beeinträchtigen, so schaltet sich hier ebenfalls die Kommission unter Maßgabe des 
Subsidiaritätsprinzips nach Artikel 5 des EG- Vertrages von Amsterdam ein.5i2 
Im Vorweg zum Beitritt Österreichs zur Europäischen Gemeinschaft am 1. Januar 
1995513 erwiesen sich die zwischen deutschen und österreichischen Verlegern und 
Buchhändlern Unterzeichneten Sammelreverse5i4 aufgrund der darin festgelegten 

509 Vgl. Commission Européenne <Hrsg.> (1997), S. 170-197. 

510 Vgl. Presse-Preise in Euro-Land (1999), S. 44. 

5 1 1 Vgl. Börsenverein des Deutschen Buchhandels (1997), S. 96. 

512 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (1997a), S. 125. 

513 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (1997b), S. 216. 

514 Jeder Verleger, der den Sammelrevers unterschreibt, schließt dadurch mit jedem Buchhändler 
einschließlich der Zwischenhändler einen Preisbindungs vertrag ab. Es ist aber auch möglich, 
Bindungen gegenüber bestimmten Buchhändlern abzulehnen, indem sie von der dem Revers beige- 
legten Liste gestrichen werden. Diese Regelung gilt im umgekehrten Falle auch für Buchhändler, die 
gegenüber bestimmten Verlagen keine Verpflichtungen übernehmen wollen. Jeder an dem System 
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Preisbindung, hier sogar grenzüberschreitend, in Bezug auf Artikel 81 EGV515 (Verbot 
wettbewerbshindemder Vereinbarungen oder Beschlüsse) nicht als EU-konform, wes- 
halb einige Verlage eine Freistellung nach Artikel 81 Absatz 3 EGV forderten. Nach 
eingehender Prüfung des Sachverhaltes erließ die Kommission einen sogenannten 
Comfort Letter,5i6 der zwar einer Freistellung nach Artikel 81 Absatz 3 EGV mit der 
Begründung einer flächendeckenden Versorgung mit Verlagserzeugnissen zustimmt, 
die jedoch nur bis zum 30. Juni 1996 befristet war. Bis zu diesem Stichtag sollten die 
Verleger die Harmonisierung der Preise zwischen Österreich und Deutschland unter 
Ausnahme der Mehrwertsteuer bei neu erscheinenden Büchern mit einem festgelegten 
Wechselkursverhältnis von 1:7,3 ATS^n umgesetzt haben.5i8 
Die Generaldirektion Wettbewerb griff den Sachverhalt mit ihrem Schreiben vom 
28. Juni 1996 erneut auf, indem sie ihren ursprünglichen Comfort Letter „bis zur for- 
mellen Eröffnung des Verfahrens im Hinblick auf entweder eine Untersagung oder 
eine Freistellung“5i9 verlängerte. 

Aufgrund dieser angekündigten Verfahrensaufnahme geriet die gesamte Buchbranche 
in Aufruhr. In den Medien wurden diverse Gründe ausgefuhrt, weshalb die Preisbindung 
nicht „fallen“ dürfe. Argumente waren hier, dass ca. 60 Prozent der Verlage und ein Drit- 
tel der Sortimentsbuchhandlungen bei einer Untersagung der Preisbindung schließen 
müssten, da sich viele Titel, insbesondere die junger Autoren, nur über Quersubventio- 
nierung rechnen ließen.520Weiterhin wurde die fehlende Differenzierung zwischen so- 
genannten „Schnelldrehern“, die dann überwiegend billigst über Discounter verkauft 
werden, und die Frage des Erhalts von Fachliteratur, die oft über Jahre in Buchhand- 
lungen im Regal verbleibt, aber als einmaliges Kulturgut gilt, angeprangert. 52 1 
Im Vorfeld der Entscheidung zum Thema Preisbindung wurden mehrfach die Aus- 
wirkungen in anderen Mitgliedsstaaten nach dem Fall bzw. nach Einführung der Buch- 
preisbindung zitiert. 

In Schweden war nach dem Fall der Buchpreisbindung im Jahre 1970 ein starker 
Konzentrationsprozess auf der Verlagsebene als auch im Einzelhandel zu verzeichnen. 
Es schlossen viele Buchhandlungen. Gleichzeitig kam es zur Einstellung wertvoller 

beteiligte Verlag ist frei, ob, wie lange und in welcher Höhe er den Preis eines Buches binden 
möchte. Er muss aber die von ihm festgelegten Preise einhalten und durchsetzen, ist somit also zur 
lückenlosen Preisbindung, zur Gleichbehandlung der Abnahme und zur Bekanntmachung seiner 
Preise verpflichtet. Rabatte darf der Verleger nur in bestimmten Fällen gewähren. Die Buchhändler 
verpflichten sich umgekehrt, die von den Verlagen festgesetzten Preise einzuhalten und auch nicht 
indirekt zu unterlaufen. Wechselseitig unterwerfen sich die Buchhändler als auch die Verlage Kon- 
ventionalstrafen bei Nichteinhaltung. Das System ist offen und enthält Vertragsangebot an Verleger 
und Buchhändler, die als Unterzeichner die Bedingungen jeweils ändern oder ergänzen können. 

515 Artikel 81 EG-Vertrag in der Fassung von Amsterdam (Artikel 85 EG-Vertrag in der Fassung von 
Maastricht). 

516 Vgl. Großhardt (1995), S. 19. 

517 Vgl.Heker(1996), S. 5. 

518 Vgl. Selch (2000), S. 132-140. 

519 Schaub(1996), S. 7. 

520 Vgl. Die Preisbindung im deutschen Buchhandel wankt (1996), S. 12. 

521 Vgl. Die Kultur der Geschäftemacher (1996), S. 17. 
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Buchreihen. Zuletzt versuchte der schwedische Staat sogar, durch ein Subventionssy- 
stem der Entwicklung gegenzusteuem, konnte aber im Bereich schwer verkäuflicher 
Literatur Auflagensenkungen und Preissteigerungen nicht verhindem.522 
Vor 1981 wurde in Frankreich beim Verkauf von Büchern nur mit Preisempfehlun- 
gen bzw. mit völlig freien Preisen gearbeitet. Dies hatte zur Folge, dass die Buchhänd- 
ler Bestseller nahezu zum Selbstkostenpreis abgaben, aber ausgefallene Werke mit 
drastischen Preiserhöhungen belegten. Um diese Entwicklung aufzuhalten, erließ die 
französische Nationalversammlung im Jahre 1981 das sogenannte „Loi-Lang“, ein 
Gesetz zur Buchpreisbindung.523 

Aus Großbritannien kam im Jahre 1995 die Mitteilung, dass durch eine konzertierte 
Aktion führender Verlage und Buchhandlungen das Net Book Agreement (engl. Über- 
setzung der Buchpreisbindung) gestürzt worden war.524 Bereits nach einem Jahr fasste 
eine Studie der School of Management der Universität Cranfield die Auswirkungen wie 
folgt zusammen: Buchhändler und Verlage sind sich darüber einig, dass der Verbraucher 
mit höheren Preisen, weniger Büchern und schlechterem Service zu rechnen hat. 525 
Auch in Italien hat die Regierung im Februar 2001 ein Gesetz zur Buchpreisbindung 
beschlossen. Die Gesetzesnovelle besagt, dass Verleger und Buchhändler für ihre in 
Italien angebotenen Buchtitel einen festen Ladenpreis festlegen müssen. In Belgien ist 
ein ähnliches Gesetz in Planung, um ein verbilligtes Angebot von Bestsellern in gro- 
ßen Kaufhäusern und Ladenketten zu unterbinden. 526 
Zurück nach Deutschland und Österreich. Dort wurde zu Beginn des Jahres 2000 
nach langwierigen Entscheidungsprozessen mit diversen Interventionen u.a. der öster- 
reichischen Buchhandelskette Libro, die Preise frei zu geben, folgende Entscheidung 
der Europäischen Kommission veröffentlicht: 

Die grenzüberschreitende Buchpreisbindung wurde abgelehnt, jedoch erklärte man 
sich dazu bereit, die Preise in Österreich von Verlagen bzw. Importeuren national bin- 
den zu lassen. Weiterhin dürfen die Buchhändler bis zu fünf Prozent Rabatt gewähren, 
bezogen auf den Preis des Verlages im Ursprungsland. Die Preise gelten für zwei Jahre 
nach dem Ersterscheinen des Buches. Der Buchhändler hat bei einer Lagerräumung so 
die Möglichkeit, den Preis erheblich zu reduzieren. 527 
Die von Seiten der EU erlassene Richtlinie besagt weiterhin, dass österreichische In- 
ternet-Anbieter Bücher, die sie aus Deutschland nach Österreich importiert haben, preis- 
bindungsfrei reimportieren können, wenn sie nicht allein zum Zwecke ihrer Wiederein- 
führ ausgeführt worden sind, um eine gesetzliche Regelung zu umgehen.528 in 2000 ha- 
ben deutsche Verlage gegenüber dem österreichischen Internet- Anbieter Lion.cc einen 



522 Vgl. Richter, T. (1995), S. 157 ff. 

523 Vgl. Langbein (1989), S. 25 f. 

524 Vgl. Culture Clash (1999), S. 59 f. 

525 Vgl. Ein Jahr ohne Buchpreisbindung in Großbritannien - eine Bilanz (1996), S. 7. 

526 Vgl. Nationale Buchpreisbindung (2001), S. 1 1 f. 

527 Vgl. Selch (2000), S. 136. 

528 Ebd. 
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Belieferungsboykott verhängt, da dieser deutschen Buchbestellem erhebliche Rabatte 
eingeräumt hat. Im Juli 2001 hat der zuständige EU-Kommissar Mario Monti ein Kar- 
tellverfahren gegen den Börsenverein und die betroffenen Verlage eingeleitet.529 
Als Abwehrmaßnahme gegen mögliche Reimporte, resultierend aus der von Seiten 
der EU versagten grenzüberschreitenden Preisbindung fur Bücher, wurde in Deutsch- 
land das bereits erwähnte „Gesetz zur Sicherung der nationalen Buchpreisbindung“ 
rückwirkend zum 1. Juli 2000 als Anhang an § 15 Absatz 1 GWB beschlossen.530 
Kemaussage dieses Gesetzes ist, dass eine Preisbindung im grenzüberschreitenden 
Handel angewendet werden kann, wenn damit der Schutz einer im Inland zulässigen 
Preisbindung bezweckt ist. Weiterhin wird dort ausgefuhrt, dass die sich aus den Vor- 
schriften des EG-Vertrages ergebenden Pflichten der Wirksamkeit und Durchsetzbar- 
keit der Preisbindung nicht entgegenstehen.53i 
Zweifel an diesem Gesetz, die aus der Praxis des Börsenvereins resultieren, gehen 
einher mit den beschriebenen Unterlaufungen österreichischer Intemetbuchhandels- 
firmen. Aus diesem Grund wird aktuell in Deutschland die Verabschiedung eines 
Preisbindungsgesetzes für Bücher unter eventuellem Einbezug weiterer Verlagser- 
zeugnisse vorbereitet.532 Ein entsprechender Gesetzesentwurf wird derzeit ausgearbei- 
tet und soll spätestens im Jahr 2002 durch den jetzigen Kulturstaatsminister Julian Ni- 
da-Rümelin dem Parlament bzw. der Bundesregierung zur Verabschiedung vorgelegt 
werden.533 Mit diesem Vorstoß bewegt sich Nida-Rümelin ganz auf der Linie, die von 
der Europäischen Union verfolgt wird und bereits mit entsprechenden Gesetzen in 
Frankreich, Österreich und zuletzt in Italien realisiert worden ist.534 

5. Preisgestaltung zur Euro-Einführung 

In der Vergangenheit war die Preisbindung bzw. Preisbildung bei Presse oft ein Anlass 
für Europäische Institutionen, wie z.B. der Europäischen Kommission oder dem Euro- 
päischen Gerichtshof, die Verhältnisse näher zu beleuchten. Es wurde zwar immer 
wieder bestätigt, dass Druckerzeugnisse, insbesondere Bücher, Zeitungen und Zeit- 
schriften im Gegensatz zu herkömmlichen Gütern einen besonderen Stellenwert zum 
Erhalt der Meinungsvielfalt und Pressefreiheit innehaben.535 Trotzdem verblieb insbe- 
sondere die nationale und grenzüberschreitende Preisgestaltung für Publikationen im 
Fokus von Verbraucherschutzverbänden bzw. der Kommission. 



529 Vgl. Kurz notiert (2001), S. 15. 

530 Vgl. Gespräch mit Heim Dr. Waldenberger am 25.04.2001 . 

531 Vgl. Gesetz zur Sichemng der nationalen Buchpreisbindung (2000). 

532 Vgl. Buchpreisbindung - ein Gesetz als Königsweg (2001), S. 53. 

533 Vgl. Gespräch mit Herrn Dr. Waldenberger am 25.04.2001 . 

534 Vgl. Preisbindung in Deutschland soll Gesetz werden (2001), S. 1 1 f 

535 Vgl. Zeitungen und Zeitschriften gegen Brüsseler Reglementierungen (1991), S. 1 1 . 
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Nachdem im Dezember 1991 in Maastricht ein Fahrplan für eine gemeinsame Wäh- 
rung verabschiedet wurde und man sich im Dezember 1995 auf die Bezeichnung „Euro“ 
für die Gemeinschaftswährung entschied, stand der Einführung der Einheitswährung in 
12 von 15 EU-Staaten nichts mehr im Wege. Die Mitgliedsstaaten Österreich, Belgien, 
Deutschland, Spanien, Frankreich, Italien, Irland, Luxemburg, Niederlande, Portugal, 
Griechenland und Finnland beschlossen die Einführung des Euro. Die neue Einheits- 
oder Zentralwährung ersetzt damit in diesen Ländern die nationalen Gemeinschaftswäh- 
rungen und fördert insgesamt die Weiterentwicklung der Europäischen Gemeinschaft 
auf dem Weg zu einer echten und endgültigen Wirtschafts- und Währungsunion in Euro- 
pa.536 Dänemark und Schweden behalten die Kronen bei, Großbritannien das Pfund. 

Im Januar 1999 wurden der Euro bereits als Buchgeld eingeführt und die festen Um- 
rechnungskurse zu allen teilnehmenden nationalen Währungen ftxiert.537 Der unwider- 
ruflich festgelegte Umtauschkurs für die deutsche Währung lautet: 1 Euro = 1,95583 
DM.538 Die damit ins Leben gerufene Währungsunion hat zum Ziel, ein hohes Maß an 
Währungsstabilität herbeizuführen. Neben einer Förderung der Konvergenz der wirt- 
schaftlichen Entwicklung und dem Prozess, der Europäischen Union innovative Impulse 
zu verleihen,539 wird seither jedes weitere Land mit Beitrittsabsichten mit Hilfe der vier 
Konvergenzkriterien untersucht. Um die Stabilität der Währung zu sichern, werden 
Preisstabilität, Haushaltsdisziplin, Zinsniveau und Währungsstabilität540 anhand fest- 
gelegter Prämissen überprüft und anhand dessen über eine Aufnahme entschieden. 54 1 

Ab dem 1 . Januar 2002 erfolgt die Emission von Euro-Banknoten und Münzen, ab dem 
1 . März 2002 wird die neue Währung einziges Zahlungsmittel in den teilnehmenden Staa- 
ten sein. Damit werden die nationalen Währungen durch die Einheitswährung Euro in den 
teilnehmenden Mitgliedsstaaten ersetzt.542 Für alle anderen Mitgliedsstaaten bzw. denen, 
die es in Zukunft noch werden möchten, wird das nachfolgend beschriebene Procedere zur 
Preisneugestaltung und -Umrechnung in den Folgejahren zur Anwendung kommen. 

Um den Übergang von der nationalen Währung hin zum Euro für den Verbraucher so 
einfach wie möglich zu gestalten, wurden diverse Empfehlungen zur doppelten Preis- 
auszeichnung auf den einzelnen Produkten bzw. an den Regalen ausgesprochen.543 Da 



536 Vgl. Harbrecht (1981), S. 14. 

537 Vgl. Löffler, Klaus <Hrsg.> (1997), S. 16. 

538 Vgl. Umstellungspraxis (1999), S. 23. 

539 Vgl. Harbrecht /Schmid (1 988), S. 191 ff 

540 Die Definition der Konvergenzkriterien lautet im Einzelnen wie folgt: Die Preisstabilität ist als An- 
stieg der Verbraucherpreise auf nicht mehr als 1,5 Prozentpunkte über dem Durchschnittswert der 
drei Länder mit der geringsten Teuerungsrate definiert. Die Haushaltsdisziplin beinhaltet, dass das 
Haushaltsdefizit des Staates in der Regel 3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) und die ge- 
samte Staatsverschuldung 60 Prozent des BIP nicht überschreiten darf Das Zinsniveau für lang- 
fristige Kredite darf nicht höher liegen als zwei Prozentpunkte über dem Durchschnitt der preis- 
stabilsten Länder. Die Währungsstabilität besagt, dass die Währung in den letzten zwei Jahren vor 
Beitritt zur Währungsunion gegenüber den anderen EU-Währungen stabil geblieben sein muss. 

541 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung <Hrsg.> (1996), S. 34. 

542 Vgl. Angst vor dem Big-Bang (1999), S. 54. 

543 Vgl. Doppelte Preisangabe ist schon weit verbreitet (2000), S. 3. 
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der Verkaufspreis für Presse auf dem Produkt selbst aufgedruckt ist, und man durch eine 
doppelte Preisauszeichnung zweimal so viel Platz brauchte, den man eigentlich für wer- 
bewirksame Schlagzeilen oder Titelthemen benötigt, wird die Übergangsphase relativ 
kurz, nämlich für maximal drei bis vier Wochen angedacht.544 
Neben der Preisauszeichnung spielt die Preisgestaltung eine wichtige Rolle. Durch die 
Umrechnung der jeweiligen nationalen Währung in Euro können Preise - außerhalb der 
üblichen Preisschwellen entstehen -, wie es übrigens auch bei jeder herkömmlichen 
Preiskalkulation durch Preiserhöhungen der Fall sein kann.545 Somit ist es erforderlich, 
Preisanpassungen durchzuführen, um wieder zu psychologischen Schwellenpreisen zu 
kommen,546 die sich als „glatte“ Preise zum schnellen Kauf und Kassiervorgang eig- 
nen.547 Dies kann Preiserhöhungen oder Preissenkungen nach sich ziehen,54S die pro- 
duktspezifisch unterschiedlichst umgesetzt werden.549 
Aus kaufpsychologischen Gründen wird der 1 . Januar 2002, also der Umstellungszeit- 
punkt auf eine neue Währung, kein guter Zeitpunkt sein, die Endverkaufspreise zu erhö- 
hen, da zu diesem Zeitpunkt der Verbraucher große Sensibilität für versteckte Preiserhö- 
hungen haben wird.550 Daneben ist damit zu rechnen, dass Verbraucherschutzverbände 
und die Medien selbst eventuelle Verteuerungen von Produkten im Rahmen der Euro- 
Umstellung in ihrer Funktion als Aufklärer anprangem werden. Aus diesem Grund ist 
jedem Unternehmen zu empfehlen, schon vorher eine mittelfristige verbraucherfreundli- 
che Preisstrategie zu entwickeln. 55 1 Diese könnte darin bestehen, bereits vor der Wäh- 
rungsumstellung einen Preis zu wählen, der nach der Konvertierung einen Euro-Preis 
entstehen lässt, der dann die kalkulatorische Möglichkeit zur Abrundung zulässt.552 
Da bei Presseerzeugnissen neben dem nationalen Verkaufspreis weitere Preisaus- 
zeichnungen für den Verkauf im Ausland, also auch in anderen am Euro-teilnehmenden 
Mitgliedsstaaten, aufgedruckt sind, stellt sich das Problem der Preisauszeichnung als 
auch der Preisgestaltung in mehrfacher Hinsicht. Vor der Umstellung auf die neue Wäh- 
rung Euro erfolgte die Erkennung der landesspezifischen Verkaufspreise anhand des 
jeweiligen Währungskürzels, wie z.B. öS für Österreich oder Pts. für Spanien. Durch 
eine Darstellung der landesspezifischen Verkaufspreise in Euro werden sie transpa- 
rent.553 Jeder Leser kann auf der Titelseite erkennen, wie viel Euro er für dasselbe 
Produkt in einem anderen Euro-Teilnehmerstaat ausgeben muss. Umgekehrt werden 

544 Vgl. Leilich (2001), S. 5-12. 

545 Vgl. Wir haben keinen Spielraum für heimliche Preiserhöhungen (2001), S. 54. 

546 Vgl. Timmendorfer Strand im Zeichen des Euro (1997), S. 112. 

547 Vgl. Protokoll der ersten Sitzung des Arbeitskreises „Einführung Euro“ (1997), S. 2 f 

548 Vgl. Löffler, Klaus <Hrsg.> (1997), S. 54. 

549 Vgl. Glättung von Signalbeträgen erfolgt nicht einheitlich (2000), S. 2. 

550 Vgl. Vor dem Preissturz? (1999), S. 238. 

551 Vgl. Rosenfeld (1998), S. 20 f 

552 In der Praxis könnte dies wie folgt aussehen: Kostet ein Artikel z.B. 1,90 DM, könnte man eine 
Preiserhöhung in 2001 auf 2,00 DM veranlassen. Dies würde nach Einführung des Euro bei einer 
korrekten Umrechnung einen Euro-Preis von 1,02 ausmachen, der dann auf 1,00 EURO abgerun- 
det werden könnte. 

553 Vgl. Vor dem Preissturz? (1999), S. 237 f 
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viele Einzelhändler erklären müssen, weshalb für ein und dasselbe Produkt beispiels- 
weise in Österreich ein anderer Euro-Preis gelten soll als in Deutschland. 

Nachfolgend sollen verschiedene Modelle aufzeigen, wie man die Auslandspreis- 
gestaltung für die am Euro teilnehmenden Mitgliedsstaaten umsetzen kann. Von Preis- 
differenzierung pro Land, über Zonenmodelle bis hin zur Preisharmonisierung ist alles 
möglich. 

Anhand einer Zeitung und einer Zeitschrift mit exemplarischen Verkaufspreisen und 
angenommenen Verkaufszahlen, die über alle Modelle hin beibehalten werden, soll ge- 
zeigt werden, welche wirtschaftlichen Auswirkungen die einzelnen Preisgestaltungs- 
modelle auf den Verlag selbst bzw. die nachgelagerten Handelsstufen in Form von 
Importeur, Grossist und Einzelhandel haben. 

5 . 1 Preisdifferenzierung 

Preisdifferenzierung wird allgemein als eine Preispolitik definiert, mit der eine völlige 
oder teilweise Aufhebung von Einheitlichkeit der Preisgestaltung für ein und dasselbe 
Produkt unter unterschiedlichen Kosten- und Angebotsbedingungen bzw. Nachfrage- 
und Absatzbedingungen entsteht.554Auf Presseprodukte bezogen, bedeutet dies, dass 
ein Produkt pro Land bzw. nach bestimmten Kriterien pro Preisgruppe unterschiedli- 
che Preise hat, die durch verschiedenartige Kosten bzw. Nachffagebedingungen ge- 
rechtfertigt sind.555 

Eine Preisdifferenzierung gibt es bereits heute. Jedoch wird es schwierig sein, die 
unterschiedliche Preisgestaltung nach der Einführung einer einheitlichen Währung 
aufrecht zu erhalten. Aufgrund der l;l-Umrechnung werden aus heute geraden landes- 
spezifischen Verkaufspreisen unrunde Euro-Preise entstehen. Erwartungsgemäß wer- 
den diese dann, um zu erneuten Schwellenpreisen zu gelangen, unter marketing- bzw. 
kostenspezifischen Aspekten auf- bzw. abgerundet. 556 

5.1.1 Länderspezifische Preisdifferenzierung 

5. 1.1.1 Modellbeschreibung einer länder spezifischen Preisdifferenzierung 

Die länderspezifische Preisdifferenzierung beschreibt die heutige Preisgestaltung beim 
Export von Presseprodukten ins Ausland. Durch unterschiedliche Handelsspannen, 
Handelsstrukturen, Mehrwertsteuersätze, Logistikkosten, Remissionswerte, fehlende 
Anzeigenerlöse bis hin zu unterschiedlichen Druckkosten im Falle von Auslands- 
druckorten entstehen unterschiedliche Verkaufspreise pro Land, die auf dem Produkt 
in der Regel als unverbindliche Verkaufspreisempfehlungen aufgedruckt sind. 

Verschiedene, historisch bedingte Gründe haben die länderspezifische Preisdifferen- 
zierung manifestiert. So spielte die Definition des Kemverbreitungsgebietes, nämlich 



554 Vgl. Diller <Hrsg.> (1994), S. 897 f 

555 Vgl. Selling in Europe (2000), S. 8. 

556 Vgl. Umstellungspraxis (1999), S. 20. 
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des Heimatmarktes, eine gravierende Rolle. Daneben hatten die nationalen Grenzen 
einen anderen Charakter als heute. Statt einer Öffnung, fand früher eine Abschottung 
der nationalen Märkte statt. Das Reiseverhalten bzw. Residententum der Deutschen 
war weniger ausgeprägt bzw. konzentrierte sich auf einige wenige Auslandsmärkte. 
Zuletzt spielten auch die unterschiedlichen Währungen mit laufenden Kursschwan- 
kungen zueinander eine entscheidende Rolle dafür, dass kein einheitliches bzw. an 
Deutschland angeglichenes Preisniveau für Presse im Ausland entstand.557 

Zwar kann man argumentieren, dass sich die Leser im Laufe der Jahre an die unter- 
schiedlichen Preisniveaus im Ausland gewöhnt haben, doch erreichen noch heute un- 
zählige Beschwerdebriefe die Verlage, über die aus Lesersicht überteuerten Auslands- 
preise deutscher Presseprodukte.558 

Bisher konnte man die unterschiedlichen Verkaufspreise durch Währungskürzel dem 
jeweiligen Land zuordnen. Nach der Euro-Einführung wird dies nicht mehr möglich 
sein. Alle am Euro-teilnehmenden Mitgliedsstaaten werden das Währungskürzel EUR 
benutzen. Dementsprechend stellt sich die Frage, wie dann eine Kennzeichnung der 
landesspezifischen Verkaufspreise stattfinden soll? 

Hierzu gibt es zwei unterschiedliche Varianten. Die eine Möglichkeit ist die Ver- 
wendung der Länderabkürzungen, z.B. A für Österreich, P für Portugal, GR für Grie- 
chenland oder FESl für Finnland. Eine andere Alternative wäre das Ausschreiben der 
Ländernamen in deutscher Sprache, also Österreich, Portugal, Griechenland oder Finn- 
land.559 Dabei stellt sich die Frage, für wen ist die Preisauszeichnung eigentlich von 
Bedeutung? Für den Leser oder für den Einzelhändler? Für den Einzelhändler würde 
es nämlich viel mehr Sinn machen, die Ländernamen in Landessprache zu schreiben, 
nämlich als Österreich, Portugal, Hellas und Suomi. 



557 Vgl. Gespräch mit Heim Leilich am 30.04.2001 . 

558 Vgl. Gespräch mit Frau Lähndorf am 2.05.2001 . 

559 Vgl. Copy-Preise in EURO (2001), S. 1. 
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Abb. 3: Geographische Darstellung einer länderspezifischen Preisdifferenzierung 




Eigene Darstellung. 

Es wird sich keine einheitliche Darstellung für alle deutschen Presseprodukte finden 
lassen, da der Kreativität keine Grenzen gesetzt sind. Eine Vorschrift gibt es diesbe- 
züglich ebenso wenig. Wichtig ist jedoch, dass die Preisauszeichnung eindeutig und 
somit sowohl für den Einzelhändler als auch für den Leser ohne große Missverständ- 
nisse nachvollziehbar ist. 

Die länderspezifische Verkaufspreisgestaltung ist keine Seltenheit.560 Bei vielen 
Markenartikeln kann man pro Land unterschiedliche Preise bzw. Verkaufspreisemp- 
fehlungen vom Hersteller fmden.56i Im Gegensatz zur Presse unterliegen diese Artikel 
keiner nationalen Preisbindung. Außerdem sind nicht die Verkaufspreise für alle Län- 
der, in denen das Produkt vertrieben wird, aufgedruckt. Dies macht einen direkten 
Vergleich für den Konsumenten ungleich schwerer. 



560 Vgl. Preisvergleich zeigt deutliche Unterschiede (2001), S. 3. 

561 Vgl. Firmen unterschätzen Folgen des Euro (1998), S. 26. 
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In der folgenden Darstellung sieht man die differenzierten Verkaufspreise für ein 
Produkt der Fast Food Kette McDonalds. Hier lässt sich erkennen, dass pro Land un- 
terschiedliche Verkaufspreise zur Anwendung kommen. Interessant ist jedoch die Ein- 
führung der Destination Euro-Zone mit einem Mischpreis für alle am Euro teilneh- 
menden Länder. Zur produktspezifischen Überprüfüng von prozentualen Preisabwei- 
chungen zwischen nationalen und ausländischen Märkten wird die Big Mac Preisin- 
dextabelle oftmals zu Rate gezogen. 




Eigene Darstellung in Anlehnung an Auszug aus www.oanda.com - The Hamburger Standard. 



5. 1.1. 2 Wirtschaftliche A uswirkungen einer länderspeziflschen Preisdifferenzierung 
für Verlag und nachgelagerte Handelsstufen 
Anhand einer exemplarischen Modellrechnung für eine Zeitung mit einem Verkaufs- 
preis von 2- DM bzw. 1 ,02 EUR und einer Zeitschrift für 4,- DM bzw. 2,05 EUR sollen 
die wirtschaftlichen Auswirkungen einer länderspezifischen Preisdifferenzierung für 
Verlag und Importeur aufgezeigt werden. Die Wahl einer Zeitung als auch einer Zeit- 
schriftbegründet sich aus dem zum Inland nach Gattungsart unterschiedlich ge-stalteten 
Preisabweichungen in der Praxis. Daneben lässt sich eine differierende Zielgruppe pro 
Spezies definieren. Im Falle der Zeitschrift zählt der Inländer insbesondere im angren- 
zenden Ausland anteilig zur Leserschaft, im Gegensatz zur Zeitung, die überwiegend 
an Touristen bzw. Geschäftsleute abgesetzt wird. Die hier erstmals verwendete Dar- 
stellungsform wird auch in den Folgemodellen, teilweise in gekürzter Form im laufen- 
den Text und vollständig im Anhang, zur Anwendung kommen. Die Änderungen, re- 
sultierend aus den unterschiedlichen Modellen, werden dann explizit im Text bzw. in 
der Tabelle selbst vermerkt. 

Es werden den am Euro teilnehmenden Ländern landesspezifische Verkaufspreise 
mit den jeweiligen DM- bzw. EUR-Gegen werten zugeordnet, die, mit der Jahresaufla- 
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ge multipliziert, den Jahresumsatz pro Markt darstellen. Unter Abzug der nationalen 
Mehrwertsteuer entsteht der Netto waren wert, der sich mit einer üblichen, per Misch- 
kalkulation ermittelten Handelsspanne von 50 Prozent als Bruttoerlös für Verlag und 
Importeur hälftig aufteilt. 

Verlagsseitig steht dem Bruttoerlös ein Kostenblock gegenüber. Zunächst die Fort- 
druckkosten562 für verkaufte und remittierte Exemplare, daneben die Kosten für die 
Logistik zum Importeur per Lkw oder Flugzeug und eventuelle nationale Marketing- 
aufwendungen. Der Importeur deckt mit seinem Bruttoerlös neben internen Fixkosten 
die Logistikkosten innerhalb des jeweiligen Landes für die Anlieferung zum Grosso 
bzw. Einzelhandel, verbunden mit Kosten für eine notwendige Remissionsrückholung 
und die Margen für nachgelagerte Handelsstufen ab.563 

Anhand einer Tageszeitung wird die heutige Form der Preisgestaltung, nämlich die 
Preisdifferenzierung pro Land, modellhaft dargestellt. Spätere Modelle einer Preisdif- 
ferenzierung mit ländergruppenspezifischen Verkaufspreisen bzw. einer Preisharmoni- 
sierung, verbunden mit der Preisgestaltung hin zum Euro, werden dann die positive 
bzw. negative Abweichung zur heutigen Ergebnisrechnung für Verlag und Importeur 
darstellen. 



562 Fortdruckkosten finden vornehmlich in der betriebswirtschaftlichen Grenzwertbetrachtung ihre 
Anwendung. Bei einer definierten Auflagenhöhe werden den zusätzlich fortgedruckten Exem- 
plaren nur noch die Kosten für Papier, Farbe, Energie und buchbinderische Verarbeitung 
zugeordnet. Kosten für Redaktion etc. werden hierbei nicht berücksichtigt. 

563 Vgl. Gespräch mit Herrn Leilich am 30.04.200 1 . 
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Verkaufspreis in Deutschland 
2,00 DM entspricht 1,02 € 


SUMME Euroland 






1.970.000 


2.725.965 

5.331.523 




2.610.561 

5.105.813 


1.305.281 

2.552.907 


1.305.281 

2.552.907 


Irland 


o 

'O 


2,03 

3,97 


o 

o 

o 

ö 


101.579 

198.671 


o 

o" 


101.579 

198.671 


50.790 

99.336 


50.790 

99.336 


Finnland 


o 

o" 


1,68 

3,29 


o 

ö 


16.819 

32.895 


CN 

CN 


13.786 

26.963 


6.893 

13.481 


6.893 

13.481 


Spanien 
(inkl. Balearen, Kana- 
ren) 


o" 

fN 


1,44 

2,82 


650.000 


937.579 

1.833.745 




901.518 

1.763.216 


450.759 

881.608 


450.759 

881.608 


Portugal 


8 

o 

00 

fN 


1,40 

2,73 


130.000 


181.562 

355.105 


irT 


172.917 

338.195 


86.458 

169.098 


86.458 

169.098 


Italien 


2.800,00 


1,45 

2,83 


o 

o 

o 

d 

o 


578.432 

1.131.314 




556.184 

1.087.802 


278.092 

543.901 


278.092 

543.901 


Griechenland 


o 

o 

ö' 

o 

fo 


1 


o 

o 

o 

d 

o 


146.735 

286.989 




141.091 

275.951 


70.546 

137.975 


70.546 

137.975 


Frankreich 


o 

o 

ö' 


1,52 

2,98 


o 

o 

o 

d 


15.245 

29.816 


1 


14.931 

29.203 


7.466 

14.602 


7.466 

14.602 


Österreich 


o 


1,09 

2,13 


ooo'oee 


359.731 

703.572 


o 

o" 


327.028 

639.611 


163.514 

319.805 


163.514 

319.805 


Niederlande 


o 

rn 


1,36 

2,66 


o 

o 

o 

d 

OO 


108.907 

213.004 


vo" 


102.743 

200.947 


51.371 

100.474 


51.371 

100.474 


Luxemburg 


o 


1,02 

1,99 


o 

o 

o 

d 

(N 


20.327 

39.757 


rn 


19.735 

38.599 


9.868 

19.299 


9.868 

19.299 


Belgien 


o 


1,36 

2,67 


O 

o 

o 

d 

o 


259.049 

506.655 


o 

o" 


259.049 

506.655 


129.524 

253.328 


129.524 

253.328 




Preis [Landeswährung] 


€-Gegenwert 

DM-Gegenwert 


Jahresauflage [Expl.] 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 

[DM] 


SS’ 

Û 

in 

s 

ü ÜJÛ 

ê 

m > 


SS 

Q 

§ 3 

ê 1 

^ 1 
CQ 



Eigene Darstellung mit fiktiven Werten. 
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Bei der Zeitung könnte es sich, gemessen an den angenommenen Auflagenzahlen, um 
eine überregionale Tageszeitung handeln, die mit einer Gesamtauflage von 1.970.000 
Exemplaren p.a. in Euroland564 vertreten ist. Der Nettowarenwert von 2.610.561 EUR 
oder 5.105.814 DM teilt sich zu zwei gleichen Teilen mit einem Betrag von 1.305.281 
EURbzw. 2.552.907 DM auf Verlag und Importeur auf. 

Im Vergleich dazu exemplarisch eine Zeitschrift. Auch hier wird die Ergebnisrech- 
nung für Verlag und Importeur modellhaft am Beispiel der Preisdifferenzierung aufge- 
zeigt. Die Basisdaten werden, ebenso wie bei der Zeitung, für weitere Preisszenarien 
verwendet. Der fiktive Titel wird in Irland nicht vertrieben. 

Es ist davon auszugehen, dass es sich bei der Zeitschrift aufgrund der verkauften 
Auflage von insgesamt 1.203.000 Expl. p.a. um eine mehljährig eingeführte Publi- 
kumszeitschrift handelt, die insbesondere im deutschsprachigen Ausland nicht nur von 
Touristen, sondern auch von Einheimischen gelesen wird. Nimmt man z.B. eine 
zweiwöchentliche Erscheinungsweise an, so bedeutet dies, dass durchschnittlich ca. 
46.000 Exemplare pro Ausgabe in Euroland abgesetzt werden, die einen Jahresumsatz 
von 2.954.004 EUR oder 5.777.530 DM generieren. Für Verlag und Importeur 
bedeutet dies jeweils einen Bruttoerlös von 1.378.150 EUR oder 2.695.428 DM p.a. 



564 Euroland wird definiert als die geographische Einheit von Mitgliedsstaaten innerhalb der EU, die 
ab 1.01.2002 die Währung Euro als gesetzliches Zahlungsmittel verwenden. 
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Verkaufspreis in Deutschland 
4,00 DM entspricht 2,05 € 


SUMME Euroland 






1.203.000 1 


2.954.004 

5.777.530 




2.756.300 

5.390.855 


1.378.150 

2.695.428 


1.378.150 

2.695.428 


Irland 


• 


■ • 


• 


• ■ 


j 


• ■ 


' 


■ ■ 


Finnland 


o 

in 

irT 

CN 


4,29 

8,39 


o 

o 

o 

rn 


12.866 

25.164 


o‘zz 


10.546 

20.627 


5.273 

10.313 


5.273 

10.313 


Spanien 

(inkl. Balearen, Kanaren) 


o 

o 

o" 

o 

>n 


3,01 

5,88 


130.000 


390.658 

764.060 


o 

TT 


375.633 

734.673 


187.816 

367.337 


187.816 

367.337 


Portugal 


o 

o 

ö" 

in 

in 


2,74 

5,37 


o 

o 

q 

iri 


41.151 

80.484 


in 


39.191 

76.651 


19.596 

38.326 


19.596 

38.326 


Italien 


5.000,00 


2,58 

5,05 


130.000 


335.697 

656.566 


q^ 


322.786 

631.314 


161.393 

315.657 


161.393 

315.657 


Griechenland 


1.200,00 




30.000 


105.649 

206.632 


q^ 


101.586 

198.685 


50.793 

99.342 


50.793 

99.342 


Frankreich 


o 

oo' 


2,74 

5,37 


65.000 


178.365 

348.852 




174.697 

341.677 


87.348 

170.839 


87.348 

170.839 


Österreich 


o 

m 


2,25 

4,41 


o 

o 

o 

ö 

o 


1.577.001 

3.084.345 


10,0 


1.433.637 

2.803.950 


716.818 

1.401.975 


716.818 

1.401.975 


Niederlande 


o 

(n 

in 


2,41 

4,70 


50.000 


120.252 

235.192 


o 

'O' 


113.445 

221.879 


56.723 

110.940 


56.723 

110.940 


Luxemburg 


o 


2,40 

4,70 


o 

o 

o 

o 


120.228 

235.146 


q_ 

ro 


116.727 

228.297 


58.363 

114.149 


58.363 

114.149 


Belgien 


o 

r-" 


2,40 

4,70 


30.000 


72.137 

141.088 


O 


68.054 

133.102 


34.027 

66.551 


34.027 

66.551 




1 Preis [Landeswährung] 


€-Gegenwert 

DM-Gegenwert 


1 Jahresauflage [Expl.] 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


1 landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 

[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Verlag [DM] 


Bruttoerlös [€] 

Importeur [DM] 



Eigene Darstellung mit fiktiven Werten. 
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Eigene Darstellung. 



5.1.2 Ländergruppenspezifische Preisdifferenzierung 

5. 1.2.1 Modellheschreibung einer ländergruppenspezifischen Preisdifferenzierung 
Die ländergruppenspezifische Preisdifferenzierung weist ebenso wie die länderspezifi- 
sche unterschiedliche Preise aus, jedoch werden hier in der Regel bestimmte Gebiete 
anhand geographischer Grenzen zu sogenannten Ländergruppen zusammengefasst.565 
Pro Zone entsteht ein Preis. 566 



Abb. 5: Geographische Darstellung einer ländergruppenspezifischen 
Preisdifferenzierung - Zone 1 exklusive Deutschland 



P 



565 Vgl. Sander (1997), S. 123 f 

566 Vgl. EURO-Preisauszeichnung (1999), S. 1 f 
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Hierfür gibt es u.a. Empfehlungen, dass z.B. Euro-Teilnehmerländer wie Österreich, 
Belgien, Luxemburg und Niederlande als unmittelbare Nachbarn in einer Gruppe zu- 
sammengefasst werden, Frankreich, Griechenland, Italien, Portugal und Spanien in 
einer zweiten und die restlichen Länder Finnland und Irland in einer dritten Gruppe. 

In Abbildung 5 wird das vorgeschlagene Zonenmodell geographisch dargestellt. 
Außerhalb Deutschlands entstehen drei Zonen, die einen individuellen Preis pro Zone 
erhalten. 

Außerdem kann man bei der ländergruppenspezifischen Preisdifferenzierung unter- 
scheiden, ob das Produkt in der ersten Zone denselben Preis wie im Ursprungsland erhal- 
ten oder bereits ein Preisunterschied zwischen dem Heimatmarkt und der ersten angren- 
zenden Zone entstehen soll.567 Sobald die erste Zone denselben Verkaufspreis wie das In- 
land erhält, kann man von einem ersten Schritt in Richtung Preisharmonisierung sprechen. 

Auch der Einbezug des Ursprungslandes, in unserem Falle von Deutschland in Zone 1, 
soll graphisch dargestellt werden. Die Besonderheit dieses Modells liegt darin, dass eine 
Preisgleichheit zwischen Deutschland, Österreich, Belgien, Niederlande und Luxemburg 
stattfindet. Die Ländergruppierung der Zonen 2 und 3 bleibt davon unberührt. 

In der Regel entstehen die Zonenmodelle anhand marketingspezifischer Aspekte. So 
liegt es nahe, dass in Ländern rund um das Herkunftsland, bedingt durch grenzüber- 
schreitende Sprachräume, Spill-over-Effekte in der Werbung bis hin zu Grenzgängern 
und erhöhtem Wochenendtourismus Presseprodukte aus Deutschland vermehrt gelesen 
werden, als in Regionen, die weiter entfernt von Deutschland liegen.568 Von daher 
liegt es nahe, die Rezipienten preislich gesehen - wenn schon nicht gleich, dann we- 
nigstens so wenig wie möglich - schlechter zu stellen. 

Die Betrachtung der Preisgestaltung nationaler Titel ist insbesondere dann ein wich- 
tiges Kriterium, wenn neben der Bedienung von Touristen auch die einheimische Le- 
serschaft als Zielgruppe erachtet wird. Somit werden sie bei der Preisfindung eines 
Produktes entsprechend mit einbezogen. 

Neben den ländergruppenspezifischen Verkaufspreisentscheidungen anhand von 
Marketingaspekten spielt für den einen oder anderen Verlag das Transportmittel für 
die Festlegung der Zonen eine wichtige Rolle. So wird zwischen zwei Zonen außer- 
halb des Ursprungslandes entschieden, nämlich denen, die per Lkw, und denen, die per 
Flugzeug, bedient werden. Hier spielt die Kostenffage eine entscheidende Rolle. Die 
per Lkw belieferten Länder sind somit in der Festlegung des Zonenpreises niedriger 
als die per kostenträchtigem Flugzeug belieferten Euro-Teilnehmerstaaten. 

Die Form der Preisfestlegung nach Ländergruppen ist neu. Bisher war eine Zonenrege- 
lung mit einheitlichen Preisen aufgrund der unterschiedlichen Währungen nicht gege- 
ben. Lediglich Belgien und Luxemburg hätten aufgrund der gleichen Umtauschverhält- 
nisse der nationalen Währungen zur DM eine Preiszone darstellen können. 



567 Vgl. Copy-Preise in EURO (2001), S. 2. 

568 Vgl. Auslandsverkauf ist anders (1999), S. 30. 
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Abb. 6: Geographische Darstellung einer ländergruppenspezifischen 
Preisdifferenzierung -Zone 1 inklusive Deutschland 



Eigene Darstellung. 

Trotzdem stellt sich auch in diesem Fall die Frage der Preisauszeichnung. Hier bie- 
ten sich Lösungen wie Benelux als Abkürzung für Belgien, Luxemburg und die Nie- 
derlande an. Die restlichen Länder müssten, wie bereits bei der länderspezifischen 
Preisdifferenzierung ausgefuhrt, weiterhin einzeln genannt werden. Man könnte ledig- 
lich Ländergruppen beispielsweise auf einer Zeile zusammenfassen und mit einem 
Preis versehen, um dem Leser das Gefühl zu geben, dass Einheiten nach bestimmten 
Kriterien gebildet wurden, in denen das Produkt denselben Preis erfährt. 5 69 

Insgesamt gilt auch hier die Prämisse, wie bei jeder Art von Preisfestlegung, dass 
der Ausweis der Verkaufspreise auf dem Produkt eindeutig und somit für Leser und 
Einzelhändler einfach zu handhaben ist. 






569 Vgl. Copy-Preise in EURO (2001), S. 1. 
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5. 1.2. 2 Wirtschaftliche Auswirkungen einer ländergruppenspezifischen Preisdifferen- 
zierung für Verlag und nachgelagerte Handelsstufen 
Die exemplarischen Basisdaten der Modellrechnung sollen auch für die ländergrup- 
penspezifische Preisdifferenzierung für eine Zeitung bzw. Zeitschrift zur Anwendung 
kommen. Neben den ausgewiesenen Bruttoerlösen für Verlag und Importeur wird wei- 
terhin die Differenz im Bruttoerlös für beide Parteien im Vergleich zur korrelierenden 
Modellrechnung auf Basis der heute gängigen Verkaufspreisgestaltung pro Euro- 
Teilnehmerland ausgewiesen. Allerdings werden in den folgenden Darstellungen im 
laufenden Text lediglich die Zeilen der Ursprungsdatei aus den Tabellen 6 und 7 aus- 
gewiesen, in denen sich Veränderungen in den Basisdaten, nämlich beim Preis und der 
landesspezifischen Mehrwertsteuer, ergeben. Weiterhin werden die dazu korrespondie- 
renden Änderungen der Bruttoerlössituation für Verlag und Importeur nur noch in Euro 
ausgewiesen. Die vollständige Darstellung der Tabelle befindet sich im Anhang. 

Bei der Betrachtung der wirtschaftlichen Auswirkungen einer ländergruppenspezifi- 
schen Preisdifferenzierung sollen, wie bereits in der Modellbeschreibung begonnen, die 
beiden unterschiedlichen Varianten Zeitung und Zeitschrift berechnet werden. Die ehe- 
mals länderspezifischen Preise in nationalen Währungen spielen hierbei keine Rolle 
mehr, da die Preisfestlegung zum 1. Januar 2002 in der dann gültigen Euro-Währung 
stattfinden wird. 

Dementsprechend kommt es bei der Zeitung, bei einem angenommenen Verkaufspreis 
von 2,- DM, zu einem „unrunden“ Preis von 1,02 EUR, während die Zeitschrift bei ei- 
nem Verkaufspreis von 4,- DM umgerechnet 2,05 EUR kostet. Da bei der Umstellung 
der nationalen Währungen auf Euro nicht mit Preiserhöhungen zu rechnen ist,570 soll hier 
die allgemein erwartete Annahme getroffen werden, dass aus marketingpolitischen 
Gründen eine Absenkung des Verkaufspreises auf 1,00 EUR stattfinden wird.57i 

Für die Zeitschrift könnte ein Verkaufspreis von 2,05 EUR durchaus realistisch sein. 
Experten rechnen damit, dass heutige 10-Pfennig-Schwellenverkaufspreise nicht im- 
mer eine Auf- oder Abrundung auf volle 10 Cent Verkaufspreise zulassen. Demzufol- 
ge werden Abstufüngen mit 5 Cent Einheiten nach Einführung der Euro- Währung als 
gängige Preisschwellen in der Praxis zur Anwendung kommen. 

Beide Varianten teilen die Euro-Teilnehmerländer, wie bereits erwähnt, in drei 
Gruppen ein. Die nachfolgende Modellrechnung für eine Zeitung bzw. Zeitschrift geht 
von einem Preisunterschied zwischen dem Herkunftsland Deutschland und der direkt 
an Deutschland angrenzenden Mitgliedsstaaten Österreich, Belgien, Niederlande und 
Luxemburg bzw. den weiteren Zonen 2 und 3 aus. 

Im Falle der Zeitung sind die Ergebnisse der Modellrechnung für die ländergruppen- 
spezifische Preisdifferenzierung unter der Annahme eines Verkaufspreises in Deutsch- 
land mit 1,00 EUR, für Zone 1 mit 1,20 EUR, für Zone 2 mit 1,40 EUR und für Zone 3 
mit 1,60 EUR in Tabelle 8 dargestellt. 



570 Vgl. Vor dem Preissturz? (1999), S. 238. 

571 Vgl. Euro zwingt zu Preissenkungen (1998), S. 24. 




Tab. 8: Modellrechnung Zeitung bei ländergruppenspezifischer Preisdifferenzierung 



Preisgestaltung zur Euro-Einführung 



115 



Verkaufspreis in Deutschland 2,00 DM (entspricht 1,02 €) 






SUMME Euroland 




B 


1.265.052 

-40.229 


1.265.052 

-40.229 


Zone 3 


Irland 


1,60 


o 

o 

o 

ö 

oo 


40.000 

-10.790 


40.000 

-10.790 


Finnland 




o 

o 

o 

vd 


6.557 

-336 


'o 
m m 
m 
vd ' 


Annahme: Absenkung Preis in Deutschland auf 1,00 € 


Zone 2 


Spanien 

(inkl. Balearen, Kanaren) 


1 


o 

o 

o 

ö 


437.500 

-13.259 


437.500 

-13.259 


Portugal 


o 

fN 

00 


86.667 

208 


86.667 

208 


Italien 


560.000 


269.231 

-8.861 


269.231 

-8.861 


Griechenland 


o 

o 

o 

ö 


67.308 

-3.238 




Frankreich 


o 

o 

o 


6.856 

-610 


\o o 
oo vo 
vd ' 


Zone 1 


Österreich 


O 

<N 


396.000 


180.000 

16.486 


180.000 

16.486 


Niederlande 


96.000 




45.283 

-6.088 


Luxemburg 


24.000 


o m 
m oo 

l> 


o m 
m oo 
vq 


Belgien 


228.000 


O rr 
O <N 

o U-) 


o tT 

O (N 
p 












s 


s s 


s s 
















13 
















c 

o 

a 














<ü 

> 


S 














(u 5 


<u S 










13 

£ 


1 


O M 

s ^ 


ê Æ 
S ?3 










ClI) 




CQ Q 


m Q 



iri 

«5Û 



d 

t: -c 

ü (U 




^ (U 



^ ' 
Q 



Ö g 

ÖO O 
W ^ 




















































116 



Preisfindung und Preisbindung im europäischen Binnenmarkt 



Hierbei wird offenkundig, dass sich das Ergebnis für Verlag und Importeur zum 
heutigen Modell der Preisdifferenzierung um 40.229 EUR verschlechtert. Dies resul- 
tiert insbesondere aus den im Vergleich zu heute niedrigeren Verkaufspreisen in Bel- 
gien, den Niederlanden, Frankreich, Griechenland, Italien, Spanien, Finnland und Ir- 
land mit einer immerhin noch 20-, 40- bzw. 60-prozentigen Abweichung zum deut- 
schen Verkaufspreis. Lediglich die Länder Luxemburg, Österreich und Portugal beein- 
flussen den Bruttoerlös leicht positiv, da dort bisher niedrigere Verkaufspreise, als im 
Zonenmodell eingeführt, verlangt wurden. 

Für die Zeitschrift stellt sich im Vergleich zur Zeitung die ländergruppenspezifische 
Preisdifferenzierung mit der Zonenpreisregelung von 2,40 EUR für Zone 1 - ohne 
Deutschland, 2,70 EUR für Zone 2 und 4,30 EUR für Zone 3 ergebniswirksam wesent- 
lich positiver dar. 
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Statt der negativen Abweichung im Bruttoerlös, wie im Falle der Zeitung, stellen 
sich bei der Zeitschrift positive Ergebnisse im Vergleich zur Ausgangssituation der 
Preisdifferenzierung ein. Sowohl Verlag als auch Importeur können einen um 21.261 
EUR höheren Bruttoerlös verzeichnen, der insbesondere aus den Märkten Österreich, 
Italien und Finnland hervorgeht. Verantwortlich für die positive Ergebnisentwicklung 
sind Verkaufspreiserhöhungen der Zeitschrift in den jeweiligen Märkten, resultierend 
aus der Preisgestaltung der für diese Märkte festgelegten Zonenpreise. 

Die zweite Variante der ländergruppenspezifischen Preisdifferenzierung sieht eine 
einheitliche Preisgestaltung für das Herkunftsland, im Falle Deutschland mit der Zone 1 , 
und den angrenzenden Euro-Teilnehmerländem vor. Die Preisgestaltung der Zonen 2 
und 3 bleibt unverändert. Dies bedeutet für unseren konkreten Fall, dass der für 
Deutschland im Falle der Zeitung angenommene abgesenkte Verkaufspreis von 1,00 
EUR bzw. 2,05 EUR für die Zeitschrift in Zone 1 für die Länder Österreich, Belgien, 
Niederlande und Luxemburg zur Anwendung kommt. 
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Bei dieser Form der Preisgestaltung kann man erste Tendenzen zu einer schrittwei- 
sen Preisharmonisierung, beginnend mit den angrenzenden Märkten, erkennen. Später 
werden Zone 2 und 3, folgen um dann in einer vollständigen Preisangleichung zum 
Heimatmarkt eines Titels zu enden. Dieses Szenario stellt somit eine Zwitterlösung 
zwischen einer Preisdifferenzierung auf Zonenbasis und ersten Ansätzen einer Preis- 
harmonisierung dar, die sowohl beim Verlag als auch beim Importeur zu entsprechen- 
den Einbußen führt, wie im nachfolgenden Modellfall der Zeitung klar erkennbar ist. 

Im Vergleich zur vom deutschen Verkaufspreis abweichenden ländergruppenspezi- 
fischen Verkaufspreisabweichung stellt sich bei der Variante mit Angleichung des 
Verkaufspreises von Zone 1 an den deutschen Verkaufspreis mit 98.718 EUR weniger 
Bruttoerlös für Verlag und Importeur ein dreimal negativeres Ergebnis ein. Lediglich 
aus Portugal ist eine Ergebnisverbesserung zu erwarten. Alle anderen Märkte in Zone 1 
erfahren eine Verkaufspreisreduzierung, die eine Erlösverschlechterung für beide 
Partner zur Folge hat. 

Ähnlich sieht es bei der Zeitschrift aus. Auch hier macht sich die Verkaufspreisan- 
gleichung der Zone 1 auf deutsches Niveau mit 2,05 EUR mit vergleichsweise gerin- 
geren Bruttoerlösen in Höhe von 112.103 EUR bemerkbar. Sowohl beim Verlag als 
auch beim Importeur ist, gemessen am Bruttoerlös, mit gravierenden Einbußen zu 
rechnen. 5 .2 Preisharmonisierung 

5.2 . 1 Modellbeschreibung einer Preisharmonisierung 

Im Gegensatz zur klassischen Preisdifferenzierung bzw. zur abgewandelten Form des 
Zonenmodells, bei dem unterschiedliche Verkaufspreise pro Land bzw. pro Region 
gelten, gibt es im Falle der Preisharmonisierung einen Verkaufspreis, der für das Ur- 
sprungsland samt allen weiteren Euro-Teilnehmerländem seine Gültigkeit erfährt.572 

Dies wird in der folgenden geographischen Darstellung deutlich, in der die Einheit 
der Euro-teilnehmenden Staaten unter dem Gesichtspunkt der einheitlichen Verkaufs- 
preisgestaltung insgesamt einfarbig dargestellt werden. 

Die Idee einer Preisharmonisierung deckt sich mit dem Integrationsgedanken der 
Europäischen Union. Die Mitgliedsstaaten der EU haben sich zu einem Binnenmarkt 
mit der Prämisse eines freien Verkehrs von Waren, Personen, Dienstleistungen und 
Kapital zusammengeschlossen.573 Die ehemals nationalen Grenzen haben nur noch 
symbolischen Charakter. Die Leitgedanken der Europäischen Union, insbesondere die 
Umsetzung einer Europäischen Gemeinschaft, einer gemeinsamen Außen- und Sicher- 
heitspolitik neben einer abgestimmten Innen- und Justizpolitik574 werden zunehmend 
in der Tagesarbeit umgesetzt. 



572 Vgl.Leach(1999), S. 56. 

573 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung <Hrsg.> (1996), S. 108. 

574 Vgl.Dietz/Fabian(1999), S. 3. 
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Abb. 7: Geographische Darstellung einer Preisharmonisierung 



Eigene Darstellung 

Nach Einführung der einheitlichen Euro-Währung als Bestandteil der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion wird ab dem 1. Januar 2002 kein Geldumtausch in 
den Teilnehmerländern mehr notwendig sein. Die bis dato erforderliche Devisenhal- 
tung wird überflüssig. Bedingt durch die einheitliche Währung wird die Preisgestal- 
tung für europaweit erhältliche Markenartikel durchsichtiger denn je.575 

Im hier betrachteten Fall von Presseerzeugnissen wird die Transparenz der Ver- 
kaufspreisgestaltung durch den Ausweis auf der Titelseite sogar noch hervorgeho- 
ben.576 xjrn so einfacher in der Handhabung als auch im Grundverständnis des Euro- 
päischen Lesers wäre eine einheitliche Preisgestaltung für alle Euro-Teilnehmerländer, 



0 



575 Vgl. Vom Vielwährungs-Chaos zum Einheitspreis (1998), S. 7. 

576 Vgl. Selling in Europe (2000), S. 8. 
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die der Idee des Zusammenwachsens der Mitgliedsstaaten Rechnung tragen würde.577 
Nachdem im gesamten deutschen Verbreitungsgebiet ein Verkaufspreis produktspezi- 
fische Gültigkeit hat, sollte dies auch unter Europaaspekten nicht auch in allen Euro- 
Teilnehmerländem möglich sein? 

5.2.2 Wirtschaftliche Auswirkungen einer Preisharmonisierung für Verlag und 
nachgelagerte Handelsstufen 

Die unter Integrationsaspekten wünschenswerte Vorstellung einer Preisharmonisierung 
hat bei näherer Betrachtung der wirtschaftlichen Gesichtspunkte negative monetäre 
Auswirkungen578 für Verlag und nachgelagerte Handelsstufen. Eine Absenkung der 
heute deutlich höheren Verkaufspreise im Europäischen Ausland auf deutsches Niveau 
bei gleichzeitig fehlender Harmonisierung der Mehrwertsteuer, der Handelsspannen, 
der Werberichtlinien und Struktureigenheiten bedeutet dies fur die betroffenen Han- 
delspartner erhebliche Einbussen im Bruttoerlös.579 

Auch im Falle der Preisharmonisierung soll eine modellhafte Kalkulation mit Wer- 
ten auf Basis der Ausgangssituation für eine Zeitung bzw. Zeitschrift berechnet wer- 
den, wie sich die Bruttoerlössituation pro Euro-teilnehmendem Mitgliedsstaat bzw. für 
Verlag und Importeur darstellt. 

Beginnend mit dem Beispiel einer Zeitung würde der umgerechnete Verkaufspreis 
im Modell der Preisharmonisierung mit 2,- DM exakt 1,02 EUR ergeben. Da es sich 
hierbei jedoch um keinen Schwellen- bzw. Eckpreis handeln würde, wird unter Marke- 
tingaspekten eine Preisabsenkung auf 1 ,00 EUR angenommen,580 verbunden mit einer 
Preisharmonisierung für alle Länder, die dementsprechend zu durchwegs negativen 
Bruttoerlösen im Vergleich zur heutigen Preisdifferenzierung führt. Das Ergebnis für 
den Verlag als auch für den Importeur bei Annahme einer 50-prozentigen Handels- 
spanne würde sich mit je 364.051 EUR verschlechtern. 

Bei der Zeitschrift stellt sich das Ergebnis für Verlag und Importeur im Verhältnis 
zur heutigen Preisdifferenzierung mit einem fehlenden Bruttoerlös von 230.827 EUR 
ähnlich schlecht dar. 

Insgesamt betrachtet, ist eine Preisgestaltung unter Preisharmonisierungsgesichts- 
punkten der erste Schritt in die richtige Richtung auf dem gemeinsamen Weg zu einer 
immer enger werdenden Völkerverbindung Europas. 58i Dieser Weg wird Kompromis- 
se für alle Beteiligten darstellen. Finanzielle Einbußen gehen, wie bereits dargestellt 
wurde, damit ebenfalls einher. Auf wessen Schultern die fehlenden Bruttoerlöse lasten 
können bzw. sollen, wird zu einem späteren Zeitpunkt ausgeführt. 



577 Vgl. Ein Produkt, ein Preis - die Hersteller wappnen sich (1999), S. 4. 

578 Vgl. Ist der Einheitspreis der Preis der Währungsunion? (1998), S. 5. 

579 Vgl. Im Massengeschäft machen Cents Millionen aus (1999), S. 4 f 

580 Vgl. Wie finden Hersteller den optimalen Euro-Preis? (1999), S. 3. 

581 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung <Hrsg.> (1996), S. 6. 
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6. Gefahren für die Aufrechterhaltung deutscher 

Pressevertriebsstruktureigenheiten unter dem Aspekt 
der Preisdifferenzierung bzw. -harmonisierung 

Nachdem bereits zu Beginn der Arbeit die Dimensionen des Pressevertriebs allgemein 
definiert und die Interdependenzen zueinander geprüft wurden, sollen hier unter Einbe- 
ziehung dieser Strukturmerkmale die Auswirkungen einer Preisdifferenzierung bzw. 
-harmonisierungsstrategie unter Auslandspreisgestaltungsaspekten für das Euro-Teil- 
nehmerland Deutschland überprüft werden. 

Neben einer möglichen Tangierung der Pressevertriebsbesonderheiten, z.B. des Remis- 
sions- und Dispositionsrechtes, der Verwendungsbindung, dem Alleinauslieferungsrecht 
und der Neutralität, soll insbesondere die Aufrechterhaltung der Vertikalen Preisbindung 
in Deutschland - einhergehend mit der grenzüberschreitenden Verkaufspreisempfehlung 
- für deutsche Produkte in den Euro-Teilnehmerländem untersucht werden. In keinem 
anderen EU-Mitgliedsstaat wurden die Strukturmerkmale des Pressevertriebs, die in der 
Pressebranche oftmals als „6 Säulen“ bezeichnet werden, so häufig auf den richterlichen 
Prüfstand gestellt, wie in Deutschland. Aus diesem Grund sind die Rechte und Pflichten 
der einzelnen Marktteilnehmer manifestiert. Das Pressevertriebssystem lässt somit relativ 
wenig Freiraum für einseitige Auslegungen bzw. Grauzoneninterpretationen.582 
Die innerhalb eines Mitgliedsstaates auftretenden wirtschaftlichen bzw. rechtlichen 
Besonderheiten, die durch national geltendes Recht legalisiert wurden, verbleiben nach 
dem Prinzip der Subsidiarität in Form einer allgemeinen Kompetenzausübungsschran- 
ke in dem alleinigen Verfügungsbereich des jeweiligen Landes.583 Neben nationaler 
Gesetzmäßigkeiten spielt insbesondere im grenzüberschreitenden Warenverkehr die 
Beurteilung einzelner Geschäftsvorfälle durch die Europäische Kommission bzw. 
durch den Europäischen Gerichtshof eine entscheidende Rolle. 5 84 
Da jedoch bereits bei diversen Institutionen der Europäischen Union das Pressever- 
triebssy Stern in Deutschland und die Preisgestaltung für Verlagserzeugnisse allgemein 
bzw. speziell die grenzüberschreitende Preisbindung für Bücher Anlass zu Beanstan- 
dungen bzw. Rechtsprechungen gegeben hat, ist damit zu rechnen, dass diese Themen 
weiterhin im Fokus stehen. 

Seit dem 30. November 2000 gibt es nun ein Gesetz zur Sicherung der nationalen 
Buchpreisbindung, das besagt, dass eine grenzüberschreitende Preisbindung zulässig 
ist, insofern sie den Schutz der nationalen Preisbindung bezweckt.585 in der Regel rei- 
hen sich Zeitungen und Zeitschriften in die gesetzlichen Bestimmungen für Bücher ein 
und dementsprechend könnte man hieraus ein Recht zur grenzüberschreitenden Preis- 
bindung reimportgefährdeter Presseerzeugnisse ableiten. Dieses für Deutschland erlas- 



582 Vgl. Gespräch mit Herrn Dr. Wauschkuhn am 9.05.2001 . 

583 Vgl. Ascherfeld (1999), S. 43. 

584 Vgl. Heinrich (1994), S. 179. 

585 Vgl. Gesetz zur Sicherung der nationalen Buchpreisbindung (2000), S. 1 . 
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sene Gesetz regelt jedoch nicht nur die Preisbindung für Bücher im Inland, sondern auch 
im grenzüberschreitenden Warenverkehr und tangiert somit ebenfalls andere EU-Mit- 
gliedsstaaten. Dementsprechend könnte der Fall eintreten, dass die EU-Institutionen die- 
ses Gesetz auf Vereinbarkeit mit dem freien Warenverkehr gemäß Artikel 81 EGV586 
überprüfen. Dies ist derzeit noch nicht geschehen. 

Bisherige EU-Rechtsprechungen zu diesem Thema, wie z.B. das bereits ausgefuhrte 
Binon-Urteil587^ welches eine Preisbindung, die den Handel zwischen Mitgliedsstaaten 
beeinträchtigt, als mit Artikel 81 Absatz 1 EG- Vertrag unvereinbar hält, zeigen, dass die 
europäischen Institutionen eine kontroverse Haltung hierzu einnehmen.588 Insgesamt 
betrachtet, kann man bis zu einer endgültigen Freistellung gemäß Artikel 81 Absatz 3 
EGV davon ausgehen, dass es sich bei den vom Verlag vorgegebenen Auslandspreisen 
für Presseerzeugnisse, solange sie nicht als eine potentielle Gefahr des Reimports dro- 
hen, in der Regel weiterhin lediglich um empfohlene Verkaufspreise handelt. Diese wer- 
den bisher mehrheitlich von den Vertriebspartnem und den Einzelhändlern im Ausland 
akzeptiert und umgesetzt.589 

Somit gilt es nunmehr zu prüfen, welche systemrelevanten Veränderungen in Deutsch- 
land durch eine Preisdifferenzierungs- oder -harmonisierungsstrategie deutscher Pro- 
dukte im grenzüberschreitenden Warenverkehr ausgelöst werden könnten. Dabei sollen 
die jeweils damit verbundenen wirtschaftlichen Risiken für Verlag bzw. nachgelagerte 
Handelsstufen allgemein betrachtet werden. 

6. 1 Vor- und Nachteile einer Preisdifferenzierung 

Das Modell der Preisdifferenzierung legt eine länderspezifische bzw. ländergruppenspe- 
zifische Verkaufspreisgestaltung zu Grunde. Derzeit werden länderindividuelle Ver- 
kaufspreise für den grenzüberschreitenden Warenverkehr59o deutscher Presseerzeugnis- 
se kalkuliert. Aufgrund unterschiedlicher Umtauschverhältnisse der jeweiligen Landes- 
währung zur Deutschen Mark konnten, bis auf Belgien und Luxemburg, keine einheitli- 
chen Verkaufspreisgruppen gebildet werden. Somit fand das Modell der ländergruppen- 
spezifischen Preisdifferenzierung bisher in der Praxis keine Anwendung. 

Bedingt durch das Recht zur vertikalen Preisbindung legen die deutschen Verlage für ih- 
re Titel neben den Verkaufspreisen in Deutschland den prozentualen Verbleib der Han- 
delsspanne auf Grosso- bzw. EH-Ebene deutschlandweit einheitlich fest. In ähnlicher 
Form wie im Inland wird verlagsseitig auch der Auslandsverkaufspreis kalkuliert und den 
jeweiligen Vertriebspartnem im Ausland vorgeschlagen. Der entscheidende Unterschied 
zwischen dem In- und Ausland, insbesondere bei den EU-Mitgliedsstaaten, liegt darin, 



586 Artikel 81 EG-Vertrag in der Fassung von Amsterdam (Artikel 85 EG-Vertrag in der Fassung von 
Maastricht). 

587 Vgl. hierzu Kap. III. 4.4.2. Das AMP Verfahren. 

588 Vgl. Rübenach (2000), S. 254. 

589 Vgl. Presse-Preise in EURO-Land (1999), S. 44. 

590 Vgl. Preisdifferenzierungen bald vor dem Ende (1998), S. 12. 
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dass grenzüberschreitend gemäß geltendem EU-Recht keine Verkaufspreise gebunden 
werden dürfen, solange hierfür keine Freistellung nach Artikel 8 1 Absatz 3 erfolgt ist. 

Aufgrund des Preisaufdrucks auf der Titelseite, einhergehend mit zeitkritischen An- 
liefer- bzw. Verteilsituationen bei den ausländischen Vertriebspartnem, ist derzeit da- 
von auszugehen, dass die aufgedruckten Verkaufspreise hin zum Leser eingehalten 
werden, da aus Zeitmangel keine anderslautende Tektierung stattfinden kann. Aus- 
nahmen stellen Unterbelieferungen spanischer Einzelhändler an Hotels dar. Dort bietet 
z.B. der Concierge gutverkäufliche Zeitungen an der Rezeption an und verlangt hierfür 
mehr als verlagsseitig auf der Titelseite aufgedruckt wurde.59i 

Zwischen dem Inlands- und Auslandsverkaufspreis für Presseerzeugnisse sind prozen- 
tuale Abweichungen festzustellen, die sowohl länder- als auch titelspezifisch stark vari- 
ieren. Die gängigen Argumente hierfür sind höhere Transportkosten, unterschiedliche 
Mehrwertsteuersätze, höhere Remissionswerte, fehlende Anzeigenerlöse, höhere 
Druckkosten bis hin zu höheren Handelsspannen und anders gelagerten Vertriebsstruk- 
turen im Ausland im Vergleich zu Deutschland.592 

Bestimmte Einflussgrößen treffen alle Verlage gleich. Hierbei handelt es sich vorwie- 
gend um fixe landesspezifische Vorgaben, wie unterschiedliche Mehrwertsteuersätze, 
andere Handelsspannen, abweichende Vertriebsstrukturen bzw. fehlende Anzeigenerlö- 
se.593 Weitere kostenerhöhende Parameter wie Transportkosten, höhere Remissionswer- 
te bzw. Druckkosten hängen von der Verhandlungssituation des jeweiligen Verlages ab. 

Erstaunlich ist deshalb, dass selbst große Verlagshäuser in ihren Titelportfolios keine 
einheitlichen bzw. innerhalb einer bestimmten Bandbreite befindlichen Abweichungs- 
prozentsätze zwischen Inlands- und Auslandsverkaufspreis pro Vertriebsmarkt aufwei- 
sen. Dementsprechend liegt die Vermutung nahe, dass jeder Titel einen unterschiedli- 
chen Anspruch hinsichtlich Gewinn- oder Verlusterwartung bei Auslandslieferungen 
hegt. Während einige Verleger ihren Verkaufspreis lediglich kostendeckend kalkulie- 
ren, wollen andere einen ähnlich positiven Deckungsbeitrag pro Exemplar wie im In- 
land erwirtschaften. Somit liegt der höhere Verkaufspreis bei Auslandslieferungen 
nicht nur an den oben angeführten kostenerhöhenden Parametern, sondern auch an 
dem unterschiedlich strukturierten Erlösdenken jedes einzelnen Verlages. 

In Kenntnis dieser betriebswirtschaftlich unterschiedlichen Betrachtungsweise wurden 
bereits im Jahre 1992 einige Expertenstimmen laut, die zu einer dem deutschen Verkaufs- 
preis angleichenden Verkaufspreisgestaltung im Ausland mahnten.594 Dies geschah nicht 
ohne Hintergedanken, nämlich in Anbetracht eines wachsenden Risikopotentials für 
Deutschland bei einer Fortführung der Preisdifferenzierung bei Auslandslieferungen. 
Obwohl das bereits ausgeführte EG-Verfahren gegen deutsche Verlage und Vertriebsfir- 



591 Vgl. Gespräch mit Herrn Spitzer am 25.04.2001 . 

592 Vgl. Angst vor van Miert? (1999), S. 33. 

593 Vgl. Protokoll der Sitzung der VDZ-Projektgruppe zur Einführung des Euro am 12.06.1997, 
S. 10 f. 

594 Vgl. Klaffke (1992e), S. 1-2. 
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men595 ruhte und die EG-Kommission grundsätzlich dem Argument zugestimmt hatte, 
dass die bestehenden nationalen Preisbindungssysteme für Presse und Bücher in Europa 
bisher einen wesentlichen Beitrag zur Titel- und Angebotsvielfalt sowie zur Angebots- 
dichte beigetragen haben, 596 wurde die Gefahr gesehen, dass eine stark vom Inland abwei- 
chende Preispolitik im Ausland die Preisbindung im Inland zu Fall bringen könnte.597 
Bedingt durch die mit der Vertikalen Preisbindung eng verkettete Verwendungsbin- 
dung, die, wie bereits bei den Interdependenzen der Strukturmerkmale ausgefuhrt, bei 
einem Wegfall der Preisbindung ebenfalls ins Wanken käme, sah man das gesamte 
Pressevertriebssystem in Deutschland als gefährdet, obwohl es als eines der nachah- 
mungswürdigsten in den EU-Mitgliedsstaaten gilt.598 
Somit wurde die Möglichkeit zur Schaffung einer Konditionengleichheit im In- und 
Ausland auf Verbandsebene diskutiert, um einer potentiellen Gefahr für das deutsche 
Vertriebssystem zu begegnen. Weiterhin sollte damit auch der wirtschaftliche Anreiz 
für Reimporte reduziert werden.599 Trotz vieler Beratungen in Verlagskreisen blieb die 
bis dato praktizierte Preisdifferenzierung für Auslandsmärkte erhalten. 

Die von der Kommission angekündigte Studie zur Untersuchung der Presse- Vertriebs- 
systeme, die im Juni 1997 mit dem Titel „Newspaper distribution andpricing structure 
of crossborder printed press within the member States and its effect on the free circula- 
tion of printed media within the European union - final report - non confidential ver- 
sion” veröffentlicht wurde, wird von Vertriebsfachleuten teilweise dahingehend kom- 
mentiert, dass aufgrund bisher fehlender Maßnahmen der Kommission gegen die Ver- 
lagslandschaft keine eventuellen Handelshemmnisse im internationalen Presse vertrieb 
festgestellt werden konnten. Die unterschiedlichen Preise in den diversen Ländern 
spiegeln vielmehr die unterschiedlichen Kostenstrukturen wider und können insofern 
keine Barriere für den freien Handel mit internationaler Presse darstellen.öoo 
Auch die Einführung des Euro, mit transparenten Verkaufspreisen auf einen Blick, 
bewegte keinen Verlag, im Vorfeld von der gewohnten Preisdifferenzierung abzuwei- 
chen. Zwar hat der eine oder andere Verlag Preiserhöhungen für seine Produkte im 
Jahre 2000 bzw. 2001 in einzelnen Euro-Teilnehmerländem nicht mehr oder nur antei- 
lig umgesetzt, so dass erste Verringerungen der Preisabweichungen zwischen dem In- 
und Ausland festzustellen waren. Das grundlegende Modell der Preisdifferenzierung 
blieb aber bis dato erhalten. Die vielfach von Untemehmensberatungen empfohlene 
strategische Preisbildung im Vorwege hin zum Euro fand nicht statt.öoi 
Nunmehr gilt es abzuwägen, wie hoch das Risiko einer Aufrechterhaltung der „6 
Säulen“ des deutschen Pressevertriebssystems ist, wenn ab 1 . Januar 2002 pro Land un- 



595 Vgl. hierzu Kap. IV. 4.4.1. EG-Verfahren gegen Verlage und Vertriebsfirmen. 

596 Vgl. Schaub (1999), S. 9 ff. 

597 Vgl. Compétition & Extemal Relations Committee Meeting (1996), S. 3. 

598 Vgl. Ascherfeld (1999), S. 36. 

599 Vgl.Heintze(1993), S.4. 

600 Vgl. Presse-Preise in EURO-Land, S. 44. 

601 Vgl. Europäische Unternehmen sind auf den Euro schlecht vorbereitet (1997), S. 28. 
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terschiedliche Euro- Verkaufspreise auf der Titelseite ausgewiesen werden. Die berech- 
tigte Frage der Kommission könnte lauten, weshalb zwar in Deutschland flächendeckend 
ein einheitlicher Verkaufspreis mit unterschiedlichen Transportkosten argumentiert 
werden kann, wenn im angrenzenden Ausland, insbesondere Luxemburg, Österreich, 
Grenzgebiet Belgien, Frankreich und Niederlande, bereits deutlich höhere Verkaufsprei- 
se verlagsseitig vorgeschlagen werden.602 Selbst das Argument einer höheren Mehr- 
wertsteuer als in Deutschland trifft lediglich auf Österreich mit 10 Prozent zu. Alle ande- 
ren Grenzländer haben ein niedrigeres Mehrwertsteuemiveau als in Deutschland. 

Insofern höhere Verkaufspreise in den Grenzmärkten zu Deutschland zur Anwendung 
kommen, die nicht preisgebunden sind, und trotzdem eine flächendeckende Erhältlichkeit 
zur Garantie der Meinungsvielfalt gewährleisten, könnte die Kommission fragen, weshalb 
das Strukturmerkmal der vertikalen Preisbindung in Deutschland weiterhin seine Gültig- 
keit erfahren muss, nachdem das Phänomen der Preisbindung allgemein im Sinne der EU 
gegen geltendes Wettbewerbsrecht verstößt. Somit könnte § 15 GWB, der die Preisbin- 
dung für Verlagserzeugnisse gegen das sonst gültige Verbot von Vereinbarungen über 
Preisgestaltung manifestiert, mit Artikel 81/82 EG-Vertrag603^ nämlich mit dem Verbot 
wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen und Verhaltensweisen bzw. dem Miss- 
brauch einer marktbeherrschenden Stellung, ausgehebelt werden, solange hierfür keine 
auf Presseerzeugnisse lautende Freistellungsklausel erlassen wird. Die Einführung des 
Euro und die damit einhergehende direkte Vergleichbarkeit der Verkaufspreise604 ver- 
stärkt das Phänomen der Wettbewerbsbeschränkungen im grenzüberschreitenden Waren- 
verkehr. 605 

Eine solche Überprüfung könnte über Verbraucherschutzverbände, initiiert durch Leser, 
die sich über eine überteuerte, vom Ursprungsland abweichende Preispolitik der Verlage 
beschweren, bei der Europäischen Kommission angestrebt werden.606 Um diese Abwei- 
chungen festzustellen, muss er nicht einmal mehr ins benachbarte Ausland reisen, um sich 
anhand des jeweils aktuellen Umtauschverhältnisses den daraus resultierenden Verkaufs- 
preis vor Augen zu halten, sondern er kann auf der Titelseite jeder Ausgabe sämtliche 
im Euroland gültigen Verkaufspreise ablesen und Differenzen leicht registrieren. 

Ein Wegfall der gültigen Vertikalen Preisbindung für Deutschland würde die Verwen- 
dungsbindung ebenfalls überflüssig werden lassen. Somit wären dem Export bzw. 
Reimport von Verlagserzeugnissen durch unterschiedlichste Handelsstufen bzw. Ver- 
triebsformen Tür und Tor geöffnet. Eine wirtschaftlich flächendeckende Versorgung der 
Bevölkerung mit Presseerzeugnissen wäre nicht mehr gewährleistet. Die Gewährung des 
Remissionsrechtes wäre dem Verlag dann auch nicht mehr zuzumuten, da eine unkon- 
trollierte Einspeisung in unterschiedlichste Vertriebskanäle zu einem erhöhten wirt- 



602 Vgl. Rübenach (2000), S. 265. 

603 Artikel 81/82 EG-Vertrag in der Fassung von Amsterdam (Artikel 85/86 EG-Vertrag in der Fas- 
sung von Maastricht). 

604 Vgl. Die Preissteigerungen kommen schon vor der Einführung des Euro (2001), S. 49. 

605 Vgl. Euro erleichtert Arbeit der EU-Wettbewerbshüter (1999), S. 6. 

606 Vgl. Schaub (1999), S. 5 ff. 
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schaftlichen Risiko fuhren würde, das mit der Aufgabe des Dispositionsrechtes einher- 
gehen dürfte. Selbst ein Alleinauslieferungsrecht und die damit verbundene Neutralität 
des deutschen Grosses wäre bei einem Fehlen der vier weiteren „Säulen“ nicht mehr 
haltbar. Der Vertrieb von Presseerzeugnissen hätte somit seine Sonderstellung verloren. 
Er würde wie andere Markenartikel ebenfalls im freien Wettbewerb erfolgen. 

Die Aufrechterhaltung einer gravierenden Preisdifferenzierung im grenzüberschreiten- 
den Warenverkehr für Presseerzeugnisse könnte diesen Stein ins Rollen bringen.607 Der 
vorübergehend erhebliche Mehrerlös der Verlage durch die Preisunterschiede zwischen 
In- und Ausland steht dem erhöhten Aufwand gegenüber, eine zeitgerechte und gute 
Marktversorgung mit hoher Flexibilität bei der notwendigen Markttransparenz und bei ge- 
sicherter Markterschließung auf andere Weise als mit dem derzeitigen System sicherzu- 
stellen. 

6. 2 Vor- und Nachteile einer Preisharmonisierung 

Im Gegensatz zur Preisdifferenzierung geht die Preisharmonisierung von einem Ein- 
heitspreis für alle Euro-Teilnehmerländer aus. Diese Art der Preisfestlegung wird der- 
zeit weder im Falle von Presseerzeugnissen praktiziert noch findet sie bei herkömmli- 
chen Markenartikeln überwiegende Anwendung. 

Trotz vieler Ratschläge von namhaften Untemehmensberatungen, wie Boston Con- 
sulting Group oder McKinsey, die eigens Beraterteams zur strategischen Preisgestal- 
tung anlässlich der Einführung des Euro formierten, empfanden es bisher die meisten 
Unternehmen noch als zu früh, auf die Mehrerlöse zu verzichten, die aus der Preisdif- 
ferenzierung resultieren.608 

Für Verlagserzeugnisse wäre ein Einheitspreis für Euroland eine praktikable Lö- 
sung, die übrigens auch nur wenig Platz für den Preisaufdruck auf der Titelseite in An- 
spruch nehmen würde. Statt eines Preises pro Auslandsmarkt würde man einen Euro- 
Preis aufdrucken, der für alle Euro-Teilnehmerländer seine Gültigkeit hätte. 

Durch einen ersten Schritt in Richtung eines zusammenwachsenden Europas wäre der 
Grundstein für einen Systemerhalt des deutschen Pressevertriebs durch eine einheitliche 
Preisgestaltung in allen Euro-Teilnehmerländem gelegt. Zwar wäre nicht automatisch 
damit zu rechnen, dass die EU deswegen die grenzüberschreitende Preisbindung für 
Presseerzeugnisse nach Artikel 81 Absatz 3 EGV609 freistellen würde, aber es gibt gute 
Gründe davon auszugehen, dass die nationalen Preisbindungssysteme für Presseerzeug- 
nisse, wie sie auch außerhalb Deutschlands in teils abgewandelter Form zu finden sind, 
weiterhin Bestand hätten.öio 



607 Vgl. Gespräch mit Herrn Leilich am 30.04.2001 . 

608 Vgl. Europäische Unternehmen sind auf den EURO schlecht vorbereitet (1997), S. 28. 

609 Artikel 81 EG-Vertrag in der Fassung von Amsterdam (Artikel 85 EG-Vertrag in der Fassung von 
Maastricht). 

610 Vgl. Gleiche Preise für deutsche Zeitschriften in München und Lissabon, auf Norderney und Mar- 
tinique (1995), S. 63 f 
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Da sich ein Angriff auf das System des deutschen Pressevertriebs - initiiert durch 
ein Aufrechterhalten des Modells der Preisdifferenzierung - im Wesentlichen gegen 
die Preis- und Verwendungsbindung richtet, diese Punkte jedoch bei einer Umsetzung 
des Modells der Preisharmonisierung nicht mehr im Vordergrund stehen würden, ist 
davon auszugehen, dass auch die weiteren Systemmerkmale wie Remissions- und Dis- 
positionsrecht bzw. Alleinauslieferungsrecht und Neutralität unangefochten blieben. 

Neben den Auswirkungen einer Preisharmonisierung auf den Systemerhalt darf na- 
türlich auch das Interesse des Lesers und somit des Verbrauchers nicht außer acht ge- 
lassen werden. Viele Konsumenten haben den Preis ihrer häufig gekauften Güter im 
Kopf abgespeichert. In der Übergangsphase zwischen nationaler Währung hin zum 
Euro, aber auch danach werden Käufer die Verkaufspreise wichtiger Produkte ver- 
stärkt beobachten und vergleichen.6ii Jede Preiserhöhung führt zu Verärgerung, viel- 
leicht sogar zum Nichtkauf Gleichpreisigkeit kann positiveres KaufVerhalten wegen 
des niedrigeren Preises zur Folge haben.6i2 
Daneben gilt es zu berücksichtigen, dass ein grenzenloses Europa mehr Mobilität im 
Bereich aller EU-Mitgliedsstaaten erzeugt und somit ein stärkerer Tourismus neben 
die Versorgung von ansässigen Deutschen in EU-Nachbarländem tritt.6i3 
Trotz der vielen positiven Aspekte, denen eine Preisharmonisierung für Presseprodukte 
gerecht werden würde, darf die wirtschaftliche Seite nicht unberücksichtigt bleiben.6i4 
Wie bereits erwähnt, erzielen die exportierenden Verlagshäuser derzeit oft attraktive Dek- 
kungsbeiträge, die zwar kostendeckend sein können, es aber nicht sein müssen. Bei den 
Vertriebspartnem im Ausland entstehen mit dem Modell der Preisdifferenzierung heute 
noch Mehrerlöse, die zur Deckung der Fixkosten, der Auslieferkosten und der Weitergabe 
als Margen an nachgelagerte Handelsstufen dienen. Eine Preisharmonisierung würde laut 
einer Berechnung des Jahres 1999 einen Mindererlös von ca. 380 Mio. EUR bzw. 750 
Mio. DM ausmachen, auf die die Beteiligten nur ungern verzichten möchten.6i5 

6.3 Zukunfts Szenarien des Pressevertriebs innerhalb Europas unter dem 

Aspekt des Gefahr dungs grades für die deutsche Preisbindung 

Nachdem die unterschiedlichen Szenarien der Preisgestaltung und die damit verbunde- 
nen Risiken für das deutsche Pressevertriebssystem ausführlich diskutiert wurden, sollen 
in nachfolgender Abbildung die diversen Handlungsaltemativen der Verlage und die 
daraus resultierende Mehr- oder Minder ge fährdung für die deutsche Preisbindung 
nochmals graphisch aufbereitet werden. 

Abbildung 8 verdeutlicht, dass die Reduzierung der Gefährdung für die deutsche Preis- 
bindung mit dem unter der Rubrik Preisgestaltung zur Euro-Einführung im vorab be- 



611 Vgl. GffC: Schwellenpreise auch künftig Blickfang (2001), S. 4. 

612 Vgl. „Ausland“ hat in Europa ausgedient - Gleichpreisigkeit auch vertrieblich ein Gebot der Ver- 
nunft (1997), S. 51 f 

613 Vgl. Eggert (2000), Chart B-26. 

614 Vgl. Protokoll der Sitzung der VDZ-Projektgruppe zur Einführung des Euro am 12.06. 1 997, S. 10. 

615 Vgl. Presse-Preise in EURO-Land (1999), S. 46. 
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schriebenen Zonenmodell der ländergmppenspezifischen Preisdifferenzierung erreicht 
wird. Dort werden die EU-Mitgliedsstaaten in Ländergruppen mit jeweils zonenspezifi- 
schen Copy-Preisen (CP) aufgeteilt. Ein weiterer Schritt zur Verringerung des Risikopo- 
tentials für die inländische Preisbindung wäre die bereits dargestellte Produktdifferen- 
ziemng in Form eines Inlands- und eines Auslandsproduktes. Die Verfeinemng dessen 
wäre die marktbezogene Produktdifferenziemng durch eine Inlandsausgabe und mehrere 
Auslandsausgaben für Kern- und Restmärkte. Die geringste Gefährdung für die deutsche 
Preisbindung stellt die vorab mit Vor- und Nachteilen diskutierte Preisharmonisierung 
dar. Bei diesem Szenario wird von einem einheitlichen Copy-Preis im gesamten Euro- 
Währungsgebiet aus gegangen. 

Abb. 8: Gefährdungsgrad für die deutsche Preisbindung 





Eigene Darstellung 

Abschließend wäre somit festzuhalten, dass aufgeführte verlagsseitig anzustoßende 
Einzelaktionen die in Deutschland für Presseerzeugnisse vorherrschende Preisbindung 
mehr oder weniger stützen bzw. gefährden können. Da die Preisbindung für den Erhalt des 
deutschen Pressevertriebssystems in seiner Gesamtheit, wie in Kapitel III. bei den Inter- 
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dependenzen der Strukturmerkmale aufgezeigt, von signifikanter Bedeutung ist, liegt es 
somit im Ermessen der Verlage, dieses Strukturmerkmal weiterhin aufrechtzuerhalten. 

Zwar wird die bisher praktizierte Preisdifferenzierung nicht der alleinige Auslöser für 
den Fall der Preisbindung und somit des deutschen Pressevertrieb-Gesamtsystems sein. 
Seit Jahren gibt es jedoch hier ein erhöhtes Risiko. Letztendlich stellt sich die Frage, ob 
deutsche Verlage trotz Kenntnis des Gefährdungspotentials für das deutsche Pressever- 
triebssystem ein Nichthandeln vorziehen und somit das beschriebene und über Jahrzehnte 
bestehende Grosso System mit seinen Struktureigenheiten gewollt in Frage stellen. 

6.4 Empfehlung 

Um das Thema Preisdifferenzierung versus Preisharmonisierung unter heutigen Markt- 
und Konsumentenprämissen abzuschliessen, sind beide Extreme gegeneinander 
abzu wägen. 

So wird aufgrund der fehlenden strategischen Preis vorbereitungen im Vorfeld auf dem 
Weg zum Euro nicht zu erwarten sein, dass alle Verlage für ihre Titel eine Preisharmoni- 
sierung zum 1 . Januar 2002 umsetzen und dabei insbesondere in Zeiten einer immer tur- 
bulenter werdenden Wettbewerbsumwelt auf nennenswerte Erlöse verzichten. 

Man wird sicherlich dabei die Preisgestaltung der Konkurrenztitel im nationalen, aber 
auch in grenzüberschreitenden Märkten im Auge behalten, um relativ kurzfristig auf 
Mitbewerber reagieren zu können.6i6 Solange jedoch nicht die jeweiligen Marktführer 
in ihrem Segment mit einer klaren Preisstrategie die Vorreiterrolle einnehmen, ist nicht 
mit einer kurzfristigen Preisharmonisierung zu rechnen. 

Aufgrund derzeit noch unterschiedlicher Einflussgrößen zur Preisfindung in den ein- 
zelnen Mitgliedsstaaten, z.B. differierende Mehrwertsteuersätze, Handelsspannen etc., 
kann man eine Empfehlung zur Preisgestaltung dahingehend aussprechen, dass eine 
stufenweise Übergangsregelung gefunden werden sollte.6i7 

Dies könnte zum derzeitigen Stand so aussehen, dass verlagsseitig bei Preiserhöhun- 
gen im Inland entsprechende Angleichungen im Ausland nicht umgesetzt werden, um 
eine sukzessive Annäherung der Verkaufspreise im Ausland an das deutsche Preisniveau 
herzustellen, ohne auf Verlags- bzw. Importeurseite die gewohnten Erlöse aufgeben zu 
müssen. Eine solche Lösung gäbe den einzelnen Handelspartnern langfristig angelegte 
Möglichkeiten, nach sozial verträglichen Lösungen bzw. Rationalisierungsaspekten 
Ausschau zu halten, um fehlende Erlöszuwächse für die Zukunft abzufangen. 

Um mittelfristig die Strukturmerkmale des deutschen Pressevertriebssystems auf- 
recht zu erhalten und die Gefahr von Reimporten zu minimieren, wird eine von Ver- 
lagsseite wohlbedachte, in Richtung Preisharmonisierung tendierende Preispolitik 
empfohlen, um eine Aushöhlung des lückenlosen, nationalen Preisbindungssystems zu 

verhindem.618 



616 Vgl. Sander (1997), S. 145. 

617 Vgl. Preisfindung ist für die Verlagsbranche ein kreatives Abenteuer (2001), S. 13. 

618 Vgl. Start der VDZ-Projektgruppe zur Einführung des EURO (1997), S. 2. 
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Um künftig einen funktionierenden und flächendeckenden Pressevertrieb innerhalb Euro- 
pas sicherzustellen, sollten bestimmte Prämissen verändert, neu definiert bzw. angegli- 
chen werden, um ein ähnliches oder zumindest nahezu kongruentes Konditionen- und 
Strukturgefüge zu schaffen.6i9 Hierbei können Harmonisierungstendenzen unterstützend 
wirken. Ferner spielen Produktdifferenzierungen in Form von Länderadaptionen, dezen- 
trale Druckstandorte zur zeitnaheren Versorgung mit Presse, Synergien in der Logistik 
bis hin zu speziellen Angebotsformen für internationale Presse eine bedeutende Rolle. 

Neben Veränderungen auf Verlagsseite bzw. in den nachgelagerten Handelsstufen 
werden auch die diversen Institutionen der EU ihren harmonisierenden und unterstüt- 
zenden Beitrag leisten müssen, um das Prinzip der Pressefreiheit in Zukunft als Maxi- 
me eines föderativen Staatenbundes hochzuhalten. 

Somit gilt es nunmehr - ausgehend von der heutigen Situation -, verschiedene Vi- 
sionen aufzuzeigen, um die beteiligten Personen- und Interessengruppen zum Über- 
denken und Handeln anzuregen. Sicher können nicht alle Alternativen zeitgleich um- 
gesetzt werden. Doch wird die eine oder andere Empfehlung - bedingt durch die im- 
mer mehr unter Wettbewerbsdruck geratenden Angebotsmärkte - titel- oder gattungs- 
spezifisch, partiell oder ganzheitlich in naher Zukunft zur Anwendung kommen. 

1. Harmonisierung 

Abgesehen von der immer wieder in der Kritik stehenden Harmonisierungstendenz der 
EU, ist es notwendig, bestimmte Themen mitgliedsstaatenübergreifend anzugehen, um 
u.a. einheitliche Basen für den aus Konsumentensicht transparenten Preisgestaltungs- 
prozess für Presseprodukte zu schaffen. Hierzu zählt insbesondere das in allen teilneh- 
menden Ländern geltende Prinzip der Mehrwertbesteuerung für den Endverbraucher. 

Auch müssen Werberichtlinien, die aus heutiger Sicht sehr uneinheitlich auf Mit- 
gliedsstaatenebene erlassen wurden und bisher nur für nationale Produkte gelten, an- 
geglichen werden. Um den grenzüberschreitenden Warenverkehr nicht zu behindern, 
müssen hierfür entweder Ausnahmeregelungen für Produkte aus anderen Mitglieds- 
staaten definiert werden oder es muss ein von EU- Seite einheitlicher Erlass zum The- 
ma Werberichtlinien in den Bereichen Tabak, Alkohol etc. erfolgen. 

Die Bereiche Handelsspannen und Struktureigenheiten sind historisch gewachsene 
Gebilde, die von Seiten der EU keine direkte Beeinflussung erfahren können. Hier sind 
im partnerschaftlichen Einvernehmen zwischen Verlagen und nachgelagerten Han- 
delsstufen Wege zur Vereinheitlichung zu finden, um dann in letzter Konsequenz die 
Voraussetzung für eine leserfreundliche Preisharmonisierung zu schaffen. 



619 Vgl. Der Konditionendschungel wird langsam gelichtet (1999), S. 2. 
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1 . 1 Mehrwertsteuer 

Wie bereits in Kapitel IV. unter Einflussgrößen deutscher Großverlage zur aktuellen 
Preisfindung unter der Rubrik Mehrwertsteuer ausgefuhrt, bestehen derzeit landesspe- 
zifische Mehrwertsteuersätze für Zeitungen, Zeitschriften und Bücher, die nach unter- 
schiedlichsten Kriterien zur Anwendung kommen.620 
Dies ist derzeit mit einer der Gründe, die aus Verleger- und Vertriebspartnersicht ei- 
ner Harmonisierung der Verkaufspreise in allen Mitgliedsstaaten entgegenstehen, denn 
unterschiedliche Mehrwertsteuersätze ergeben unterschiedliche Netto waren werte pro 
verkauftem Exemplar.62i Dies fuhrt zu verschiedenen Roherträgen pro Handelspartner 
im jeweiligen Mitgliedsstaat. 

Bereits im Jahre 1950 wurde von der Generalversammlung der UNESCO verkündet, 
dass auf eine Besteuerung in Form von Importsteuern oder Einfuhrzöllen für Lehr-, 
Wissenschafts- und Kulturmaterial verzichtet werden soll. Dies wurde unter EU- 
Gesichtspunkten im Rahmen des ungehinderten grenzüberschreitenden Warenver- 
kehrs bereits realisiert .622 Jedoch wurde man bisher weder den Wünschen der Konsu- 
menten, der Vertriebspartner noch der Verleger gerecht, und das trotz eifrigen Bemü- 
hens um eine einheitliche Mehrwertsteuerregelung. In einem ersten Schritt konnte bis- 
her nicht einmal eine Mehrwertsteuer-Bandbreite festgelegt werden. 623 
Zwar erklärte im Januar 1998 Pierrre Guieu als anerkannter Steuerrechtsexperte der Ge- 
neraldirektion XXI der Europäischen Kommission, dass die derzeit in einigen Mitglieds- 
staaten vorherrschende Null-Prozent-Umsatzsteuerregelung für Presseerzeugnisse auf 
europäischem Niveau nicht haltbar sei.624 Es könne ein deutlich reduzierter Umsatzsteuer- 
satz für Printmedien von der Kommission für die Mitgliedsstaaten akzeptiert werden, 
doch -insgesamt betrachtet -, dürfte er durchschnittlich eher höher sein als bisher.625 
Auch in der Folgezeit wurde das Thema Steuerharmonisierung allgemein weiter dis- 
kutiert.626 Aus diesem Grund hat die Europäische Kommission die EU-Mitgliedsstaaten 
nach dem Subsidiaritätsprinzip aufgefordert, aufgrund der mit der Währungsunion 
verbundenen stärkeren wirtschaftlichen Integration und einer damit einhergehenden 
größeren Wechselwirkung der nationalen Steuersysteme, die Beseitigung der steuerli- 
chen Unterschiede mit höchster Priorität voranzutreiben.627 
Im Jahr 2000 erläuterte die ENPA, eine Vereinigung europäischer Zeitungs Verleger, 
in einer Direktive an die Europäische Kommission die Gründe für eine 0-Prozent- 
Mehrwertsteuerregelung für europäische Presseprodukte. Neben der These, dass der 
möglichst ungehinderte Zugang zu Presseerzeugnissen als elementares Grundrecht zu 
verteidigen sei, wurden Argumente wie steigender Pressekonsum durch niedrige Ver- 



620 Vgl. Selling in Europe (2000), S. 8. 

621 Vgl. Heinrich (1994), S. 272. 

622 Vgl. Florenzer Abkommen (1996), S. 20 ff 

623 Vgl. Klaffke (1996c), S. 10. 

624 Vgl. Umsatzsteuer für Presseprodukte - Null-%-Steuer wird fallen (1998), S. 6. 

625 Vgl. Keine Steuern aufs Lesen! (1996), S. 18 f 

626 Vgl. Vorstoß zur Mehrwertsteuer-Harmonisierung (1998), S. 7. 

627 Vgl. Kommission drängt auf Steuerharmonisierung (1999), S. 9. 
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kaufspreise und sinkende Analphabetisierungsquoten - einhergehend mit dem Wegfall 
einer Besteuerung von Presseprodukten - ins Feld geführt.628 
Auch DISTRIPRESS, eine Vereinigung internationaler Verleger und Vertriebsfirmen, 
nimmt im Rahmen des u.a. hierfür eingerichteten Steuerausschusses Einfluss auf die an- 
stehenden Steuerharmonisierungstendenzen der europäischen Kommission.629 
Jede Art von Steuerharmonisiemng tangiert den Staatshaushalt des jeweiligen Mit- 
gliedsstaates positiv oder negativ, abhängig von der heute üblichen Mehrwertsteuer im 
Vergleich zu einer künftig eventuell harmonisierten Umsatzsteuer.630 Weiterhin wird 
eine Harmonisierung durch die unterschiedlichen Strukturen der Steuer- und Sozial- 
versicherungssysteme erschwert.631 

Greift man jedoch das Argument auf, dass ein Weiterbestehen gegensätzlicher Rege- 
lungen Handelshemmnisse entstehen lässt, die zu einer Fragmentierung des Binnen- 
marktes fuhren könnten und somit einer optimalen Ressourcenverteilung im Wege 
stehen, dürfte eine kurzfristige Angleichung der Steuer bzw. ein Wegfall der Besteue- 
mng für Presse mittelfristig zu erwarten sein.632 
In den folgenden Tabellen sehen wir die bereits bekannte modellhafte Darstellung ei- 
ner Zeitung und einer Zeitschrift mit der bereits in den Tabellen 12 und 13 dargestellten 
Preisharmonisierung633 im Abgleich zur bisherigen Preisdifferenzierungsstrategie. Die- 
se Betrachtungsweise belegt die ergebniswirksamen Auswirkungen einer Reduzierung 
respektive Harmonisierung der Mehrwertsteuer in allen Mitgliedsstaaten. 

Während die Modellrechnung einer Zeitung unter Preisharmonisierungsaspekten in 
Tabelle 12 einen Mindererlös von 364.051 EUR im Ergebnisvergleich zum Modell der 
Preisdifferenzierung ausweist, reduziert sich der in Tabelle 14 errechnete Fehlbetrag im 
Rahmen der Mehrwertsteuereliminierung auf 320.28 1 EUR für Verlag und Importeur. 

Bei der Zeitschrift ergibt sich ein ähnliches Bild in der Erlössituation. Auch hier ergab 
Tabelle 13 einen Mindererlös von 230.827 EUR. Dieselbe Annahme wie bei der Zeitung, 
nämlich eine Harmonisierung der Preise mit gleichzeitiger Aufhebung der Mehr- 
wertsteuer, wie in der folgenden Tabelle ersichtlich, würde auch bei der Zeitschrift den 
Fehlbetrag einer Preisharmonisierung auf 145.075 EUR je Handelspartner reduzieren. 

Die Mehreinnahmen auf Verlags- und Importeurseite infolge einer Mehrwertsteuereli- 
minierung könnten die aus einer Preisharmonisierung resultierenden Mindereinnahmen 
teilweise kompensieren. Somit wäre den beiden Parteien der nötige finanzielle Freiraum 
belassen, um journalistische, logistische und konzeptionelle Weiterentwicklungen zu for- 
cieren, trotz einer ergebnisreduzierenden, doch leserfreundlichen Preisharmonisierung. 



628 Vgl. European Newspaper Publishers’ Association (2000), S. 2 ff 

629 Vgl. Der „Steuerausschuss“: Hüter der „Pressefreiheit“ (1999), S. 1 1 f 

630 Vgl. Mick (1995), S. 3 ff 

631 Vgl. Vorstoß zur Mehrwertsteuer-Harmonisierung (1998), S. 7. 

632 Vgl. Compétition & Extemal Relations Committee Meeting (1996), S. 1. 

633 Das Modell der Preisharmonisierung wurde gewählt, da im Falle einer Mehrwertsteuerharmoni- 
sierung bzw. -eliminierung einer Verkaufspreisangleichung in allen EURO-Teilnehmerländem 
ein Argument weniger entgegenstehen würde. 




Tab. 14: Modellrechnung Zeitung bei Preisharmonisierung mit Mehrwertsteuersatz von 0 Prozent 
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Die Mindereinnahmen in einer Mehrzahl der Euro-Teilnehmerländer könnten als finan- 
zieller Beitrag zur Förderung der Pressefreiheit deklariert werden, die gegebenenfalls 
durch andere Steuereinnahmen ausgeglichen würden. Weiterhin wären Subventionie- 
rungsmaßnahmen für Presse auf EG-Ebene denkbar, um eventuelle Haushaltsdefizite zu 
kompensieren, die aus einer Mehrwertsteuereliminierung für Presseerzeugnisse resultie- 
ren könnten. 

1.2 Handelsspannen 

Neben den diversifizierten Mehrwertsteuersätzen werden auch die landesspezifisch un- 
terschiedlich gestalteten Handelsspannensysteme als Grund angegeben, dass die Ver- 
kaufspreise immer noch differenziert pro Mitgliedsstaat kalkuliert werden. Historisch 
bedingt sind in den EU-Teilnehmerstaaten eigene Handelsstrukturen mit jeweils unter- 
schiedlichem Handelsspannengefüge entstanden und gewachsen. 

In Abhängigkeit von der Organisationsform der jeweiligen Handelsstufe, aber auch von 
der Marktmacht einzelner Verlage, Importeure und Grossisten bzw. Einzelhändler, ein- 
hergehend mit der Berücksichtigung von hochauflagigen bzw. umsatzträchtigen bis hin zu 
Special-interest-Titeln, sind unterschiedliche Handelsspannenverteilungen fixiert wor- 
den.634 Für den grenzüberschreitenden Verkauf von Presseerzeugnissen ist, wie bereits 
erwähnt, mehrheitlich von einer Standard-Handelsspanne in Höhe von 50 Prozent auszu- 
gehen,635 wobei auch hier die Handelspartner in Abhängigkeit vom Titel oft zu Verhand- 
lungen bereit sind. 

Betrachten wir nochmals das Handelsspannengefüge in Deutschland, so richtet sich die 
Marge für Grosso bzw. für den Einzelhandel überwiegend nach der verkauften Auflage 
mit einem Bonus beim Erreichen bestimmter Umsatzgrößenstufen pro Titel. Entspre- 
chend gewähren insbesondere hochauflagige Titel in Deutschland deutlich niedrigere 
Handelsspannen636 als die im grenzüberschreitenden Pressevertrieb üblichen 50 Prozent. 

Einhergehend mit Preisharmonisierungstendenzen in der Verkaufspreisgestaltung in 
den Euro-teilnehmenden Staaten werden bei gutverkäuflichen Presseerzeugnissen An- 
gleichungsbestrebungen hin zur nationalen Handelsspanne des Ursprungslandes statt- 
finden. Die Verleger werden versuchen, die durch eine Preisharmonisierung zu erwar- 
tenden Erlöseinbrüche durch andere Einnahmequellen zu kompensieren. Eine Möglich- 
keit bestünde darin, die Handelsspanne für hochauflagige Titel für Importeur, Grosso 
und Einzelhandel auf insgesamt 40 Prozent zu reduzieren. Eine weitere Möglichkeit, die 
hier aber nicht weiter ausgeführt werden soll, wäre eine Änderung des Handelsspannen- 
gefüges zu Gunsten der Verlage im Heimatmarkt, im Falle von deutschen Produkten so- 
mit innerhalb Deutschlands. Daraus resultierende Mehrerlöse auf Verlagsseite im Ur- 



634 Vgl. Auflagen im Import/Export (3) (1995), S. 33. 

635 Vgl. Selling in Europe (2000), S. 8. 

636 Die Handelsspanne der Bild-Zeitung beträgt in Deutschland für das Grosso 13,30%, für den Ein- 
zelhandel 18,31%, somit insgesamt 31,61% im Gegensatz zu den üblichen 50% Handelsspanne 
im grenzüberschreitenden Presse vertrieb. 
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sprungsland könnten zur Verringerung der Preisharmonisierungsverluste aus anderen 
EU-Mitgliedsstaaten verwendet werden.637 

Auch hier gibt die bekannte Modellrechnung der Arbeit darüber Auskunft, wie sich die 
Erlössituation der beiden Parteien im Falle einer Zeitung bzw. Zeitschrift unter Annahme 
einer Preisharmonisierung - einhergehend mit einer Handelsspannenreduzierung von 50 
Prozent auf 40 Prozent im Vergleich zum Ergebnis einer Preisdifferenzierung - darstellt. 

Statt der in Tabelle 12 für die Zeitung errechneten Erlösschmälerungen in Höhe von 
364.051 EUR je Handelspartner unter der Annahme einer 50-prozentigen Handelsspan- 
ne für den Importeur, verringert sich der Verlust im Szenario in Tabelle 1 6 für den Verlag 
auf 175.805 EUR. Den Importeur trifft die Preisharmonisierung - bedingt durch die An- 
nahme einer Handelsspanne von nur noch 40 Prozent - erheblich härter. Er trägt den 
Verlust mit einer Ergebnisminderung von 552.297 EUR überproportional. 

Auch bei der Zeitschrift ändert sich die ursprünglich hälftige Verlustverteilung durch 
eine auf 40 Prozent reduzierte Handelsspane für den Importeur entsprechend. Der aus der 
Preisharmonisierung resultierende Verlust aus Tabelle 13 mit 230.827 EUR pro Han- 
delspartner reduziert sich beim Verlag auf 1.002 EUR. Auf Importeurseite erhöht sich 
der Verlust -bedingt durch die vergleichsweise niedrigere Handelsspanne von 40 Pro- 
zent - auf ein Niveau von 460.05 1 EUR. 

Bestrebungen, die Handelsspanne zu reduzieren, gab es bereits in der Vergangenheit. 
Auch künftig werden die Verlage unter Verwendung guter Argumente versuchen, den 
Importeur respektive den Grossisten von niedrigeren Spannen zu überzeugen, vor allem 
dort, wo es titelspezifisch sinnvoll ist. Mitgliedsstaatenspezifische Produktdifferenzie- 
rungen, dezentrale Druckstandorte, Rationalisierungsmaßnahmen in der nationalen Lo- 
gistik bis hin zu speziellen Angebotsformen für internationale Titel können Maßnahmen 
sein, um dieses Ziel zu erreichen. Zu überlegen wäre eventuell die Einführung einer Ra- 
battstaffel, die unterschiedliche Handelsspannen in Abhängigkeit vom Gesamtverkauf 
p.a. festlegt. Eine jährliche Überprüfüng der Abverkäufe könnte eine zeitnahe Anpas- 
sung der Margen garantieren. Gleichzeitig könnte ein Abgleich in modifizierter Form 
mit der deutschen Rabattstaffel erfolgen, um mögliche Reimporte aus dem benachbar- 
ten Ausland - bedingt durch die aus der unterschiedlichen Handelsspanne resultieren- 
den günstigeren Abgabekonditionen im Inland638 - auszuschließen und somit die Lük- 
kenlosigkeit des deutschen Grosso-Systems weiterhin sicherzustellen.639 

Abschließend betrachtet, hängt neben einer möglichen Nutzung alternativer Ver- 
triebswege in Form von Konkurrenzimporteuren bzw. -grossisten der Verhandlungser- 
folg der beteiligten Parteien überwiegend von der Verkäuflichkeit bzw. der Markt- 
macht eines Titels im jeweiligen Vertriebsgebiet ab. 



637 Vgl. Gespräch mit Herrn Leilich am 30.04.200 1 . 

638 Vgl. Der Konditionendschimgel wird langsam gelichtet (1999), S. 2. 

639 Vgl. Heinrich (1994), S. 272. 




Tab. 16: Modellrechnung Zeitung bei Preisharmonisierung mit einer Handelsspanne von 40 Prozent (Importeur) 

Verkaufspreis in Deutschland 2,00 DM (entspricht 1,02 €) 

Annahme: Absenkung auf 1,00 € für alle Euroländer, Handelspanne Importeur 40% 
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1.3 Struktureigenheiten 

Das Vorhandensein von Alternativen in der Wahl der Vertriebs- bzw. Absatzkanäle 
fuhrt uns zu den Struktureigenheiten des Pressevertriebs im Allgemeinen. In einigen 
Mitgliedsstaaten bestehen diverse Möglichkeiten, den Vertriebsweg vom Verlag hin 
zum Einzelhandel zu gestalten. 

In Deutschland beispielsweise gibt es die freie Wahl des Importeurs und National- 
vertriebes. Das Grosso ist einziger Lieferant des Einzelhandels, ist aber an klare Rege- 
lungen (Kontrahierungszwang etc.) gebunden. In anderen Mitgliedsstaaten sieht es häu- 
fig anders aus. So gibt es, wie bereits in Kapitel III. unter der Rubrik Pressevertriebssy- 
steme innerhalb der EU ausgefuhrt, insbesondere in Ländern wie Österreich, Großbri- 
tannien, Italien, Spanien und Portugal eine Auswahl von Firmen auf Importeurs- bzw. 
Grosso-Ebene. 

Umgekehrt existieren in anderen Ländern der EU eher Konzentrationstendenzen in- 
nerhalb der einzelnen Handelsstufen, bis hin zu Verflechtungen zwischen Impor- 
teur/Grossist und Einzelhandel. Diese teils monopolistisch geprägten Strukturen wir- 
ken bereits länderübergreifend. So sind die Valora AG aus der Schweiz, die französi- 
sche Firma Hachette Distribution Services (HDS) neben der norwegischen Narvesen- 
Gruppe dabei, in mehreren Ländern tätig zu sein bzw. zu werden. 

Zwar wurde dem Axel Springer Verlag auf nationaler Ebene im Urteil des Bundes- 
gerichtshofes vom 21 . November 2000 eine Minderheitsbeteiligung von 24 Prozent an 
der Bahnhofsbuchhandelskette Stilke mit der Begründung untersagt, dass die zu einer 
Verstärkung der beherrschenden Stellung Springers führende Beeinflussung des Ein- 
zelhandels den neutralen Pressevertrieb gefährden könnte.640 Gleichzeitig wird es un- 
ter EU-Rechtsgesichtspunkten gestattet, dass die Firma Narvesen ihr bestehendes Mo- 
nopol in Norwegen auf Großhandels- und Einzelhandelsebene erfolgreich in Schwe- 
den und seit dem 1 . April 2001 auch in Dänemark ausbaut. Konzentrationstendenzen 
auf vertrieblicher Ebene finden bisher laut geltender EU-Rechtsprechung keine Re- 
striktionen, wie sie in Kapitel II unter der Rubrik Konzentrationskontrolle im Medien- 
Binnenmarkt für publizistische Einheiten beschrieben wurden. 

Aufgrund der erwähnten Verflechtungen verschlechtert sich vielfach die Verhand- 
lungsposition der Verlage. Teilweise entstehen Bestrebungen einzelner Importeurs- bzw. 
Grossofirmen - bedingt durch heute immer noch unterschiedlichste Abgabepreise -, für 
zeitunkritische Produkte über die Tochterfirma mit den günstigsten Einstandskonditionen 
einzukaufen.641 Weiterhin ist festzuhalten, dass insbesondere die gesellschaftsrechtliche 
Vernetzung verschiedener Handelsstufen unter einem Dach aus Verlagssicht zu einge- 
schränkten Zugangsmöglichkeiten im Einzelhandel führen kann. Erwägt ein Verlag, den 
Importeur oder Grossisten zu wechseln bzw. eigene nationale Grosso-Aktivitäten auf- 
zubauen, unterliegt er dem Risiko, der Zugangsverwehrung wichtiger Einzelhandelsge- 



640 Vgl. Springer-Beteiligung an Stilke untersagt (2000), S. 27. 

641 Vgl. Europa; Ein Markt ohne Grenzen oder grenzenloser Wettbewerb für den internationalen 
Pressevertrieb? (1993), S. 57. 
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schäfte, die aus der Zugehörigkeit dieser Verkaufspunkte zur Konkurrenzvertriebsfirma 
resultieren. 

Die aus früherer Zeit bekannte Funktion des Importeurs, der mit der Erledigung der 
Zollformalitäten etc. betraut war, erübrigt sich durch ein Europa ohne Grenzen.642 Diese 
Firmen fungieren heute als klassische National vertriebe. 643 Es gibt aber auch Verlage, 
die Grossisten - trotz vorhandenen Nationalvertriebs im jeweiligen Mitgliedsstaat - di- 
rekt bedienen.644 Hier gilt es, eine Entscheidung von der Marktdurchdringung des ein- 
zelnen Objektes im Vergleich zur nationalen Presse abhängig zu machen. 

Abschließend sei hierzu festzuhalten, dass es sicher nicht sinnvoll wäre, die Vertriebs- 
strukturen innerhalb der EU unter Einschaltung der europäischen Institutionen einheit- 
lich zu regeln. Vielmehr sind die Vertriebsstrukturen aus dem Tagesgeschäft heraus un- 
ter Opportunitätsgesichtspunkten für beide Seiten vernünftig abzustimmen. Möglich 
wäre hier, den Konzentrationstendenzen auf Vertriebsebene gebündelte grenzüber- 
schreitende Vertriebsaktivitäten auf Verlagsebene gegenüberzustellen,645 um ein beid- 
seitiges Kräftegleichgewicht herzustellen. 646 

1 . 4 Werberichtlinien 

Neben den diversen Parametern des klassischen Vertriebs sollte auch eine Harmonisie- 
rung der Werberichtlinien anvisiert werden. Wie in Kapitel II. unter der Rubrik Aus- 
wirkungen eines Tabakwerbeverbotes fur die Vertriebsffeiheit von Presseprodukten in 
Europa - als eine Ausprägung von Werbeverboten647 - ausgefuhrt wurde, werden die 
Werberichtlinien für Presseerzeugnisse in den jeweiligen Mitgliedsstaaten national 
unterschiedlich behandelt. 

Während es in Deutschland bis heute keine Beschränkungen fur Tabakwerbung in 
Presseerzeugnissen gibt, sind sie in Frankreich, Italien und Belgien für nationale Pro- 
dukte bereits verabschiedet und werden in Ländern wie Großbritannien648 und Öster- 
reich zum wiederholten Male diskutiert. Auf EU-Ebene wurde der letzte Richtlinien- 
Entwurf des Europäischen Gerichtshofes im Oktober 2000 aufgehoben.649 

Kurz nach der Urteilsverkündung des EUGH kündigte der amtierende Gesundheits- 
kommissar David Byrne an, einen neuen Richtlinienentwurf zu erarbeiten, der u.a. Tabak- 
werbung in Zeitungen und Zeitschriften europaweit verbieten soll. Aus seiner Sicht hat der 



642 Vgl. Keine Schule der Demut . . . (1995), S. 36. 

643 Vgl.Klaffke(1993b), S. 3. 

644 Vgl. Gespräch mit Frau Lähndorf am 2.05.2001; der Axel Springer Verlag beliefert in Spanien 
die Destinationen Spanien Festland, Balearen, Gran Canaria und Teneriffa. Pro Vertriebsgebiet 
sind unterschiedliche Nationalvertriebs- bzw. Grosso-Firmen mit direkter Kommunikation, 
Verantwortung und Abrechnung für den Axel Springer Verlag tätig. 

645 Vgl. Überlegungen zu einer komplizierten Sparte (1993), S. 28. 

646 Vgl. Gespräch mit Herrn Feder am 3 .05 .200 1 . 

647 Derzeit werden mehrheitlich Werbeverbote für Tabak- und Alkohol Werbung sowohl national als 
auch auf EU-Ebene diskutiert. 

648 Vgl. Key Indicators on the UK Magazine Market (2000), S. 4. 

649 Vgl. Zeitungsverleger begrüßen Aus für Tabakwerbeverbot (2000), S. 1 . 
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EUGH in seinem Urteil ausdrücklich die Kompetenz des Gemeinschaflsgesetzgebers an- 
erkannt, der Tabakwerbung bestimmte Beschränkungen aufzuerlegen.650 Ein erneuter 
Richtlinienentwurf wurde im Juni 2001 den Gesundheitsministem vorgelegt.65i Dieser 
soll die Nischen des Urteils vom Oktober 2000 dahingehend nutzen, dass ein Werbever- 
bot nicht unter Gesundheitsaspekten, sondern unter dem Aspekt der Behindemng des 
grenzüberschreitenden Handels formuliert wird.652 Hierfür bietet sich insbesondere ein 
Verbot für Pressemedien an, da diese grenzüberschreitend genutzt werden.653 

Zwar ist jede Form der Reglementiemng von Werbung unter dem Gesichtspunkt von 
Erlöseinbußen für die Verlage zu vemrteilen.654 Trotzdem ist zu bemerken, dass eine 
ländemneinheitliche Regelung, wie sie sich derzeit darstellt, eventuelle Auswirkungen 
auf die Freiheit des Warenverkehrs und damit auf den Binnenmarkt umfasst. Dement- 
sprechend kann ein Werbeverbot in einem Mitgliedsstaat den freien Warenverkehr der 
Printmedien dahingehend behindern, dass es sich als Einfuhrverbot für Presseerzeugnis- 
se mit Tabakwerbung auswirkt und sodann als Maßnahme gleicher Wirkung im Sinne 
des Artikels 28 EGV655 zu werten ist.656 

Die bedingungslose Umsetzung nationaler Werbeverbote in Form von Extra-Pro- 
duktionen pro länderspezifischer Werberichtlinien Verordnung wäre aus Verlagssicht un- 
denkbar. Insbesondere in Zeiten, in denen Europa auch unter Werbekampagnengesichts- 
punkten immer mehr zusammenwächst und sich Werbebotschaften teilweise nur noch 
sprachlich unterscheiden, soll dies durch nationale Gesetzgebung verhindert werden.657 

Im Falle der Werbeverbote kann der Eindruck gewonnen werden, dass der EU-Bürger 
als unmündiger Verbraucher deklariert wird, dem jegliche Entscheidungskompetenz ge- 
nommen wird und - im hier vorliegenden Fall - gleichzeitig noch die Freiheit der Presse 
bzw. das System der freien Marktwirtschaft angegriffen wird. 65 8 Insgesamt betrachtet 
wäre an erster Stelle eine Vereinheitlichung der Werberichtlinien zu befürworten und im 
Zuge dessen ein generelles Infragestellen der Erfordernis nationaler und EU-einheitlicher 
Werbeverbote im derzeit diskutierten Bereich Tabak bzw. Alkohol vonnöten. 

1 . 5 Verkaufspreise 

Blickt man in die Zukunft des Pressevertriebs, ist insbesondere bei den Harmonisie- 
rungstendenzen der Mehrwertsteuer, den Handelsspannen, den Struktureigenheiten 
und den Werberichtlinien mit einer Harmonisierung der Verkaufspreise in den EU- 



650 Vgl. Neuer Anlauf für Tabakwerbe verbot (2000), S. 12. 

651 Vgl. Neuer Entwurf für ein Verbot der Tabakwerbung (2001), S. 2. 

652 Vgl. Brüssel plant Verbot von Tabakwerbung (2001), S. 7. 

653 Vgl. Zeitungsverleger fürchten um Tabak-Werbung (2001), S. 12. 

654 Vgl. Werbeverbote bedrohen die Vielfalt in der Presselandschaft (2001), S. 14. 

655 Artikel 28 EG-Vertrag in der Fassung von Amsterdam (Artikel 30 EG-Vertrag in der Fassung von 
Maastricht). 

656 Vgl. Kreile/Rahn (1998), S. 826. 

657 Vgl. Tabakanzeigen behindern Zeitungsvertrieb in EU (1996), S. 12. 

658 Vgl. Klaffke (1992d), S. 52 f. 
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Mitgliedsstaaten zu rechnen. Nicht nur wegen der in Kapitel VI. unter der Rubrik Vor- 
und Nachteile einer Preisharmonisierung zum Erhalt der deutschen Pressevertriebs- 
struktureigenheiten angegebenen Gründe, sondern auch durch ein Zusammenwachsen 
in Europa in unterschiedlichsten Disziplinen ist dies langfristig zu erwarten. Damit 
wären aber die zu erwartenden Beschwerden von organisierten Verbrauchern hinsicht- 
lich der überteuerten Verkaufspreise für Presseprodukte in Europa außerhalb des Ur- 
sprungslandes erst mit einer Perspektive von mehreren Jahren hinfällig.659 

Insofern die vorab angesprochenen Parameter, die derzeit, wie in den einzelnen Sze- 
narien dargestellt, die Erlössituation sowohl der Verlage als auch der nachgelagerten 
Handelsstufen im Falle einer anzustrebenden Preisgleichheit beeinflussen, angeglichen 
werden, widerspricht dies dann immer weniger einer Harmonisierung der Preise.66o Sicher 
werden die Harmonisierungsprozesse in den einzelnen Kategorien nicht synchron ab- 
laufen. 

Weiterhin werden in den kommenden Jahren immer wieder neue Länder als Mit- 
gliedsstaaten in die Europäische Union aufgenommen, wodurch sich das Währung- 
sumstellungs- und Harmonisierungsprocedere der heutigen Mitgliedsstaaten in künfti- 
gen Jahren noch öfter wiederholen wird. Die entstehenden Erlösdefizite bei den jewei- 
ligen Parteien könnte man als eine „Quasi-Anschubfinanzierung“ für Europa bezeich- 
nen, die es unter Zukunftsaspekten gut angelegt erscheinen lässt. 

Der Trend zur Preisharmonisierung ist in unterschiedlichsten Branchen zu verzeich- 
nen.661 Nicht nur in der Pressebranche sträubt man sich gegen daraus resultierende 
Verluste und kann sich deswegen eine Preisharmonisierung im direkten Einklang mit 
der Währungsumstellung kaum vorstellen. Aber gerade bei Presseprodukten mit heute 
schon - im Gegensatz zu herkömmlichen Markenartikeln - einheitlichen nationalen 
Preisen sollte eine langfristige Preisangleichung vorstellbar sein. 

So kann man abschließend behaupten, dass vereinzelt Verlage zum 1 . Januar 2002 
Preisgleichheit zwischen dem Ursprungsland und den angrenzenden bzw. sprachglei- 
chen Euro-Teilnehmerl ändern herstellen .662 Andere werden sich in der Anfangsphase 
durch das Preisverhalten der Mitbewerber aus den nationalen bzw. Heimatmärkten be- 
deckt halten. Sinn und Zweck der Europäischen Union ist es, einen gemeinsamen Wirt- 
schaftsraum zu schaffen, der Verkaufspreise transparent werden lässt, den Konsu- 
mentendruck erhöht, das Mitbewerberumfeld vergrößert und produktspezifische Preis- 
angleichungen fordert.663 Derzeit noch überwiegend national agierende Verlage werden 
vermehrt zu „Global Playem“.664 Die erfolgreiche Eroberung der Heimatmärkte reicht 
nicht mehr aus, um international mitzuspielen. Ein grenzübergreifendes Denken wird 
sich in den Köpfen der Entscheider breit machen müssen. Langfristig betrachtet wer- 



659 Vgl. Europa 1993 (1993), S. 24 f 

660 Vgl. Ein Produkt, ein Preis - die Hersteller wappnen sich (1999), S. 4. 

661 Vgl. KPMG: Preise in Euroland verschmelzen langsam (2000), S. 4. 

662 Vgl. Gespräch mit Frau Renaud am 27.04.200 1 . 

663 Vgl. Es gibt keine Standardlösungen (1999), S. 1. 

664 Vgl. Heinrich (1994), S. 137-142. 
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den sich harmonisierte Preise für Presse, aber auch für andere Markenartikel mehr 
durchsetzen, als es bis dato der Fall war. 

Ein gewünschter Nebeneffekt einer EU-übergreifenden Preisharmonisierung für Pres- 
seerzeugnisse wäre weiterhin ein Anlass dafür, gleichzeitig von der Brüsseler Wettbe- 
werbskommission auf supranationaler Ebene die Freistellung eines Vertriebssystems mit 
grenzüberschreitender Preisbindung und territorialer Exklusivität gemäß Artikel 81 Ab- 
satz EG-Vertrag665 zu erhalten.666 Damit wäre ein lange ruhendes Verfahren, nämlich 
das in Kapitel IV. erwähnte EG- Verfahren gegen deutsche Verlage und Vertriebsfir- 
men, endgültig beigelegt. 

Eine Preisharmonisierung kostet viele Millionen Mark bzw. Euro, bedingt durch Er- 
löseinbußen bei Verlag und Handelspartnern. Um diesen Effekt der Subventionierung 
des Exports667 etwas abzumildem, sollen nachfolgende Szenarien potentielle Möglich- 
keiten zur Kompensation aufzeigen. 

2. Kompensation der Verluste einer Preisharmonisierung 

2.1 Annahme besserer Verkaufschancen 

Zum Erhalt der bisherigen Bruttoerlöse in den Auslandsmärkten könnten auch durch 
Verkaufspreisabsenkungen in den Euro-Teilnehmerländem bedingte Verkaufssteige- 
rungen beitragen. 

Unbestritten ändern Konsumenten und somit auch Leser, wie bereits in Kapitel IV. 
unter Allgemeine Preiskalkulation bei Markenartikeln erwähnt wurde, in Abhängig- 
keit vom Preis ihr Nachfrage verhalten. Eine Preisreduzierung führt laut der bekannten 

Preis- Absatz-Funktion zu einem höheren Konsum. 668 Somit ist die Annahme eines 
Mehrverkaufs von Presseprodukten im Ausland unter der Prämisse einer Verkaufs- 
preisreduzierung669 zwar wissenschaftlich belegbar, aber relativ schwer zu quantifizie- 
ren. Pro Land und in Abhängigkeit von der Zielgruppe stellen sich unterschiedliche 
Preiselastizitäten dar. 

Die Modellrechnung einer Zeitung oder Zeitschrift soll hier Aufschluss darüber ge- 
ben, inwieweit sich die Erlössituation des Verlags bzw. Importeurs unter der Annahme 
eines Mehrverkaufs von 20 Prozent verbessert. Die anderen Parameter, wie Mehr- 
wertsteuer, Handelsspanne etc., bleiben unverändert zum Ursprungsmodell. 



665 Artikel 81 EG-Vertrag in der Fassung von Amsterdam (Artikel 85 EG-Vertrag in der Fassung von 
Maastricht). 

666 Vgl. Dann wäre die Meinungsvielfalt in Europa erheblich reduziert (1997), S. 14. 

667 Vgl. Euro, Euro (1998), S. 89. 

668 Vgl. Das Phänomen des verlorenen Pfennigs (1998), S. 17 f 

669 Vgl. „Ausland“ hat in Europa ausgedient - Gleichpreisigkeit auch vertrieblich ein Gebot der Ver- 
nunft (1997), S. 51 f. 
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Verkaufspreis in Deutschland 2,00 DM (entspricht 1,02 €) 
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Verkaufspreis in Deutschland 4,00 DM (entspricht 2,05 €) 
Annahme: Preis 2,05 € für alle Euroländer, Mehrverkauf -^20% 
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Während die reine Preisharmonisiemng in der Tabelle 12 dem Verlag bzw. Impor- 
teur eine Erlösschmälerung von 364,051 EUR bereitet, sieht die Situation unter der 
Annahme eines 20-prozentigen Mehrverkaufs für beide Parteien mit 175.805 EUR 
wesentlich positiver aus. Für Länder wie Luxemburg und Österreich ergibt sich sogar 
ein positiveres Ergebnis im Vergleich zur Kalkulation einer Preisdifferenzierung, wie 
sie aus Tabelle 6 hervorgeht. 

Bei der Zeitschrift ist das Ergebnis ähnlich positiv. Die erwartete 20-prozentige Ver- 
kaufssteigerung im Falle der Zeitschrift wirkt sich besonders positiv in den Märkten 
Österreich, Belgien, Niederlande und Luxemburg aus. Insgesamt betrachtet verringert 
sich das aus einer Preisharmonisierung im Vergleich zur Preisdifferenzierung resultie- 
rende Erlösdefizit aus Tabelle 13 von 230.827 EUR auf 1 .002 EUR in Tabelle 19. 

2.2 Europaweite Verkaufspreiserhöhung 

Eine europaweite Verkaufspreiserhöhung ist eine weitere Chance, um die bei einer 
möglichen Preisharmonisierung eintretenden Erlösschmälerungen abzumildem. Hier- 
bei könnten die Mehrerlöse aus dem Inland zur Kompensation der Preisabsenkungen 
im Ausland fungieren. Somit würde eine Verkaufspreiserhöhung im Ursprungsland 
nicht wie bisher auch in den Euro-teilnehmenden Mitgliedsstaaten 1 : 1 umgesetzt wer- 
den, sondern stattdessen eine Preiserhöhung im Inland zur Preisabsenkung im Ausland 
mit ergebniswirksamer Wechselwirkung hinsichtlich der Erlössituation der einzelnen 
Parteien zur Folge haben. 

Bei den vorgestellten Szenarien wurde die Umrechnung des derzeitigen Verkaufs- 
preises in DM in den dazu korrespondierenden Euro-Betrag umgerechnet. Hierbei er- 
gaben sich mehr oder minder ungerade Verkaufspreise, die unter kaufpsychologischen 
Gesichtspunkten verändert und dann, um den Konsumenten nicht zu verärgern, nach 
unten abgerundet wurden. 

Von einer Preiserhöhung exakt zum 1. Januar 2002 wird abgeraten.670 Zwar gibt es 
kein Verbot in Form einer gesetzlichen Regelung, bei einer Währungsumstellung eine 
Preisanhebung durchzufuhren, doch raten Experten aus Marktforschungsinstituten und 
dem Einzelhandel hiervon dringend ab. Daneben gibt es in Deutschland eine entspre- 
chende Selbstverpflichtung des Einzelhandels, Preise nicht anzuheben.67i Allerdings 
gibt es in der Zeit vor oder nach der Umstellung auf die neue Währung von Untemehmer- 
seite genügend gute Gründe, Preiserhöhungen, wie sie in der Vergangenheit erforderlich 
waren, auch in Zukunft zu praktizieren. Bei der Vorbereitung einer Preisstrategie hin 
zum Euro wurde teilweise sehr großzügig aufgeschlagen, um einen runden Europreis zu 

erreichen.672 

Um eine derartige Preiserhöhung nach der Währungsumstellung soll es auch in der 
bereits bekannten Modellrechnung gehen. Für eine Zeitung und eine Zeitschrift wer- 



670 Vgl. Umstellung nicht zu Preiserhöhungen nutzen (2001), S. 5. 

671 Vgl. Verbraucherverbände wollen prüfen (1999), S. 1. 

672 Vgl. Vorsicht, TEuro! (2001), S. 230. 
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den exemplarisch die Verkaufspreise angehoben. Abgesehen von den Mehrerlösen im 
Inland treten in den Euro-teilnehmenden Ländern positive Ergebnisverbesserungen für 
Verlag und Importeur ein. 

Im Falle der Zeitung soll in Tabelle 20 der bisher angenommene Verkaufspreis von 
1,02 Euro auf 1,10 Euro angehoben werden. Die Ergebniseffekte kann man in Form der 
Differenzbetrachtung pro Handelspartner im Falle einer gleichzeitigen Preisharmonisie- 
rung im Gegensatz zur bisher praktizierten Preisdifferenzierung aus Tabelle 6 ablesen. 

Die vorab in Tabelle 12 dargestellte Preisangleichung im Falle einer signalpreiser- 
forderlichen Reduzierung auf 1 ,00 EUR kostet, korrespondierend zur Ausgangssituati- 
on der Preisdifferenzierung, Verlag und Importeur je 364.051 Euro. Aus Tabelle 20 
wird ersichtlich, dass eine Preisharmonisierung mit einer gleichzeitigen Preiserhöhung 
auf 1,10 Euro die Erlössituation der Parteien im Abgleich zu Tabelle 6 mit der An- 
nahme landesspezifischer Verkaufspreise nur noch um 269.928 Euro schmälert. 

Bei der Zeitschrift wurde im Rahmen der Modellrechnung in Tabelle 21 ebenfalls 
eine noch gravierendere Preiserhöhung als bei der Zeitung vorgenommen. Hier wurde 
der Verkaufspreis von ursprünglich 2,05 EUR auf 2,40 EUR erhöht mit dem Ergebnis, 
dass sich die in Tabelle 13 errechnete Erlösminderung von 230.827 EUR je Handels- 
partner auf lediglich 34.591 EUR reduziert. Dieses Beispiel verdeutlicht, dass ohne 
eine Verrechnung mit Mehrerlösen aus dem Inland eine Preisharmonisierung doch 
sehr einschneidende Preiserhöhungen im Ausland fordert, um den in Tabelle 7 errech- 
neten Bruttoerlös unter der Prämisse einer heute noch existierenden Preisdifferenzie- 
rung zu erreichen. 

Festzuhalten gilt, dass Verkaufspreiserhöhungen Mindererlöse einer veränderten 
Preisgestaltung aus einem Verkaufspreis pro Land hin zu einem einheitlichen Preis für 
alle Euro-Teilnehmerländer kompensieren können. 

Im Vergleich zum Szenario mit der Annahme besserer Verkaufs chancen bei einer 
Preisharmonisierung ohne Verkaufspreisanhebung aus den Tabellen 18 und 19 müsste 
man jedoch gerechterweise gemäß der Modellrechnung aus den Tabellen 20 und 21 
Korrekturen mit einbeziehen, die sich aus Verkaufseinbußen ergeben. Allerdings ist 
nicht zu erwarten, dass die Einbußen wegen geringerer Verkäufe die Mehrerlöse - re- 
sultierend aus der europaweiten Verkaufspreiserhöhung - gravierend aufzehren. 
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Tab. 21 : Modellrechnung Zeitschrift bei Preisharmonisierung mit europaweiter Verkaufspreiserhöhung 

Verkaufspreis in Deutschland 4,00 DM (entspricht 2,05 €) 
Annahme: Preisanhebung auf 2,40 € für alle Euroländer 














Kompensation der Verluste einer Preisharmonisierung 



155 



2.3 Subventionierung von Presseerzeugnissen aus EU-Mitteln 

Für eine mögliche Erlöskompensation durch eine Euro-teilnehmerstaatenweite Preis- 
harmonisierung kann eine weitere Alternative aufgezeigt werden, bei der die europäi- 
schen Institutionen einen Beitrag leisten müssten. 

Ähnlich, wie es aus den strukturschwachen Bereichen Kohle673^ Stahl, Agrar und Mit- 
telstand674 bekannt ist, denen die EU großzügige Beihilfen bzw. Subventionen in Milli- 
ardenhöhe genehmigt, wäre auch eine Förderung publizistischer Vielfalt und deren Ver- 
trieb fur alle EU-Teilnehmerländer denkbar. In Ländern wie Österreich,675 Belgien, Ita- 
lien,676 Finnland, Frankreich, Norwegen677 und Schweden678 fließen für Tageszeitungen 
direkte Subventionen aus der nationalen Staatskasse, während in anderen EU- 
Mitgliedsstaaten lediglich Vergünstigungen bei der Nutzung von Dienstleistungen staat- 
licher Betriebe gewährt werden.679 So werden täglich erscheinende Printprodukte in 
Österreich, Belgien, Frankreich, Deutschland, Griechenland, Italien und Portugal indi- 
rekt durch preiswertere Gebührensätze bei der Postzustellung, Nutzung von staatlichen 
Eisenbahnbetrieben oder Telefongesellschaften subventioniert.680 

Wie in anderen Tätigkeitsfeldern könnte hier ebenfalls eine Harmonisierung mit Un- 
terstützung der Europäischen Kommission herbeigefuhrt werden. Die heute national 
geprägten Fördermittel könnten in einen eigens hierfür eingerichteten Fond einbezahlt 
werden. Diejenigen Länder, die heute noch keine bzw. lediglich indirekte Beihilfen für 
ihre publizistischen Einheiten gewähren, sollten ebenfalls aufgefordert werden, ihren 
Beitrag zu leisten. Diese Art der Bezuschussung könnte dann allen Verlagen - deren 
Förderungsfähigkeit vorausgesetzt - für ihre nationalen und grenzübergreifenden Ak- 
tivitäten zugestanden werden. Einer teilweisen Schlechterstellung von Verlagen in 
dem einen oder anderen Mitgliedsstaat gegenüber Konkurrenzverlagen in anderen EU- 
Teilnehmerstaaten könnte dadurch entgegengewirkt werden. 

Weiterhin wäre es wünschenswert, die derzeit vorhandenen Milliarden-Überschüsse 
im EU-Haushalt68i zweckentsprechend zur Einrichtung dieses Fonds zu verwenden. 
Weiterhin könnte neben national publizistischer Vielfalt außerdem ein nachweislich hö- 
herer finanzieller Aufwand, resultierend aus dem Vertrieb in anderen Mitgliedsstaaten, 
gefordert werden. Schließlich könnte ein solcher Fond auch die aus einer Preisharmoni- 
sierung zusätzlich entstehenden Mindererlöse teilweise oder gänzlich bezuschussen. 

Jegliche Form der Unterstützung, ob auf nationaler oder EU-Ebene, würde die Presse- 
vielfalt fördern. Die europäischen Institutionen würden dem politisch kulturellen Auf- 



673 Vgl. EU genehmigt deutsche Kohlebeihilfen (2000), S. 14. 

674 Vgl. Die öffentliche Hand setzt auf Strukturfonds (2000), S. 29. 

675 Vgl. Murschetz (1998), S. 291 ff 

676 Vgl. Absurde Praxis (2001), S. 42 und Subventionsflut für Italiens Zeitungen (2001), S. 10 f 

677 Vgl. The European Institute for the Media (1997), S. 73-75, S. 118-123 und S. 190 ff 

678 Vgl. Leselust (1998), S. 17. 

679 Vgl. De Bens/Ostbye (1998), S. 13. 

680 Vgl. State/Govemment Subsidies for Newspapers (1991), ohne Seitenzahlen. 

681 Vgl. Milliarden Überschuss im EU-Haushalt (2001), S. 7. 
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trag der Presse mit der Maßgabe, die Bevölkerung Europas möglichst vielfältig und dicht 
mit Presseerzeugnissen zu versorgen, Rechnung tragen. Zwar liegt es nicht im Kompe- 
tenzbereich der Europäischen Union, Kulturbelange zu regeln, solange gemäß dem Sub- 
sidiaritätsprinzip die nationale Zuständigkeit greift. Infolge der uneinheitlichen Subven- 
tionierung von Presse in den einzelnen Mitgliedsstaaten682 wäre ein harmonisierendes 
Eingreifen der Europäischen Kommission nach Artikel 81683 wegen des Verbotes wett- 
bewerbsbeschränkender Vereinbarungen und Verhaltensweisen zu rechtfertigen. 

3. Produktdifferenzierung 

Die Zukunft des Pressevertriebs wird neben Harmonisierungstendenzen in den unter- 
schiedlichsten Kategorien des Verlagsgeschäftes bis hin zur Kompensation von Erlös- 
einbußen direkt oder über die Errichtung eines Fonds auf EU-Ebene auch produktspe- 
zifische Veränderungen für einige Titel in Form von landesspezifischen Ausgaben for- 
dern. Aufgrund unterschiedlichster Ansprüche bzw. Bedürfnisse der jeweiligen EU- 
Kulturkreise nach aktueller bzw. Hintergrundinformation und nach einem immer grö- 
ßer werdenden Wettbewerb zwischen gedruckten und elektronischen Medien muss 
sich die Verlagsindustrie konsumentengerechter positionieren. 

Bisher haben nationale Verlage vorrangig versucht, den Interessen ihrer Zielgruppe 
aus dem Inland gerecht zu werden. Auslandslieferungen deckten überwiegend den Be- 
darf von Touristen, Residenten und Geschäftsleuten außerhalb des titelspezifischen 
Ursprungslandes. Im benachbarten Ausland, also dort, wo die Landessprache gespro- 
chen wird, hat man versucht, so viel wie möglich an einheimischer Leserschaft ohne 
großen zusätzlichen Aufwand zu gewinnen. Dies gilt für die deutsche Presse in Öster- 
reich, für die französische Presse in Belgien und Luxemburg usw.684 

Derzeit gibt es nur sehr wenige Produkte, die auf landesspezifische Bedürfnisse per re- 
gionaler Adaption angepasst wurden.685 Mit Hilfe einer Umschlagslasche außen am Heft 
bzw. mit einem redaktionellen Teil oder einer Beilage werden Ausgaben deutscher Titel, 
insbesondere für den österreichischen Markt, ausgestattet. So praktizieren dies derzeit 
z.B. Titel wie „Auto Bild“, „Familie & Co“ oder „Eltern“. Dies erfolgt meist dadurch, 
dass die landesspezifischen Preisangaben derzeit noch in DM, Gewährleistungsan- 
sprüche, Produktspezifika o.ä. aus dem deutschen Heft in der auf Österreich ausgelegten 
redaktionellen Adaption übersetzt bzw. dem österreichischen Markt angepasst werden. 



682 Vgl. Presseförderung ruht auf drei Säulen (1999), S. 4. 

683 Artikel 81 EG-Vertrag in der Fassung von Amsterdam (Artikel 85 EG-Vertrag in der Fassung von 
Maastricht). 

684 Vgl. Auslandsverkauf ist anders (1999), S. 30 f. 

685 Im Gegensatz hierzu gibt es Zeitschriftenkonzepte, die sich international in Form von lan- 
dessprachlichen Ausgaben mit nationalen Redaktionen durchgesetzt haben. Zu erwähnen sind 
hier Titel wie „Auto Bild“, „Cosmopolitan“, „Elle“, „Tina“ und weitere, die sich in einer Vielzahl 
von EU-Mitgliedsstaaten und darüber hinaus erfolgreich positionieren konnten. Diese Titel hegen 
jedoch nicht den Anspruch, Touristen zu ihrer Leserschaft zu zählen, sondern zielen aufgrund 
ihres landessprachlichen Konzeptes mehrheitlich auf die einheimische Bevölkerung ab. 
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In früheren Zeiten gab es eigene - dem deutschen Konzept entsprechende - Landes- 
ausgaben, z.B. „Hörzu“686 oder „Wirtschaftswoche“687 für Österreich, die aufgrund 
fehlender Wirtschaftlichkeit in der Vergangenheit eingestellt wurden. Trotzdem gibt es 
österreichische Verlage, die erfolgreich neue Titel aus den unterschiedlichsten Seg- 
menten im heimischen Markt positionieren und damit den angestammten deutschen 
Titeln die österreichische Leserschaft streitig machen. Im Mai 2000 launchte der öster- 
reichische News-Verlag den Titel „E-Media“, in Ansätzen ist er vergleichbar mit der 
deutschen „Computer Bild“. Mit der Markteinführung des neuen Titels, der im redak- 
tionellen wie auch im werblichen Auftritt ausschließlich Österreicher anspricht, gingen 
die Verkäufe der deutschen Zeitschrift „Computer Bild“ in Österreich zurück.688 

Obwohl man für Deutschland insbesondere im Tageszeitungsbereich - so z.B. bei der 
„Bild“ - dem Konzept der diversifizierten Berichterstattung mit speziellen Regionalaus- 
gaben Rechnung trägt, hat sich diese Art der Produktdifferenzierung in Form von Aus- 
landsausgaben bisher nicht verwirklichen lassen. Bei „Bild“ gibt es hin und wieder An- 
fragen von ortsansässigen Werbekunden u.a. Anzeigen speziell in der „Mallorca- 
Auflage“ zu positionieren. Allerdings beschränkt sich der Verlag derzeit lediglich auf 
nationale Regionalausgaben. Die außerhalb Deutschlands gedruckten Exemplare ent- 
sprechen der weit verbreiteten Bundesausgabe. Sie wird lediglich durch eine regionale 
Wetterkarte verändert. Für regionale Anzeigenkunden ist es somit unerschwinglich 
teuer, ihre Anzeigen in der hochauflagigen Bundesausgabe mit extremen Streuverlusten 
zu positionieren. Regionalisierte Auslandsausgaben würden hier Abhilfe schaffen. 

Ein weiterer positiver Nebeneffekt solcher Produktdifferenzierungen mit eigener Ti- 
telseite besteht darin, dass durch die Abkopplung vom Mutterobjekt das Thema Preis- 
harmonisierung wegen reduzierter Vergleichbarkeit der Preise einen geringeren Stel- 
lenwert einnimmt.689 Sobald es sich bei einem Titel um eine landesspezifische Variante 
bzw. eine Lizenzausgabe handelt, wirkt werbepsychologisch zwar die bekannte Marke 
weiter, der Preis vergleich zum Herkunftsland wird durch die gesonderte Titelseite mit 
nur noch einem Preisaufdruck pro Land auf dem Deckblatt allerdings erschwert. Die 
direkte Vergleichbarkeit, wie sie heute möglich ist, wird damit ausgeschlossen. Die 
Kosten, selbst bei einem bloßen Austausch der Titelseite, erhöhen sich deutlich. 

Insbesondere in Zeiten, in denen europäische Verlage nicht nur im Vertrieb, sondern 
auch im Anzeigengeschäft den europäischen Markt in seiner Gesamtheit erobern wol- 
len,690 werden unterschiedlichste Ausprägungen solcher Produktdifferenzierungen zur 
Anwendung kommen.69i Überwiegend sprechen wir im Ausland im Vergleich zu 
Deutschland von wesentlich kleineren Druckauflagen pro Ausgabe. Dies ist maßgeblich 
auf eine zum Ursprungsland vergleichsweise geringere - zur Zielgruppe gehörende - 



686 Vgl. Gespräch mit Herrn Leitner am 7.05.2001 . 

687 Vgl. Österreichs „Wirtschaftswoche“ eingestellt (1996), S. 16. 

688 Vgl. Gespräch mit Frau Lähndorf am 2.05.2001 . 

689 Vgl.Heintze(1998),S. 10. 

690 Vgl. Europa gespalten (1994), S. 174. 

691 Vgl. First Moves Preparing to Export (2000), S. 9. 
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Leserschaft zurückzuftihren. Allerdings könnten mit Hilfe modernster Datenübertra- 
gungstechniken, dem Aufbau kleiner profitabler Redaktionseinheiten und nicht zu ver- 
gessen - immer kleiner werdender profitabel arbeitender Druckeinheiten - landesspe- 
zifische Ausgaben trotz der geringen Druckauflage wirtschaftlich attraktiv werden. 

4. Dezentrale Druckstandorte 

Die Wahl und Anzahl der Druckstandorte hat sich verändert und wird sich noch weiter 
verändern. Während in der Vergangenheit wenige Druckorte große Auflagenzahlen 
produzierten, werden künftig flexiblere Drucktechniken hinsichtlich Zeit, Qualität und 
Ausbringungsmenge zum Einsatz kommen,692 um der zunehmenden Nachfrage nach 
Aktualität gerecht zu werden. 

Beim Export von Presseprodukten spielt die Wahl des Druckstandortes oft eine 
größere Rolle als im Inland. Um die ergebnismindemden Logistikkosten, insbesondere 
teure Luftfracht-Raten, zu umgehen, versuchen Zeitungsverlage in erster Linie, Los- 
größen im Ausland oft länderübergreifend zu bündeln, um ausländische Druckorte 
einzurichten. Die außerhalb Deutschlands vertraglich zugesicherten „Druckfenster“ 
auf derzeit noch klassischen Druckmaschinen müssen mit den Schlusszeiten der hei- 
mischen Redaktion korrespondieren. 693 

Wie bereits in Kapitel IV. unter der Rubrik Einflussgrößen deutscher Großverlage 
zur aktuellen Preisfindung erwähnt wurde, beeinflussen die Druckkosten neben den 
Logistikkosten die Verkaufspreisgestaltung. Vergleichsweise teurere Druck- und Logi- 
stikkosten fuhren zu einer höheren Unterdeckung pro im Ausland verkauftem Exem- 
plar. Bisher war die Höhe der erforderlichen Druckauflage zu gering und die dafür in 
der ausländischen Druckerei veranschlagten Kosten für die Mehrzahl interessierter 
Verlage zu hoch bzw. zu teuer,694 um ein solches Projekt erfolgreich in die Tat Umset- 
zen zu können. Von den deutschen Verlagen lassen lediglich die Titel „Bild“ und „Die 
Welt“ derzeit ganzjährig an ausländischen Standorten drucken.695 

Infolge neuer Techniken, u.a. der Firma Xeikon aus Belgien, wird sich diese Situati- 
on künftig ändern. Neue Druckmaschinen mit veränderter Technik ermöglichen den 
Druck beliebig großer Mengen an unterschiedlichsten Plätzen in- und außerhalb Euro- 
pas. Derzeit befindet sich die neue Drucktechnik noch in der Testphase, doch bereits 
im Herbst 2001 sollen die ersten Maschinen an diversen Standorten in Europa in Echt- 
betrieb gehen.696 Die Kosten pro gedrucktem Exemplar wurden von der Firma Xeikon 
mit Stand 2001 unverhandelt auf 1,50 EUR festgelegt. Da jedoch zu erwarten ist, dass 



692 Vgl. De Bens/Ostbye (1998), S. 20. 

693 Vgl. Gespräch mit Herrn Schubring am 1 .06.2001 . 

694 Vgl. Heinrich (1994), S. 169 ff. 

695 Gespräch mit Frau Lähndorf am 2.05 .200 1 . 

696 Vgl. Print - wherever you like (2001), S. 1-9. 
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die Technik mittelfristig günstigere Konditionen erlaubt, 697 wird sie dann erfolgreich 
mit den bestehenden Druck- und Logistikkosten in Wettbewerb treten. Derzeit können 
auf diesen Maschinen nur begrenzt Farbseiten gedruckt werden. Die Entwicklung ei- 
ner Maschine mit Vollfarbigkeit ist noch nicht abgeschlossen. Die Verteilung der in 
diesen Druckzentren produzierten Exemplare erfolgt über die in Kapitel III. als Zu- 
sammenfassung der unterschiedlichen Vertriebsformen beschriebenen Vertriebswege. 

Eine weitere Form des dezentralen Drucks stellt die Zusammenarbeit zwischen der hol- 
ländischen Firma PEPC und Rank Xerox dar, jedoch in einer vom klassischen Druck ab- 
weichenden Form. Hier werden Druckmaschinen nach dem Laserdruckerprinzip weltweit 
in stark frequentierten Hotel- bzw. Flughafenhallen aufgestellt, auf denen die per Display 
angezeigten Zeitungen ausgedruckt werden können.698 Der Verlag stellt einmal täglich 
eine sogenannte PDF-Datei zentral an einem Ort via Internet zur Verfugung.699 Von dort 
werden die Daten via Satellit innerhalb weniger Minuten an alle Druckeinheiten versandt. 
So wird den Hotel- bzw. Fluggästen der Ausdruck einer hochaktuellen Zeitung ermög- 
licht. Die Druckzeit pro Exemplar beträgt ungefähr drei bis vier Minuten. Während dieser 
Zeit wird dem Käufer lokale Werbung auf dem Display angeboten. Die Kosten für ein 
ausgedrucktes Exemplar belaufen sich mit Stand 2001 auf 3,50-3,90 USD in Abhängigkeit 
von der nationalen Mehrwertsteuer. Der Verlag erhält pro gedrucktem Exemplar eine 
Lizenzgebühr von 0,25 USD.700 Dieses relativ neuartige Verfahren wird im Fachjargon 
als „Print on Demand“ bezeichnet, da hierbei wirklich nur bei Bedarf ein Exemplar ge- 
druckt wird.70i Es entsteht keine Remission. Ursprünge dieser Technik gehen ins Jahr 
1995 zurück, als man erste Tests über ein System namens Acrobat durchfuhrte, welches 
Hotels die Möglichkeit gab, Zeitungen im PDF-Format auf speziellen Servern im Inter- 
net abzuholen, auszudrucken und ihren Gästen zugänglich zu machen.702 

Um Logistikkosten und -Strukturen zu rationalisieren bzw. um dem immer wichtiger 
werdenden Anspruch nach Aktualität zu entsprechen, wird es in Zukunft unumgänglich 
werden, dezentrale Druckstandorte in einzelnen Mitgliedsstaaten der EU in Abhängigkeit 
vom Verkauf des Titels vor Ort zu installieren.^os Die Technik befindet sich noch in der 
Anfangsphase, doch schnelle Weiterentwicklungen sind abzusehen, die eine kostengün- 
stige Alternative zum häufig noch praktizierten Druck in großen Druckereien ablösen. 

Neben technischen Innovationen im Druckbereich beginnen deutsche Verlage zuneh- 
mend damit, interne Organisationsstrukturen auf die Aktualitätsbedürfhisse der Leser- 
schaft anzupassen. So bilden sich neue Bereiche heraus, die neben dem Bereich Technik 
gleichzeitig die Kemkompetenz Logistik übernehmen. Hier sollen ohne abteilungsüber- 
greifende Reibungsverluste Synergien zwischen innovativen Druckmöglichkeiten und 



697 Vgl. Gespräch mit Herrn Waeyenberge am 30.04.2001 . 

698 Vgl. Gespräch mit Herrn Maphar am 29.05.2001 . 

699 Vgl. Gespräch mit Frau Frank am 8.06.2000. 

700 Vgl. Print on Demand (2001), S. 1-12. 

701 Vgl. Urlauber wollen aktuelle Lektüre (2001), S. 71 . 

702 Vgl. Acrobat-abra (1995), S. 28. 

703 Vgl. Gespräch mit Herrn Schubring am 1 .06.2001 . 
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optimaler Logistik konzipiert werden, um den Ansprüchen der Leserschaft nach aktuell- 
sten Nachrichten gerecht zu werden und somit dem Intemetzeitalter zu trotzen. 

5. Ausschließliche Nutzung von Logistikstrukturen nationaler Titel 

Obwohl die Möglichkeiten zur Nutzung dezentraler Druckstandorte geschaffen wur- 
den, rückt trotzdem insbesondere für kleinauflagige Titel - um die es sich überwie- 
gend im grenzüberschreitenden Warenverkehr für Presse handelt - die Logistik unter 
Optimierungs- und Rationalisierungsaspekten weiter in den Fokus. In vielen Ländern 
wird der Einzelhändler nur dadurch pünktlich erreicht, dass exklusive Touren gefahren 
werden. In anderen Ländern konnten Synergien genutzt werden, weil die internationale 
Presse gemeinsam mit den nationalen Produkten transportiert wird. 

Für viele Titel, vor allem für Tageszeitungen, ist das pünktliche Eintreffen im Ein- 
zelhandel ein Wettbewerbs vorteil hinsichtlich Aktualität und frühestmöglicher Erhält- 
lichkeit gegenüber den Mitbewerbern. In Zeiten, in denen vermehrt Einsparungsmög- 
lichkeiten erwogen werden, ist kritisch zu prüfen, ob Exklusivtouren noch notwendig 
sind, insbesondere für Titel, die vergleichbare Ausbringungszeiten haben oder im in- 
ternationalen Geschäft kongruente Vortransporte nutzen. 

Daneben gilt es, innerhalb der EU-Teilnehmerländer ein dem deutschen Grosso ähnli- 
ches Logistiknetzwerk aufzubauen, bei welchem der Grossist alle Titel an einem be- 
stimmten Ort übernimmt und danach eigenverantwortlich Tourensysteme zusammen- 
stellt, den Bedürfnissen und verlagsseitigen Vorgaben der einzelnen Titel entsprechend. 
So würde in Deutschland kein so überflüssiges Ausliefersystem wie z.B. in den Nieder- 
landen die Verlagsrechnung durch überteuerte Logistikkosten belasten. Während in 
Deutschland Synergien geschaffen werden, fahren in den Niederlanden drei Zeitungs- 
transporte quasi hintereinander her: das Fahrzeug des Titels „De Telegraaf ‘ neben dem 
Exklusivauto für das „Algemeen Dagblad“ und ein drittes für die internationale Ta- 
gespresse der Importeurfirma „van Gelderen“. Drei Firmen fahren mit drei Autos und 
hierfür fallen unnötigerweise dreimal so viel Logistikkosten an. Bisherige Gespräche 
hinsichtlich einer Tourenzusammenlegung scheiterten aufgrund von Befürchtungen 
der nationalen Titel, eine zeit- und mengenmäßige Überbeanspruchung der eigenen 
Auslieferwege bzw. -Zeiten zu riskieren.704 

Unter Europa-Gesichtspunkten sollte es die unbedingte Aufgabe nationaler Titel sein, 
eine logistische Plattform für Zeitungen und Zeitschriften aus anderen Mitgliedsstaaten 
zu bieten, um ihnen dann umgekehrt auch beim Vertrieb außerhalb des Ursprungslandes 
ein solches System zu offerieren. Nationale Titel verfügen anhand der landesweiten 
Verbreitung mit der logistischen Grundversorgung über Ressourcen, die den Titeln aus 
anderen Mitgliedsstaaten den pünktlichen Marktzutritt erst ermöglichen.705 



704 Vgl. Gespräch mit Herrn Alberts am 6.02.200 1 . 

705 Vgl. Gespräch mit Herrn Leilich am 30.04.2001 . 
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6. Spezielle Angebotsformen für internationale Titel 

Nachdem sowohl im Druckbereich als auch in der Logistik künftige Optimierungspo- 
tentiale aufgezeigt wurden, soll nun noch der Einzelhandel - auf die Bedürfnisse inter- 
nationaler Presse ausgerichtet - visionär betrachtet werden. 

Einzelhändlern, die ein breites Titelsortiment von nationaler und internationaler Pres- 
se anbieten, werden häufig Logos, die landesspezifisch entwickelt und im Rahmen von 
Kampagnen bekannt gemacht werden, zur Nutzung empfohlen. So finden wir in 
Deutschland ein Facheinzelhandelskonzept, das Pressehändler mit einer bestimmten 
Anzahl von Regalmetem zur Präsentation der Titel in verkehrsgünstiger Lage mit dem 
sogenannten blauen Globus auszeichnet. Daneben genießt der ausgewählte Händler ne- 
ben den speziell auf den Facheinzelhandel zugeschnittenen Marketingmaßnahmen eine 
erhöhte Außendienstbesuchsfrequenz durch den Grossisten. Mit Stand Herbst 2000 gibt 
es in Deutschland 2844 Facheinzelhändler. 706 in Österreich wurde dieses Konzept über- 
nommen. In Einzelhandels-, Grosso- und Verlagskreisen ist das Logo bestens bekannt. 
Den Lesern jedoch, für die es entwickelt wurde, ist es noch lange nicht geläufig. 

Ähnliche Signets gibt es auch in anderen Märkten. Häufig wird es dort aber nicht wie 
in Deutschland an freie Einzelhändler verliehen. Vielmehr wird es - wie z.B. auf Mal- 
lorca - als Aushängeschild grossoeigener Einzelhandelsgeschäfte, entsprechend als Fi- 
lialisierungsmerkmal einer EH-Kette eingesetzt. Daneben gibt es viele andere Arten von 
Hinweisen auf ein Angebot internationaler Presse. Angefangen von Schildern mit dem 
Aufdruck „International Press“, von der Distripress entwickelHOv und bekannt aus 
Deutschland, Frankreich und Spanien über „International Press Network“, abgekürzt 
IPN, welche sich zur Zeit in Großbritannien etablieren,'708 bis hin zu Logos international 
bekannter Titel oder dem schlichten Aufkleber „Hier deutsche Presse erhältlich“. 

Hier ist es notwendig, in Zukunft ein über alle EU-Mitgliedsstaaten einheitliches 
Logo zu entwickeln, das vor allem dem Einzelhandel hilft, in der Außenwirkung des 
Geschäftes sein Angebot internationaler Titel zu proklamieren.709 Weiterhin erleichtert 
es dem Leser das schnelle und unkomplizierte Entdecken von Verkaufsstellen mit in- 
ternationaler Presse. Von besonderer Wichtigkeit ist hierbei eine Darstellungsform 
oder die Wahl eines Schriftzuges fiir das Logo, mit dem länderübergreifend die Erhält- 
lichkeit internationaler Presse assoziiert werden kann. Daneben gilt es, das neu ent- 
wickelte Aushängeschild einer Corporate Identity - repräsentativ für ein internationa- 
les Pressesortiment - nicht nur im Grosso bzw. Einzelhandel zu vermarkten. Viel 
wichtiger ist es, dass der Leser anhand von EU-weiten Logokampagnen die mit diesem 
Markenzeichen ausgestatteten Verkaufsstellen erkennt und ihm dadurch die Erhält- 
lichkeit seiner gewünschten Titel suggeriert wird.^io 

706 Vgl. Großteil der Befragten äußert sich positiv (2001), S. 10. 

707 Vgl. Die ausländische Presse im Einzelhandel (1999), S. 26. 

708 Vgl. Our Future is Your Future (2001), S. 4-6. 

709 Vgl. Die ausländische Presse im Einzelhandel (1999), S. 25. 

710 Vgl. Umfrage über den weltweiten Pressevertrieb (2001), S. 36. 
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Nachdem ein weiter Überblick mit vielen Details und Facetten des Vertriebes deutscher 
Presseprodukte im Ausland und ihrer damit verbundenen Preisgestaltung mit eventuel- 
len Rückschlüssen auf die Strukturbesonderheiten in Deutschland gegeben wurde, gilt 
es nunmehr, Resümee zu ziehen. 

Verlage und Grossisten in Deutschland haben in den letzten Jahrzehnten unter Beweis 
gestellt, dass ein hervorragend funktionierender Pressevertrieb zu realisieren ist, wenn 
wichtige Grundsätze eingehalten werden. Das deutsche Pressevertriebssystem gewähr- 
leistet über die notwendige Basisfunktion hinaus einen freien Marktzugang für Presse. 
Es kennt keine staatliche Einflussnahme und die Systemkosten sind auf das titelspezifi- 
sche Leistungsspektrum bezogen. Hohe Markttransparenz und EH- freundliche Abläufe 
sowie die Pufferfunktion der Verlage sichern den Systembestand. Zu verbessern ist die 
zeitgerechte und optimale Marktversorgung mit gesteigerter Initiative zur Markter- 
schließung inklusive zunehmender Flexibilität bei der Umsetzung von Verlagsentschei- 
dungen. Insgesamt spricht man beim deutschen Grosso-System vom Prinzip des 
„Knopfdruck- Vertriebs“, weil vor allem neue Titel kurzfristig, also ohne lange Vor- 
laufzeiten und Verhandlungsphasen, durch das vorhandene Dispositions- und Distribu- 
tionssystem die Marktpräsenz erreichen können. 

Nun liegt es an den Beteiligten, dieses Presse Vertriebssystem weiterhin an die neuen 
Gegebenheiten anzupassen7H und es so zu erhalten. Gefahr von außen, z.B. durch Ent- 
scheidungen und Urteilsverkündungen der Europäischen Kommission und den Euro- 
päischen Gerichtshof, kann zu zusätzlichem Anpassungsbedarf fuhren. Die jüngste 
Einflussnahme europäischer Institutionen zur Neufestlegung der grenzüberschreiten- 
den Buchpreisbindung ist ein Beispiel hierfür. 

Bei der grenzüberschreitenden Preisgestaltung deutscher Presseprodukte für andere 
EU-Mitgliedsstaaten liegt es auch an den Verlagen, ob davon künftig ein Risiko für den 
Erhalt des deutschen Systems ausgehen wird. 7 12 Um diese Gefahr zu reduzieren, sollte 
stufenweise die im Gang der Untersuchung am unkritischsten bewertete Form der Preis- 
gestaltung, nämlich die Preisharmonisierung zum Ursprungsland, angestrebt werden.7i3 

Auch die mögliche Verabschiedung eines für 2002 diskutierten Preisbindungsgesetzes 
für Bücher, Zeitungen und Zeitschriften in Deutschland birgt gewisse Risiken für den 
Systemerhalt, wenn die damit verbundenen Zwänge in das wirtschaftliche Gefüge der 
Produkte mit ihren beiden Erlösbereichen eingreifen. Insbesondere die Preisbindung 
des Großhandels ist als ein wichtiges Merkmal des deutschen Pressevertriebssystems 



711 Vgl. Neue Währung - neue Strategie (1996), S. 7. 

712 Vgl. Gespräch mit Herrn Klaffke am 1 .03 .200 1 . 

713 Vgl. Heißes Eisen Preisbindung (1996), S. 6 ff. 
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ZU verteidigen, um so auch weiterhin die derzeitige Pufferfunktion des Pressegroßhan- 
dels für die Verlage langfristig zu gewährleistend 1 4 

Somit liegt es an den Verlagen, ihre Kreativität und Einflussnahme einzubringen, 
um das bisherige System zu verteidigend 1 5 Außerdem müssen sich auch die deutschen 
Grossisten an den Gegebenheiten orientieren und sich auf zukünftige Anforderungen 
einstellend 16 Neben der Sicherstellung eines in der EU vergleichsweise hohen Lei- 
stungsniveaus mit möglicherweise anderen Vergütungen ist eine noch stärkere Vernet- 
zung zu den Verlagen zu gewährleisten. Auch gilt es, sich auf die in den kommenden 
Jahren verstärkt zunehmende Durchsetzung EU-übergreifend arbeitender Filialisten 

einzustellen.717 

Die Währungsumstellung auf den Euro zum 1. Januar 2002 stellt für die Verlage oh- 
ne Zweifel eine große Herausforderung dar. Mit etwas Abstand betrachtet, ist sie 
nichts anderes als die zu bestimmten Abständen übliche Preismodifikation der Produk- 
te im Wettbewerbsumfeld, hier jedoch für alle Titel auf einmal. Auch nach Einführung 
der neuen Währung wird uns das Thema Preisgestaltung beschäftigen, nicht nur durch 
die anstehende EU-Erweiterung,7i8 sondern auch durch eine zusätzliche Teilnahme 
von Mitgliedsstaaten an der Einheits Währung Euro. Es ist nicht davon auszugehen, 
dass eine einheitliche Preisgestaltung im grenzüberschreitenden Warenverkehr anhand 
der aufgezeigten Modelle realisiert wird. Vielmehr kann davon ausgegangen werden, 
dass es zu einer schrittweisen Realisierung kommt,7i9 u.a. wegen der damit verbunde- 
nen Erlösausfälle bei Verlagen und Vertriebsfirmen. Die EU wird mittelfristig durch 
die Harmonisierung von Steuersätzen, Rahmenbedingungen und gegebenenfalls mit- 
tels einer einheitlichen Subventionierung von Presse die Weichen stellen müssen, um 
die Entscheidungsfindung zu erleichtern und mögliche Erlöseinbußen abzumildem.720 
Damit wäre die Überallerhältlichkeit freier demokratischer Pressevielfalt innerhalb 
Europas garantiert, so wie sie heute in den einzelnen Ländern gegeben ist. 

Ein weiterer Punkt, der die derzeitigen Strukturen verändern wird, ist die zuneh- 
mende Verbreitung des Internets im Kreis der bisherigen Leser von Presseproduk- 
ten.721 Von dieser Entwicklung sind Zeitungen und Zeitschriften je nach Inhalts- 
schwerpunkten und Zielgruppen unterschiedlich betroffen.722 Ein Abruf der unter- 
schiedlichsten Online-Inhalte723 ist heute via Internet über die Homepage724 oder in 



714 Vgl. Gespräch mit Herrn Leilich am 3.07.2001. 

715 Vgl. Gleiche Preise für deutsche Zeitschriften in München und Lissabon, auf Norderney und Mar- 
tinique (1995), S. 64. 

716 Vgl. Weichenstellungen für die gemeinsame Arbeit (2001), S. 1 . 

717 Vgl. Eggert (2000), Chart B-27 f 

718 Vgl. Für Gefühlsstarke (2001), S. 7. 

719 Vgl. Preisfmdung ist für die Verlagsbranche ein kreatives Abenteuer (2001), S. 13. 

720 Vgl. Gespräch mit Herrn Klaffke am 1 .03 .200 1 . 

721 Vgl. Kirsch (1999), S. 531. 

722 Vgl.Risse(2001), S. 25ff. 

723 Vgl. Online-Zeitungen: Charakteristika und Anwendungspotenziale eines neuen Medienangebo- 
tes (2000), S. 335 ff 
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Form eines in der Mailbox hinterlegten Abonnements725 neben der neuartigen Form 
via „Print on Demand“ jederzeit aktuell möglich. 

Diese Alternativen werden erwartungsgemäß auch künftig überwiegend zum Abruf 
aktueller Nachrichten und weniger für Boulevardinhalte genutzt. Dies kann Auswir- 
kungen auf die Mengenverhältnisse grenzüberschreitender Presselieferungen nach sich 
ziehen, da durch die neuen Formen der Erhältlichkeit der Tagespresse die mehr als 
wöchentlich oder monatlich erscheinenden Zeitschriften betroffen sein werden. Der 
klassische Vertrieb muss sich somit neuen Herausforderungen stellen. Zusammen mit 
verfeinerten Logistiknetzwerken müssen Rationalisierungsprojekte - einhergehend mit 
absoluter Markttransparenz - angestoßen und umgesetzt werden, um zum einen im 
EU-weiten Mitbewerberumfeld wettbewerbsfähig zu bleiben und zum anderen mit 
dem zunehmenden Kostendruck Schritt zu halten.726 Dem Einzug kostenloser Tages- 
zeitungen in Deutschland konnte bisher Einhalt geboten werden. Jedoch ist es eine 
Frage der Zeit, bis sich dieses Phänomen erfolgreich durchsetzt. 727 Aus der Erkenntnis, 
dass mit kostenlosen Tageszeitungen insbesondere junge Leserschaften als Zielgruppe 
erreicht werden können, gilt dieses Medium europaweit als besonders begehrt.728 Bei 
dieser Form von Tagespresse werden die nicht durch Vertriebserlöse argumentierbaren 
Logistikkosten um so mehr in Frage gestellt. Auch wird nach substitutiven kostengün- 
stigeren Vertriebsmöglichkeiten Ausschau gehalten. 

Abschließend gilt es festzuhalten, dass es neben einer möglichen strategischen Neu- 
ausrichtung des deutschen Grosses in einem europäischen Wettbewerbsumfeld hinsicht- 
lich Chancen und Risiken des heutigen Pressevertriebssystems viele andere Alternativen 
zur Substituierung des klassischen Vertriebs bzw. Exports zu beobachten gilt. Daneben 
bleibt zu hoffen, dass die EG-Kommission die Erforderlichkeit von Gemeinschaftslö- 
sungen in den unterschiedlichsten Disziplinen des Pressevertriebs erkennt und sie um- 
setzt. Zum Erhalt der Medien- und Informationskompetenz gilt es somit, künftige An- 
passungen der Pressevertriebssysteme aufgrund rechtlicher, wirtschaftlicher und innova- 
tionsbedingter Änderungen voranzutreiben, um langfnstig die Preisbindung und damit 
die europaweite Pressevielfalt zum Erhalt der freien Meinungsäußerung zu sichem.729 



724 Vgl. Wilke (1999), S. 757 f. 

725 Vgl. Wo du bist, ist deine Zeitung (2001), S. 6. 

726 Vgl. Weichenstellungen für die gemeinsame Arbeit (2001), S. 2. 

727 Vgl. Röper (2000), S. 302. 

728 Vgl. Risse (2001), S. 30 ff. 

729 Vgl. Überlegungen zur Fortführung des europäischen Integrationsprozesses (1998), S. 10 f. 
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Anhang 1: Verkaufszahlen auflagenstarker Zeitungen und Zeitschriften 

diverser Segmente in den jeweiligen EU-Mitgliedsstaaten 



1. Deutschland 


Druckauflage730 

0 Jul 00 - Sep 00 
in Tsd. 


Erscheinungsweise 


Verlag 


Zeitungen 

Bild 


4,484 


täglich 


Axel Springer 


Bild am Sonntag 


2,574 


wöchentlich 


Axel Springer 


Die Zeit 


445 


wöchentlich 


Holtzbrink 


Süddeutsche Zeitung 


430 


täglich 


Süddeutscher Verlag 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Das Beste 


1,071 


monatlich 


Reader ’s Digest 


Segment Programmzeitschriften 
TV Movie 


2,470 


zweiwöchentl. 


Heinrich Bauer 


TV Spielfilm 


2,288 


zweiwöchentl. 


Verlagsgruppe Milchstraße 


Jugendsegment 

Bravo 


755 


wöchentlich 


Heinrich Bauer 


Segment Nachrichtenmagazine 
Stern 


1,141 


wöchentlich 


Gruner+Jahr 


Der Spiegel 


1,057 


wöchentlich 


Spiegel Verlag 


Segment Frauenzeitschriften 
Bild der Frau 


1,699 


wöchentlich 


Axel Springer 


2. Österreich 


Druckauflage 
0 Jan 00 - Mär 00 


Erscheinungsweise 


Verlag 




in Tsd. 






Zeitungen 

Neue Kronen Zeitung 


1,080 


täglich 


Mediaprint 


Kurier 


310 


täglich 


Mediaprint 


Die Presse 


80 


täglich 


Styria 


Der Standard 


65 


täglich 


Bronner 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Die Ganze Woche 


550 


wöchentlich 


Familiapress 


News 


304 


wöchentlich 


News Group 


Wirtschaftssegment 

Format 


108 


wöchentlich 


News Group 


Segment Programmzeitschriften 
TV Media 


276 


wöchentlich 


News Group 



730 Bei diesen Angaben handelt es sich lediglich um die Dmckauflage. Die Verkaufszahlen sind für 
das Ausland nicht durchgängig recherchierbar. 
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3. Belgien 


Druckauflage 
0 Jul 98 - Jun 99 
in Tsd. 


Erscheinungsweise 


Verlag 


Zeitungen 

Het Laatste Nieuws 


264 


täglich 


Persgroep 


Het Nieuwsblad 


224 


täglich 


VUM 


Le Soir 


137 


täglich 


Rossel 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Knack 


126 


wöchentlich 


Roularta 


Le Vif/L’Express 


98 


wöchentlich 


Roularta 


Segment Frauenzeitschriften 
Libelle NL/Het Rijk der Vrouw 


226 


wöchentlich 


VNU 


Femmes d’Aujourd’hui 


101 


wöchentlich 


VNU 


Segment Programmzeitschriften 
Ciné Télé Revue 


400 


wöchentlich 


CTR-Media 


Humo 


242 


wöchentlich 


VNU 


4. Niederlande 


Druckauflage 
0 Okt 99 - Jun 00 


Erscheinungsweise 


Verlag 




in Tsd. 






Zeitungen 
De Telegraaf 


796 


täglich 


De Telegraaf 


Algemeen Dagblad 


358 


täglich 


PGM 


NRC Handelsblad 


274 


täglich 


PGM 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Panorama 


169 


wöchentlich 


VNU 


Segment Frauenzeitschriften 
Libelle 


654 


wöchentlich 


VNU 


Segment Programmzeitschriften 
Veronica 


1,125 


wöchentlich 


Veronica Uitgeverij 
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5. Luxemburg 


Druckauflage 


Erscheinungsweise 


Verlag 


Zeitungen 
Luxemburger Wort 


0Okt99-Mär 00 
in Tsd. 

87 


täglich 


Imprimerie Saint-Paul 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Revue 


32 


wöchentlich 


Editions Revue 


Letzeburger Soimdesblad 


19 


wöchentlich 


Imprimerie Saint-Paul 


Segment Programmzeitschriften 
Telecran 


46 


wöchentlich 


Imprimerie Saint-Paul 


6. Großbritannien 


Druckauflage 


Erscheinungsweise 


Verlag 


Zeitungen 
The Sun 


0 Jul 00 - Dez 00 
in Tsd. 

3,609 


täglich 


News International 


Daily Mail 


2,382 


täglich 


DMGT 


The Mirror 


2,244 


täglich 


Trinity Mirror 


The Daily Telegraph 


1,032 


täglich 


The Telegraph Group 


The Times 


720 


täglich 


News International 


Financial Times 


469 


täglich 


Pearson 


The Guardian 


395 


täglich 


Guardian Media 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Take A Break 


1,182 


wöchentlich 


Heinrich Bauer 


Wirtschaftssegment 
The Economist 


128 


wöchentlich 


The Economist Newspaper 


Time Magazine 


115 


wöchentlich 


Time Inc. 


Segment Frauenzeitschriften 
Woman 


691 


wöchentlich 


IPC Magazines 


Bella 


554 


wöchentlich 


Heinrich Bauer 


Woman’s Weekly 


523 


wöchentlich 


IPC Magazines 
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7. Frankreich 


Druckauflage 
0 Jul 99 - Jun 00 


Erscheinungsweise 


Verlag 




in Tsd. 






Zeitungen 

Le Parisien 


488 


täglich 


Les Editions P. Amaury 


Le Monde 


399 


täglich 


Le Monde Publicité 


L’Equipe 


399 


täglich 


Les Editions P. Amaury 


Le Figaro 


374 


täglich 


Hersant 


France Soir 


138 


täglich 


Hersant 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Paris Match 


783 


wöchentlich 


Hachette 


Segment Programmzeitschriften 
Télé 7 Jours 


2,437 


wöchentlich 


Hachette 


Télé Loisirs 


1,914 


wöchentlich 


Gruner+Jahr 


Segment Frauenzeitschriften 
Femme Actuelle 


1,704 


wöchentlich 


Gruner+Jahr 


Voici 


611 


wöchentlich 


Gruner+Jahr 


Elle 


351 


monatlich 


Hachette 


8. Italien 


Druckauflage 
0 Jan 99 - Dez 99 
in Tsd. 


Erscheinungsweise 


Verlag 


Zeitungen 
Il Corriere délia Sera 


620 


täglich 


RCS 


La Repubhlica 


562 


täglich 


Editoriale L’Espresso 


La Gazzetta dello Sport 


380 


täglich 


RCS 


La Stampa 


355 


täglich 


Editrice La Stampa 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Gente 


674 


wöchentlich 


Periodici San Paulo 


Oggi 


721 


wöchentlich 


Rusconi 


Segment Programmzeitschriften 
TV Sorrisi e Canzoni 


1,591 


wöchentlich 


Mondadori 


Segment Frauenzeitschriften 
Donna Modema 


609 


wöchentlich 


Mondadori 


Gioia 


247 


wöchentlich 


Rusconi 
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9. Spanien 


Druckauflage 


Erscheinungsweise 


Verlag 


Zeitungen 
El Pais 


0 Jan 99 - Dez 99 
in Tsd. 

435 


täglich 


Gmpo Prisa 


Marca 


397 


täglich 


Recolétos 


ABC 


293 


täglich 


Prensa Espanola 


El Mundo 


285 


täglich 


Unedisa 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Muy Interessante 


273 


monatlich 


Gmner+Jahr 


Quo 


202 


monatlich 


Hachette Filipacchi 


Segment Frauenzeitschriften 
Pronto 


911 


wöchentlich 


Publicacciones Heres 


Hola! 


599 


wöchentlich 


Hola 


Segment Programmzeitschriften 
Tele Programa 


131 


wöchentlich 


Hachette Filipacchi 


10. Portugal 


Druckauflage 


Erscheinungsweise 


Verlag 


Zeitungen 
Journal de Noticias 


0 Jan 00 - Mär 00 
in Tsd. 

103 


täglich 


Jomalgeste 


0 Record 


97 


täglich 


Record 


Zeitschriften 

Segment Frauenzeitschrißen 
Maria 


328 


wöchentlich 


Impala 


Ana 


78 


wöchentlich 


Impala 


Segment Programmzeitschriften 
Telenovelas 


157 


wöchentlich 


Edipresse 


TV Guia 


120 


wöchentlich 


TV Guia 
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11. Griechenland 


Druckaullage 
0 Aug 00 
in Tsd. 


Erscheinungsweise 


Verlag 


Zeitungen 

Ta Nea 


85 


täglich 


Lambrakis Press 


Eleftheros Typos 


45 


täglich 


Eleftheros Typos 


Kathimerini 


38 


täglich 


Kathimerini 


Rizospastis 


25 


täglich 


Rizospastis 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
National Geographie 


93 


monatlich 


Lambrakis Press 


Out 


43 


monatlich 


Daphne 


Segment Programmzeitschriften 
7 Days TV 


133 


wöchentlich 


Liberis Publications 


TV Zapping 


100 


wöchentlich 


TV Zapping 


12. Dänemark 


Druckauflage 
0 Jan 00 - Jun 00 


Erscheinungsweise 


Verlag 




in Tsd. 






Zeitungen 

Jyllands-Posten 


180 


täglich 


Jyllands-Posten 


Berlingske Tidende 


156 


täglich 


Berlingske Dagblade 


Politiken 


142 


täglich 


Politiken Hus 


Ekstra Bladet 


134 


täglich 


Dagbladet Politiken 


BT 


123 


täglich 


Berlingske Dagblade 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Familie Journalen 


243 


wöchentlich 


Aller 


Hjemmet 


207 


wöchentlich 


Egmont 


Segment Wirtschaftstitel 
Weekendavisen 


66 


wöchentlich 


Berlingske Dagblade 


Segment Frauenzeitschriften 
Sondag 


111 


wöchentlich 


Aller 


Femina 


86 


wöchentlich 


Aller 
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13. Schweden 


Druckauflage 


Erscheinungsweise 


Verlag 


Zeitungen 

Aftonbladet 


0 Jan 99 - Dez 99 
in Tsd. 

382 


täglich 


Aftonbladet 


Dagen Nyheter 


352 


täglich 


Bonnier 


Expressen 


298 


täglich 


Bormier 


Svenska Dagbladet 


178 


täglich 


Schibsted 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Var Bostad 


994 


monatlich 


Var Bostad 


Hemmets Journal 


253 


wöchentlich 


Allers Forlag 


Allers 


246 


wöchentlich 


Allers Forlag 


Segment Frauenzeitschriften 


Amelia 


128 


wöchentlich 


Bonnier 


Damemas Värld 


102 


monatlich 


Bormier 


14. Finnland 


Druckauflage 


Erscheinungsweise 


Verlag 


Zeitungen 
Helsingin Sanomat 


0 Jan 00 - Jun 00 
in Tsd. 

451 


täglich 


Sanoma 


Ilta Sanomat 


2.18 


täglich 


Sanoma 


Aamulehti 


135 


täglich 


Alpress 


Turun Sanomat 


115 


täglich 


Turun Sanomat 


Zeitschriften 

General Interest Segment 
Suera 


267 


wöchentlich 


United Magazines 


Segment Frauenzeitschriften 


Kotiliesi 


195 


zweiwöchentl. 


United Magazines 


Kodin Kuvalehti 


171 


zweiwöchentl. 


Sanoma 


Me naiset 


114 


wöchentlich 


Sanoma 



Quelle: Vgl. CIT Publications Limited <Hrsg.> (2001); World Association of Newspapers <Hrsg.> 
(2000); eigene Recherchen. 
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Anhang 2: Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 

der Firma Messagerie Paul Kraus (MPK) - Luxemburg 



CONVENTION COMMERCIALE 
CONTRAT DE SOUS-DEPOSITAIRE - COMMISSIONNAIRE 



La Convention suivante a été arrêtée entre les Messageries Paul Kraus S. à r.l. et le Sous- 
Dépositaire de Journaux: 



NOM: 

ADRESSE: 

Afin de garantir l’accès au marché de toute la presse (contrairement à un contrat à compte ferme 
où les différents titres sont au choix du client), le soussigné accepte la vente de journaux, publica- 
tions, livres de poche et petits romans à titre de sous-dépôt et en tant que commissionnaire des 
Messageries Paul Kraus S. à r.l. aux conditions suivantes et de ce fait s’engage à: 

1. se fournir exclusivement en presse, c’est-à-dire journaux, publications, livres de poche, 
romans populaires en tant que sous-dépositaire-commissionnaire auprès des Messageries Paul 
Kraus S. à r.l. et ainsi de n’accepter aucune fourniture parallèle éventuelle, ceci afin d’éviter 
un mélange des invendus; 

2. accepter de mettre en vente toute la presse fournie en distribution régulière et ceci afin de 
garantir la liberté de presse; le sous-dépositaire s’engage à mettre en vente la totalité des quo- 
tidiens et publications objets du présent contrat et qui lui sont confiés à titre de commission- 
naire (actuellement +/- 5500 titres); 

3. adosser à un mur extérieur bien en vue de son magasin une enseigne lumineuse uniformisée 
suivant le modèle MPK qui signale au passant que la vente de la presse se fait à ce point de vente. 
Cette enseigne est facturée au sous-dépositaire au prix coûtant par les Messageries Paul Kraus 
S. à r.l. L’installation devra se faire dans les 60 jours de la signature de la présente convention. 
Les autorisations nécessaires à cet effet sont demandées par le sous-dépositaire aux autorités 
compétentes. Ces enseignes ont fonction de promouvoir la vente de la presse et font partie inté- 
grante du présent contrat de sous-dépositaire-commissionnaire de la presse; 

4. mettre en vente tous les journaux et publications fournis sans la moindre discrimination, 
avec le seul souci de la vente, sous réserve des mesures d’interdiction prises par les autorités 
compétentes concernant la vente, l’annonce, l’étalage de toute publication contraire aux bon- 
nes moers et à l’ordre public; 

5. avoir boutique ouverte tous les jours ouvrables, ceci afin de garantir la vente quotidienne 
de journaux. En cas de fermeture exceptionnelle, il avisera les Messageries Paul Kraus S. à r.l. 
au moins trois jours à l’avance, afin que les services puissent être réglés en conséquence; 

6. mettre en vente tous les articles de presse dès réception pour éviter les réclamations de la 
part des éditeurs, respectivement de leurs représentants; soigner l’exposition des journaux et 
publications en leur donnant une place prépondérante à l’intérieur comme à l’extérieur du maga- 
sin (c’est-à-dire dans une vitrine extérieure); assurer l’étalage et la vente avec une impartialité 
absolue; prévoir en quantité suffisante, c’est-à-dire pour actuellement au moins 2000 titres diffé- 
rents (ce chiffre pourra naturellement varier suivant les quantités de titres en distribution, actuel- 
lement 5500), les étalages de vente et d’exposition afin que tous les titres aient accès au marché 
(liberté de la presse). 
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Cette condition étant une clause essentielle du contrat, le non-respect entraînera 1’ annula- 
tion avec effet immédiat du contrat de sous-dépositaire-commissionnaire. 

7. veiller scrupuleusement à ne pas vendre des journaux et des publications représentant un 
danger moral pour la jeunesse à des mineurs de moins de 18 ans, ces journaux et publications 
devant être exposés de telle sorte que lesdits mineurs et les clients en général ne puissent s’en 
offenser; 

8. demander dans les délais les plus rapides tous les rassortiments nécessaires pour satis- 
faire la clientèle; adapter son organisation de vente aux nécessités saisonnières et à toutes cir- 
constances exceptionnelles justifiant des dispositions particulières (périodes de vacances, 
congrès, manifestations sportives ou autres) déterminant un apport exceptionnel de popula- 
tion; avertir à temps les Messageries Paul Kraus S. à r.l. de ces phénomènes; signaler par télé- 
phone et de suite toute erreur de fourniture pour éviter des recherches onéreuses; 

9. respecter strictement les prix de vente fixés par l’éditeur et acceptés au préalable par 
l’Office des Prix; lire toutes les circulaires et bordereaux de fournitures afin de pouvoir pren- 
dre note des changements de prix et de toutes les informations y renseignées; 

10. sauvegarder le droit de propriété de l’éditeur pour toute marchandise fournie en consigna- 
tion par les soins des Messageries Paul Kraus S. à r.l. Par conséquent, il est strictement interdit de 
mettre cette marchandise à disposition de tierces personnes, soit à titre gratuit, soit contre paie- 
ment d’une redevance quelconque ou à titre de prêt voire même solder une marchandise fournie 
par les Messageries Paul Kraus S. à r.l., à moins que l’éditer n’en décide autrement; garantir 
qu’aucun changement (adjonction ou enlèvement) de ou dans les articles de presse ne sera fait. 

Les articles de presse sont mis à disposition des sous-dépôts uniquement pour la vente en 
détail dans leur magasin indiqué au présent contrat. La marchandise fournie ne doit en aucun 
cas être cédée avec ou sans remise à quelqu’un qui en ferait une vente illégitime. 

Interdiction formelle pour tout achat d’articles de presse ayant déjà fait l’objet d’une vente 
régulière aux fins d’effectuer une mise en vente à prix réduits. Une telle vente constituerait 
une concurrence pour les nouvelles éditions. 

Les livraisons se font aux cadences jugées utiles par les éditeurs et les Messageries Paul 
Kraus S. à r.l. qui se réservent le droit de les modifier aussi souvent que nécessaire. Les livrai- 
sons sont effectuées aux seuls risques et périls du sous-dépositaire. Le sous-dépositaire est 
notamment responsable des marchandises déposées devant son magasin, si ce dernier n’est 
pas ouvert aux heures de livraisons (qui s’effectuent normalement très tôt le matin). Sur désir 
du sous-dépositaire ou en cas de litige sur les livraisons, le sous-dépositaire aura la faculté de 
venir chercher les fournitures aux Messageries Paul Kraus S. à r.l. aux heures indiquées, mais 
pas avant le retour du camion de la tournée concernée; 

11. retourner chaque semaine franco et en très bon état les invendus rappelés par liste 
d’invendus, semaine par semaine, dans les délais et aux jours prescrits par le service en question. 
La suite des titres sur la liste d’invendus est à respecter pour l’emballage afin de faciliter le 
contrôle des retours. Les paquets d’invendus seront numérotés d’après la suite des titres sur la 
liste d’invendus. 

Au cas où l’ordre et la numérotation des paquets ne seraient pas respectés, les Messageries 
Paul Kraus S. à r.l. factureront les frais supplémentaires de contrôle au sous-dépositaire. 

Si les Messageries Paul Kraus S.â r.l. se chargent de l’enlèvement des retours, les frais de 
retour sont à charge du client et le retour s’effectue aux seuls risques et périls du client, le 
décompte de ces frais se fera sur le relevé mensuel. 

Les invendus ne peuvent être retournés que s’ils sont rappelés par liste d’invendus. Les in- 
vendus doivent être retournés s’ils sont rappelées par liste d’invendus. Les invendus qui se- 
raient retournés plus tôt ou plus tard que rappelés ne seront pas crédités et resteront à disposi- 
tion du sous-dépositaire pendant deux semaines au service des invendus des Messageries Paul 
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Kraus S.à r.l. Passé ce délai, les Messageries Paul Kraus S. à r.l. mettront les invendus retour- 
nés trop tôt ou trop tard au vieux papier sans les créditer au sous-déspositaire. 

12. maintenir en vente jusqu’au rappel par liste d’invendus toute la presse qui fait l’objet d’ 
une distribution régulière. 

Les Messageries Paul Kraus S.à r.l. se réservent le droit d’exécuter des modifications de 
services pour tous les titres fournis, changements pouvant s’imposer par suite d’invendus re- 
tournés ou d’après les constats de vente ou sur suggestion de la part des éditeurs (droit de dis- 
position pour les titres et les quantités à fournir). 

Les constats de vente sont à remplir et à renvoyer pour la date y indiquée. 

13. La plus grande correction est recommandée à l’égard des inspecteurs de la presse étran- 
gère, ainsi qu'à l'égard de nos propres inspecteurs. 

Le sous-dépositaire est prié d’exiger la légitimation des inspecteurs étrangers, qui ont le 
droit de s’informer sur la vente et les services des titres qu’ils représentent et qui sont repris 
sur leur carte de légitimation. Ils n’ont pas le droit de prendre des informations au sujet 
d’autres titres. Il est défendu de mettre à leur disposition des factures pouvant signaler les 
services des titres concurrents. 

14. régler le relevé mensuel par ordre permanent bancaire à l’ordre des Messageries Paul 
Kraus S.à r.l., valeur 18 du mois. 

Le non-paiement du relevé mensuel à la date précise indiquée entraînera immédiatement et 
sans mise en demeure une résiliation de la présente convention et par conséquent la cessation 
immédiate des fournitures, ceci du fait que le solde payable est effectivement en caisse dans le 
sous-dépôt (vente - invendus = solde). 

Afin de garantir les paiements et solde en suspens, le sous-dépositaire remet une garantie 
bancaire à première demande émise par une banque agréée au Grand-Duché de Luxembourg 
de LUF aux Messageries Paul Kraus S.à r.l. Cette garantie bancaire à première de- 

mande représente une fois et demie le chiffre d’affaires mensuel. Le montant de la garantie 
pourra être adapté six fois par an aux fluctuations du chiffre d’affaires; 

15. informer par téléphone, par fax ou par E-mail les Messageries Paul Kraus S.à r.l. de toutes 
les différences éventuelles constatées sur les bordereaux journaliers et sur le décompte mensuel. 
La rectification des différences sera portée sur le relevé du mois prochain. Aucune réclamation 
ne sera valable 48 heures après fourniture de la marchandise (cachet de la poste faisant foi). 

16. Le soussigné reconnaît formellement que la concession d’un dépôt lui est confiée à titre 
personnel et en tant que commissionnaire, sans droit de propriété et par conséquent révocable. 

Le sous-dépôt est concédé pour l’adresse indiquée à la présente convention. Tout change- 
ment d’adresse doit avoir l’agrément exprès des Messageries Paul Kraus S.à. r.l. qui se réser- 
vent le droit d’accepter ou de refuser, étant donné le caractère local du sous-dépôt e le risque 
d’invendus qui pourrait accroître en cas de changement d’adresse. 

Le retrait, le cas échéant, ne saurait entraîner ni indemnité, ni dommages, à seule charge 
pour les Messageries Paul Kraus S.à r.l. d’en aviser le sous-dépositaire avec un préavis d’une 
semaine, sauf dans le cas des articles 2 et 14 où le retrait sera immédiat. Par ailleurs, si le 
client renonce au dépôt lui concédé par la présente convention, il s’engage à en informer les 
Messageries Paul Kraus S.à r.l. avec un préavis d’une semaine. 

S’il décide de mettre en vente son commerce, le fonds de journaux et publications n’étant pas 
sa propriété, ce dernier s’engage à en informer les Messageries Paul Kraus S.à r.l. avec un pré- 
avis d’un mois, délai qui devra être respecté également pour présenter un successeur éventuel. 

Les Messageries Paul Kraus S.â.r.l. se réservent le droit d’accepter ou de refuser le succes- 
seur. Il va de soi que les Messageries Paul Kraus S.à.r.l. ne peuvent accepter un successeur 
qu’au cas où l’ancien sous-dépositaire-commissionnaire aura soldé toutes les factures. 

Dans le cas où le sous-dépositaire est une société, toute modification de la structure interne 
et/ou externe (p. ex. changement de propriétaire, de groupe, modification de la composition 
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et/ou cession des parts sociales, sans que cette énumération soit limitative) permetta aux Mes- 
sageries Paul Kraus S. à r.l. de résilier la présente convention. 

17. Le soussigné déclare être en possession de toutes les autorisations administratives re- 
quises pour la vente de la presse. 

18. Le sous-dépositaire-commissionnaire ne peut céder ou transférer de quelque manière 
que ce soit tout ou partie des droits qu’il tient du présent contrat sans l’accord préalable et 
notifié par lettre recommandée des Messageries Paul Kraus S. à r.l. 

Ceci vaut également pour les ascendants, descendants ou collatéraux du signataire du pré- 
sent contrat. Au cas où le présent contrat serait fait avec une société, la vente, le transfert ou la 
location d’actions changeant la majorité du ou des détendeurs d’actions devra avoir 
l’agrément des Messageries Paul Kraus S. à r.l., sans quoi le présent contrat est résilié de plein 
droit. 

19. Le sous-dépositaire est tenu à se conformer à cette convention, vu qu’une dérogation 
quelconque pourrait entraîner un arrêt immédiat du sous-dépôt. 

20. Il s’engage également à se conformer à toutes les dispositions nouvelles que les Messa- 
geries Paul Kraus S. à r.l. pourraient être en droit de prendre à l’avenir concernant la régle- 
mentation de la mise en vente, des retours et des paiements. 

Si le sous-dépositaire n’est pas d’accord avec la modification, il exerce son droit de résilia- 
tion dans la quinzaine de la notification de la proposition de modification. 

S'il ne manifeste pas d'objection dans ce délai, il est censé avoir accepté la modification 
qui prend effet 15 jours après la notification. 

21. Il es strictement interdit d’accorder une ristourne ou une remise sur les articles de presse 
fournis en dépôt par les Messageries Paul Kraus S. à r.l. 

22. Les Messageries Paul Kxaus S.à rl.l. ne sont pas tenues d’exécuter une quelconque obliga- 
tion découlant de la présente convention, si cette exécution est totalement ou partiellement im- 
possible ou retardée par un cas de force majeure, y compris les accidents de toute nature, incen- 
dies, pannes d’ordinateurs, interruptions de fournitures, pannes mécaniques, grèves, lock-out, 
pénurie de combustibles et tous les autres événements qui affecteraient la fourniture régulière 
de la presse. 

23. La présente convention est faite pour une durée d’une année et se renouvelle par tacite 
reconduction d’année en année et est dénoncée moyennant préavis d’un mois. Elle peut aussi 
être dénoncée avec effet immédiat dans les différents cas de dénonciation prévus dans la pré- 
sente convention. 

24. En cas de litige, seuls les tribunaux de et à Luxembourg sont compétents. 

25. La présente convention annule tout accord antérieur. 

26. Les conditions de cette convention concernant la livraison en tant que sous-dépositaire- 
commissionnaire ne sont valables que si un chiffre d’affaires de LUE 80.000,- (indice 566,23) 
qui pourra être modifié à tout moment unilatéralement de la part des Messageries Paul Kraus 
S.à r.l. pour des raisons de rentabilité, est réalisé mensuellement. 

Au cas où après une période de 6 mois une moyenne de ce chiffre d’affaires mensuel ne se- 
rait pas réalisée, la présente convention est déclarée nulle et non avenue de plein droit à partir 
du 7e mois après la signature de ladite convention sans que les Messageries Paul Kraus S.à r.l. 
aient besoin de le notifier à la partie cocontractante. 

Au cas où les Messageries Paul Kraus S.à r.l. continueraient tacitement la livraison, la pré- 
sente convention reste en vigueur tout en confirmant le droit aux Messageries Paul Kraus S.à 
r.l. de résilier celle-ci à tout moment dans le cas où le chiffre d’affaires précité ne serait pas 
réalisé pendant 3 mois subséquents. 
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27. Clause de Salvation. Au cas où l’une ou l’autre clause de ce contrat serait irrégulière, 
cette irrégularité n’affecterait en rien les autres clauses dudit contrat. La clause inefficace est 
remplacée par une réglementation qui se rapproche le plus prés de la volonté émise. 



Fait à Luxembourg, le 

L’ancien sous-dépositaire Le sous-dépositaire Les Messageries Paul Kraus S. à r.l. 

« Lu et approuvé » 

Quelle: Messageries Paul Kraus S. à r.l. <Hrsg.> (2001): Convention commerciale contrat de sous- 
depositaire - commissionaire. 
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Anhang 3: Rabatt-Tabelle Presse-Grosso in Deutschland 



Grundtabelle 


ab Verkauf 


bis Verkauf 


Spanne 


1 


21.999 


29,26% 


22.000 


43.999 


24,26% 


44.000 


87.999 


20,94% 


88.000 


164.999 


18,31% 


165.000 


329.999 


15,68% 


330.000 


439.999 


15,25% 


440.000 


549.999 


15,00% 


550.000 


989.999 


14,75% 


990.000 




14,50% 



Zusatztabelle Rabattermäßigung 


ab Umsatz / Folge 


Bis Umsatz / Folge 


Ermäßigung 


1 DM 


999.999 DM 


0,00% 


1.000.000 DM 


1.249.999 DM 


1,00% 


1.250.000 DM 


1.499.999 DM 


1,25% 


1.500.000 DM 




1,50% 



Quelle: Hirsch (1997), Anlage. 
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Anhang 4: Zusammenhang zwischen VD, AVK und Remission (Ist-Situation) 







AV 




VD 


5,0 7,5 10,0 12,5 15,0 17,5 20,0 22,5 


25,0 


27,5 30,0 32,5 35,0 37,5 40,0 46,0 50,0 


1,0 


83,0 78,6 75,3 72,7 70,8 68,9 67,2 67,4 


65,5 


62,5 60,5 59,6 59,9 57,0 56,1 54,4 51,3 


1,5 


74,5 68,9 65,6 64,1 61,6 60,1 58,8 57,6 


55,8 


54,2 53,1 52,8 48,6 47,8 46,3 44,3 38,0 


2,0 


69,3 60,3 59,9 57,0 55,7 54,8 53,2 52,1 


50,8 


49,2 48,4 48,0 44,3 44,2 42,1 38,0 34,2 




62,4 59,0 55,3 53,2 51,4 49,6 49,1 48,2 


46,9 


44,5 44,2 42,7 42,2 39,9 38,5 35,9 31,9 




55,0 53,5 50,9 48,7 46,8 45,5 43,9 


42,8 


41,0 39,7 38,3 37,3 34,9 34,8 31,7 29,3 




52,0 51,3 47,2 46,2 43,7 43,1 41,8 


41,1 


38,8 37,2 36,4 34,3 32,4 30,8 27,8 23,4 


4,0 


49,5 46,6 45,1 41,9 42,0 41,2 40,7 


37,6 


37,3 35,0 33,4 35,3 29,8 29,4 26,8 22,3 


5,0 


47,6 42,6 40,4 38,5 37,5 35,7 


34,2 


33,1 31,0 30,3 28,8 27,8 26,6 24,9 21,9 


6,0 


41,6 36,8 35,7 34,6 32,8 


31,3 


30,2 28,6 27,3 26,2 24,9 23,7 21,5 18,7 


7,0 


36,1 32,7 31,7 31,7 29,7 


28,8 


27,5 26,0 24,6 24,8 23,6 21,2 20,4 17,7 


8,0 


34,4 30,6 30,2 28,5 


27,0 


25,1 24,0 22,8 21,7 20,7 21,1 18,2 16,7 


Bl 


32,7 29,8 27,2 27,4 


SB 


25,1 23,5 22,1 21,3 19,1 


10,0 


31,7 28,8 28,3 26,3 


24,8 


24,9 22,7 21,6 20,4 19,9 


12,5 


29,5 25,8 23,9 22,3 


21,4 


19,7 18,8 17,6 17,1 16,4 


15,0 


27,6 22,3 21,6 20,6 


18,9 


17,8 16,8 16,3 15,2 14,9 


17,5 


25,3 22,1 21,7 20,4 


18,2 


17,0 15,7 


20,0 


25,4 20,5 19,9 18,5 


17,9 


15,9 14,6 


25,0 


23,0 18,0 16,1 


15,3 


15,5 13,7 


30,0 


19,3 15,5 13,7 


13,0 


12,0 12,7 


40,0 


17,0 14,8 13,8 


13,1 


12,9 14,0 



Lesebeispiel: Bei einem Verkaufsdurchschnitt (VD) von 9 Expl. und einer Ziel-Remission von 26,3% 

ist eine Ausverkaufsquote (AVK) von 25% als durchschnittlich gutes Regulierungser- 
gebnis zu bewerten. 



Quelle: Die Axiome des Pressevertriebs (1993), S. 80. 
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Anhang 5: Modellrechnung Zeitung bei ländergruppenspezifischer 

Preisdifferenzierung - Zone 1 exklusive Deutschland 



Verkaufspreis in Deutschland 2,00 DM (entspricht 1,02 €) 
Annahme: Absenkung Preis in Deutschland auf 1,00 € 


SUMME Euroland 




1.970.000 


2.646.000 

5.175.126 




2.530.104 

4.948.453 


1.265.052 

2.474.227 

-40.229 

-78.680 


1.265.052 

2.474.227 

-40.229 

-78.680 


Zone 3 


Irland 


1,60 

3,13 


o 

o 

o 

ö 


80.000 

156.466 


o 

o" 


80.000 

156.466 


40.000 

78.233 

-10.790 

-21.102 


40.000 

78.233 

-10.790 

-21.102 


Finnland 


o 

o 

o 

ö 


16.000 

31.293 


o 

rsT 

(N 


13.115 

25.650 


6.557 

12.825 

-336 

-656 


6.557 

12.825 

-336 

-656 


Zone 2 | 


Spanien 

(inkl. Balearen, Kanaren) 


1,40 

2,74 


o 

o 

o 

ö 

tri 

\D 


910.000 

1.779.805 




875.000 

1.711.351 


437.500 

855.676 

-13.259 

-25.933 


437.500 

855.676 

-13.259 

-25.933 


Portugal 


O 

O 

O 

ö 

2 


182.000 

355.961 


in 


173.333 

339.011 


86.667 

169.505 

208 

408 


86.667 

169.505 

208 

408 


Italien 


400.000 


560.000 

1.095.265 




538.462 

1.053.139 


269.231 

526.570 

-8.861 

-17.331 


269.231 

526.570 

-8.861 

-17.331 


Griechenland 


o 

o 

o 

ö 

o 


140.000 

273.816 




134.615 

263.285 


67.308 

131.642 

-3.238 

-6.333 


67.308 

131.642 

-3.238 

-6.333 


Frankreich 


o 

o 

o 

ö 


14.000 

27.382 


(N 


13.712 

26.818 


6.856 

13.409 

-610 

-1.192 


6.856 

13.409 

-610 

-1.192 


Zone 1 


Österreich 


o m 
<N rn 
t-h" cn 


330.000 


396.000 

774.509 


O 

o" 


360.000 

704.099 


180.000 

352.049 

16.486 

32.244 


180.000 

352.049 

16.486 

32.244 


Niederlande 


o 

8 

ö 

00 


96.000 

187.760 


o 

vo" 


90.566 

177.132 


45.283 

88.566 

-6.088 

-11.908 


45.283 

88.566 

-6.088 

-11.908 


Luxemburg 


o 

ö 

(N 


24.000 

46.940 


rn 


23.301 

45.573 


11.650 

22.786 

1.783 

3.487 


11.650 

22.786 

1.783 

3.487 


Belgien 


000061 


228.000 

445.929 


O 

o' 


228.000 

445.929 


114.000 

222.965 

-15.524 

-30.363 


114.000 

222.965 

-15.524 

-30.363 




€-Preis 

DM-Gegenwert 


Jahresauflage rExpl.ll 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 

[DM] 


Bmttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bmttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 



Eigene Darstellung mit fiktiven Werten. 
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Anhang 6: Modellrechnung Zeitschrift bei ländergruppenspezifischer 

Preisdifferenzierung - Zone 1 exklusive Deutschland 



Verkaufspreis in Deutschland 
4,00 DM (entspricht 2,05 €) 


SUMME Euroland 




1.203.000 


3.003.900 

5.875.118 




2.802.905 

5.482.006 


1.401.453 

2.741.003 

21.261 

41.583 


1.401.453 

2.741.003 

21.261 

41.583 


Zone 3 


Irland 


O 

rn 

rf oo' 


1 


1 1 


1 


1 1 


1 1 1 1 


1 1 1 1 


Finnland 


3.000 


12.900 

25.230 


22,0 


10.574 

20.680 


5.287 

10.340 

14 

27 


5.287 

10.340 

14 

27 


Zone 2 | 


Spanien 

(inkl. Balearen, Kanaren) 


O oo 
fN 
cs' in 


o 

8 

o 

m 


351.000 

686.496 


o 


337.500 

660.093 


168.750 

330.046 

-19.066 

-37.290 


168.750 

330.046 

-19.066 

-37.290 


Portugal 


o 

o 

o 

iri 


40.500 

79.211 


in 


38.571 

75.439 


19.286 

37.720 

-310 

-606 


19.286 

37.720 

-310 

-606 


Italien 


130.000 


351.000 

686.496 


q^ 


337.500 

660.093 


168.750 

330.046 

7.357 

14.389 


168.750 

330.046 

7.357 

14.389 


Griechenland 


o 

o 

o 

o 


81.000 

158.422 


q^ 


77.885 

152.329 


38.942 

76.165 

-11.851 

-23.178 


38.942 

76.165 

-11.851 

-23.178 


Frankreich 


o 

o 

q 

iri 


175.500 

343.248 


<N 


171.890 

336.188 


85.945 

168.094 

-1.403 

-2.744 


85.945 

168.094 

-1.403 

-2.744 


Zone 1 


Österreich 


69‘P 

0P‘Z 


O 

O 

O 

Ö 

o 


1.680.000 

3.285.794 


10,0 


1.527.273 

2.987.086 


763.636 

1.493.543 

46.818 

91.568 


763.636 

1.493.543 

46.818 

91.568 


Niederlande 


o 

o 

o 

ö 


120.000 

234.700 


q^ 

'O' 


113.208 

221.415 


56.604 

110.707 

-119 

-232 


56.604 

110.707 

-119 

-232 


Luxemburg 


50.000 


120.000 

234.700 


q^ 

rn 


116.505 

227.864 


58.252 

113.932 

-111 

-217 


58.252 

113.932 

-111 

-217 


Belgien 


30.000 


72.000 

140.820 


o 

o" 


72.000 

140.820 


36.000 

70.410 

-69 

-134 


36.000 

70.410 

-69 

-134 




€-Preis 

DM-Gegenwert 


Jahresauflage [Expl.] 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


ö 

& 

C/D 

1 


Nettowarenwert [€] 

[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 



Eigene Darstellung mit fiktiven Werten. 
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Anhang 7: Modellrechnung Zeitung bei ländergruppenspezifischer 

Preisdifferenzierung - Zone 1 inklusive Deutschland 



Verkaufspreis in Deutschland 2,00 DM (entspricht 1,02 €) 
Annahme: Absenkung auf 1,00 € = Preis Zone 1 + Deutschland 


SUMME Euroland 




1.970.000 1 


2.522.000 

4.932.603 




2.413.126 

4.719.665 


1.206.563 

2.359.832 

-98.718 

-193.075 


1.206.563 

2.359.832 

-98.718 

-193.075 


Zone 3 


Irland 


1,60 

3,13 


50.000 


80.000 

156.466 


o" 


80.000 

156.466 


40.000 

78.233 

-10.790 

-21.102 


40.000 

78.233 

-10.790 

-21.102 


Finnland 


10.000 


16.000 

31.293 


(N 

(N 


13.115 

25.650 


6.557 

12.825 

-336 

-656 


6.557 

12.825 

-336 

-656 


Zone 2 | 


Spanien 

(inkl. Balearen, Kanaren) 


O 

^ (N 


650.000 


910.000 

1.779.805 




875.000 

1.711.351 


437.500 

855.676 

-13.259 

-25.933 


437.500 

855.676 

-13.259 

-25.933 


Portugal 


130.000 


182.000 

355.961 


irT 


173.333 

339.011 


86.667 

169.505 

208 

408 


86.667 

169.505 

208 

408 


Italien 


o 

8 

ö 

o 


560.000 

1.095.265 




538.462 

1.053.139 


269.231 

526.570 

-8.861 

-17.331 


269.231 

526.570 

-8.861 

-17.331 


Griechenland 


o 

o 

o 

ö 

o 


140.000 

273.816 




134.615 

263.285 


67.308 

131.642 

-3.238 

-6.333 


67.308 

131.642 

-3.238 

-6.333 


Frankreich 


o 

o 

o 

d 


14.000 

27.382 


rsT 


13.712 

26.818 


6.856 

13.409 

-610 

-1.192 


6.856 

13.409 

-610 

-1.192 


Zone 1 


Österreich 


1,00 

1,96 


o 

o 

o 

d 

m 


330.000 

645.424 


10,0 


300.000 

586.749 


150.000 

293.375 

-13.514 

-26.431 


150.000 

293.375 

-13.514 

-26.431 


Niederlande 


o 

o 

o 

d 

oo 


80.000 

156.466 


o 

vd 


75.472 

147.610 


37.736 

73.805 

-13.635 

-26.669 


37.736 

73.805 

-13.635 

-26.669 


Luxemburg 


o 

o 

o 

d 

(N 


20.000 

39.117 


rn 


19.417 

37.977 


9.709 

18.989 

-159 

-311 


9.709 

18.989 

-159 

-311 


Belgien 


190.000 


190.000 

371.608 


O 

d~ 


190.000 

371.608 


95.000 

185.804 

-34.524 

-67.524 


95.000 

185.804 

-34.524 

-67.524 




€-Preis 

DM-Gegenwert 


Jahresauflage [Expl.] 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 
[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 



Eigene Darstellung mit fiktiven Werten. 
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Anhang 8: Modellrechnung Zeitschrift bei ländergruppenspezifischer 

Preisdifferenzierung - Zone 1 exklusive Deutschland 



Verkaufspreis in Deutschland 4,00 DM (entspricht 2,05 €) 
Annahme: Preis 2,05 € für Zone 1 + Deutschland 


SUMME Euroland 




1.203.000 


2.713.400 

5.306.949 




2.536.178 

4.960.334 


1.268.089 

2.480.167 

-112.103 

-219.254 


1.268.089 

2.480.167 

-112.103 

-219.254 


Zone 3 


Irland 


4,30 

8,41 


1 


1 1 


1 


1 1 


1 1 1 1 


1 1 1 1 


Finnland 


o 

o 

q 


12.900 

25.230 


22,0 


10.574 

20.680 


5.287 

10.340 

14 

27 


5.287 

10.340 

14 

27 


Zone 2 | 


Spanien 
(inkl. Balearen, Kanaren) 


O oo 
cN »n 


130.000 


351.000 

686.496 


q_ 


337.500 

660.093 


168.750 

330.046 

-19.066 

-37.290 


168.750 

330.046 

-19.066 

-37.290 


Portugal 


o 

o 

q 

iri 


40.500 

79.211 


q^ 

«rT 


38.571 

75.439 


19.286 

37.720 

-310 

-606 


19.286 

37.720 

-310 

-606 


Italien 


O 

8 

ö 

m 


351.000 

686.496 




337.500 

660.093 


168.750 

330.046 

7.357 

14.389 


168.750 

330.046 

7.357 

14.389 


Griechenland 


O 

O 

O 

Ö 


81.000 

158.422 


q^ 


77.885 

152.329 


38.942 

76.165 

-11.851 

-23.178 


38.942 

76.165 

-11.851 

-23.178 


Frankreich 


65.000 


175.500 

343.248 


CN 


171.890 

336.188 


85.945 

168.094 

-1.403 

-2.744 


85.945 

168.094 

-1.403 

-2.744 


Zone 1 


Österreich 


o 

CN 


o 

o 

o 

ö 

o 

r' 


1.435.000 

2.806.616 


O 

o" 


1.304.545 

2.551.469 


652.273 

1.275.735 

-64.546 

-126.240 


652.273 

1.275.735 

-64.546 

-126.240 


Niederlande 


o 

o 

o 

ö 


102.500 

200.473 


O 


96.698 

189.125 


48.349 

94.563 

-8.373 

-16.377 


48.349 

94.563 

-8.373 

-16.377 


Luxemburg 


50.000 


102.500 

200.473 


q^ 

rn 


99.515 

194.634 


49.757 

97.317 

-8.606 

-16.832 


49.757 

97.317 

-8.606 

-16.832 


Belgien 


30.000 


61.500 

120.284 


o 

o" 


61.500 

120.284 


30.750 

60.142 

-5.319 

-10.402 


30.750 

60.142 

-5.319 

-10.402 




€-Preis 

DM-Gegenwert 


Jahresauflage [Expl.] 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 

[DM] 


Bmttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bmttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 



Eigene Darstellung mit fiktiven Werten. 
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Anhang 9: Modellrechnung Zeitung bei Preisharmonisierung 



Verkaufspreis in Deutschland 2,00 DM (entspricht 1,02 €) 
Annahme: Absenkung auf 1,00 € = Preis für alle Euroländer (inkL Deutschland) 


SUMME Euroland 




1.970.000 


1.970.000 

3.852.985 




1.882.459 

3.681.770 


941.229 

1.840.885 

-364.051 

-712.022 


941.229 

1.840.885 

-364.051 

-712.022 


Irland 


1,00 

1,96 


8 

o 

d> 

yr\ 


50.000 

97.792 


o 

o" 


50.000 

97.792 


25.000 

48.896 

-25.790 

-50.440 


25.000 

48.896 

-25.790 

-50.440 


Finnland 


10.000 


10.000 

19.558 


ri 

<N 


8.197 

16.031 


4.098 

8.016 

-2.795 

-5.466 


4.098 

8.016 

-2.795 

-5.466 


Spanien 
(inkl. Balearen, Kanaren) 


o 

8 

o 

iri 

vo 


650.000 

1.271.290 




625.000 

1.222.394 


312.500 

611.197 

-138.259 

-270.411 


312.500 

611.197 

-138.259 

-270.411 


Portugal 


O 

o 

o 

ö 

m 


130.000 

254.258 


in 


123.810 

242.150 


61.905 

121.075 

-24.554 

-48.023 


61.905 

121.075 

-24.554 

-48.023 


Italien 


o 

o 

o 

ö 

o 


400.000 

782.332 




384.615 

752.242 


192.308 

376.121 

-85.784 

-167.780 


192.308 

376.121 

-85.784 

-167.780 


Griechenland 


o 

o 

o 

ö 

o 


100.000 

195.583 




96.154 

188.061 


48.077 

94.030 

-22.469 

-43.945 


48.077 

94.030 

-22.469 

-43.945 


Frankreich 


o 

o 

o 

ö 


10.000 

19.558 


tN 


9.794 

19.156 


4.897 

9.578 

-2.569 

-5.024 


4.897 

9.578 

-2.569 

-5.024 


Österreich 


330.000 


330.000 

645.424 


10,0 


300.000 

586.749 


150.000 

293.375 

-13.514 

-26.431 


150.000 

293.375 

-13.514 

-26.431 


Niederlande 


8 

o 

o 

oo 


99f99I 

00008 


'o' 


75.472 

147.610 


37.736 

73.805 

-13.635 

-26.669 


37.736 

73.805 

-13.635 

-26.669 


Luxemburg 


20.000 


20.000 

39.117 


(n 


19.417 

37.977 


9.709 

18.989 

-159 

-311 


9.709 

18.989 

-159 

-311 


Belgien 


190.000 


190.000 

371.608 


o 

o" 


190.000 

371.608 


95.000 

185.804 

-34.524 

-67.524 


95.000 

185.804 

-34.524 

-67.524 




€-Preis 

DM-Gegenwert 


Jahresauflage [Expl.] 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 

[DM] 


Bmttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 



Eigene Darstellung mit fiktiven Werten. 




Tab. 1 3 : Modellrechnung Zeitschrift bei Preisharmonisierung 



Anhang 



205 



Anhang 10: Modellrechnung Zeitschrift bei Preisharmonisierung 



Verkaufspreis in Deutschland 4,00 DM (entspricht 2,05 €) 
Annahme: Preis 2,05 für alle Euroländer (inkl. Deutschland) 


SUMME Euroland 




1.203.000 


2.466.150 

4.823.370 




2.298.729 

4.495.923 


1.149.364 

2.247.961 

-230.827 

-451.459 


1.149.364 

2.247.961 

-230.827 

-451.459 


Irland 


(N 


1 


1 1 


1 


1 1 


1 1 1 1 


1 1 1 1 


Finnland 


o 

o 

p 

rn 


6.150 

12.028 


22,0 


5.041 

9.859 


2.520 

4.930 

-2.753 

-5.384 


2.520 

4.930 

-2.753 

-5.384 


Spanien 

(inkl. Balearen, Kanaren) 


130.000 


266.500 

521.229 


p^ 


256.250 

501.181 


128.125 

250.591 

-59.691 

-116.746 


128.125 

250.591 

-59.691 

-116.746 


Portugal 


15.000 


30.750 

60.142 


p^ 

in 


29.286 

57.278 


14.643 

28.639 

-4.953 

-9.687 


14.643 

28.639 

-4.953 

-9.687 


Italien 


130.000 


266.500 

521.229 


o 


256.250 

501.181 


128.125 

250.591 

-33.268 

-65.066 


128.125 

250.591 

-33.268 

-65.066 


Griechenland 


8 

o 

ö 


61.500 

120.284 


p^ 


59.135 

115.657 


29.567 

57.829 

-21.226 

-41.514 


29.567 

57.829 

-21.226 

-41.514 


Frankreich 


o 

o 

p 

tr! 

VO 


133.250 

260.614 


(N 


130.509 

255.254 


65.255 

127.627 

-22.094 

-43.212 


65.255 

127.627 

-22.094 

-43.212 


Österreich 


O 

O 

O 

d 

o 


1.435.000 

2.806.616 


10,0 


1.304.545 

2.551.469 


652.273 

1.275.735 

-64.546 

-126.240 


652.273 

1.275.735 

-64.546 

-126.240 


Niederlande 


o 

o 

o 

d 

in 


102.500 

200.473 


p^ 

lO" 


96.698 

189.125 


48.349 

94.563 

-8.373 

-16.377 


48.349 

94.563 

-8.373 

-16.377 


Luxemburg 


50.000 


102.500 

200.473 


p^ 

rn 


99.515 

194.634 


49.757 

97.317 

-8.606 

-16.832 


49.757 

97.317 

-8.606 

-16.832 


Belgien 


o 

o 

o 

d 


61.500 

120.284 


o" 


61.500 

120.284 


30.750 

60.142 

-5.319 

-10.402 


30.750 

60.142 

-5.319 

-10.402 




€-Preis 

DM-Gegenwert 


Jahresauflage [ExpLl 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 

[DM] 


Bmttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bmttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 
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Anhang 11: Modellrechnung Zeitung bei Preisharmonisierung mit 

Mehrwertsteuersatz von 0 Prozent 
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(U 


Cd 






c« 




1 


1 

cS 







1.970.000 

3.852.985 


985.000 

1.926.493 

-320.281 

-626.414 


985.000 

1.926.493 

-320.281 

-626.414 


50.000 

97.792 


25.000 

48.896 

-25.790 

-50.440 


25.000 

48.896 

-25.790 

-50.440 


10.000 

19.558 


5.000 

9.779 

-1.893 

-3.702 


5.000 

9.779 

-1.893 

-3.702 


650.000 

1.271.290 


325.000 

635.645 

-125.759 

-245.963 


325.000 

635.645 

-125.759 

-245.963 


130.000 

254.258 


65.000 

127.129 

-21.458 

-41.969 


65.000 

127.129 

-21.458 

-41.969 


400.000 

782.332 


200.000 

391.166 

-78.092 

-152.735 


200.000 

391.166 

-78.092 

-152.735 


100.000 

195.583 


50.000 

97.792 

-20.546 

-40.184 


50.000 

97.792 

-20.546 

-40.184 


10.000 

19.558 


5.000 

9.779 

-2.466 

-4.822 


5.000 

9.779 

-2.466 

-4.822 


330.000 

645.424 


165.000 

322.712 

1.486 

2.907 


165.000 

322.712 

1.486 

2.907 


80.000 

156.466 


40.000 

78.233 

-11.371 

-22.240 


40.000 

78.233 

-11.371 

-22.240 


20.000 

39.117 


10.000 

19.558 

132 

259 


10.000 

19.558 

132 

259 


190.000 

371.608 


95.000 

185.804 

-34.524 

-67.524 


95.000 

185.804 

-34.524 

-67.524 


Nettowarenwert [€] 
[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 
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SUMME Euroland 



Irland 



Finnland 



Spanien 
(inkl. Balearen, Kanaren) 



Portugal 



Italien 



Griechenland 



Frankreich 



Österreich 



Niederlande 



Luxemburg 



Belgien 



■G 9 
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Anhang 12: Modellrechnung Zeitschrift bei Preisharmonisierung 

mit Mehrwertsteuersatz von 0 Prozent 
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Anhang 13; Modellrechnung Zeitung bei Preisharmonisierung mit einer 
Handelsspanne von 40 Prozent (Importeur) 



> 

h. 

1 

sr 1 

fS ^ 

s: 

:: « 


SUMME Euroland 




1.970.000 


1.970.000 

3.852.985 




1.882.459 

3.681.770 




1.129.475 

2.209.062 

-175.805 

-343.845 


752.984 

1.472.708 

-552.297 

-1.080.199 


Irland 


1,00 

1,96 


50.000 


50.000 

97.792 


o 

o" 


50.000 

97.792 


40% 


30.000 

58.675 

-20.790 

-40.661 


20.000 

39.117 

-30.790 

-60.219 


Finnland 


o 

o 

o 

ö 


10.000 

19.558 


22,0 


8.197 

16.031 


4.918 

9.619 

-1.975 

-3.863 


3.279 

6.413 

-3.614 

-7.069 


Spanien 
(inkl. Balearen, Kanaren) 


o 

o 

o 

ö 

m 

VO 


650.000 

1.271.290 




625.000 

1.222.394 


375.000 

733.436 

-75.759 

-148.172 


250.000 

488.958 

-200.759 

-392.651 


Portugal 


o 

o 

o 

ö 

rO 


130.000 

254.258 


irT 


123.810 

242.150 


74.286 

145.290 

-12.173 

-23.808 


49.524 

96.860 

-36.934 

-72.238 


Verkaufspreis in Deutschland 2,00 DM (entsprich 
Annahme: Absenkung auf 1,00 € für alle Euroländer, Handelss^ 


Italien 


o 

o 

o 

ö 

o 


400.000 

782.332 


o 


384.615 

752.242 


230.769 

451.345 

-47.323 

-92.556 


153.846 

300.897 

-124.246 

-243.004 


Griechenland 


o 

o 

o 

ö 

o 


100.000 

195.583 




96.154 

188.061 


57.692 

112.836 

-12.853 

-25.139 


38.462 

75.224 

-32.084 

-62.751 


Frankreich 


0000 1 


10.000 

19.558 


(N 


9.794 

19.156 


5.877 

11.494 

-1.589 

-3.108 


3.918 

7.662 

-3.548 

-6.939 


Österreich 


330.000 


330.000 

645.424 


10,0 


300.000 

586.749 


180.000 

352.049 

16.486 

32.244 


120.000 

234.700 

-43.514 

-85.106 


Niederlande 


o 

o 

o 

ö 

oo 


80.000 

156.466 


'■O 


75.472 

147.610 


45.283 

88.566 

-6.088 

-11.908 


30.189 

59.044 

-21.183 

-41.430 


Luxemburg 1 


OOOOZ 


20.000 

39.117 


rn 


19.417 

37.977 


11.650 

22.786 

1.783 

3.487 


7.767 

15.191 

-2.101 

-4.108 


Belgien 


190.000 


190.000 

371.608 


o 

o' 


190.000 

371.608 


114.000 

222.965 

-15.524 

-30.363 


76.000 

148.643 

-53.524 

-104.685 




€-Preis 

DM-Gegenwert 


Jahresauflage fExpl.l 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 
[DM] 


Handelsspanne 

Importeur 


Bruttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bmttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 
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Anhang 14: Modellrechnung Zeitung bei Preisharmonisierung mit einer 

Handelsspanne von 40 Prozent (Importeur) 





SUMME Euroland 




1.203.000 


2.466.150 

4.823.370 


2.295.248 

4.489.114 




1.377.149 

2.693.468 

-1.002 

-1.959 


918.099 

1.795.646 

-460.051 

-899.782 




Irland 


in ^ 
fN 


1 


1 1 1 


1 1 


40% 


1 1 1 1 


1 1 1 1 


Verkaufspreis in Deutschland 4,00 DM (entspricht 2,05 €) 
Annahme: Preis 2,05 €für alle Euroländer, Handelsspanne Importeur 40% 


Finnland 


3.000 i 


6.150 

12.028 

22,0 


5.041 

9.859 


3.025 

5.916 

-2.249 

-4.398 


2.016 

3.944 

-3.257 

-6.370 


Spanien 

(inkl. Balearen, Kanaren) 


ooooei 


266.500 

521.229 

4,0 


256.250 

501.181 


153.750 

300.709 

-34.066 

-66.628 


102.500 

200.473 

-85.316 

-166.864 


Portugal 


o 

o 

q 

in 


30.750 

60.142 

5,0 


29.286 

57.278 


17.571 

34.367 

-2.024 

-3.959 


11.714 

22.911 

-7.881 

-15.415 


Italien 


130.000 


266.500 

521.229 

4,0 


256.250 

501.181 


153.750 

300.709 

-7.643 

-14.948 


102.500 

200.473 

-58.893 

-115.184 


Griechenland 


ooo'oe 


61.500 

120.284 

4,0 


59.135 

115.657 


35.481 

69.394 

-15.312 

-29.948 


23.654 

46.263 

-27.139 

-53.079 


Frankreich 


65.000 


133.250 

260.614 

2,1 


130.509 

255.254 


78.306 

153.152 

-9.043 

-17.686 


52.204 

102.102 

-35.145 

-68.737 


Österreich 


o 

8 

ö 

o 


1.435.000 

2.806.616 

10,0 


1.304.545 

2.551.469 


782.727 

1.530.881 

65.909 

128.907 


521.818 

1.020.588 

-195.000 

-381.387 


Niederlande 


0000Ç 


102.500 

200.473 

6,0 


96.698 

189.125 


58.019 

113.475 

1.296 

2.535 


38.679 

75.650 

-18.043 

-35.290 


Luxemburg 


o 

o 

o 

ö 

in 


102.500 

200.473 

3,0 


99.515 

194.634 


59.709 

116.780 

1.345 

2.631 


39.806 

77.853 

-18.557 

-36.295 


Belgien 


o 

o 

o 

ö 

(n 


61.500 

120.284 

6,0 


58.019 

113.475 


34.811 

68.085 

784 

1.534 


23.208 

45.390 

-10.819 

-21.161 




€-Preis 

DM-Gegenwert 


Jahresauflage rExpl.l 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 

landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 

[DM] 


Handelsspanne 

Importeur 


Bruttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 



Eigene Darstellung mit fiktiven Werten. 
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Anhang 15: Modellrechnung Zeitung bei Preisharmonisierung unter Annahme 

besserer Verkäufe 



Verkaufspreis in Deutschland 2,00 DM (entspricht 1,02 €) 

Annahme: Absenkung auf 1,00 € für alle Euroländer, Mehrverkauf +20% 


SUMME Euroland 




2.364.000 


2.364.000 

4.623.582 




2.258.951 

4.418.124 


1.129.475 

2.209.062 

-175.805 

-343.845 


1.129.475 

2.209.062 

-175.805 

-299.322 


Irland 


o >o 


8 

o 

ö 


60.000 

117.350 


0,0 


60.000 

117.350 


30.000 

58.675 

-20.790 

-40.661 


30.000 

58.675 

-20.790 

-40.661 


Finnland 


12.000 


12.000 

23.470 


(N 

CS 


9.836 

19.238 


4.918 

9.619 

-1.975 

-3.863 


4.918 

9.619 

-1.975 

-3.863 


Spanien 
(inkl. Balearen, Kanaren) 


o 

o 

o 

ö 

oo 

r-- 


780.000 

1.525.547 




750.000 

1.466.873 


375.000 

733.436 

-75.759 

-148.172 


375.000 

733.436 

-75.759 

-148.172 


Portugal 


g 

o 

MS 


156.000 

305.109 


irT 


148.571 

290.580 


74.286 

145.290 

-12.173 

-23.808 


74.286 

145.290 

-12.173 

-23.808 


Italien 


O 

o 

o 

ö 

oo 

tT 


480.000 

938.798 




461.538 

902.691 


230.769 

451.345 

-47.323 

-92.556 


230.769 

451.345 

-47.323 

-92.556 


Griechenland 


o 

ö 

fN 


120.000 

234.700 




115.385 

225.673 


57.692 

112.836 

-12.853 

-25.139 


57.692 

112.836 

-12.853 

-25.139 


Frankreich 


12.000 


12.000 

23.470 


ri 


11.753 

22.987 


5.877 

11.494 

-1.589 

-3.108 


5.877 

11.494 

-1.589 

-3.108 


Österreich 


396.000 


396.000 

774.509 


10,0 


360.000 

704.099 


180.000 

352.049 

16.486 

32.244 


180.000 

352.049 

16.486 

32.244 


Niederlande 


96.000 


96.000 

187.760 




90.566 

177.132 


45.283 

88.566 

-6.088 

-11.908 


45.283 

88.566 

-6.088 

-11.908 


Luxemburg 


24.000 


24.000 

46.940 


rn 


23.301 

45.573 


11.650 

22.786 

1.783 

3.487 


11.650 

22.786 

1.783 

3.487 


Belgien 


o 

8 

od 

cs 

CN 


228.000 

445.929 


o 

ö" 


228.000 

445.929 


114.000 

222.965 

-15.524 

-30.363 


114.000 

222.965 

-15.524 

-30.363 




€-Preis 

DM-Gegenwert 


Jahresauflage [ExpL] 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 
[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bmttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 



Eigene Darstellung mit fiktiven Werten. 
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Anhang 16: Modellrechnung Zeitschrift bei Preisharmonisierung unter 

Annahme besserer Verkäufe 
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Anhang 17: Modellrechnung Zeitung bei Preisharmonisierung mit 

europaweiter Verkaufspreiserhöhung 



Verkaufspreis in Deutschland 2,00 DM (entspricht 1,02 €) 
Annahme: Preisanhebung auf 1,10 € für alle Euroländer 


SUMME Euroland 




1.970.000 


2.167.000 

4.238.284 




2.070.705 

4.049.947 


1.035.352 

2.024.973 

-269.928 

-527.934 


1.035.352 

2.024.973 

-269.928 

-527.934 


Irland 


1,10 

2,15 


OOO'OS 


55.000 

107.571 


o" 


55.000 

107.571 


27.500 

53.785 

-23.290 

-45.550 


27.500 

53.785 

-23.290 

-45.550 


Finnland 


o 

o 

o 

d 


11.000 

21.514 


cs 

cs 


9.016 

17.635 


4.508 

8.817 

-2.385 

-4.664 


4.508 

8.817 

-2.385 

-4.664 


Spanien 
(inkl. Balearen, Kanaren) 


650.000 


715.000 

1.398.418 


p^ 


687.500 

1.344.633 


343.750 

672.317 

-107.009 

-209.292 


343.750 

672.317 

-107.009 

-209.292 


Portugal 


130.000 


143.000 

279.684 


p^ 

irT 


136.190 

266.365 


68.095 

133.183 

-18.363 

-35.915 


68.095 

133.183 

-18.363 

-35.915 


Italien 


o 

o 

p 

d 

o 


440.000 

860.565 




423.077 

827.467 


211.538 

413.733 

-66.554 

-130.168 


211.538 

413.733 

-66.554 

-130.168 


Griechenland 


o 

o 

o 

d 

o 


110.000 

215.141 


p_ 


105.769 

206.867 


52.885 

103.433 

-17.661 

-34.542 


52.885 

103.433 

-17.661 

-34.542 


Frankreich 


o 

o 

o 

d 


11.000 

21.514 


ri 


10.774 

21.072 


5.387 

10.536 

-2.079 

-4.066 


5.387 

10.536 

-2.079 

-4.066 


Österreich 


330.000 


363.000 

709.966 


O 

o" 


330.000 

645.424 


165.000 

322.712 

1.486 

2.907 


165.000 

322.712 

1.486 

2.907 


Niederlande 


o 

o 

o 

d 

oo 


88.000 

172.113 


p^ 

so 


83.019 

162.371 


41.509 

81.185 

-9.862 

-19.288 


41.509 

81.185 

-9.862 

-19.288 


Luxemburg 


o 

o 

o 

d 

cs 


22.000 

43.028 


p^ 

cn 


21.359 

41.775 


10.680 

20.888 

812 

1.588 


10.680 

20.888 

812 

1.588 


Belgien 


o 

o 

o 

d 

o^ 


o oo 
o 

d 00 
o o 

<N rj- 


o 

d~ 


O oo 
o so 
o r- 
d 00 
o o 

(N 


104.500 

204.384 

-25.024 

-48.943 


104.500 

204.384 

-25.024 

-48.943 




€-Preis 

DM-Gegenwert 


Jahresauflage [ExpL] 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 
[DM] 


Bmttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 



Eigene Darstellung mit fiktiven Werten. 
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Anhang 18: Modellrechnung Zeitschrift bei Preisharmonisierung mit 

europaweiter Verkaufspreiserhöhung 





SUMME Euroland 




1.203.000 


2.887.200 

5.646.872 




2.687.119 

5.255.548 


1.343.560 

2.627.774 

-34.591 

-67.653 


1.343.560 

2.627.774 

-34.591 

-67.653 


Verkaufspreis in Deutschland 4,00 DM (entspricht 2,05 €) 
Annahme: Preisanhebung auf 2,40 € für alle Euroländer 


Irland 


o o\ 

fS" 


1 


1 1 


1 


1 1 


1 1 1 1 


1 1 1 1 


Finnland 


3.000 


7.200 

14.082 


22,0 


5.902 

11.543 


2.951 

5.771 

-2.322 

-4.542 


2.951 

5.771 

-2.322 

-4.542 


Spanien 
(inkl. Balearen, Kanaren) 


o 

o 

o 

ö 


312.000 

610.219 




300.000 

586.749 


150.000 

293.375 

-37.816 

-73.962 


150.000 

293.375 

-37.816 

-73.962 


Portugal 


o 

o 

o 

in 


36.000 

70.410 


in" 


34.286 

67.057 


17.143 

33.529 

-2.453 

-4.797 


17.143 

33.529 

-2.453 

-4.797 


Italien 


130.000 


312.000 

610.219 




300.000 

586.749 


150.000 

293.375 

-11.393 

-22.282 


150.000 

293.375 

-11.393 

-22.282 


Griechenland 


ooooe 


72.000 

140.820 




69.231 

135.404 


34.615 

67.702 

-16.178 

-31.641 


34.615 

67.702 

-16.178 

-31.641 


Frankreich 


65.000 


156.000 

305.109 


fs' 


152.791 

298.834 


76.396 

149.417 

-10.953 

-21.422 


76.396 

149.417 

-10.953 

-21.422 


Österreich 


700.000 


1.680.000 

3.285.794 


10,0 


1.527.273 

2.987.086 


763.636 

1.493.543 

46.818 

91.568 


763.636 

1.493.543 

46.818 

91.568 


Niederlande 


o 

o 

o 

ö 

n 


120.000 

234.700 


vo" 


113.208 

221.415 


56.604 

110.707 

-119 

-232 


56.604 

110.707 

-119 

-232 


Luxemburg 


50.000 


120.000 

234.700 


»n 


116.505 

227.864 


58.252 

113.932 

-111 

-217 


58.252 

113.932 

-111 

-217 


Belgien 


30.000 


72.000 

140.820 


o 

'O 


67.925 

132.849 


33.962 

66.424 

-65 

-126 


33.962 

66.424 

-65 

-126 




€-Preis 

DM-Gegenwert 


1 Jahresauflage TExpll 


Jahresumsatz [€] 

[DM] 


landesspez. MwSt [%] 


Nettowarenwert [€] 

[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Verlag [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 


Bruttoerlös [€] 

Importeur [DM] 

Differenz [€] 

[DM] 



Eigene Darstellung mit fiktiven Werten. 




